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(Beginn: 10.06 Uhr)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne hiermit die 145.
Plenarsitzung des Hessischen Landtags. Ich stelle zu-
nächst die Beschlussfähigkeit fest. – Dem wird nicht
widersprochen, dann ist das so.

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tagesord-
nung darf ich Sie bitten, sich zu einem Nachruf von Ihren
Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von den Plätzen.)

Im Alter von 78 Jahren verstarb am 22. Oktober der frü-
here FDP-Abgeordnete und Staatssekretär a. D. Dr. Wer-
ner Brans.

Dr. Brans wurde am 8. Januar 1929 in Wetzlar geboren.
Nach seinem Abitur war er zunächst als Bau- und Fabrik-
arbeiter tätig. Nach dem Studium in Marburg, München
und Frankfurt am Main legte er 1953 sein Staatsexamen in
den Fächern Deutsch, Geschichte und Philosophie ab.
Nach der Referendarzeit und seiner Promotion im Jahre
1956 war er ab 1957 für fünf Jahre im Schuldienst tätig.

Werner Brans war Mitglied des Hessischen Landtags von
1970 bis 1978 und in dieser Zeit stellvertretender Vorsit-
zender der FDP-Landtagsfraktion. Von 1979 bis 1984 war
er Staatssekretär im Hessischen Ministerium für Landes-
entwicklung, Umwelt, Landwirtschaft und Forsten.

Nach dem Mauerfall und der Öffnung der Grenze ging
Dr. Brans als Aufbauhelfer nach Thüringen, wo er bis 1993
als Staatssekretär im Thüringer Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst arbeitete. Hier wirkte er vor allem an der
Schaffung eines thüringischen Hochschulgesetzes mit.
Auch engagierte er sich in enger Kooperation mit Denk-
malpflegern aus Hessen und dem Hessischen Museums-
verband für ein Denkmalschutzgesetz und ein Museums-
konzept für unser Nachbarland.

Wir verlieren mit Dr. Werner Brans einen Kollegen, der
sich entschieden und verantwortungsvoll für unser Land
eingesetzt hat, in vielfacher Hinsicht lange Jahre die Lan-
despolitik mitgeprägt und mitgestaltet hat und für Hessen
einen guten Namen auch in Thüringen erzeugt hat.

Im Namen des Hessischen Landtags hat Frau Vizepräsi-
dentin Wagner an der Trauerfeier teilgenommen und un-
sere Anteilnahme gegenüber seiner Frau und seinen An-
gehörigen zum Ausdruck gebracht. Der Hessische Land-
tag wird Herrn Staatssekretär a. D. Dr. Werner Brans ein
ehrendes Andenken bewahren. – Ich danke Ihnen.

(Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.)

Meine Damen und Herren, zunächst darf ich auf eine Ver-
änderung im Hause hinweisen. Ich hatte in der letzten
Plenarsitzung Gelegenheit genommen, unsere frühere
Kollegin Birgit Zeimetz-Lorz zu verabschieden, die zum
30. September in den Magistrat der Stadt Wiesbaden ge-
wechselt ist. Ich begrüße in unserer Mitte ihre Nachfolge-
rin, die Abg. Marion Petri, recht herzlich.

(Allgemeiner Beifall)

Sehr geehrte Frau Petri, Sie waren nicht ganz weit weg
vom Geschehen der Landespolitik. Ich wünsche Ihnen
gute Verrichtung in der Kürze dieser Periode; und da Sie
sich wünschen, wieder zu kommen, will ich dem nicht
widersprechen. Alles Gute.

Meine Damen und Herren, die Tagesordnung vom 6. No-
vember 2007 sowie ein Nachtrag vom heutigen Tag mit
insgesamt 71 Punkten liegen Ihnen vor.

Im Nachtrag haben wir die Tagesordnungspunkte 58, 59,
60 und 61 – das sind die Aktuellen Stunden – mit fünf Mi-
nuten je Aktueller Stunde; so haben wir uns verständigt,
entsprechend unserer Geschäftsordnung.Widerspricht je-
mand dieser Regelung? – Das ist nicht der Fall. Dann ru-
fen wir sie am Donnerstag um 9 Uhr auf.

Ihnen liegt vor ein Dringlicher Gesetzentwurf der Frak-
tion der SPD für ein Gesetz zur Vorrangstellung der
unterirdischen Verlegung von Hoch- und Höchstspan-
nungsleitungen, Drucks. 16/8069. Wird die Dringlichkeit
bejaht? – Das ist der Fall. Dann wird das Tagesordnungs-
punkt 72. Zehn Minuten Redezeit sind vereinbart – und
damit von Ihnen ohne Widerspruch so genehmigt.

Noch eingegangen ist ein Dringlicher Entschließungsan-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betref-
fend Tempolimit auf Autobahnen einführen, Drucks.
16/8157.

(Unruhe)

– Zuhören wäre nicht schlecht, meine Damen und Her-
ren.

Wird die Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall. Dann
wird er Tagesordnungspunkt 73, und wir können ihn mit
Tagesordnungspunkt 51 aufrufen. – Das ist so vereinbart
und von Ihnen genehmigt.

Dann kann ich die Tagesordnung so genehmigen lassen.
Widerspricht jemand? – Das ist nicht der Fall, dann ist sie
genehmigt.

Wir tagen heute bis 18 Uhr. Die Abläufe an diesen drei Ta-
gen sind ein bisschen anders als sonst.Aber das haben wir
uns selbst zuzuschreiben, weil wir viel arbeiten wollen.
Wir beginnen mit Tagesordnungspunkt 1, der Frage-
stunde; dann folgt die Nachwahl eines Verwaltungsaus-
schussmitglieds des Staatstheaters Wiesbaden. Danach
fahren wir entsprechend der festgelegten Reihenfolge der
Tagesordnung fort.

Heute Abend wird der Innenausschuss im Anschluss an
die Plenarsitzung in Raum 510 W zusammenkommen –
für die Innenausschussmitglieder.

Meine Damen und Herren, es gibt die „Partnerschaft der
Parlamente“ der Deutsch-Amerikanischen Vereinigung
der Länderparlamentarier e. V. Das ist für uns heute inso-
fern interessant, weil unser Kollege Clemens Reif zum
Präsidenten dieser „Partnerschaft der Parlamente“ ge-
wählt worden ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Tarek Al-Wa-
zir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wo ist er
denn? – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Er arbeitet gerade
dafür!)

– Ich nehme an, dass er gerade weltweit kommuniziert. –
Jedenfalls stellt der Hessische Landtag mit ihm jetzt den
Präsidenten der PdP, und das ist einen Glückwunsch wert.
Lieber Clemens Reif, Glückwunsch und eine gute Ver-
richtung im Sinne von uns allen.

50 Jahre wurde am 1. November Herr Staatssekretär Gerd
Krämer.Wo ist er denn? – Er feiert noch. Ich gebe zu Pro-
tokoll, dass ich ihm gratuliert habe.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Er raucht gerade!)
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– Nein, das tut er nicht. – Gratulation durch den Hessi-
schen Landtag.

Meine Damen und Herren, wir haben Gäste. Hier könnte
man schon sagen: „Alle Jahre wieder“, aber es ist keine
Weihnachtsfeier, sondern ein Informationsbesuch. Die
hessischen Wirtschaftsjunioren sind wieder einmal zu ei-
nem Know-how-Transfer im Landtag, zu vielen Gesprä-
chen mit uns. Ich begrüße Sie herzlich und wünsche Ihnen
auch diesmal wieder einen interessanten Erfahrungsaus-
tausch und einen Lernerfolg – wenn ich das als Schul-
meister einmal so sagen darf. Herzlich willkommen.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, damit kommen wir zu Tages-
ordnungspunkt 1:

Fragestunde – Drucks. 16/7871 –

Ich rufe die Frage 830 des Abg. Bender auf. Bitte schön,
Herr Abgeordneter.

Bernhard Bender (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Warum wurde in der Gesamtschule in Grebenhain das
Unterrichtsangebot in evangelischer und katholischer Reli-
gion um 50 % gekürzt?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Wolff.

(Unruhe)

– Augenblick, Frau Ministerin. Wir machen es wie in der
Schule. Wir warten, bis alle ruhig sind. – Sie haben das
Wort.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Herr Abg. Bender, in der Oberwaldschule Grebenhain
wurde der Unterricht aufgrund einer besonderen Aus-
nahmesituation im Fach Religion vorübergehend gekürzt,
da die beiden Pfarrer, evangelisch und katholisch, pensio-
niert wurden, eine Kollegin mit Missio in Pension und
eine Kollegin in Elternzeit ging. Trotz intensiver Bemü-
hungen konnte rechtzeitig zum Schuljahresbeginn kein
ausreichender Ersatz gefunden werden. Das Schulamt
konnte aber ab Beginn November einen neuen Gestel-
lungsvertrag im Umfang einer halben Stelle ermöglichen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Bender.

Bernhard Bender (SPD):

Wie ist die Stellungnahme der evangelischen und der ka-
tholischen Kirche ausgefallen, um eine Lösung dieses Pro-
blems zu finden?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Ministerin.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Herr Abg. Bender, dazu liegt mir nichts vor.Aber ich gehe
davon aus, dass ein Gestellungsvertrag zur Voraussetzung
hat, dass die Kirchen dem zustimmen und auch entspre-
chendes Personal haben.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Bender stellt eine Zusatzfrage.

Bernhard Bender (SPD):

Frau Ministerin, könnten Sie mir die Stellungnahme
schriftlich nachliefern?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Sofern uns eine schriftliche Stellungnahme vorliegt, kann
ich das gerne tun. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in den Staatlichen Schulämtern und auch im Ministerium
sind nicht nur an dieser Angelegenheit interessiert, son-
dern auch sehr engagiert, damit die Abdeckung des Reli-
gionsunterricht in allen Teilen des Landes sichergestellt
werden kann.

Präsident Norbert Kartmann:

Danke schön. – Wir kommen damit zu Frage 831 des
Herrn Abg. Heidel.

Heinrich Heidel (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Was gedenkt sie in Bezug auf die Jugendherberge Burg
Hessenstein zu tun?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister der Finanzen, Sie haben das Wort.

Karlheinz Weimar, Minister der Finanzen:

Herr Abgeordneter, das Hessische Immobilienmanage-
ment ist gemeinsam mit den Verantwortlichen aus Eder-
bringhausen und dem Landkreis Waldeck-Frankenberg
bemüht, das Deutsche Jugendherbergswerk für den
Weiterbetrieb der Jugendherberge zu gewinnen. Dazu
wurden bereits die Übernahme der Kosten für die Brand-
schutzmaßnahmen und eine noch abzustimmende Beteili-
gung an der Sanierung der Gebäude in Aussicht gestellt.

In weiteren Gesprächen sollen die noch nicht abschlie-
ßend bekannte Konzeption des Deutschen Jugendher-
bergswerks und deren Finanzierung geklärt werden. Ich
sage dazu: Das Gespräch ist auf den 15. November 2007,
also übermorgen, datiert.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Abg. Heidel stellt eine Zusatzfrage.
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Heinrich Heidel (FDP):

Herr Minister, habe ich Sie richtig verstanden, dass die
Hessische Landesregierung alles unternehmen wird, um
die Wiedereröffnung der Jugendherberge Burg Hessen-
stein sicherzustellen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister Weimar, Sie haben das Wort.

Karlheinz Weimar, Minister der Finanzen:

Herr Abgeordneter, Sie haben sich dankenswerterweise
in dieser Angelegenheit sehr eingesetzt. Dies haben auch
Frau Ravensburg und Herr Kahl getan. Der Kreisbeige-
ordnete Wilke und alle anderen Beteiligten sind sehr da-
rum bemüht, eine Lösung dieser Frage zu finden.

Man muss aber auch Folgendes sehen. Im Jahre 2002 hat,
nachdem das Hessische Immobilienmanagement die
Burg übernommen hatte, eine Brandschutzbegehung
stattgefunden. Damals erhielt das Jugendherbergswerk
die Auflage, Brandschutzmaßnahmen durchzuführen. Das
wurde auch mit dem Hinweis darauf nicht gemacht, dass
das Deutsche Jugendherbergswerk finanziell dazu nicht in
der Lage sei.

Zwischenzeitlich haben wir dann gesagt: Ja, wir führen die
Brandschutzmaßnahmen durch. – In der nächsten Stufe
hat sich allerdings ergeben, dass aufgrund der Brand-
schutzmaßnahmen die Zahl der Betten reduziert werden
muss bzw. die Einrichtung nur noch in geringerem Maße
genutzt werden kann.

Dann kam in der nächsten Stufe: Dann müssen wir aber
anbauen bzw. bauen, also weitere Investitionen tätigen. –
Jetzt sind wir schon bei – was weiß ich – 2,5 Millionen c
gewesen.

Dazu muss man auch sagen: Die Jahresmiete liegt wohl
unter 1.000 c. Wir haben bei dieser Angelegenheit also
nicht mehr viel Spielraum. Trotzdem haben wir gesagt:
Okay, wir beteiligen uns finanziell auch an den Baumaß-
nahmen. – Denn das wird, so glaube ich, seit 68 Jahren als
Jugendherberge genutzt.

Wir haben also gesagt: Wir beteiligen uns an den Kosten.
– In der nächsten Stufe wurde dann gesagt: Der Standard
ist nicht ausreichend gut. – Das heißt, unabhängig davon,
dass 2,5 Millionen c bereits eingeplant waren – für den
Brandschutz 800.000 c, der Rest für den Umbau –, ist
jetzt schon abzusehen, dass wahrscheinlich noch weiterge-
hende Forderungen im Raum stehen werden. Obwohl wir
diese Diskussion geführt haben, wurde der Vertrag zum 1.
November 2007 gekündigt.

Dankenswerterweise gab es dann die Initiative des Herrn
Wilke, aufgrund derer sich alle an einen Tisch gesetzt ha-
ben, um zu schauen, was man da machen kann. Ich hoffe
sehr, dass nicht die Bereitschaft, das weiter zu diskutieren,
enden wird und das am Ende doch irgendwie gegen die
Wand läuft. Denn das Ganze hängt natürlich schon ein
Stück weit davon ab, ob das Deutsche Jugendherbergs-
werk ernsthaft und endgültig bereit ist, diese Maßnahme
zu machen.Wir haben schließlich auch einen Vertrag über
30 Jahre angeboten. Den könnten sie bekommen, nach-
dem wir entsprechend investiert haben.

Ich bin der Gemeinde und dem Kreis sehr dankbar, dass
sie da mit dabei sind. Möglicherweise werden wir noch
einmal darüber reden müssen. Ich sagte es bereits: Das

neue Konzept wird übermorgen vorgestellt werden. – Ob
die Probleme damit bewältigt werden können, weiß ich
nicht. Dazu kann ich nichts sagen. Wir wollen versuchen,
dort zu helfen. Wir wollen die Nutzung sicherstellen.

Wenn wir da aber zum Ende kommen sollten, müssten wir
mit dem Kreis und der Gemeinde weiter darüber reden,
was wir gegebenenfalls dort gemeinschaftlich unterneh-
men könnten. Eines ist jedenfalls klar: Die Brandschutz-
maßnahmen müssen wir machen und werden wir machen.

Präsident Norbert Kartmann:

Vielen Dank. – Es folgt eine Zusatzfrage des Herrn Kol-
legen Frömmrich.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, wenn das Jugendherbergswerk definitiv sa-
gen würde, dass es diese Herberge nicht mehr betreiben
will, würden Sie dann unter Umständen zu Ihrer Zusage
stehen, die für den Fall gelten soll, dass der Landkreis und
die Gemeinde möglicherweise einen Dritten finden wür-
den, der diese Herberge weiterbetreiben würde? Eine
Idee, die im politischen Raum schon einmal diskutiert
wurde, war die, dass der Weiterbetrieb über die Beschäfti-
gungsgesellschaft des Landkreises Waldeck-Frankenberg
erfolgen könnte.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Weimar, Sie haben das Wort.

Karlheinz Weimar, Minister der Finanzen:

Herr Abgeordneter, ich habe schon gesagt, dass das Deut-
sche Jugendherbergswerk im Moment noch das Prä hat.
Wir wollen uns erst einmal anschauen, welche Vorstellun-
gen sie dazu haben.

Wenn wir mit dem Jugendherbergswerk nicht zurande kä-
men, wäre natürlich der Weiterbetrieb unter einer ande-
ren Trägerschaft das Optimale. Denn wir können uns re-
lativ schlecht vorstellen, was man ansonsten mit dieser
Immobilie machen könnte. Außerdem ist das wohl auch
ein Anlaufpunkt für Schulklassen. Es ist ein Anlaufpunkt
in der gesamten Region.

(Reinhard Kahl (SPD): Naturschutzverbände!)

Die Naturschutzverbände kommen dort hin. Es gibt dort
Bildungsmaßnahmen im Zusammenhang mit dem Eder-
see und dem Nationalpark Kellerwald.

Wir können uns sehr gut vorstellen, dass wir auch eine Lö-
sung mit den Gebietskörperschaften finden könnten. Wir
würden dann die Voraussetzungen dafür schaffen, dass
das weiterbetrieben werden kann.

Eines muss man aber sehen. Da muss ich jetzt wirklich
auch einmal die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Hessischen Immobilienmanagements in Schutz nehmen.
Die haben sich sehr bemüht.Wenn das auch aufgrund der
Standards hinsichtlich der Kosten nach oben hinausläuft,
dann müssen wir halt gucken, wo die Deadline liegt, ab
der das einfach nicht mehr geht. Ich will das noch einmal
sagen: Ich weiß es nicht genau, aber ich glaube, wir be-
kommen 400 c Jahresmiete. Das ist nicht so toll.
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Ich bin durchaus bereit, sehr dafür zu werben, dass, wenn
der Fall eintritt, dass das mit dem Deutschen Jugendher-
bergswerk nicht funktioniert, wir mit dem Kreis und der
Gemeinde etwas machen. Wir würden dann natürlich
auch zu unseren finanziellen Zusagen stehen. Denn letz-
ten Endes betrifft es unsere Immobilie. Wenn die ver-
nünftig genutzt würde, wäre das gar nicht schlecht.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege Kahl stellt eine Zusatzfrage.

Reinhard Kahl (SPD):

Wir gehen davon aus, dass die Auflagen aufgrund des
Brandschutzes zumindest für die nächste Zeit deutlich re-
duziert wurden. Demnach wäre ein Weiterbetrieb im
Frühjahr 2008 mit relativ wenig Einsatz von Geld mög-
lich. Ich will ausdrücklich dafür danken, dass sich die Lan-
desregierung für den Weiterbetrieb einsetzen will und
auch bereit ist, zu investieren.

Ist die Landesregierung bereit, gegenüber dem Jugend-
herbergswerk auch einmal deutlich zum Ausdruck zu
bringen, dass die eigentliche Aufgabe einer Jugendher-
berge darin besteht, Übernachtungsmöglichkeiten für
Schulklassen und insbesondere auch für Grundschulklas-
sen zur Verfügung zu stellen, zumal diese Jugendherberge
natürlich ein Flair hat, das man in einer neuen Jugendher-
berge gar nicht herstellen kann? Ist die Landesregierung
bereit, das Jugendherbergswerk auf seine eigentliche
Kernaufgabe einmal hinzuweisen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Weimar, Sie haben das Wort.

Karlheinz Weimar, Minister der Finanzen:

Herr Abgeordneter, ich habe nicht umsonst die Abfolge
der Vorstellungen und Forderungen dargestellt. Erst ging
es um die Brandschutzmaßen. Dann ging es um den
Brandschutz plus Um- bzw. Anbau. Dann kam noch die
Forderung nach der Erhöhung des Standards dazu.

Ich glaube schon, dass wir gemeinschaftlich auch schauen
müssen, wann das Ende der Fahnenstange erreicht ist. Die
ursprüngliche Nutzung, gerade auch durch Schulklassen,
sollte nicht durch hohe Kosten am Ende unmöglich ge-
macht werden.

Ich bin aber eigentlich guten Mutes, dass man das mit dem
Kreis und der Gemeinde gemeinschaftlich festlegen kann.
Ich bin in dieser Frage ganz offen.

Auf der anderen Seite muss ich allerdings nach der für uns
doch etwas überraschend erfolgten Kündigung zum 1. No-
vember 2007 auch sagen: Die Angelegenheit muss in der
nächsten Zeit entschieden werden. – Ich bin dazu gerne
bereit. Gegebenenfalls müssen wir eben gemeinschaftlich
einen anderen Weg wählen.

Präsident Norbert Kartmann:

Danke schön. – Wir kommen damit zu Frage 832 der Frau
Abg. Beer.

Nicola Beer (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Aus welchen Gründen hat sie die Stellen für den bilingua-
len Unterricht von 0,5 auf 0,3 Stellen reduziert, sodass den
Schulen mit bilingualen Zweigen anstatt bisher 13 Stunden
nur noch 8 Stunden zur Versorgung des bilingualen Unter-
richts zur Verfügung stehen?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kultusministerin Wolff, Sie haben das Wort.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Kollegin Beer, laut Erlass vom 27. Juni 2006 – das ist
also schon ein bisschen länger her –, also seit dem Schul-
jahr 2006/2007, steht den Schulen ein zusätzlicher Stellen-
anteil von 0,31 zur Verfügung. Damit können acht Stun-
den Unterricht abgedeckt werden. In einem bilingualen
Zweig fällt in der Regel je eine zusätzliche Stunde pro
Jahrgangsstufe an. In der 6. Klasse fällt diese zusätzliche
Stunde in der jeweiligen Fremdsprache an, in den Jahr-
gängen 7 bis 11 in dem bilingual unterrichteten Sachfach.
In der gymnasialen Oberstufe ist für den bilingualen
Grundkurs die gleiche Stundenzahl zu veranschlagen wie
für andere Grundkurse, sodass sich dort kein Mehrbedarf
ergibt.

Wenn eine Schule einen bilingualen Zug in Französisch
und Englisch hat, dann verdoppelt sich der zusätzliche
Stellenanteil auf 0,62. Schulen, die gleichzeitig zum Er-
werb der deutschen allgemeinen Hochschulreife und des
französischen Baccalauréat hinführen, erhalten zusätzlich
0,5 Stellen.

Hinzuweisen ist darauf, dass sich in den Jahren 1994 bis
2006 die Zahl der bilingualen Schulen von sieben auf 81
gesteigert hat.

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Abg. Beer stellt eine Zusatzfrage.

Nicola Beer (FDP):

Frau Ministerin, die bilingual arbeitenden Schulen berich-
ten aber, dass das bestehende zweisprachige Bildungsan-
gebot dadurch gefährdet sei und dass der Aufbau neuer
Bildungsangebote damit empfindlich erschwert werde.
Deswegen meine Frage: Finden Sie nicht, dass das auch
vor dem Hintergrund des Zusammenwachsens in Europa
etwas ist, was weiter ausgebaut werden müsste? Wie wol-
len Sie verhindern, dass der Aufbau weiterer bilingualer
Züge empfindlich erschwert wird?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Ministerin.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Abgeordnete, man wird sicherlich sagen müssen,
dass diejenigen, die angefangen haben, bilinguale Ange-
bote aufzubauen, eine zusätzliche Ressource brauchten,
um landesweit Unterstützungsleistungen zu bieten. Diese
Maßnahme ist aber heute nicht mehr im Aufbau begrif-
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fen, sodass hinzutretende Schulen von den Erfahrungen
der bereits praktizierenden 81 Kurse profitieren können.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 833, Herr Abg. Heidel.

Heinrich Heidel (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Wie gedenkt sie, nachdem der Familienatlas 2007 unter 439
kreisfreien Städten und Landkreisen Waldeck-Franken-
berg bei der Schüler-Lehrer-Relation auf Platz 438 bewer-
tet hat, diesen misslichen Umstand umgehend zu beseiti-
gen?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kultusministerin Wolff.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Herr Kollege Heidel, die Hessische Landesregierung
stellt seit 1999 durch die Unterrichtsgarantie sicher, dass
für alle in der Stundentafel vorgesehenen Stunden Leh-
rerstellen vorhanden sind. Das gilt auch für den Kreis
Waldeck-Frankenberg.

Durch das bei der Berechnung der Schüler-Lehrer-Rela-
tion nicht berücksichtigte Programm „Unterrichtsgaran-
tie plus – für eine verlässliche Schule“ stehen überdies zu-
sätzliche Kräfte zur Verfügung, mit deren Hilfe sicherge-
stellt ist, dass zwischen der ersten und der sechsten Stunde
keine im Stundenplan vorgesehene Stunde ausfällt.

Die damit verbundenen Ressourcen werden bei der im
Familienatlas angegebenen Schüler-Lehrer-Relation be-
dauerlicherweise nicht berücksichtigt. Die Schüler-Leh-
rer-Relation lässt als Input-Faktor kaum Aussagen sowohl
über die Qualität von Schule und Unterricht als auch über
die Klassengrößen zu. Hingegen werden z. B. verbesserte
Schülerleistungen, wie sie etwa aus den Ergebnissen der
Landesprüfungen und dem Mathematikwettbewerb oder
an der Verringerung der Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler ohne Schulabschluss ablesbar sind, im Familienatlas
nicht berücksichtigt. Dieses führt auch dazu, dass Land-
kreise in Hessen, die bei den Schülerleistungen zu den
besten gehören, in dieser Studie nicht hinreichend gewür-
digt werden.

Wenn man diese Studie trotzdem heranziehen möchte,
weise ich außerdem darauf hin, dass Waldeck-Franken-
berg hinsichtlich der Klassengrößen in der Primarstufe
auf einem der vorderen Plätze und bei der Sekundarstufe
I im Mittelfeld steht.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Kultusministerin, wenn Sie beklagen, dass die U-
plus-Stellen nicht mitgerechnet werden, warum haben Sie
dann im Herbst 2003 reguläre Lehrerstellen gestrichen,
die mitgezählt würden?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Wolff.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Herr Kollege Al-Wazir, genau das ist ein weiterer Faktor,
der im Familienatlas und auch in IW-Studien nicht veran-
schlagt wird, nämlich die Tatsache, dass wir 4.300 Stellen
mehr haben als zum Zeitpunkt der Regierungsüber-
nahme 1999, dass damit 115.000 Stunden zusätzlich unter-
richtet werden können. Dies schlägt sich in den genannten
Studien bedauerlicherweise ebenso wenig nieder wie die
faktische Größe der Klassen. Die abstrakte Schüler-Leh-
rer-Relation gibt keine Auskunft über den tatsächlichen
Unterricht und die Klassengrößen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Die Frage 834 ist vom Fragesteller zurückgezogen wor-
den.

Wir kommen zu Frage 835. Herr Abg. Kaufmann.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich frage die Landesregierung:

Auf welche Untersuchungen bzw. Berechnungen stützt sie
die folgende Aussage des Ministerpräsidenten in einem
Interview mit der „Frankfurter Neuen Presse“ im August
2007: „Nach den neuesten Lärmberechnungen ... kann je-
doch sogar eine zunehmende Zahl von Starts und Lan-
dungen in der Nacht-Kernzeit stattfinden, ohne dass es für
die Menschen in der Nachbarschaft des Flughafens lauter
wird“?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Ministerpräsident.

Roland Koch, Ministerpräsident:

Herr Abg. Kaufmann, ich unterstelle, dass Sie die Frage
stellen, auf welche Behauptung sich diese Aussage stützt,
denn nicht die Landesregierung hat etwas gesagt, sondern
ich habe etwas gesagt.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie gehören doch der Landesregierung
an!)

– Wenn Sie aber fragen, auf welche Untersuchungen die
Landesregierung die Aussage des Ministerpräsidenten
stützt, kann die Landesregierung nicht antworten, denn
sie hat damit nichts zu tun.Aber Sie können eine Antwort
auf die Frage haben, worauf sich der Ministerpräsident
bei dieser Aussage gestützt hat. Das ist eine Frage der
Grammatik.

(Heiterkeit bei der CDU – Zuruf von der SPD: Das
ist Sandkastenniveau!)

Die Frage, die Sie gestellt haben, ist in einem Interview
mit der „Frankfurter Neuen Presse“ vom August 2007 be-
gründet. Die Bemerkungen, die ich damals gemacht habe,
beziehen sich auf die Beratungen des Regionalen Dialog-
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forums, die damals noch nicht in vollem Umfang öffent-
lich waren.

In den Beratungen des Dialogforums wurde das System
des Anti-Lärm-Pakts behandelt. In diesem Anti-Lärm-
Pakt ist man konkret auf den Gedanken des Lärmindex
eingegangen, der mit der Mechanik arbeiten will – und
das auch vorschlägt –, durch eine Vielzahl von Verbesse-
rungen in einem sehr komplexen System aktiven und pas-
siven Lärmschutzes zu erreichen, dass eine Lärmvermin-
derung stattfindet, die gegen die Zahl der Flugbewegun-
gen gerechnet wird. So soll erreicht werden, dass selbst bei
einer Ausweitung des Flugbetriebs im Falle einer Erwei-
terung des Flughafens der Lärmindex am Ende zurückge-
fahren werden kann. Das ist das Ziel, das sich das Regio-
nale Dialogforum vorgenommen hat.Auf dieses Ziel habe
ich Bezug genommen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kaufmann.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Ministerpräsident, sind Ihnen empirische Untersu-
chungen bekannt, dass eine zunehmende Zahl von Starts
und Landungen zu weniger Lärm führt?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Ministerpräsident.

Roland Koch, Ministerpräsident:

Herr Abgeordneter, ich nehme zunächst mit Respekt und
Anerkennung zur Kenntnis, wie sorgfältig und umfänglich
sich das Regionale Dialogforum in den letzten Jahren mit
unterschiedlichen Fragen und Phänomenen befasst hat,
auch umfängliche Gutachten, die der Hessische Landtag
mit beträchtlichen Millionenbeträgen unterstützt hat, in
Auftrag gegeben hat, um sich kundig zu machen. Deshalb
habe ich überhaupt keinen Anlass, den Vereinbarungen
und Beschlüssen, die das Ergebnis der Arbeit des Dialog-
forums sind, zu unterstellen, sie seien nicht wissenschaft-
lich. Das genaue Gegenteil ist der Fall. Wahrscheinlich ist
in einer vorbereitenden Phase selten so umfänglich mit
Gutachten gearbeitet worden.

Ob man einzelne Ergebnisse am Ende teilt – in meiner
Position oder in Ihrer Position –, ist eine zweite Frage. Ich
finde es aber dem Regionalen Dialogforum gegenüber
unfair, zu unterstellen, die Arbeit erfolge nicht auf einer
wissenschaftlichen Basis.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Um Ihnen in der Sache einen Hinweis zu geben – obwohl
nicht unterstellt werden kann, dass Sie die Antwort auf
die Frage nicht wüssten –, aber auch um einen Hinweis in
der Öffentlichkeit zu geben, will ich Sie darauf hinweisen,
dass die Frage, in welcher Weise man startet und landet, in
welcher Weise man Lärmschutz betreibt, mit welchen Ma-
schinen man startet und landet und welche technischen
Voraussetzungen beim Starten und Landen verwendet
werden, Elemente sind, die teilweise einen erheblichen
Einfluss auf die Lärmentwicklung in der betroffenen Re-
gion haben.

Wenn man dieses zusammenrechnet, kann man weitere
deutliche Lärmverminderungen erreichen, wie das in den
letzten Jahren durch die verschiedenen Kategorisierun-
gen schon geschehen ist. Der Frankfurter Flughafen ist,
international betrachtet, der Flughafen, der seine Lande-
gebühren am striktesten an den Lärmemissionen ausrich-
tet, sodass wir hier einen sehr deutlichen Parameter ha-
ben, der sicherlich auch in Zukunft ein gutes Instrument
ist, um eine solche Planung weiterhin zu betreiben.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Al-Wazir.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Ministerpräsident, die technischen Elemente waren
für die Bewertung von Flugbewegungen am Tag gedacht.
Deshalb frage ich, zum eigentlichen Punkt zurückkom-
mend: Halten Sie die Erwähnung einer zunehmenden
Zahl von Flügen in der Nacht-Kernzeit für die Umsetzung
Ihres Versprechens eines Nachtflugverbots?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Ministerpräsident.

Roland Koch, Ministerpräsident:

Darüber habe ich mich in dieser Frage nicht ausgelassen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Kaufmann.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Ministerpräsident, habe ich Ihre eben gerade ge-
machten Ausführungen so zu verstehen, dass Sie von einer
empirisch messbaren Verringerung der Lärmbelastung
der Bevölkerung rund um den Flughafen in den letzten
Jahren ausgehen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Ministerpräsident.

Roland Koch, Ministerpräsident:

Herr Abgeordneter, auch dazu hat das Regionale Dialog-
forum, wie auch die Fluglärmkommission, in den letzten
Jahren ausführliche Untersuchungen angestellt, die – wie
auch der Lärmindex in seiner Struktur – zwei sehr unter-
schiedliche Elemente beinhalten, einerseits das Aufwach-
sen von Flugbewegungen und andererseits die Reduzie-
rung der Lärmbelastungen durch die einzelnen Flugbe-
wegungen. Die Effekte in diesem Bereich sind unter-
schiedlich. Beispielsweise hat die Herausnahme der Ga-
laxy-Flugzeuge und anderer amerikanischer Flugzeugty-
pen zu einer Verringerung der Lärmbelastung in der
Nacht geführt. Das ist objektiv der Fall.

Trotzdem führt eine Ausweitung des Flugbetriebs trotz
leiserer Flugzeuge insgesamt gesehen nach wie vor dazu,
dass wir eine erhebliche Lärmbelastung haben. Niemand
verschweigt ja, dass es eine erhebliche Lärmbelästigung
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auch in Zukunft geben wird; denn ohne eine solche kann
der Flughafen nicht betrieben werden. Das ist ja der
Grund Ihrer politischen Agitation, und das ist der Grund
unserer Auseinandersetzung.

Präsident Norbert Kartmann:

Letzte Zusatzfrage, Frau Abg. Wagner.

Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP):

Herr Ministerpräsident, teilen Sie meine Auffassung, dass
der Präsident der Technischen Universität Darmstadt, in
deren Fachbereich Maschinenbau seit Jahrzehnten über
die Lärmbelastung nicht nur theoretisch, sondern auch
praktisch geforscht wird, einen wissenschaftlich fundier-
ten Beitrag in die Mediation eingebracht hat?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Ministerpräsident.

Roland Koch, Ministerpräsident:

Frau Abgeordnete, ich will noch einmal ausdrücklich be-
tonen, dass ich glaube, dass das, was im Regionalen Dia-
logforum geschehen ist – – Ich will in Klammern einfügen:
Natürlich ist bei den Kollegen der Fraktion der GRÜ-
NEN der Maßstab bei der Beantwortung der Frage, ob
das ein hilfreiches Ergebnis ist, ein anderer als bei den an-
deren Fraktionen dieses Hauses. Ich glaube aber schon,
dass keiner bestreiten wird, dass die Diskussionen, die im
Regionalen Dialogforum geführt werden, erheblich zur
Versachlichung der Auseinandersetzung beigetragen ha-
ben.

Punkt zwei. Das war nur möglich, weil unter der Führung
von Herrn Prof. Wörner auf eine strikte Sachbezogenheit
und Wissenschaftlichkeit der Analysen in der Absiche-
rung geachtet worden ist. Deshalb ist dort nach meiner
Ansicht ein sehr respektables Ergebnis herausgekom-
men, sodass jetzt Planfeststellungsbehörde und andere er-
wägen müssen, inwieweit man das wo implementieren
kann. Wir betreten dort viel Neuland. Aber es ist auch
Aufgabe des Dialogforums gewesen, nach neuen Strate-
gien zu suchen, die wir jetzt sehen und wo wir schauen
müssen, wie wir damit umgehen.

Das Einzige, was ich wirklich unangemessen fände – auch
aus der Sicht, wenn es ein Eindruck im Hessischen Land-
tag wäre –, ist, den Beteiligten vorzuwerfen, sie würden
nicht wissenschaftlich arbeiten. Sie haben sehr präzise ge-
arbeitet. Ich finde, unabhängig davon, wie am Ende die
Ergebnisse aller Beteiligten sind, haben sie dafür großen
Respekt und Dank – auch des Hessischen Landtags – ver-
dient.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 836, Herr Abg. von Hunnius.

Roland von Hunnius (FDP):

Ich frage die Landesregierung:

Aus welchen Gründen hat sie in diesem Jahr noch keine
Anträge aus dem Programm „Naturnahe Gewässer“ be-
willigt?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Abg. von Hunnius, bisher wurden in diesem Jahr für
fünf neue Renaturierungsmaßnahmen Zuwendungen in
einer Höhe von 675.350 c aus dem Aufkommen der Ab-
wasserabgabe bewilligt. Weitere Bewilligungen mussten
wegen des drastischen Rückgangs der Abwasserabgabe
zurückgestellt werden. Dieser Einnahmerückgang ist auf
die Inanspruchnahme von Verrechnungsmöglichkeiten
durch die Zahlungspflichtigen zurückzuführen. Diese
können Investitionen zum Gewässerschutz mit den zu
zahlenden Abwasserabgaben verrechnen.

Gleichzeitig sinkt durch die Investitionen im Abwasser-
bereich die Schmutzfracht in den Gewässern, was eben-
falls eine Reduzierung der Abgabelast nach sich zieht.
Dieser Steuerungseffekt der Abwasserabgabe ist ge-
wünscht und wird auch künftig zu einer Abnahme des Ab-
gabeaufkommens führen. Rückflüsse aus gebundenen
Ausgaberesten in Höhe von ca. 1 Million c sollen noch in
diesem Jahr für weitere Zuschüsse für Renaturierungs-
maßnahmen verwendet werden.

Am Mittwoch hat der Haushaltsausschuss beschlossen,
die Renaturierung über Ökopunktehandel zu unterstüt-
zen. Durch diesen Antrag können bis zu 5 Millionen c,
allerdings erst ab dem Jahre 2008, zusätzlich in die Rena-
turierungsmaßnahmen fließen. Durch einen Vertrag zwi-
schen der HLG und der Hessischen Straßen- und Ver-
kehrsverwaltung wird zudem der Handel von Ökopunk-
ten bei Kompensationsverpflichtungen, die auch aus In-
frastrukturprojekten resultieren, deutlich gestärkt. Auch
dies kommt der Gewässerrenaturierung zugute.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Heidel.

Heinrich Heidel (FDP):

Herr Minister, werden die jetzt nicht bewilligten Projekte
im kommenden Jahr vorrangig behandelt?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Heidel, wir werden in diesem Jahr noch etwa
1 Million c dafür bewilligen können. Über die Reihen-
folge haben wir noch keine Entscheidung getroffen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Abg. Hammann.
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Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, ich frage Sie:Wie viele Anträge und in wel-
cher Höhe konnten aufgrund der fehlenden Mittel nicht
beschieden werden, und wie denkt man daran, das, was
von den Kommunen gefordert wird, umzusetzen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Abg. Hammann, in diesem Jahr konnten bewilligt
werden: für Hirschhorn am Neckar 2.800 ha, Hessischer
Wasserverband Diemel 214.000 c, Mühlheim am Rhein
397.000 c, Mühlheim am Rhein noch einmal 51.000 c,
Lichtenfels 8.300 c,

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich wollte nicht wissen, wer!)

und acht wurden nicht bewilligt, die ich Ihnen aber als
Unterlage geben kann.

Präsident Norbert Kartmann:

Man sollte immer bis zum Schluss warten, wenn einer
spricht.

Meine Damen und Herren, die Frage 837, Frau Abg. Hof-
meyer.

Brigitte Hofmeyer (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Warum beabsichtigt sie, im Reinhardswald (Landkreis
Kassel) ein ca. 50 km langes Wildschutzgatter für etwa
1 Million c zu erneuern, obwohl dies von Fachleuten ab-
gelehnt wird?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Abg. Hofmeyer, die begrenzte Haltbarkeit des Zaun-
materials, das zu überwiegenden Teilen aus hölzernen
Hürdengattern besteht, sowie die Sturmschäden durch
Kyrill haben die Wirkung der Zaunanlage, wie übrigens
auch in anderen Landesteilen, in sehr vielen Fällen de
facto aufgehoben. Zur Verfolgung der in der Anordnung
über das Wildschutzgebiet Reinhardswald dargestellten
Ziele zur Abwendung von erheblichen Wildschäden
außerhalb des Wildschutzgebietes wird die Funktionsfä-
higkeit von Zaunanlagen wiederhergestellt.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Häusling.

Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, warum wird der Wildbesatz nicht so weit
reduziert, dass ein Gatter überflüssig wird?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Häusling, im Jahre 1987 wurde beschlossen,
dass dieser Bereich in einer Größenordnung von 1.800 ha
zum Wildschutzgebiet erklärt werden sollte. Wir als Hes-
sische Landesregierung halten daran fest, weil wir vor al-
len Dingen wissen, dass, wenn dieses Gatter abgebaut ist,
in erheblichem Maße das Wild reduziert werden muss, um
Wildschäden im landwirtschaftlichen Bereich zu verhin-
dern.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Abg. Grumbach.

Gernot Grumbach (SPD):

Herr Minister, haben Sie sich damit auseinandergesetzt,
dass seit Jahrzehnten darüber geredet wird, dass es um
nichts anderes als um die Sicherung einer günstigen Jagd
für eine Reihe von privilegierten Jägern geht?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Das streite ich eindeutig ab. Wir laden zu Jagden ein. Das
sind nicht nur privilegierte Jäger, sondern wir haben ein-
deutig gesagt, dass das als Wildschutzgebiet genutzt wer-
den soll, dass die bodenständige – das ist auch in dem Er-
lass von 1987 nachzulesen – Vegetationsdecke aufgegeben
wird, auch in höheren Bereichen, wenn das Wild mögli-
cherweise bessere Äsungsflächen außerhalb des Gatters
findet. Ich meine, dass es deswegen wichtig ist, dass wir
den Zaun dort, wo es notwendig ist, wieder in Ordnung
bringen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Abg. Hofmeyer.

Brigitte Hofmeyer (SPD):

Herr Minister, es gibt landesweit für Wild keine vergleich-
bare Einzäunung. Ich habe vor Ort sowohl mit Jägern als
auch mit Forstleuten gesprochen. Die haben mir glaub-
haft versichert, dass sich ein modern ausgerichtetes öko-
logisches Wildmanagement – wie man das so bezeichnet –
längst von Jagdgattern verabschiedet hat. Meine Frage ist,
warum sich die Landesregierung dieser neuen Erkenntnis
noch nicht genähert hat.
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Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Abg. Hofmeyer, das sehen wir anders. Es ist auch
nicht so, dass es nur im Reinhardswald Wildschutzgebiete
gibt, sondern auch am Edersee – also innerhalb des Na-
tionalparks, wo von diesen 5.700 ha knapp 5.000 einge-
zäunt sind – und auch in Kranichstein, in Südhessen. Wir
sind der Meinung, dass diese Zäune auch in Zukunft not-
wendig sind – außer im Nationalpark.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 838, Frau Kollegin Hofmeyer.

Brigitte Hofmeyer (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Warum wurden bis Oktober 2007 noch immer keine Be-
scheide für Feuerwehrinvestitionen erteilt, obwohl gemäß
Richtlinien dies schon im April 2007 hätte erfolgen müs-
sen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Innenminister Bouffier.

Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Frau Kollegin, Ihre Behauptung ist schlicht falsch. Bis
Oktober 2007 seien keine Bewilligungsbescheide erteilt
worden, ist deshalb unzutreffend, weil bis zu diesem Zeit-
punkt 126 Bescheide bzw.Vorbescheide mit einer Förder-
summe von rund 9,1 Millionen c erteilt wurden.

Der erste Bewilligungsbescheid für das Jahr 2007 wurde
bereits am 31. März 2007 erteilt. Seitdem sind die für 2007
vorgesehenen Förderbescheide kontinuierlich erteilt wor-
den. Sie bzw. die schriftlichen Zusagen für die Gewährung
der Zuwendung liegen zum jetzigen Zeitpunkt überwie-
gend in den Gemeinden vor.

Soweit Sie in anderem Zusammenhang einmal darauf hin-
gewiesen haben, dass nach der Brandschutzförderrichtli-
nie bis April eine Bescheidung erteilt werden soll, ist das
so auch nicht richtig. In der Brandschutzförderrichtlinie
steht unter Ziffer 4.3, dass grundsätzlich bis April des je-
weiligen Jahres eine Zwischennachricht erteilt werden
soll, nämlich dahin gehend, ob dem Antrag generell ent-
sprochen wird.

Diese Zwischennachricht stellt keine verbindliche För-
derzusage dar. Vielmehr legt die Kommune nach der
Zwischennachricht einen verbindlichen Finanzierungs-
plan und die Bestätigung vor, dass mit der Maßnahme
noch nicht begonnen wurde. Das Ministerium erteilt da-
nach den Bewilligungsbescheid. Das ist ständige Praxis
und steht im Einklang mit den Kommunen. Unter dem
Strich fördern wir kontinuierlich. Ich denke, bei 126 Vor-
haben ist das eine sehr gute Bilanz.

(Die Mikrofonanlage rauscht.)

Präsident Norbert Kartmann:

Ich bitte einmal, die Mikrofongeräte so zu überprüfen,
dass sie nicht weiter stören.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

– Das trifft aber alle. Da, wo ein Mikrofon an ist, ist die
Gefährdung größer, weil das Magnetfeld dort aktiv ist.

Frau Hofmeyer, Ihre Zusatzfrage bitte.

Brigitte Hofmeyer (SPD):

Herr Minister, es mag den einen oder anderen Bescheid
geben, den Sie vielleicht im März erteilt haben. Dennoch
– ich frage nicht unbegründet – gibt es viele Feuerwehren,
die über den Sommer bei uns vorstellig geworden sind
und kritisiert haben, dass sie bis dato keinen Bescheid ha-
ben. Das heißt, wenn ich im Oktober meine Anfrage ge-
stellt habe, dann war das auch so. Sie können natürlich
jetzt sagen – –

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin, bemühen Sie sich bitte, wenigstens eine
Frage anzudeuten.

(Allgemeine Heiterkeit)

Brigitte Hofmeyer (SPD):

Herr Präsident, der Bitte komme ich gerne nach. – Herr
Minister, meine Frage ist:Wie wollen Sie es gewährleisten,
dass landesweit die Feuerwehren nicht über einen Zei-
traum von neun Monaten informiert werden, sondern die
Bescheiderteilung möglichst in einem Monat erfolgt, so-
dass man landesweit gleiche Voraussetzungen hat?

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, das ist eine Fragestunde und
keine Diskussionsstunde. – Herr Minister, Sie haben das
Wort.

Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Frau Kollegin, Sie wissen, weil Sie sich schon viele Jahre
mit der Feuerwehr beschäftigen, dass das nicht möglich
ist. Bei 426 Städten und Gemeinden im Lande und etwa
2.700 einzelnen Stadtteilen und etwa 2.600 freiwilligen
Feuerwehren ist es weniger von uns aus ausgeschlossen,
zu einem Zeitpunkt im Jahr verbindlich für alle einen Be-
scheid abzugeben, sondern das liegt einfach daran, dass
die jeweilige örtliche Gegebenheit, die bauliche Situation,
die Naturschutzsituation und vieles andere mehr dazu
führen, dass im Einzelfall erheblicher Abklärungsbedarf
besteht.

Dann erteilen wir – und das schaffen wir in aller Regel –
bis zum April die grundsätzliche Zusage und sagen: Ja-
wohl, wir fördern. Dann brauchen wir von euch einen Fi-
nanzierungsplan. Dann brauchen wir von der Gemeinde
die Mitteilung, dass baurechtlich und aus allen möglichen
Gesichtspunkten nichts dagegen spricht. Wenn das alles
vorliegt, gibt es die endgültige förmliche Förderung. – Ich
denke, das kann man auch nicht verändern. Ich weiß von
der Feuerwehr, dass sie damit sehr zufrieden ist.
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Ganz nebenbei – auch das muss man einmal sehen –: Die
Fördermittel, die wir haben, sind verstetigt worden. Sie
wissen, die Höhe der Feuerschutzsteuer schwankt immer.
Aus diesem Grunde sind – nach meiner Erinnerung zum
ersten Mal seit 30 Jahren – ab dem Jahr 2006 aus allge-
meinen Haushaltsmitteln 6 Millionen c zusätzlich zur
Verfügung gestellt worden,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

damit wir nicht einmal viel und einmal wenig, sondern ste-
tig und kontinuierlich fördern können. Das halte ich für
richtig, und ich bin dankbar dafür, dass wir diese Möglich-
keit bekommen haben.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Hofmeyer.

Brigitte Hofmeyer (SPD):

Herr Minister, halten Sie es für gerecht, dass z. B. bei den
Feuerwehrhäusern jeweils nur diejenigen, die oberste
Priorität haben, gefördert werden,

(Eva Kühne-Hörmann (CDU): Frage?)

während wir in den Flächenkreisen, in denen wir, da es
viele kleine Feuerwehren gibt, mittlerweile viele Feuer-
wehrhäuser haben, sicherlich ein Problem bekommen?
Das ist ein Unterschied zu Landkreisen, die es nur mit
großen Feuerwehren und daher weniger Feuerwehrstand-
orten zu tun haben. Halten Sie es für gerecht, dass Sie
diese Praxis beibehalten, oder sollten wir nicht einmal auf
die Fördersummen insgesamt schauen? 

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister.

Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Ich bin der Auffassung, wir sollten bei dem System blei-
ben, das wir mit den Kommunalen Spitzenverbänden und
– als wichtigem Partner – mit dem Landesfeuerwehrver-
band abgesprochen haben, nämlich dass wir die Förder-
richtlinien, wenn wir sie denn ändern, gemeinsam ändern.
Das hat vielerlei Gründe.

Ich bin andererseits sehr offen, wenn es um Folgendes
geht – vielleicht wissen Sie das; ich kann es dem Hause
mitteilen –: Es gibt Kreise, die eine ganze Reihe von Pro-
blemen mit relativ niedrigen Baubeträgen haben. Ich bin
bereit, diese zusammenzufassen und zu einer Priorität zu
erklären, weil der Kreis dann unter Umständen in der
Summe eine Förderung erhält, die im Vergleich mit einer
einzigen Maßnahme in einem anderen Kreis, die sehr viel
teurer ist, auf das Gleiche hinausläuft. Das funktioniert
aber nur, wenn die Kommunalen Spitzenverbände – dem
Land ist es letztlich egal, es ist dasselbe Geld – diesem
Verfahren zustimmen.

Es gibt einen Kreis, in dem ich bereits entsprechend tätig
bin. Das ist der Schwalm-Eder-Kreis. Herr Kollege Wein-
meister und der Landrat haben diesbezüglich eine Bitte
an mich gerichtet. Wenn wir das mit den Kommunalen
Spitzenverbänden einvernehmlich hinbekommen, kön-
nen wir so verfahren. Aber ich bitte um Ihr Verständnis
dafür, dass ich jetzt nicht im Alleingang von einem För-

dersystem, das mit allen abgestimmt ist, abweichen
möchte.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 839, Frau Abg. Pfaff.

Hildegard Pfaff (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann kann der Kreis Limburg-Weilburg mit der Geneh-
migung der im Rahmen der Fortschreibung des Schulent-
wicklungsplans am 9. August 2007 beantragten Errichtung
einer integrativen Gesamtschule an der Christian-Sencken-
berg-Schule in Villmar-Runkel rechnen? 

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kultusministerin Wolff.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Kollegin Pfaff, wie schon in der Frage zum Ausdruck
gekommen ist, wurde der Schulentwicklungsplan, der laut
Gesetz eigentlich schon 2001 hätte vorliegen müssen, erst
am 9. August 2007 im Hessischen Kultusministerium zur
Prüfung vorgelegt. Da es sich hierbei um einen Schulent-
wicklungsplan für den gesamten Landkreis Limburg-
Weilburg handelt, ist eine Prüfung mit der nötigen Inten-
sität und Sorgfalt, für die zunächst Stellungnahmen des
zuständigen Staatlichen Schulamts und sodann von Fach-
referaten einzuholen sind, in der Kürze der Zeit nicht
möglich.

Ungeachtet dessen ist das Hessische Kultusministerium
bemüht, das Verfahren im Hinblick auf die Planungssi-
cherheit für die Eltern und den gesamten Landkreis so
schnell wie möglich abzuschließen. Dann kann die Ent-
scheidung dem Schulträger rechtzeitig vor der Vorberei-
tung auf das nächste Schuljahr mitgeteilt werden.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Pfaff.

Hildegard Pfaff (SPD):

Frau Ministerin, kann der Schulträger davon ausgehen,
dass die Kultusministerin, wie immer wieder öffentlich er-
klärt worden ist, dem Elternwillen in dieser Frage Rech-
nung trägt, nachdem die Gesamtkonferenz mit großer
Mehrheit, die Schulkonferenz einstimmig, das Parlament
der Standortkommune Villmar einstimmig, das Parlament
der Standortkommune Runkel mit großer Mehrheit und
der Kreistag einstimmig die Umwandlung in eine inte-
grierte Gesamtschule befürwortet haben? Können wir
noch vor der Landtagswahl mit einer Entscheidung rech-
nen?

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kultusministerin.
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Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Kollegin Pfaff, die dortige Bevölkerung, die Vertre-
ter des Kreises und auch Sie können damit rechnen, dass
wir alle dazugehörigen Bestandteile, sowohl den Eltern-
wunsch als auch den Willen der Gremien, als auch die ent-
sprechenden Vorschriften der §§ 144 bis 146 des Hessi-
schen Schulgesetzes, gegeneinander abwägend in die Be-
scheidung des Kultusministeriums einfließen lassen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Pfaff.

Hildegard Pfaff (SPD):

Frau Ministerin, ist Ihnen bekannt, dass die einzige inte-
grierte Gesamtschule im Landkreis Limburg-Weilburg,
die Jakob-Mankel-Schule in Weilburg, dem Schüleran-
sturm mittlerweile nicht mehr gewachsen ist, dass sie dop-
pelt so viele Anmeldungen hat, wie es ihren Kapazitäten
entspricht, und dass inzwischen die Schüler einer ganzen
Klasse aus der Planungsregion Villmar-Runkel in die in-
tegrierte Gesamtschule in Weilburg gehen, sodass eine
Entscheidung dringend erforderlich ist? 

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Wolff.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Kollegin Pfaff, wenn Sie mir eben zugehört haben
und wissen, welche Paragrafen des Schulgesetzes ich ge-
nannt habe, ist Ihnen klar, dass es unsere Pflicht und
Schuldigkeit ist, die Schülerzahlen und die Schülerströme
bei der Genehmigung eines Schulentwicklungsplans zu
berücksichtigen und zur Ausgangslage zu machen.

(Hildegard Pfaff (SPD): Das liegt alles vor! Alles
untersucht!)

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Wagner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

(Norbert Schmitt (SPD): Das war aber eine schwa-
che Antwort!)

– Herr Kollege Schmitt, wir haben Fragestunde. – Herr
Kollege Wagner hat das Wort.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Ministerin, wird das Kultusministerium die Ent-
scheidung für den Schulentwicklungsplan des Landkrei-
ses Limburg-Weilburg noch vor der Landtagswahl tref-
fen? 

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Staatsministerin Wolff.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Herr Kollege Wagner, das erste Kriterium ist eine ord-
nungsgemäße Prüfung. Das zweite Kriterium sind der Be-
ginn des neuen Schuljahres und die sorgfältige Vorberei-
tung darauf. Wenn dies noch vor der Landtagswahl mög-
lich ist, wird es geschehen.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 840, Frau Abg. Pfaff.

Hildegard Pfaff (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wann kann die Freiherr-vom-Stein-Schule Hünfelden-
Dauborn im Kreis Limburg-Weilburg mit der Besetzung
der Konrektorenstelle rechnen, nachdem über Jahre hin-
weg entweder nur die Stelle des Schulleiters oder die des
Konrektors besetzt war und dies bei der Größe der Schule
von über 1.000 Schülern nicht länger tragbar ist? 

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kultusministerin.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Kollegin Pfaff, die Neubesetzung der Schulleiter-
stelle konnte erst nach langjährigen Gerichtsverfahren
und der Pensionierung des damaligen Stelleninhabers er-
folgen. Der damalige stellvertretende Schulleiter wurde
mittlerweile zum Schulleiter berufen. Er befindet sich
derzeit noch in der Phase des Kommissariats. Die Stelle
des Stellvertreters wird erst frei, wenn der ehemalige stell-
vertretende Schulleiter nach Abschluss des Kommissari-
ats endgültig als Schulleiter berufen wird. Erst dann kann
die Stelle neu vergeben werden.

Die Ausschreibung der Stelle des Stellvertreters mit dem
Ziel einer Stellenbesetzung zum 01.08.2008, also zum
nächsten Schuljahr, ist vom Schulamt beabsichtigt. Die
Aufgaben des stellvertretenden Schulleiters werden von
einem Kollegen vertretungsweise wahrgenommen. Dafür
steht das entsprechende Schulleitungsdeputat zur Verfü-
gung.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Pfaff.

Hildegard Pfaff (SPD):

Frau Ministerin, sind Sie der Auffassung, dass eine derart
lange Vakanz, die man durchaus schneller beenden kann,

(Zuruf von der CDU: Wie denn?)

solch einer großen Schule unter pädagogischen Gesichts-
punkten zuträglich ist? 

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kultusministerin.



10206 Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  145. Sitzung  ·  13. November 2007

Karin Wolff, Kultusministerin:

Frau Kollegin Pfaff, Ihre Beurteilung

(Hildegard Pfaff (SPD): Ich habe sie nicht ge-
macht!)

halte ich für gänzlich an der Sache vorbeigehend.

(Zurufe von der CDU: So ist es! – Absurd!)

Wenn eine solche Stelle nicht frei wird, sondern durch das
Verhalten des Inhabers, d. h. aufgrund langjähriger Ge-
richtsverfahren, blockiert ist, ist der Staat nicht in der
Lage, sie neu zu besetzen. Die Schulverwaltung hat dafür
gesorgt, dass die Leitung der Schule jederzeit organisato-
risch bewerkstelligt werden konnte, und die entsprechen-
den Entlastungsstunden bereitgestellt.

Präsident Norbert Kartmann:

Frage 841, Frau Kollegin Waschke.

Sabine Waschke (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Verfolgt sie das Ziel, die Region Fulda/Bad Hersfeld/Eise-
nach/Meiningen als Logistikdrehscheibe überregional zu
stärken und auszubauen? 

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dr. Rhiel.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Ich beantworte diese Frage mit Ja und erläutere die Ant-
wort wie folgt. Der Raum Kassel/Bad Hersfeld/Fulda bil-
det das nord- und osthessische Logistikcluster. In diesem
Raum haben sich in den vergangen ca. 15 Jahren zahlrei-
che Logistikunternehmen mit ihren zentralen Umschlags-
punkten oder Distributionszentren niedergelassen. Ne-
ben günstigen Bodenpreisen und einer guten Verfügbar-
keit von qualifizierten Arbeitskräften ist das wesentliche
Merkmal der Region die späte Cut-off-Zeit. Das heißt,
dass Sendungen, die zwar erst spät am Tag abgesandt wer-
den, ihren Empfänger am Folgetag dennoch so früh wie
möglich erreichen können.

Eine wesentliche Voraussetzung für dieses heutzutage üb-
liche Qualitätsmerkmal logistischer Dienstleistungen ist
die unmittelbare Nähe der Umschlagseinrichtung zu ei-
nem Autobahnanschluss. Dies zeigen sowohl die Ansied-
lungen der vergangenen Jahre als auch die aktuelle Flä-
chennachfrage.

Im Übrigen stellt die Unterstützung der Logistik insge-
samt eine wesentliche Aufgabe der hessischen Wirt-
schaftspolitik dar, beschäftigt die Branche doch 194.000
Erwerbstätige. Sie liegt damit vor anderen wichtigen
Branchen, wie beispielsweise dem Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe oder auch der Bauwirtschaft.

Die Branche wird durch die Schaffung einer leistungsfä-
higen Verkehrsinfrastruktur bereits jetzt unterstützt.
Unterstützt wird sie auch durch die Verkehrstelematik,
die gerade im Zusammenhang mit dem großen Thema
staufreies Hessen Stück für Stück realisiert wird. So ist zu
hoffen, dass die übrige Infrastruktur – das betrifft z. B. den

Bau der A 44 und der A 49 – bald geschaffen werden
kann.

Deshalb will ich auch diese Gelegenheit nutzen, um an die
Bundesregierung und den Bundesverkehrsminister zu ap-
pellieren, uns endlich die Mittel bereitzustellen, damit wir
damit beginnen können, die Lücke in der A 49 zu schlie-
ßen.

(Beifall bei der CDU)

Wichtig ist natürlich auch, dass wir in Nord- und Osthes-
sen auf breiter Front imagefördernde Maßnahmen durch
eine grenzüberschreitende Aktion aller Beteiligten ha-
ben. Auch das stärkt diesen Standort.

Das Engagement dieser Landesregierung bezieht sich
auch auf das bereits angesprochene Logistikcluster Hes-
sen, das vom Regionalmanagement Nordhessen vorange-
trieben wird. Wir unterstützen das Regionalmanagement,
damit es diese Aufgabe leisten kann.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Waschke.

Sabine Waschke (SPD):

Herr Minister Rhiel, vielen Dank. So genau wollte ich es
gar nicht wissen.

(Zurufe von der CDU)

Aber zum Kern meiner Frage. Welche Rolle spielt die ge-
plante B 87 n durch das Biosphärenreservat als Verbin-
dung der A 71, der A 66 und der A 7 in Ihren Gedanken
und Planungen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Verkehrsminister.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Die Verbindung von Fulda nach Meiningen spielt in mei-
nen Gedanken vor allem die Rolle, dass Menschen dies-
seits und jenseits des früheren Eisernen Vorhangs wieder
gut miteinander zusammenkommen und verkehren kön-
nen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Abg. Pfaff.

Hildegard Pfaff (SPD):

Herr Minister, können Sie hier bestätigen – –

(Störgeräusche aus der Lautsprecheranlage)

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, jetzt ist der Punkt erreicht, an
dem ich bitte, Ihre Handys auszuschalten, damit die für
die Fragestunde benötigte Mikrofonanlage am Kabinetts-
tisch nicht länger gestört wird. – Danke schön.
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Hildegard Pfaff (SPD):

Herr Minister, können Sie hier bestätigen, dass der Bund
– wo Sie übrigens mitregieren,

(Zurufe)

die CDU – für das Jahr 2007 zusammen 339 Millionen c
für den Bau von Bundesfernstraßen im Bundesland Hes-
sen zur Verfügung gestellt hat und dass das, gemessen an
den Gesamtmitteln, eine relativ hohe Dotierung ist? Herr
Minister, können Sie bestätigen, dass Sie die Prioritäten
dieses Mitteleinsatzes selbst festgelegt haben und es vor
diesem Hintergrund etwas merkwürdig ist, wenn Sie jetzt
Ende des Jahres den Bund auffordern, im Jahr 2007 zu-
sätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen?

Präsident Norbert Kartmann:

Das waren drei Fragen. – Herr Minister, bitte.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Frau Abg. Pfaff, die Dotierung für hessische Bundesfern-
straßen in dieser Höhe ist natürlich zuerst einmal ein Er-
folg dieser Landesregierung.

(Beifall bei der CDU – Lachen und Widerspruch
bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Reinhard Kahl (SPD): Das ist aber ver-
wegen!)

Denn im Unterschied zur rot-grünen Landesregierung
hat diese Landesregierung die Planungen so weit voran-
getrieben, dass baureife Projekte in dieser Größenord-
nung vorliegen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aber von den
insgesamt 222 Maßnahmen des vordringlichen Bedarfs
des Bundesverkehrswegeplans – der im Jahr 2004 verab-
schiedet worden ist – sind mittlerweile 75 Maßnahmen ge-
plant, zum Teil planfestgestellt, zum Teil in der Planung,
und keine einzige Maßnahme davon ist derzeit durch den
Bund finanziert. Das heißt, wenn uns der Bundesver-
kehrsminister nicht mehr Mittel zur Verfügung stellt, kön-
nen wir in Hessen derzeit keine einzige Maßnahme durch-
führen. Übrigens geht es bei diesen 75 Maßnahmen um
eine Gesamtsumme von 1,9 Milliarden c.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist wichtig,
dass wir dabei auch klar sagen, dass keine einzelne Maß-
nahme aus diesem Bundesfernstraßenprogramm durch
diese Landesregierung festgestellt werden kann – wann
wo begonnen wird –, sondern das kann nur mit Zustim-
mung des Bundesverkehrsministeriums erfolgen. Mein
Gespräch beim Bundesverkehrsminister hat ergeben,
dass für die A 49 derzeit kein Geld zur Verfügung steht.
Deswegen appellieren wir an die Bundestagsfraktionen,
auch an diejenigen, die die Bundesregierung stellen, drin-
gend den Etatansatz zu erhöhen. Denn der Etatansatz der
Bundesregierung für Bundesfernstraßen wurde von 5,2
Milliarden c im letzten Jahr auf 4,5 Milliarden c zurück-
gefahren, und das, obwohl sich die Nettoeinnahmen der
Maut deutlich gesteigert haben. Das ist keine akzeptable
Situation.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zurufe der
Abg. Dieter Posch (FDP), Reinhard Kahl (SPD)
und Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Präsident Norbert Kartmann:

Jetzt hat Frau Kollegin Erfurth die Möglichkeit zu einer
weiteren Zusatzfrage.

Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, im ersten Teil Ihrer Antwort haben Sie ge-
sagt, der unbestreitbare Vorteil der Region Nordosthes-
sen liegt darin, dass man den Lkw-Verkehr noch mög-
lichst spät durch die Nacht bringen kann. Daran knüpft
meine Frage an. Sind Sie nicht auch der Auffassung, dass
Sie damit auf dem besten Wege sind, auch den Menschen
in der Region Nordosthessen den Nachtschlaf zu rauben,
und was sind nach Ihrer Meinung die Maßnahmen, die
man dagegen unternehmen muss?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Es kann auf jeden Fall nicht die Maßnahme sein, die Sie
im Kopf haben: die Logistikverkehre fernzuhalten und
dann die schlechte wirtschaftliche Entwicklung in Nord-
hessen zu beklagen, dass dieser Raum entleert wird, weil
die Menschen dort abwandern. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, das ist nicht unsere Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf der
Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Unsere Politik besteht darin, Verkehrsinfrastruktur zu
schaffen, denn sie ist die Voraussetzung für wirtschaftliche
Prosperität. Wir kämpfen aber dafür, dass das bei Schutz
der Bevölkerung geschieht. Deswegen kämpfen wir für
Ortsumfahrungen. Dafür brauchen wir mehr Geld. –
Danke schön.

(Beifall bei der CDU – Wortmeldung der Abg. Hil-
degard Pfaff (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Nur noch einmal zur Information über unser Verfahren,
das ja uralt ist: Es sind zwei Zusatzfragen von Abgeord-
neten zugelassen, welche die Frage nicht gestellt haben.
Das waren jetzt Frau Pfaff und Frau Erfurth. Die Frage-
stellerin selbst hat zwei Nachfragen. Das ist hier Frau
Waschke, sie stellt jetzt ihre zweite Nachfrage.Wer sich zu
spät meldet, den bestraft das Leben.

(Hildegard Pfaff (SPD): In Ordnung, ich hatte lei-
der nicht mitgezählt!)

Frau Kollegin Waschke.

Sabine Waschke (SPD):

Herr Minister Rhiel, ich habe noch eine zweite Nachfrage.
Auf meine erste Nachfrage hin haben Sie ausgeführt, Sie
sehen die B 87 n als reine Regionalverbindung an.

(Minister Dr. Alois Rhiel: Ja!)
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Wie lässt sich diese Aussage mit Ihrer Antwort auf meine
erste Frage zum Logistikstandort Nordhessen vereinba-
ren?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dr. Rhiel.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Die verkehrswirtschaftliche Analyse dieser Verbindung
liegt vor. Deswegen haben beide Landesregierungen, so-
wohl die thüringische als auch die hessische, einen Pla-
nungsauftrag an die Verwaltung erteilt. Diese Planung fin-
det unter Beteiligung der Bevölkerung und der Betroffe-
nen statt.

Natürlich geht es darum, den südthüringischen mit dem
osthessischen Raum zu verbinden. Da ist es klar, dass
nicht nur Pkw fahren, sondern natürlich müssen die Güter
auch zwischen den Gewerbegebieten transportiert wer-
den. Auch das ist die Grundlage für die wirtschaftliche
Stärkung dieses Raumes.

Präsident Norbert Kartmann:

So, eine Frage schaffen wir noch. Frage 842, Frau Kollegin
Hammann.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich frage die Landesregierung:

Hat sie überprüft, ob im Kommunalisierungsgesetz (Gesetz
zur Neuordnung der Aufgaben des Landrats sowie des
Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung)
neben der nicht erfolgten Regelung der Zuständigkeiten für
den Tierschutz noch weitere gravierende Mängel festzustel-
len sind?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Staatsminister Dietzel.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Abg. Hammann, die Landesregierung achtet stets
darauf, dass etwaige Mängel bei Gesetzen erst gar nicht
entstehen

(Lachen und Zurufe von der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

oder, falls sich Mängel zeigen, eine Korrektur erfolgt. Der
Gesetzesvollzug gewährleistet eine ständige Überprüfung
der bestehenden gesetzlichen Regelungen.

Der in der mündlichen Frage unterstellte Mangel bei der
Regelung der Zuständigkeiten für den Tierschutz liegt
nicht vor.

§§ 1 und 2 des Kommunalisierungsgesetzes vom 21. März
2005 regeln, dass die kommunalen Landräte bzw. Ober-
bürgermeister für das Veterinärwesen zuständig sind. Da
das Fachgebiet des Tierschutzes ein Teil des Veterinärwe-
sens ist, ist die Zuständigkeit der Landräte auch für den
Tierschutz gegeben.

Dass der Tierschutz ein Teil des Veterinärwesens ist, ergibt
sich sowohl aus den bundesrechtlichen Vorschriften, in
denen der Tierschutz als Teil des Veterinärrechts behan-
delt wird, als auch aus den Berufsordnungen und Ausbil-
dungsverordnungen für das Veterinärwesen. Auch aus
dem Geschäftsverteilungsbeschluss der Hessischen Lan-
desregierung nach Art. 104 Abs. 2 der Hessischen Verfas-
sung kann dies abgeleitet werden, in dem seit vielen Jah-
ren die Aufgabe des Tierschutzes neben anderen Einzel-
fachgebieten des Veterinärwesens genannt wird.

Mängel, etwa im Sinne nicht erfolgter Zuständigkeitsre-
gelungen, sind daher nicht festzustellen.

Die in einer mündlichen Verhandlung vor dem Verwal-
tungsgericht Wiesbaden insoweit geäußerte abweichende
Meinung eines Verwaltungsrichters in einem Einzelfall
wird von meinem Ministerium nicht geteilt.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Häusling.

Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, überprüft die Landesregierung im Rahmen
der Kommunalisierung sämtliche Maßnahmen, welche
die Landkreise treffen, z. B. die Zusammenlegung be-
stimmter Abteilungen, etwa von Veterinärämtern und
Gesundheitsämtern? Hält die Landesregierung das für
sinnvoll?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Abg. Häusling, Teil der Kommunalisierung ist, dass
wir den Landräten vor Ort die Hoheit geben, optimal zu
organisieren. Da kann in Einzelfällen eine solche Zu-
sammenlegung geschehen sein – ich weiß, in welchen
Kreisen das passiert ist. Das wurde dann vor Ort als opti-
male Besetzung gesehen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Frau Kollegin Hammann.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Minister, aus welchen Gründen nimmt die Landes-
regierung den Vorschlag des Verwaltungsgerichts Wiesba-
den nicht auf, den Gesetzentwurf nachzubessern?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Abgeordnete, wir sind der Meinung, dass das nicht
notwendig ist. Denn das Veterinärrecht, die Berufordnun-
gen und auch die Ausbildungsverordnungen sagen hierzu
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Eindeutiges aus. Deswegen werden wir auch, wenn es
denn sein muss, in die Revision gehen.

Präsident Norbert Kartmann:

Zusatzfrage, Herr Kollege Frömmrich, eine Zusatzfrage
zu Frage 842.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Staatsminister Dietzel, Sie haben hier ausgeführt,
die Landesregierung schaut immer wieder nach, ob Ge-
setze nachgebessert werden müssen. Heißt das nach die-
sem Gerichtsurteil, dass Sie zu den Fehlern, die Sie in den
Gesetzen machen, auch offensiv stehen?

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Minister.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Herr Abgeordneter, wir sehen keinen Fehler in diesem
Gesetz. Wir sind der Meinung, die Dinge, die ich hier vor-
getragen habe, sind eindeutig. Daher sind wir der Mei-
nung, der Tierschutz ist bei den Veterinären angesiedelt
und wird dort auch erfolgreich bewältigt.

Präsident Norbert Kartmann:

Meine Damen und Herren, damit ist die Fragestunde
heute beendet.

Ich möchte die Fraktionen darauf hinweisen: Wir sollten
versuchen, im Dezember alle dann noch vorhandenen
Fragen abzuräumen. Heute sind sieben übrig geblieben,
zwölf haben wir geschafft. Das bedeutet, wir müssen dann
unter Umständen die Fragestunde etwas verlängern, da-
mit keine Frage übrig bleibt.

(Die Fragen 845, 847, 849 und die Antworten der
Landesregierung sind als Anlage beigefügt. Die
Fragen 843, 844, 846 und 848 sollen auf Wunsch der
Fragestellerin und der Fragesteller in der nächsten
Fragestunde beantwortet werden.)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu Tages-
ordnungspunkt 2:

Nachwahl eines Mitglieds des Verwaltungsausschusses
beim Staatstheater Wiesbaden

Hierzu liegt ein Wahlvorschlag der Fraktion der CDU,
Drucks. 16/7909, vor.

Hintergrund ist, dass Frau Abg. Zeimetz-Lorz ausgeschie-
den ist. Dafür wird ein Nachfolger oder eine Nachfolgerin
gebraucht. Die Union schlägt Frau Abg. Marion Petri da-
für vor. Werden weitere Vorschläge gemacht? – Das ist
nicht der Fall.

Wenn Sie nicht widersprechen, können wir mit Handzei-
chen wählen. – Keiner widerspricht.

Dann frage ich Sie: Wer ist dafür, dass Frau Petri in den
Verwaltungsausschuss geht? – Wer ist dagegen? – Wer
enthält sich der Stimme? – Damit ist Frau Petri einstim-
mig gewählt. Ich gratuliere und wünsche insofern alles
Gute.

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt Tagesordnungs-
punkt 51 auf:

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU betreffend
kein starres Tempolimit auf hessischen Autobahnen –
SPD bremst sich weiter aus – Drucks. 16/8063 –

zusammen mit Tagesordnungspunkt 73:

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Tempolimit auf Auto-
bahnen einführen – Drucks. 16/8157 –

Es ist eine Redezeit von 15 Minuten vereinbart. – Ich
muss etwas nachsehen. Ist das ein Setzpunkt? – Union, ja?
– Das Wort hat für die antragstellende Fraktion – da ist er
ja – Herr Kollege Dr. Lübcke.

Dr. Walter Lübcke (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich hoffe, da Sie mich eben gesucht haben, dass ich
hier im Parlament nicht zu übersehen bin.

(Heiterkeit des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr Kauf-
mann, wir haben diesen Antrag sehr bewusst gestellt. Las-
sen Sie mich zu Beginn einmal etwas ganz Grundlegendes
fragen.

(Zuruf des Abg. Dr. Christean Wagner (Lahntal)
(CDU))

Welches Menschenbild prägt die Politik der SPD? Wir
Christdemokraten gehen von dem verantwortungsvollen
Mitmenschen aus, der mit seinen Freiheitsrechten umzu-
gehen weiß. Was wollen Sie in dieser Republik denn noch
alles verbieten, um die Freiheit des Menschen einzu-
schränken?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Zuruf des
Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit einem Zi-
tat von Benjamin Franklin, dem ehemaligen amerikani-
schen Präsidenten, beginnen. Er hat gesagt: „Wer die Frei-
heit aufgibt, um Sicherheit zu gewinnen, wird am Ende
beides verlieren.“

(Beifall bei der CDU – Lachen des Abg. Dr. An-
dreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

– Herr Jürgens, an Ihrer Stelle würde ich nicht lachen.Wer
mich auf der Autobahn bei einem Tempolimit von 80,
wenn ich Tempo 80 halte, rechts überholt und schneller
fährt, der sollte hier im Haus ruhig sein. Ich appelliere an
Ihren Menschenverstand, sich an die Geschwindigkeits-
beschränkung zu halten, wenn dort Schilder stehen.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Al-Wazir ist mit seinem Abgeordnetenausweis auf
der Standspur durchgebrettert.Aber das können wir alles
nachher noch einmal ansprechen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ach du liebe Zeit! Da war ein Stau!)

– Herr Kaufmann, die Frage ist, ob der Stau auf der Auto-
bahn oder woanders war. Das muss man hier einmal ana-
lysieren.

(Zuruf des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Wenn ich mir den Beschluss des Bundesparteitags der
SPD anschaue, stelle ich fest, dass er mit einer äußerst
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schwachen Mehrheit zustande gekommen ist. Wenn man
sich die Geschichte der Forderung nach Tempolimits sei-
tens der GRÜNEN oder der Linken anschaut, stellt man
fest, dass die Anträge immer dann gestellt werden, wenn
sie keine Verantwortung tragen. Das heißt, die Befürch-
tung, dass so etwas umgesetzt wird, ist relativ gering.

Lassen Sie mich einmal feststellen, dass die Hälfte aller
Unfälle mit Personenschäden innerorts passiert – also
nicht auf der Autobahn, sondern in innerörtlichen Baula-
gen, wo der Verkehr durch Regelwerke und durch Schil-
der gelenkt wird und trotz Tempo 50 oder Tempo 30 leider
immer wieder Unfälle passieren. Jeder Unfall ist ein Un-
fall zu viel. Ein Unfall mit Personenschaden oder mit dem
Tod eines Verkehrsteilnehmers ist schlimm. Wir arbeiten
daran, dass die Personenschäden rückläufig sind, indem
wir eine andere Philosophie als Sie vertreten.

Wir müssen konstatieren, dass auf den Bundesautobah-
nen nur etwa 10 % aller Unfälle mit Personenschäden
passieren. Meine Damen und Herren, die Zahl der Getö-
teten und Schwerverletzten ist seit 2000 kontinuierlich
rückläufig. Die meisten Todesopfer – das möchte ich hier
auch noch einmal herausstellen – sind auf Bundes- und
Landesstraßen zu beklagen.

In diesem Zusammenhang möchte ich, weil ich selbst
überzeugter Feuerwehrmann bin, erwähnen, dass die Ret-
tungsorganisationen, die wir vorhalten, um den Menschen
zu helfen, einen großen Dank dafür verdienen, dass sie
vor Ort sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und des Abg.
Michael Denzin (FDP))

Wir müssen zusehen, dass wir die Mobilität in ländlichen
Regionen aufrechterhalten. Wenn in bestimmten Berei-
chen zu viele Unfälle passieren, müssen wir unser Augen-
merk darauf richten. Gerade bei uns in Nordhessen sind
in letzter Zeit

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
In der ländlichen Fläche fährst du mehr als 130, das
ist aber gefährlich!)

– Herr Al-Wazir – viele Unfälle passiert, die man durch
bestimmte Maßnahmen verhindern könnte: indem man
die Leute durch eine vernünftige Ausbildung – was Sie ge-
sagt haben: Führerschein mit 17 – rechtzeitig an das Fah-
ren heranführt, indem man die Fahrwege verbessert bzw.
Unfallschwerpunkte beseitigt.

Meine Damen und Herren, das nächste Argument, das
immer wieder vorgebracht wird, ist die CO2-Bilanz. Das
ist momentan in Mode. Früher war es das Wort „nachhal-
tig“, jetzt wird überall die CO2-Minderung angeführt.
Wenn man weiß, dass dieses Tempolimit – da fragen Sie
einmal Ihren eigenen Umweltminister, Herrn Gabriel –
nur zu 0,2 oder 0,3 % zur CO2-Minderung beiträgt, muss
man andere Instrumente wählen, um hier tätig zu werden.

An dieser Stelle sage ich als Christdemokrat: Wir müssen
zur Stauverminderung kommen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) und Axel Winter-
meyer (CDU): Richtig, so ist es!)

Denn durch einen Stau wird so viel CO2 ausgebracht, dass
wir, wenn wir alle Staus in Deutschland beseitigen können
– ich nenne hier die Aussage „Staufreies Hessen 2015“, an
der wir arbeiten –, eine Minderung des CO2-Ausstoßes
von 20 % erreichen könnten.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Na wunderbar!)

– Herr Al-Wazir, Sie können dann in Ruhe auf dem Stand-
streifen fahren, denn er ist dann ja freigegeben. Sie brau-
chen nicht Ihren Abgeordnetenausweis, um sich dort Pri-
vilegien zu verschaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir sollten dazu beitragen, dass diese CO2-Minderung al-
len zugutekommt. Wir sollten wirklich an einer Staumin-
derung arbeiten.

Meine Damen und Herren, der ADAC hat des Weiteren
in Bezug auf die Staus festgestellt, dass neben der CO2-
Belastung auch ein volkswirtschaftlicher Schaden von un-
gefähr 100 Milliarden c durch Arbeitszeitverluste eintritt.
Dieses Geld – da sind wir uns, glaube ich, einig – könnte
man besser woanders einsetzen. Da wollen wir uns nicht
über die Verteilung streiten. Aber es ist nicht nur die Ar-
beitszeit, die verloren geht, sondern es kommen auch viele
Leute gestresst zur Arbeit. Aus Angst, unpünktlich zu
sein, sehen sie sich vielleicht genötigt, die Verkehrsregeln
zu übertreten. Ich will mich da gar nicht ausschließen. Da
muss man an seinem Erkenntnisprozess arbeiten. Ich
glaube, dass man dazu die entsprechende Ruhe braucht.

Ich bin der Meinung, dass wir mit dem Innovationsprojekt
„Staufreies Hessen 2015“ zusammen mit unserem Minis-
terpräsidenten Roland Koch und mit dem Wirtschaftsmi-
nister einen innovativen Bereich angestoßen haben und
dass wir in Hessen auch entsprechendes wissenschaftli-
ches Know-how an den Hochschulen haben und Absatz-
märkte für dieses Produkt „Staufreies Hessen“ schaffen.

Meine Damen und Herren, etwa auf der Hälfte der Ge-
samtstrecke der deutschen Autobahnen ist das Tempo
schon begrenzt. Das Tempo ist in weiten Teilen herunter-
gesetzt. Gott sei Dank hatte 1999 – da kommt er gerade
herein – der damalige Verkehrsminister Posch damit be-
gonnen, das Tempolimit dort, wo es nicht mehr erforder-
lich war, zu beseitigen. Herr Posch, fassen Sie es freund-
schaftlich auf: Wir haben Sie als „Schrauber“ bezeichnet,
weil Sie entsprechende Schilder abgeschraubt haben. Sie
sind dort persönlich tätig geworden.

Auf der anderen Seite muss ich, wenn ich Erhebungen
mache und feststelle, dass neue Unfallschwerpunkte hin-
zugekommen sind, auch Verkehrsleitmaßnahmen durch
entsprechende Tempolimits ergreifen. Das bedarf einer
ständigen Überprüfung. Ich bin Herrn Rhiel auch sehr
dankbar, dass er dies fortsetzt und dafür sorgt, dass die
Autobahnen und Schnellfahrstrecken entsprechend ge-
nutzt werden können.

Diese generelle regelmäßige Überprüfung ist natürlich
wichtig und muss auch mit den Leuten vor Ort abge-
stimmt werden. Man muss diese Daten ganz penibel aus-
werten, um entsprechende Leitsysteme und Leitmaßnah-
men anordnen zu können.

Meine Damen und Herren, Autobahnen in Deutschland
sind die sichersten Verkehrswege weltweit. Sie machen
hier 5 % des Gesamtstraßennetzes aus. Ich glaube, dass
der Verkehr, der hier abgewickelt wird, auch im Vergleich
zu anderen Ländern der sicherste ist. Gegen eine europä-
ische Harmonisierung von Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen sprechen unterschiedliche Ausbaustandards von
Straßen und damit gravierende Unterschiede bei Sicher-
heitsstandards.
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Der Ausbau von Straßen führt zu einer größeren Sicher-
heit. Ausgerechnet in diesem Zusammenhang, beim Aus-
bau von Straßen – der Herr Minister hat es eben in der
Fragestunde angesprochen –, wird nach meiner persön-
lichen Überzeugung dem Land Hessen aus taktischen
Gründen wichtiges Geld nicht zugestanden.Wenn ich mir
ansehe, dass Sie in Ihrem Personalkarussell momentan ei-
nen Herrn Roth für Verkehr nominieren, der für eine an-
dere Verkehrspolitik steht, als wir dies tun, dann muss ich
fragen: Was hat Herr Roth bisher getan, um das Geld für
die A 49 zur Verfügung zu stellen?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Es gab in Kassel bei E.ON eine Diskussion, bei der der
Ministerpräsident saß und von der SPD die dritte Riege
geschickt worden war und dann behauptet wurde, das
Geld sei da.

Meine Damen und Herren, ich sage an dieser Stelle aus-
drücklich: Wenn sowohl Herr Roth als auch Herr Schaub
innerhalb dieser oder der nächsten Woche dafür sorgen,
dass das Geld da ist, spendiere ich persönlich aus meinem
Bestand ein Schwein, das hier für eine Festlichkeit genutzt
werden könnte.Wir würden uns freuen, wenn das Geld da
wäre, sodass wir endlich mit dem Ausbau der A 49 begin-
nen können.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir sind hier inzwischen auf einem Niveau ange-
kommen, das ist unglaublich! – Frank-Peter Kauf-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist die
Sau, die Sie immer durchs Dorf treiben! Die wollen
Sie jetzt schlachten!)

Herr Minister, Sie sind dann herzlich eingeladen. Die
Freiheit nehme ich mir heraus. Aber Herr Roth sollte da-
für sorgen, wenn er schon im Bundestag sitzt, dass uns das
Geld für diese wichtige Verkehrsinfrastrukturmaßnahme
zur Verfügung gestellt wird.

Der Vergleich der europäischen Unfallstatistiken zeigt,
dass wir in allen Bereichen in der Unfallstatistik besser
abschneiden, in denen die meisten Länder in der Europä-
ischen Union Beschränkungen haben.

(Zuruf von der SPD: Jeder Unfall ist einer zu viel!)

Was auch auffällt:Von 1997 bis 2007 ist ein Rückgang von
ungefähr 60 % bei den Unfällen festzustellen. Was hier in
Hessen besonders auffällt: Ein großer Teil davon entfällt
auf den Zeitraum von 1999 bis 2007.

Meine Damen und Herren, zügiges Fahren – das erlebe
ich jeden Tag wieder – kann den Verkehrsfluss fördern.
Denn wenn Fahrzeuge langsam fahren und auffahren,
entsteht ein Stau, der sich nicht auflöst. Durch zügiges und
dynamisches Fahren kommt es zu einem anderen Fahr-
verhalten. Es können mehr Fahrzeuge die gleiche Strecke
passieren, als wenn eine Verengung vorgenommen wird.

Meine Damen und Herren, die Autobahnen – das möchte
ich hier auch als Nordhesse sagen – sind ein Garant für
unsere Automobilindustrie und die Jobs, die an ihr hän-
gen. Wir haben in Rüsselsheim Opel und in Kassel VW.
Daneben haben wir viele Zuliefererbetriebe. Was immer
wieder vergessen wird: Zigtausende Arbeitslätze in Hes-
sen leben davon, dass Hessen für die Automobilindustrie
einen wichtigen Standort darstellt.

Genau so, wie Sie den Transrapid und neue Technologien
verhindern, wollen Sie jetzt die Automobilwirtschaft ka-
putt machen. Wenn wir nicht dafür Sorge tragen, dass un-
sere Autos sich auf den Autobahnen frei bewegen können,

dann werden Sie dafür sorgen, dass die Automobilindus-
trie abbaut.

(Zuruf der Abg. Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Dann heulen Sie wieder Elefantentränen, dass wir eine so
hohe Arbeitslosigkeit haben. Das kann es nicht sein.

(Beifall bei der CDU – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da kann man nur
eines sagen: Mein Gott, Walter! – Tarek Al-Wazir
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das tut so weh!)

– Herr Kaufmann, wenn Sie diesen Film anführen, drückt
dies Ihre Nähe zur Behindertenpolitik aus. Wenn Sie den
Film wirklich gesehen haben, sollten Sie das hier so nicht
zitieren. Ihnen ist aber auch nichts gut genug, um es hier
nicht in die Politik zu werfen. Wenn Sie hier den Film
„Mein Gott, Walter“ zitieren, sollten Sie sich dafür schä-
men.

(Beifall bei der CDU)

Wir sollten hier ordentlich über Verkehrspolitik reden.
Herr Kaufmann, genauso, wie Sie aus ideologischen
Gründen den Flughafen Frankfurt ablehnen, wollen Sie
den gesamten Wirtschaftsstandort Hessen kaputt machen
und wollen auch noch ein Tempolimit zulasten der Auto-
mobilindustrie. Das machen Sie nicht mit uns.

(Beifall bei der CDU – Andrea Ypsilanti (SPD): Sie
haben von Ideologie keine Ahnung!)

Ich habe anfangs gesagt, wir haben ein anderes Men-
schenbild. Wir wollen die Freiheit des Bürgers und nicht
die Schikane des Bürgers. Wir wollen verantwortungs-
volle Mitmenschen, die mit ihrer Verantwortung umgehen
können.

Meine Damen und Herren, wenn Rot-Grün tatsächlich
ein Tempolimit wollte oder Ihnen daran gelegen wäre,
hätten Sie es in den unglücklichen Jahren in Berlin um-
setzen können. Es ist aber wie bei allen Sachen: Das, was
Sie mit dem Herzen nicht wollen, hinter dem Sie nicht
richtig stehen, wird nicht beantragt.

Hier noch ein Zitat von Herrn Kelber aus der Bundes-
tagsdebatte von vergangenem Freitag – er ist Mitglied der
SPD-Fraktion des Deutschen Bundestags –:

Ich bin der festen Überzeugung, dass durch die Er-
weiterung der Verkehrsbeeinflussungsanlagen mit
flexiblen Geschwindigkeitsregelungen ein großer
Beitrag

– von mir eingefügt: zur Verkehrssicherheit –

geleistet werden kann. ... Wenn der Autofahrer
nachvollziehen kann, warum eine bestimmte
Höchstgeschwindigkeit vorgeschrieben ist, dann
wird er sich auch stärker daran halten.

Das sagt Herr Kelber, er ist ein Mitglied Ihrer Partei.

(Hildegard Pfaff (SPD): Er ist für die Umsetzung
des Tempolimits!)

Sie sollten erst einmal den innerparteilichen Diskussions-
prozess abschließen, bevor Sie ein generelles Tempolimit
fordern. Ein generelles Tempolimit für die deutschen
Autobahnen ist schädlich. Wir wollen, das habe ich eben
schon einmal gesagt, ein staufreies Hessen bis 2015 durch
ein intelligentes Verkehrsleitsystem.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Alle Ampeln auf Grün, auf allen vier Seiten!)
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Wenn wir das Tempolimit auf den Autobahnen einführ-
ten, bekämen wir eine Rückverlagerung des Verkehrs von
den Autobahnen auf die Bundes- bzw. Landesstraßen. Die
Autobahnen zeichnen sich nämlich dadurch aus, dass wir
einen zügigen Verkehrsfluss haben. Autobahnen haben
die Funktion,Wirtschaftsräume miteinander zu verbinden
und keinen Lokalverkehr.

Tempo 130 erzielt weder unter Umweltaspekten noch im
Blick auf die Verkehrssicherheit wirklich zählbare Vor-
teile. Stattdessen setzen wir, die CDU-Landtagsfraktion,
auf Verkehrsmanagement und Telematik, um Staus und
Unfälle zu vermeiden. Die SPD bremst diese Verkehrs-
mobilität aus.

(Andrea Ypsilanti (SPD): Das merkt man jeden
Morgen, wie gut das funktioniert!)

Frau Ypsilanti, Ihr Verkehrsminister ist für eine andere
Verkehrspolitik als ich. Er könnte jetzt unter Beweis stel-
len, wenn Sie das hier so raushängen, dass er die Mittel zur
Verfügung stellt.Träumen Sie weiter, ich weiß ja nicht, wo-
von Sie nachts träumen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nicht von Ihnen! – Andrea Ypsilanti (SPD): Mit Si-
cherheit nicht von Ihnen!)

Wir halten moderne Verkehrsleitsysteme für die richtige
Antwort. Wenn Staus vermieden werden, tritt auch eine
CO2-Minderung in Höhe von 20 % ein. Ich habe das eben
ausgeführt.

Ich bin der Meinung, dass wir neben den Verkehrsleitsys-
temen auch den Ausbau und – das habe ich auch gesagt –
die weitere Ertüchtigung der Straßen brauchen.Wir brau-
chen einen sechsspurigen Ausbau der Autobahnen in ge-
wissen Bereichen.

Präsident Norbert Kartmann:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Dr. Walter Lübcke (CDU):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Abschließend zu meinen
Ausführungen, welches Menschenbild unsere Politik lei-
tet: Wir gehen von einem verantwortungsvollen Mitbür-
ger aus.Wir brauchen keine Einschränkung und keine Be-
vormundung.Wir wollen den mündigen Bürger weiter bei
seinem Verhalten unterstützen.Wir treten für ein mobiles
und flottes Hessen ein. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Abg. Pfaff für die Fraktion der SPD.

Hildegard Pfaff (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Lübcke, Sie haben die Erwartungen
wieder einmal erfüllt: Ideologie und Wahlkampfrhetorik
prägen wie immer Ihre Ausführungen.

(Beifall bei der SPD)

Richtig, Herr Kollege, die SPD hat auf ihrem Bundespar-
teitag in Hamburg Tempolimit 130 für Autobahnen be-
schlossen.

(Beifall bei der SPD – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Endlich!)

Dieser Beschluss ist eingebettet in das Konzept „Mobi-
lität nachhaltig gestalten“ mit dem Ziel, eine neue ökolo-
gische Ökonomie zu verwirklichen, die Wirtschaft, Um-
welt und Beschäftigung neue Chancen bringen wird.

(Beifall bei der SPD)

Die hessische SPD steht nicht nur zum Gesamtkonzept,
sondern auch zum Tempolimit. Sie erwartet von der Par-
teispitze und der Bundestagsfraktion die zeitnahe Vorlage
einer Initiative zur Umsetzung. Wir begrüßen ausdrück-
lich, dass der Bundesvorsitzende Kurt Beck und der Vor-
sitzende der Bundestagsfraktion Peter Struck die Vorbe-
reitungen dazu bereits eingeleitet haben.

Meine Damen und Herren, Deutschland ist das einzige
Land in Europa und weltweit, bis auf Uganda und Nepal,
ohne Tempolimit auf Autobahnen. Allerdings stellt sich
die Frage in den beiden Ländern definitiv nicht, da es dort
kein ausgebautes Autobahnnetz und nur wenige Men-
schen gibt, die sich überhaupt ein Auto leisten können.
Das heißt, Deutschland ist in Europa und weltweit in die-
ser Frage isoliert.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt viele gute Gründe, die jahrelangen Diskussionen
zu beenden und nun endlich auch auf deutschen Auto-
bahnen ein Tempolimit einzuführen.

Die großen Geschwindigkeitsunterschiede auf deutschen
Autobahnen sind ein Hauptfaktor bei der Entstehung von
Staus. Zudem ist die Unfallursache Nummer eins nach-
weislich die nicht angepasste Geschwindigkeit. Neben der
Vermeidung von Staus, der Reduzierung von Unfällen,
der Erhöhung der Verkehrssicherheit und der Verbesse-
rung des Verkehrsflusses wird ein Tempolimit einen spür-
baren Beitrag zum Klimaschutz und zur CO2-Einsparung
leisten. Ich komme im Einzelnen auf diese Punkte zurück.

EU-Umweltkommissar Stavros Dimas hat im Rahmen
der aktuellen Debatte ein Tempolimit auf deutschen
Autobahnen gefordert. Europäische Politiker reagieren
inzwischen zunehmend verstört, wenn Bundeskanzlerin
Frau Merkel erklärt, mit ihr und der Union werde es kein
Tempolimit geben, aber gleichzeitig auf internationalen
Gipfeln immer wieder betont, der Klimaschutz stehe im
Zentrum der deutschen Politik.

(Beifall bei der SPD)

Die offensichtlich erkennbare Doppelstrategie in ihren
Aussagen auf nationaler und auf internationaler Bühne
gefährdet inzwischen die Glaubwürdigkeit der deutschen
Politik.

(Beifall bei der SPD)

Wie bei der hessischen Union stellen Klimaschutz und
nachhaltige Mobilitätsgestaltung reine Lippenbekennt-
nisse dar.

Obwohl das Tempolimit nur bundespolitisch geregelt wer-
den kann und die Länder keine Regelungskompetenz für
eine generelle Einführung haben, will die hessische Union
aus diesem Antrag einen Wahlkampfschlager machen.

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin, gestatten Sie Zwischenfragen?
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Hildegard Pfaff (SPD):

Nein, ich möchte im Zusammenhang vortragen. – Es wer-
den Horrorszenarien aufgebaut und der Untergang des
christlichen Abendlandes vorausgesagt. Es ist die Rede
von Gängelei, von Symbolpolitik und von einem Anschlag
auf die Freiheit. Man hört Töne, die deutsche Kultur fiele
in sich zusammen, ein Teil der deutschen Identität gehe
verloren, wenn die freie Fahrt für freie Bürger entfalle.

Der Vorsitzende der FDP-Fraktion, Herr Kollege Hahn,
spricht genauso wie Herr Dr. Lübcke von der Gefährdung
Tausender Arbeitsplätze. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, ich rate allen: Unterlassen Sie Ihre Wahl-
kampfrhetorik, und kehren Sie zu einer sachlichen Dis-
kussion zurück.

(Beifall bei der SPD)

Außerhalb Deutschlands stößt man mit solchen Tönen
auf völliges Unverständnis, und es schadet unserem Land.
Vielleicht sollte man endlich zur Kenntnis nehmen, dass
viele Menschen in unserem Land diese Frage genauso be-
werten wie die gesamte Staatengemeinschaft dieser Welt,
nämlich für die Einführung eines Limits votieren.

Aktuelle Umfragen belegen, dass sich die Mehrheit der
Bürger für ein Tempolimit auf Autobahnen ausspricht. Im
Februar 2007 befürworteten in einer Forsa-Umfrage für
das Magazin „Stern“ 60 % der Befragten eine Tempobe-
schränkung. Am 16. März 2007 sprachen sich im Politba-
rometer des ZDF 54 % der Befragten für ein Tempolimit
130 und weitere 10 % für ein niedrigeres Tempolimit aus.
Am 17. August befürworteten in einer weiteren Forsa-
Umfrage im Auftrag des BUND 63 % ein Tempolimit. In
den letzten Umfragen kann man allenfalls von einem
Kopf-an-Kopf-Rennen reden.

Ich bin den Menschen sehr dankbar, die bereit sind, sich
mit diesem Thema sachlich auseinanderzusetzen, und
nicht, wie Union und FDP, ausschließlich die Argumente
der Automobilindustrie und des ADAC unkritisch nach-
beten.

Ich möchte jetzt auf die einzelnen Argumente eingehen.
Thema Sicherheit: Laut einer Studie, die das Bundesland
Brandenburg in Auftrag gegeben hat, die vor wenigen Ta-
gen vorgestellt wurde, rettet Tempolimit 130 Menschenle-
ben und spart Unfallkosten in Millionenhöhe.

Brandenburg hat im Jahr 2003 eine 62 km lange Strecke
zwischen dem Autobahndreieck Havelland und dem
Autobahndreieck Wittstock auf der A 24 Hamburg – Ber-
lin mit Tempo 130 versehen. Seit Einführung des Limits
sank auf dieser Strecke die Zahl der Unfälle um rund
50 %. Die Zahl der Verkehrstoten ging sogar um zwei
Drittel zurück. Nicht nur Menschenleben können gerettet
werden, sondern nach den Berechnungen dieser Studie
können auch Unfallkosten in Millionenhöhe reduziert
werden.

Nach den Angaben des Statistischen Bundesamtes waren
im Jahr 2005  43 % aller schweren Unfälle auf Autobah-
nen sogenannte Geschwindigkeitsunfälle. 70 % der töd-
lichen Unfälle ereigneten sich auf Autobahnabschnitten,
die keine Geschwindigkeitsbegrenzung haben. Meine Da-
men und Herren, das ist ein hoher Preis für die Ideologie
„Freie Fahrt für freie Bürger“.

(Beifall bei der SPD)

Durch ein Tempolimit könnten auf Autobahnen 25 % der
tödlichen Unfälle verhindert werden. Im Jahre 2005 wä-
ren somit auf deutschen Autobahnen 165 Menschen weni-

ger gestorben. Das 961 km lange Autobahnennetz des
Transitlandes Hessen wird im Ländervergleich weit mehr
frequentiert als andere Ländernetze. Auf dem überwie-
genden Teil, auf insgesamt 580 km – das sind 60,3 % unse-
res Netzes –, gilt: „freie Fahrt für freie Bürger“.

Demnach haben wir gerade in Hessen ein enormes Ein-
sparungspotenzial.Auch hier könnten Menschenleben ge-
rettet werden. Herr Kollege Lübcke, das Gesetz der Phy-
sik kann auch die hessische Union nicht außer Kraft set-
zen. Demnach verhindern niedrige Geschwindigkeiten
Unfälle; und niedrige Aufprallgeschwindigkeiten mindern
die Unfallfolgen. Jedes Unfallopfer, ob innerorts oder auf
Autobahnen, ist ein Opfer zu viel. Deshalb ist es zynisch,
dies gegeneinander aufzuwiegen.

Nun komme ich zu dem Thema Verkehrsfluss: Durch-
schnittlich vergeudet jeder Verkehrsteilnehmer in
Deutschland rund 120 Stunden pro Jahr im Stau. Dabei
werden pro Tag 13 Millionen l Treibstoff verheizt. Der
Verkehrsexperte Kai Nagel von der Technischen Univer-
sität Berlin hat nun Forschungsergebnisse vorgelegt, die
belegen, dass sich der Verkehrsfluss immer dann erhöht,
wenn das Verkehrstempo homogenisiert wird. Das heißt,
ein Tempolimit würde nicht nur zur Unfallvermeidung
führen, sondern auch zur Stauvermeidung und würde
gleichzeitig die Straßenkapazitäten erhöhen.

(Beifall bei der SPD)

In der Brandenburg-Studie steht hierzu: „Eine sechsstrei-
fige Autobahn könnte bei Tempo 130 km/h durch stetigen
Verkehrsfluss pro Tag 14.400 Fahrzeuge mehr aufneh-
men.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren, genau diesen
Effekt machen sich im Rhein-Main-Gebiet die elektroni-
schen Verkehrssteuerungsanlagen auf den Autobahnen
zunutze.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
So ist es!)

Bei Staugefahr schalten sie auf 120 km/h um. Durch diese
Maßnahme kommt es zu einem homogenen Verkehrs-
fluss. Das Auflaufen eines Staus soll verhindert werden.

Herr Minister Rhiel, wenn Sie von der Verkehrstelematik
und ihrer Wirkungsweise überzeugt sind – ich bin das im
Übrigen auch –, dann müssten Sie ebenfalls von der posi-
tiven Wirkung einer durchgehenden Homogenisierung
des Verkehrsflusses für das gesamte hessische Autobahn-
netz überzeugt sein, und zwar aufgrund eines Tempolimits
von 130 km/h.Allein auf moderne Verkehrsleitsysteme zu
setzen, die im Rhein-Main-Gebiet lediglich punktuell vor-
handen sind, ist keine hinreichende Antwort darauf, wie
mehr Sicherheit, weniger Staus sowie eine CO2-Reduzie-
rung erreicht werden können.

(Beifall bei der SPD)

Das ist vielmehr ein Grund dafür, Tempolimits einzufüh-
ren, statt den Menschen vorzugaukeln, Hessen wäre im
Jahre 2015 staufrei. Sie nehmen lediglich über mehrere
Jahre verteilt ein paar Millionen Euro in die Hand, um da-
mit einige Tausend Autos mit Staumeldehandys auszu-
statten. Damit werden Sie Ihre vollmundige Ankündi-
gung, Hessen werde im Jahr 2015 staufrei sein, nie und
nimmer realisieren können. Ich muss allerdings einräu-
men, dass bereits durchaus ein kleiner Erfolg erzielt wor-
den ist: Denn für Regierungsmitglieder gilt die Staufrei-
heit bereits, wie wir feststellen mussten.
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Nun zum Thema Klimaschutz: Ein Tempolimit würde die
Schadstoffemission reduzieren. Es würde den Kraftstoff-
verbrauch senken und somit Natur und Klima schonen;
und es würde nicht zuletzt angesichts der explodierenden
Kraftstoffpreise, die kaum noch zu verkraften sind, die
Geldbörse vieler Autofahrer schonen. Diese Einsparungs-
effekte werden insbesondere von der Automobilindustrie
bewusst heruntergespielt.

Nach den Untersuchungen des Umweltbundesamtes
würde ein Tempolimit von 130 km/h zu einer Reduzierung
von ca. 2,5 Millionen t CO2 pro Jahr führen. Das heißt, bis
zum Jahre 2020 könnten allein durch dieses Tempolimit 30
Millionen t CO2 weniger ausgestoßen werden. Bei einer
Einsparungsquote von 270 Millionen t, die Deutschland
bis zum Jahre 2020 erbringen will, wäre das ein Anteil von
immerhin 11 %. Die gesamte Emission aller Busse, die in
Deutschland betrieben werden, könnte man damit beein-
flussen. Der gesamte Busverkehr ließe sich rein rechne-
risch mit der Menge CO2 abwickeln, die mit einem Tem-
polimit eingespart würde. In diesem Zusammenhang aber
von einer CO2-Neutralität zu reden, ist eine bewusste Ver-
niedlichung der Dinge. Zudem wurden diese Daten vor
ca. 10 bis 15 Jahren ermittelt. Die Motorleistung sowie der
Kraftstoffverbrauch sind in den vergangenen Jahren deut-
lich angestiegen, und daher ist eine neue Datenerfassung
erforderlich.Alle Experten gehen von einem höheren Kli-
maeffekt aus, als bisher gedacht.

Ich bin Herrn Bundesumweltminister Sigmar Gabriel
sehr dankbar, dass er nun diese Erhebungen in Auftrag
geben wird. Er hat im Übrigen auch kein Problem damit,
ein Tempolimit von 130 km/h umzusetzen.

Meine Damen und Herren, neben dem Tempolimit will
die SPD-Fraktion mit ihrem Gesamtpaket nachhaltig Mo-
bilität gestalten, und sie will folgende Ziele erreichen: die
Entwicklung neuer Antriebstechnologien, die stärkere
Nutzung von Biokraftstoffen, die Umstellung der Kfz-
Steuer auf Grundlage der Emissionen, die Weiterentwick-
lung der Lkw-Maut nach Emissionsklassen sowie nicht
zuletzt den Einbezug des Flugverkehrs in den Emissions-
handel.

Welche Auswirkungen hat das Tempolimit aber nun auf
die deutsche Automobilindustrie? Herr Dr. Lübcke hat
hierzu bereits seine Ausführungen gemacht. Es heißt im-
mer wieder, die deutschen Autos der schnellen Premium-
klasse könnten nicht mehr verkauft werden, und dies
würde Tausende Arbeitsplätze kosten.

Ich halte diese Argumente geradezu für lächerlich. Der
Absatz auf dem deutschen Automarkt stagniert seit Jah-
ren. Dagegen gehen 60 % der hier hergestellten Pkw in
den Export. Insbesondere die schnellen Oberklasse-Mo-
delle sind Exportschlager. Diese Modelle werden aus-
schließlich an Länder verkauft, die ein Tempolimit haben.
Demzufolge kann die Schnelligkeit eines Autos kein zen-
trales Verkaufsargument sein, da Geschwindigkeiten von
250 oder 280 km/h ohnehin nie ausgereizt werden können.
Es sind also andere Gründe, die für deutsche Autos – übri-
gens auch im Inland – sprechen. Ihre Stärke sind nämlich
vielmehr: Qualität, Stabilität, modernste Sicherheitstech-
nologie sowie Effizienz beim Verbrauch.

Meine Damen und Herren, wenn die deutsche Automo-
bilindustrie auch zukünftig weltweit konkurrenzfähig sein
will – wir wollen, dass sie das ist –, dann muss sie endlich
die Zeichen der Zeit erkennen.

Präsident Norbert Kartmann:

Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Hildegard Pfaff (SPD):

Meine sehr verehrten Damen und Herren, noch einen ab-
schließenden Satz:Wir stehen zur Automobilindustrie. Sie
ist mit rund 150.000 Beschäftigten Hessens Schlüsselbran-
che. Wir fordern die Automobilindustrie auf: Nutzen Sie
die Chance zu neuen, umweltverträglicheren Autos, die ei-
nen geringeren Schadstoffausstoß haben, denn dann wer-
den sich diese Chancen auch auf die Beschäftigung aus-
wirken können. Wir sind sehr zuversichtlich, dass dies mit
der Anstrengung aller gelingen wird. Wir sind sehr zuver-
sichtlich, dass wir mit unserem Konzept auf dem richtigen
Wege sind. Daher werden wir den Antrag der Fraktion
der CDU ablehnen, und wir werden dem Antrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zustimmen. – Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Der nächste Redner ist Herr Kollege Wagner (Taunus) für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich möchte
meine Rede mit einem Zitat beginnen:

Es ist zwar selbstverständlich, dass jeder übertrie-
ben schnelles Fahren missbilligt, doch sei das
plumpe Mittel des Verbots entschieden zu missbilli-
gen. Eine maximale Geschwindigkeit für die offene
Straße festzusetzen, ist kaum zweckmäßig. Viel-
mehr müsste die Verkehrsdisziplin gesteigert wer-
den und in die Gewohnheit der gesamten Bevölke-
rung übergehen.

(Norbert Schmitt (SPD): Das muss während der
Jahrhundertwende gewesen sein!)

Das schrieb die „Allgemeine Automobilzeitung“ im Jahre
1906.

(Norbert Schmitt (SPD): Da lag ich nicht so falsch!)

Ich stelle fest: Die CDU hat seit 101 Jahren nichts hinzu-
gelernt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Sie verhält sich wie immer:Wenn es mit dem Klimaschutz
ernst wird, macht sich die CDU vom Acker und kneift – so
auch heute beim Tempolimit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der CDU, Klimaschutz bedeutet eben nicht, dass
Ihre Kanzlerin mit George W. Bush auf dessen Ranch
bloß Jeep fährt. Das hat nichts mit Klimaschutz zu tun,
sondern Klimaschutz braucht konkrete Vereinbarungen,
Ziele und Maßnahmen. Deshalb ist ein Tempolimit auch
ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Ich kann Ihrem Antrag aber auch etwas Positives abge-
winnen, denn aufgrund dessen habe ich mir wieder – das
habe ich seit Langem nicht mehr getan – einen schönen
Titel der Neuen Deutschen Welle angehört. Das war der
Titel von Markus, der aus Bad Camberg stammt, meinem
Wahlkreis. Dieser lautet: „Ich will Spaß, ich geb Gas.“ Der
Antrag der CDU-Fraktion hat mich an diesen Titel wirk-
lich erinnert. Da heißt es für die hessische CDU-Fraktion
richtungweisend: „Will nicht sparen, nicht vernünftig sein,
es kommt nur das gute Super rein.“ Das ist in etwa das Ni-
veau Ihrer klimapolitischen Vorschläge.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zurufe von der CDU)

Was legt die CDU hier als Antrag vor? Ich lese den ersten
Absatz vor. Ich finde, das muss einer breiten Öffentlich-
keit zugänglich werden: „Der Landtag stellt fest, dass ein
starres Tempolimit auf hessischen Autobahnen aus ökolo-
gischen, technologischen, gesamtwirtschaftlichen und si-
cherheitsrelevanten Gründen kontraproduktiv ist.“

(Axel Wintermeyer (CDU): So ist es!)

So weit der Entschließungsantrag der CDU. Meine Da-
men und Herren, an diesem Satz ist alles falsch.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Ich will Ihnen das begründen. Ich gehe auf den ökologi-
schen Aspekt ein.Alle Schätzungen sind sich einig: Durch
ein Tempolimit kann CO2 eingespart werden.

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

Die geringste Schätzung geht davon aus, dass mit einem
solchen Tempolimit 2,5 Millionen t CO2 eingespart wer-
den können.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Da ist die Wärmedäm-
mung der Häuser besser!)

Da sagen Sie, das sei vernachlässigbar. Ich weise Sie dar-
auf hin: 2,5 Millionen t CO2 sind mehr, als wir in zwei Jah-
ren mit dem energetischen Gebäudesanierungsprogramm
der Bundesregierung erreicht haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Michael Bodden-
berg (CDU): 170 Millionen t CO2 jedes Jahr! – Zu-
ruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

Da sagen Sie, das sei vernachlässigbar. Das energetische
Gebäudesanierungsprogramm, so wichtig es ist, kostet
Milliarden. Die Maßnahme mit dem Tempolimit würde so
gut wie nichts kosten und hätte einen großen Effekt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was Sie hier vertreten – es gäbe keine ökologische Wir-
kung des Tempolimits –, das vertritt noch nicht einmal die
deutsche Automobilindustrie, für die Sie hier glauben Par-
tei ergreifen zu müssen. Man braucht nur auf volkswa-
gen.de zu gehen und sich dort die Spritspartipps des
Volkswagenkonzerns anzuschauen. Da lesen wir – für Sie
erstaunlich, für alle anderen eine Binsenweisheit –: Auf
Autobahnen an die Richtgeschwindigkeit halten. 130
km/h anstatt 150 km/h auf der Autobahn können durch-
schnittlich 2 l Spritersparnis auf 100 km bedeuten, bei 100
km/h sogar 4 l.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

So weit der Volkswagenkonzern. Meine Damen und Her-
ren, dem ist absolut nichts hinzuzufügen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Kommen wir zu Ihrem Argument, dass das aus technolo-
gischer Sicht abzulehnen sei. Auch das ist völlig falsch,
weil wir neben dem direkten Einspareffekt durch ein
Tempolimit auch einen indirekten Effekt haben, und zwar
auf technologischem Gebiet. Denn wenn wir in der
Bundesrepublik wie alle anderen europäischen Länder
auch endlich ein Tempolimit hätten, dann würden in unse-
rem Land und von der deutschen Automobilindustrie an-
dere Autos gebaut werden. Dann würden sparsamere
Autos gebaut werden. Dann müsste ein Auto eben nicht
mehr auf eine Höchstgeschwindigkeit von 220, 250 km/h
ausgelegt sein, sondern auf andere Höchstgeschwindig-
keiten.

(Fortgesetzte Zurufe des Abg. Axel Wintermeyer
(CDU))

Das hieße andere Autos. Das hieße bessere Autos, und vor
allem hieße es Autos, die auf dem Weltmarkt nachgefragt
würden, die der Weltmarkt haben will, weil es außer in der
Bundesrepublik nahezu überall ein Tempolimit gibt, so-
dass wir mit solchen Autos einen technologischen Vor-
sprung hätten, zusätzliche Exportchancen und eine wei-
tere CO2-Einsparung hätten. Ich weiß gar nicht, warum
die Union gegen eine solche Maßnahme sein kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf des Ministers Volker Hoff)

Das Umweltbundesamt schreibt zu diesem Thema – Sie
müssen es mir nicht glauben –:

Darüber hinaus wird es möglich sein, kleinere oder
leistungsreduzierte Fahrzeuge einzusetzen und dem
Gedanken des Downsizing bei Pkw Rechnung zu
tragen. Eine Leistungsreduzierung um 30 % kann
die CO2-Emissionen bei Otto-Pkw um 13 % bis
19 % reduzieren und bei Diesel-Pkw um 15 % ver-
ringern.

Das kommt noch einmal oben auf die 2,5 Millionen t CO2
drauf, die wir direkt durch das Tempolimit sparen. Meine
Damen und Herren von der Union, insofern ist es auch
technologisch eine hoch sinnvolle Maßnahme.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Reinhard Kahl (SPD))

Sie sprechen davon, aus gesamtwirtschaftlichen Gründen
sei das Tempolimit abzulehnen. Ich habe eben schon ein-
mal gesagt: Ein Technologieschub, eine neue Entwicklung
in der Automobilindustrie würde uns weitere Export-
chancen eröffnen. Es ist also gesamtwirtschaftlich sinn-
voll. Gesamtwirtschaftlich ist ein Tempolimit aber auch
deshalb sinnvoll, weil es den Verkehrsfluss auf unseren
Straßen verbessert. Das heißt, wir haben gesamtwirt-
schaftlich gesehen auch eine bessere Auslastung unseres
Straßennetzes, sodass Sie auch Ihr Argument „gesamt-
wirtschaftlich“ getrost vergessen können, meine Damen
und Herren von der Union.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Axel Wintermeyer (CDU): Wir haben den Ver-
kehrsfluss verbessert!)

Ich komme zu Ihrem Argument, dass das Tempolimit aus
sicherheitsrelevanten Gründen abzulehnen sei. Das finde
ich wirklich ein starkes Stück.

(Axel Wintermeyer (CDU): Autobahnen sind die
sichersten Straßen Deutschlands!)
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– Herr Wintermeyer, wir haben laut Statistik 2005 auf
deutschen Autobahnen, die Sie für so sicher halten

(Axel Wintermeyer (CDU): Sie sind sicher! – Nor-
bert Schmitt (SPD): Was nützt der Tiger im Tank,
wenn der Esel am Steuer sitzt?)

– er sagt auch noch: „Sie sind sicher!“ –, 20.943 schwere
Unfälle gehabt. Davon waren 9.108 Unfälle wegen nicht
angepasster Geschwindigkeit. Herr Kollege Wintermeyer,
im Jahre 2005 gab es 662 Tote auf deutschen Autobahnen
– und davon 428 auf Streckenabschnitten ohne Geschwin-
digkeitsbeschränkung. Da sagen Sie, unsere Autobahnen
seien sicher. Ich sage: Jeder Verletzte, jeder Unfall, jeder
Tote ist einer zu viel auf unseren Autobahnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Fortgesetzte Zu-
rufe des Abg. Axel Wintermeyer (CDU))

70 % aller tödlichen Unfälle finden auf deutschen Auto-
bahnabschnitten ohne Geschwindigkeitsbeschränkung
statt. Herr Kollege Wintermeyer, da nützt es überhaupt
nichts, irgendwelche Vergleiche mit anderen Ländern zu
ziehen.

(Axel Wintermeyer (CDU): Doch, machen Sie Ver-
gleiche mit Frankreich und Italien! Schauen Sie sich
die Zahlen an! – Dr. Walter Lübcke (CDU):
Schauen Sie sich die Zahlen an!)

Wir müssen in unserem Land alles tun, damit weniger
Menschen auf unseren Straßen verunglücken, damit we-
niger Menschen verletzt werden, damit es weniger Tote
gibt. Dafür ist das Tempolimit unbestritten eine Möglich-
keit. Was Sie mit „freier Fahrt für freie Bürger“ propagie-
ren, das fordert jedes Jahr einen blutigen Tribut auf unse-
ren Straßen, Herr Kollege Wintermeyer.

(Lebhafter Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Beifall bei Abgeordneten der SPD –
Zuruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

Auch das ist eindeutig belegt. Auch hier zitiere ich wieder
aus der Stellungnahme des Umweltbundesamtes vom
September 2003:

Bezüglich praktischer Erfahrung mit einem Tempo-
limit in Deutschland sei auf die Tatsache verwiesen,
dass die Anzahl der Getöteten und Schwerverletz-
ten auf deutschen Autobahnen um rund 50 % zu-
rückging, als es wegen der Ölkrise von November
1973 bis März 1974 ein generelles Tempolimit von
100 km/h auf Bundesautobahnen gab.

Wir haben auch ein hessisches Beispiel für die Wirkung
von Tempolimits. Das Umweltbundesamt führt weiter
aus:

Diese Zahlen wurden durch die Unfallentwicklung
auf einigen Autobahnen in Hessen, auf denen von
November 1984 bis Mai 1987 ein Tempolimit von
100 km/h galt, bestätigt. Die Zahl der Unfälle mit
Toten oder Schwerverletzten je Milliarde Fahrzeug-
kilometer sank auf den betroffenen Autobahnab-
schnitten in der Größenordnung von 25 bis 50 %.

Wir haben ein hessisches Beispiel für die positive Wirkung
eines Tempolimits auf die Verkehrssicherheit. Meine Da-
men und Herren von der Union, Sie müssen einmal erklä-
ren, warum Sie diesen Beitrag nicht wollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des Abg.
Norbert Schmitt (SPD))

Jetzt sagt die Union in ihrem Entschließungsantrag: Wir
brauchen kein Tempolimit, weil wir Verkehrslenkungs-
maßnahmen machen. Die Verkehrslenkungsmaßnahmen
sparen sehr viel mehr CO2 ein als das Tempolimit. – Wieso
diskutieren Sie das eigentlich als ein Entweder-oder?
Wieso können wir nicht das Tempolimit einführen, das
ohne Zweifel zu CO2-Einsparungen führt, und zusätzlich
Verkehrslenkungsmaßnahmen?

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

Das ist doch überhaupt kein Widerspruch. Lassen Sie uns
doch beides machen und die beiden positiven Maßnah-
men für CO2-Einsparungen realisieren.

Sie heben auf die Verkehrslenkung ab. Man muss aber
doch einmal schauen, warum diese Verkehrslenkung, die
Sie so loben, so positive Einflüsse auf die Verkehrssicher-
heit hat und warum diese Maßnahme der Verkehrsbeein-
flussung, die Sie so loben, einen so positiven Einfluss auf
den Verkehrsfluss hat. Beide Male ist die Antwort ein-
deutig. Denn die Maßnahmen zur Verkehrslenkung, die
Sie ergreifen, arbeiten mit Tempolimits. Genau aus diesem
Grund, nur aus diesem Grund wird morgens auf den ver-
kehrsgelenkten Straßen die Geschwindigkeit gesenkt:
weil man dadurch eine bessere Auslastung für die Straßen
erreicht. Nur weil wir eine angepasste Geschwindigkeit
auf diesen Straßen haben, verunglücken auf diesen Stra-
ßen weniger Menschen. Wenn wir diese positiven Effekte
doch für die Straßen belegt haben, wo es Verkehrslen-
kungsmaßnahmen gibt, warum können wir dann nicht sa-
gen: „Lasst uns auch auf den Straßen, wo wir diese Maß-
nahmen nicht haben, ein generelles Tempolimit einführen
und diese positiven Effekte realisieren“? Meine Damen
und Herren von der Union, ich verstehe es wirklich nicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Wir haben einen eigenen Dringlichen Entschließungsan-
trag eingebracht, in dem wir uns für Tempo 130 als Regel-
geschwindigkeit auf den Autobahnen aussprechen. Wir
freuen uns sehr, dass die Kollegen von den Sozialdemo-
kraten sich diesem Antrag anschließen. Wir könnten uns
als GRÜNE auch noch mehr vorstellen.

(Norbert Schmitt (SPD): Mehr oder weniger?)

Wir könnten uns auch ein Tempolimit bei 120 km/h vor-
stellen. – Mehr Zustimmung von den Sozialdemokraten
könnten wir uns deshalb vorstellen, Herr Kollege Schmitt,
weil wir beide wachsen müssen, damit es am 27. Januar
klappt.

(Axel Wintermeyer (CDU): Aber ziemlich!)

Nein, wir können uns ein Tempolimit von 120 km/h vor-
stellen, sagen aber: Lasst uns jetzt diesen Schritt gehen,
der mit den Sozialdemokraten jetzt offenbar möglich ist.
Ihr hättet es auch vorher schon haben können, liebe
Freundinnen und Freunde, in der gemeinsamen Bundes-
regierung. Da wolltet ihr es noch nicht. Aber wir sind es
gewohnt: Ihr braucht uns an eurer Seite, damit es mit der
Umweltpolitik klappt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hildegard Pfaff (SPD): Vorsicht!)

Diese Rolle spielen wir auch ausgesprochen gerne. Ich
weiß auch, dass ihr uns dafür mögt, dass wir diese Rolle
spielen. Zumindest die Ökologen bei euch in der Partei
mögen uns für diese Rolle, weil sie ansonsten bei euch
nicht allzu viel zu sagen hätten.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schauen wir uns doch noch einmal an, wie das eigentlich
in anderen Ländern mit dem Tempolimit ist: Dänemark
130, Schweden 110, Polen 130, Tschechien 130, Österreich
130, Schweiz 120, Italien 130, Spanien 120, Frankreich 130,
Luxemburg 130, Belgien 120, Niederlande 120, Großbri-
tannien 112.

(Zurufe von der CDU)

Nur in Deutschland gibt es einen verkehrspolitischen und
klimapolitischen Jurassic Park, der ein Tempolimit verhin-
dert. Dieser Jurassic Park heißt CDU. Meine Damen und
Herren, so einfach ist das.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Tempolimit ist gut für das Klima, gut für die Ver-
kehrssicherheit und gut für den Verkehrsfluss. Die Union
will all das nicht. Deshalb bitte ich Sie: Denken Sie noch
einmal nach. Stimmen Sie unserem Antrag auf ein gene-
relles Tempolimit von 130 km/h auf unseren Straßen zu.
Das wäre ein Beitrag zur Verkehrssicherheit. Das wäre
ein Beitrag zum Klimaschutz.

All das will die Union nicht. Das müssen Sie dann mit sich
ausmachen. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Norbert Schmitt
(SPD): Beifall außer zu der einen Passage!)

Präsident Norbert Kartmann:

Ich erteile Herrn Abg. Posch für die Fraktion der FDP das
Wort.

Dieter Posch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich weiß, dass die Frage des Tempolimits nahezu wie
ein Glaubensbekenntnis diskutiert wird. Gleichwohl will
ich den Versuch starten, einige der Argumente, die hier
genannt worden sind, vertiefend in die Diskussion einzu-
bringen, weil ich die Hoffnung nicht aufgebe,

(Beifall des Abg. Roland von Hunnius (FDP))

dass auch diejenigen, die sich zu einem Glauben beken-
nen, hin und wieder rationalen Argumenten zugänglich
sein müssten.

(Beifall der Abg. Nicola Beer (FDP))

Bei den Sozialdemokraten war das bisher hin und wieder
der Fall. Frau Pfaff, ich habe mit Interesse verfolgt, wie
viele Ihnen zugehört haben. Die Minderheit Ihres Partei-
tags hat offensichtlich draußen gestanden, weil sie einer
anderen Auffassung ist. Wir wissen doch, wie das bei Ih-
nen abgelaufen ist.

(Beifall bei der FDP – Norbert Schmitt (SPD): Jetzt
sollten Sie einmal in die eigenen Reihen gucken! –
Hildegard Pfaff (SPD): Ganze zwei Kollegen sind
anwesend!)

Wenn Sie sich hierhin stellen und sagen, die Union habe
das getan, um einen Wahlkampfschlager zu etablieren,
dann kann ich Sie nur fragen: Wer hat denn dazu die Ur-
sache gesetzt? Das war doch Ihr Parteitag, der einen sol-
chen Unsinn beschlossen hat. Dann können Sie doch nicht
anderen vorwerfen, sie würden hier einen Wahlkampf-
schlager konstruieren.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Verehrte Frau Pfaff, das Gleiche gilt für Herrn Wagner,
wenn Sie die Länder aufzählen, in denen es so etwas gibt.
Verehrte Frau Kollegin Pfaff, ich schätze Sie sehr. Aber
Uganda und Nepal in die Diskussion einzubringen, das ist
unter Niveau, das verdient diese verkehrspolitische De-
batte wirklich nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Hildegard
Pfaff (SPD): Nein! Das gehört dazu!)

Wollen Sie allen Ernstes vergleichbare Verhältnisse hier
etablieren? Anders kann man doch nicht auf das antwor-
ten, was Sie dazu gesagt haben.

Herr Kollege Wagner, Debatten haben den Sinn, in einge-
schränkter Weise auf den einen oder anderen einzugehen.
Sie haben das Zitat aus dem Jahre 1906 genannt. Dort
wird darauf abgestellt, dass ein Verkehrsteilnehmer sich
auf die Verkehrssituation einstellen soll und sein Ver-
kehrsverhalten darauf ausrichten soll. Nichts anderes
steht in § 1 der Straßenverkehrsordnung. Dieser Satz hat
nach unserer Auffassung nach wie vor Gültigkeit, auch
wenn er aus dem Jahr 1906 stammt und damit über 100
Jahre alt ist.

(Beifall bei der FDP)

Aber offensichtlich hat das nicht dazu geführt, dass bei Ih-
nen ein Umdenkprozess in der Weise eingetreten ist, dass
Sie sich sachangemessen im Verkehr verhalten wollen.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Da war ich noch gar nicht geboren!)

Die GRÜNEN brauchen ein Regulierungsinstrumenta-
rium, brauchen ein Folterinstrumentarium, weil sie sich
selbst bei der Ausübung ihrer Freiheit offensichtlich nicht
anders einschränken können.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Ich glaube, dass wir zu Recht davon ausgehen, dass sich
die Verkehrsteilnehmer prinzipiell verantwortungsvoll
verhalten. Das zeigen auch die Ergebnisse. Geradezu ha-
nebüchen ist der Vorschlag von Herrn Wagner, zu sagen,
die deutsche Automobilindustrie möge bitte keine High-
techautos produzieren, dann würde sie auf dem amerika-
nischen Markt eine höhere Absatzquote erzielen. Wissen
Sie, welche Autos in Amerika gekauft werden? Das sind
all diejenigen, die Hightech realisieren und in der Lage
sind, schneller als 100 km/h zu fahren.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Es ist geradezu abenteuerlich, der Automobilindustrie zu
empfehlen, Fahrzeuge zu produzieren, die nur noch eine
bestimmte Geschwindigkeit, wie sie von Ihnen angestrebt
wird, zu fahren imstande sind.

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

Einen Punkt will ich noch ansprechen. Sie haben sich zu
der Aussage verstiegen, allgemeines Tempolimit und Ver-
kehrslenkungsmaßnahmen wie Telematik schlössen sich
nicht aus, sondern man sollte sie miteinander kombinie-
ren. – Meine Damen und Herren, wenn ich bei einem sol-
chen Tempolimit bin, wie Sie es wollen, dann brauche ich
in bestimmten Bereichen keine verkehrslenkenden Maß-
nahmen. Das wäre rausgeschmissenes Geld, beides
nebeneinander zu machen.
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(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gut! – Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Das ist noch besser, das ist bil-
liger!)

Sie müssen sich schon bekennen. Sie können nicht einer-
seits sagen, Sie wollten verkehrslenkende Maßnahmen,
Sie wollten Telematik, und auf der anderen Seite einen
solchen Unsinn verzapfen.

Meine Damen und Herren, die Sozialdemokraten haben
das beschlossen. In der Begründung heißt es, ein schneller
und unbürokratischer Weg zum Klimaschutz sei die Ein-
führung einer allgemeinen Geschwindigkeitsbegrenzung
von 130 km/h.

Meine Damen und Herren, derjenige, der für den Um-
weltschutz in der Bundesregierung zuständig ist, ist der
Bundesumweltminister Gabriel. Er sagt, die Wirkung ist
marginal. – Ich kann nur sagen: Der Mann muss wissen,
wovon er spricht. Sie propagieren hier etwas völlig ande-
res.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen zu den Zahlen. Eine Begrenzung würde den
Kohlendioxidausstoß in Deutschland um weniger als
0,5 % verringern, weil der Autoverkehr nur für etwa 12 %
sämtlicher deutscher CO2-Emissionen verantwortlich ist.

(Norbert Schmitt (SPD): „Nur“ ist gut!)

Diese Zahl hören Sie ungern. Aber weil Klima en vogue
ist, werden solche Zahlen nicht mehr zur Kenntnis ge-
nommen. Es wird polemisiert, und man freut sich, wenn
die Emotionen der Bürger entsprechend aufgestachelt
worden sind, und beruft sich dann hinterher auf die er-
folgreichen Umfragewerte, sagt, da müsse etwas getan
werden.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, Ihnen geht es nicht um tat-
sächliche Effekte. Es geht um eine Symbolwirkung. Ich
füge auch hinzu: Das, was Sie hier propagieren, ist nichts
anderes als Wählertäuschung.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Meine Damen und Herren, zu den sachlichen Argumen-
ten. Ich will noch auf Folgendes eingehen. Immerhin ist
auf knapp der Hälfte unserer Autobahnen die Geschwin-
digkeit bereits dauerhaft oder zeitweilig limitiert. Außer-
dem werden 80 % aller Fahrleistungen schon heute bei ei-
ner geringeren Geschwindigkeit als 130 km/h erbracht.
Das ist eine Folge des Verkehrsaufkommens, das wir ha-
ben. Das beklagen wir manchmal, aber das ist so. Das Er-
gebnis ist, dass die Fahrleistung so aussieht.

(Hildegard Pfaff (SPD): Da sind die Tempo-30-Zo-
nen auch enthalten!)

Das Tempolimit bringt beim Klimaschutz so gut wie
nichts. Nach ADAC-Rechnungen sinkt der Ausstoß an
Treibhausgasen um maximal 2 %. Verkehrsminister Tie-
fensee kommt nach aktuellen Berichten sogar auf einen
Wert von nur 0,6 %. Das ist der Hintergrund. Ich habe es
letztens im Fernsehen verfolgt:Als Bundesverkehrsminis-
ter Tiefensee auf dem Bundesparteitag der Sozialdemo-
kraten zu diesem plötzlichen Beschluss gefragt wurde, hat
er sich schweigend von den Mikrofonen abgewandt, um
keine Antwort geben zu müssen. Der Mann hat in diesem
Punkt – vieles schätze ich nicht – ausdrücklich einmal
recht.

(Beifall bei der FDP)

Die durchschnittliche Geschwindigkeit auf deutschen
Autobahnen bewegt sich nach Studien im gleichen Korri-
dor wie in allen anderen Ländern, auch solchen mit einem
generellen Tempolimit.Was also die durchschnittliche Ge-
schwindigkeit anbelangt – die ist nicht ganz irrelevant –,
haben wir in Deutschland keine andere Situation als in
den Ländern, die eine Geschwindigkeitsbegrenzung be-
reits haben.Also besteht dafür auch keine Notwendigkeit.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Deswegen will ich auf das Thema Unfälle eingehen, weil
das immer ein Totschlagargument ist, nach dem Motto:
Derjenige, der nicht für ein Tempolimit ist, nimmt grob
fahrlässig in Kauf, dass Menschen auf Autobahnen um-
kommen.

Ich halte diese Art und Weise der Argumentation für in
höchstem Maße unredlich;

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

denn der Anteil der Unfälle auf Autobahnen würde durch
ein Tempolimit auch nicht geringer. Bereits heute sind die
Autobahnen in Deutschland bei Weitem die sichersten
Straßen im überörtlichen Straßennetz.

(Hildegard Pfaff (SPD): Schauen Sie sich die Stu-
dien an!)

Ein Tempolimit führt nicht zwangsläufig zu mehr Sicher-
heit. Frau Kollegin Pfaff, die Untersuchungen haben erge-
ben: In Ländern wie Österreich oder Italien sind wesent-
lich mehr Unfälle auf den Autobahnen zu verzeichnen,
und das trotz Tempolimit. Also stellen Sie sich nicht hier-
hin, als sei das Tempolimit die Conditio sine qua non für
weniger Unfälle. Das Gegenteil ist der Fall, wie die Erfah-
rungen aus anderen Ländern zeigen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Meine Damen und Herren, auf den Autobahnen in
Deutschland werden 31,7 % aller Kraftfahrzeugkilometer
abgewickelt. Der Anteil der Verunglückten auf Autobah-
nen ist mit 7,5 % ebenso wie der Anteil der Unfälle mit
Personenschäden mit 6,2 % unterdurchschnittlich, ver-
glichen mit dem Anteil auf anderen Straßen. Auch das ist
ein Hinweis, dass das Tempolimit insofern nichts bringt.

Auch zu den tödlichen Unfällen will ich Ihnen etwas sa-
gen. Das Risiko, auf Autobahnen in Deutschland tödlich
zu verunglücken, ist etwa drei- bis viermal niedriger als
das Risiko auf Landstraßen.

(Hildegard Pfaff (SPD): Das ist doch kein Argu-
ment!)

Bei einem Fahrleistungsanteil von 40 % auf den Land-
straßen sind dort etwa 60 % aller Verkehrstoten zu regis-
trieren. Was ist die Konsequenz daraus? Dass sich auf
Landstraßen etwas tun muss, um diese Zahl zu reduzie-
ren. Die Schlussfolgerung daraus zu ziehen, auf der Auto-
bahn müsse ein Tempolimit eingeführt werden, entzieht
sich jeder Denklogik.Aber das scheint bei Ihnen in dieser
Frage keine Rolle zu spielen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Norbert Schmitt (SPD): Ich habe Sie schon
einmal stärker argumentieren gehört!)
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Herr Kollege Wagner, wenn Sie sich auf die Ergebnisse ei-
ner Studie des Umweltbundesamtes von 1984 bis 1987 be-
rufen, dann hätten Sie sich besser sachkundiger gemacht
und hätten nachgefragt, was damals die Untersuchungser-
gebnisse waren, als wir die Verkehrsbegrenzung, die aus
rot-grüner Zeit stammt, aufgehoben haben.Wir haben ge-
nau das untersucht, welche Problembereiche des Unfall-
geschehens bestehen, und sind zu dem Ergebnis gekom-
men, dass wir die Verkehrsbeschränkungen ohne Weiteres
aufheben konnten.

Meine Damen und Herren, zum Thema Verkehrsablauf
muss man feststellen, dass ein generelles Tempolimit von
130 km/h auf Autobahnen zu keiner nennenswerten Stei-
gerung der Leistungsfähigkeit führt. Knapp 40 % des
Autobahnnetzes sind bereits heute dauerhaft oder tempo-
rär geschwindigkeitsbeschränkt. 9 % sind mittels Stre-
ckenbeeinflussungsanlagen limitierbar. Somit werden
schon 49 %, also fast die Hälfte, des gesamten Autobahn-
netzes entweder durch Verkehrsbeeinflussungsanlagen
oder statische Geschwindigkeitsbeschränkungen limi-
tiert. Hier besteht kein weiter gehender Bedarf.

(Beifall bei der FDP)

Selbst auf Strecken ohne Begrenzung – wir erleben das
häufig – ist eine freie Geschwindigkeitswahl nur noch ein-
geschränkt möglich. Früher habe ich manchmal davon ge-
träumt, dass ich diese Möglichkeit noch habe, wenn ich
nachts nach Hause fahre. Jeder von uns weiß: Wenn er
nachts unterwegs ist, stimmt auch diese Prämisse nicht
mehr, weil wir ein erhöhtes Lkw-Aufkommen rund um
die Uhr haben. Von daher besteht diese Möglichkeit, mit
unbegrenzter Geschwindigkeit zu fahren, überhaupt
nicht.

Etwas anderes ist die Ursache: Die Verkehrsbelastung ist
zwischen 1993 und 2004 auf unseren Autobahnen um
27 % gestiegen. Das heißt, diese Zunahme des Verkehrs-
aufkommens von 27 % reduziert die freie Wahl der Ge-
schwindigkeit ohnehin.

Deswegen haben wir einen grundlegenden und substan-
ziellen Unterschied zwischen dem linken Flügel dieses
Hauses und dem Flügel auf der anderen Seite festzustel-
len: Wir sind für den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur,
weil das eine bessere Lösung ist, als auf diese Art und
Weise den vorhandenen Verkehrsraum weiterhin einzu-
schränken.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Deswegen noch ein Wort, meine Damen und Herren:
Untersuchungen haben ergeben, dass die Richtgeschwin-
digkeit in Deutschland die gleiche Wirkung hat wie das
Tempolimit im Ausland.

(Norbert Schmitt (SPD): Weil sich keiner daran
hält! – Hildegard Pfaff (SPD): Das klingt etwas
abenteuerlich!)

Hierzu sind Geschwindigkeitsmessungen in sieben Län-
dern durchgeführt worden, die zu diesem Ergebnis ge-
führt haben.

Ich will Ihnen nicht unterstellen, dass Sie vorsätzlich han-
deln. Zumindest nehmen Sie billigend in Kauf, über ein
Tempolimit den Menschen das Geld aus der Tasche zu zie-
hen. Es ist weder für die Umwelt noch für die Verkehrssi-
cherheit relevant, und deswegen besteht keine Veranlas-
sung, dies zu tun.

(Hildegard Pfaff (SPD): Was hat das mit Geld zu
tun? Das spart Treibstoffkosten, Herr Kollege, und

kostet kein Geld! – Norbert Schmitt (SPD): Ich
habe das Argument nicht verstanden!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will noch
ein letztes Argument aufgreifen, immer in dem Glauben,
Herr Kollege Generalsekretär, dass die Fähigkeit, etwas
von anderen aufzunehmen, doch noch vorhanden ist.

(Norbert Schmitt (SPD): Ja, aber ich habe das Ar-
gument wirklich nicht verstanden, wieso wir an den
Geldbeutel ranwollen!)

Es gibt ja immer wieder das Argument der Lärmreduzie-
rung; auch darauf will ich eingehen. Ein generelles Tem-
polimit hat nach allen Unterlagen, die vorliegen, keine
Reduzierung der Lärmemissionen zufolge, weil insbeson-
dere eines logisch ist: Die Lkw sind davon nicht betroffen,
und der von einer Autobahn ausgehende Lärm wird über-
wiegend vom Lkw-Verkehr geprägt. Ab einem Lkw-An-
teil von 10 % ist ein generelles Tempolimit von 130 km/h
auf Autobahnen für den Mittelungspegel völlig unsinnig
und völlig irrelevant. Das Stichwort der Lärmemissionen
zieht also auch nicht.

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist schlicht kein Argu-
ment von uns gewesen! Haben wir überhaupt nicht
in die Debatte eingeführt!)

Wir arbeiten an anderen Möglichkeiten, was die Eingren-
zung der Lärmentwicklung betrifft, von aktivem und pas-
sivem Lärmschutz bis zu Lärmreduzierungen am Fahr-
zeug.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: Die Li-
beralen lehnen den SPD-Vorstoß und das Ansinnen der
GRÜNEN ab. Für uns ist das nichts anderes als der
Wunsch, Autofahrer wieder zu schikanieren.

Die schon lange in Deutschland existierende Richtge-
schwindigkeit hat sich insgesamt bewährt, und überall
dort, wo aus Sicherheitsgründen eine andere Geschwin-
digkeit erforderlich ist, wird sie auch entsprechend ange-
ordnet.

Herr Kollege Lübcke hat darauf hingewiesen: Es gibt kein
Dogma, Geschwindigkeitsbegrenzungen generell aufzu-
heben, sondern dort, wo es aus Verkehrssicherheitsgrün-
den notwendig ist, werden wir auch immer bereit sein, Re-
duzierungen der Geschwindigkeit anzuordnen, weil uns
das Leben der Verkehrsteilnehmer ein so hohes Gut ist,
dass wir mit derartigen Fragen nicht fahrlässig umgehen.
Es braucht niemand Angst zu haben, dass das in diesem
Lande nicht passiert.

(Beifall bei der FDP – Hildegard Pfaff (SPD):
Schwache Argumente!)

Eine angemessene Geschwindigkeit lässt sich eben nicht
generell, sondern nur in Abhängigkeit vom Verkehrsauf-
kommen und vom Ausbauzustand des jeweiligen Ver-
kehrsabschnittes beurteilen. Und das ist nichts anderes als
das, Herr Kollege Wagner, was Sie aus der Zeitschrift aus
dem Jahre 1906 zitiert haben.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Posch, Sie müssen zum Schluss kommen.

Dieter Posch (FDP):

Die Geschwindigkeit ist von verschiedenen Faktoren ab-
hängig. Ein pauschales Tempolimit ist Anti-Autofahrer-
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Ideologie und keineswegs sachangemessen. Wir stimmen
deshalb dem Antrag der Union zu. – Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Posch. – Für die Landesregierung wird
nun Herr Dr. Rhiel das Wort ergreifen. Bitte, Herr Dr.
Rhiel.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich will es kurz, aber ebenso deutlich hier vortragen:
Die Hessische Landesregierung lehnt eine generelle Ge-
schwindigkeitsbeschränkung und -begrenzung ab.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Hildegard
Pfaff (SPD): Für Minister auch? – Norbert Schmitt
(SPD): Sie haben doch sowieso eine Ausnahmege-
nehmigung!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch die mit ri-
tueller Regelmäßigkeit hier immer wieder vorgetragenen
Punkte zeigen, dass Sie aus den tatsächlichen Entwicklun-
gen nichts gelernt haben. Alle Gründe, die Sie vorgetra-
gen haben, sind von der Entwicklung widerlegt worden.
Sowohl im Hinblick auf die Verkehrssicherheit als auch
auf die Frage des Energieverbrauchs, der Abgasemissio-
nen sind die Entwicklungszahlen so, dass Ihre Argumente
ins Leere laufen 

(Norbert Schmitt (SPD): „Staufreies Hessen“ gibt
es nur für Minister! Die habe ich heute wieder er-
lebt!)

und dass Sie mit der Forderung, die Sie hier erhoben ha-
ben, wirklich keinen zusätzlichen Nutzen stiften können.

Deswegen ist das, was wir hier heute seitens Rot-Grün er-
leben, Symbolpolitik, eine Symbolpolitik auf Kosten der
Autofahrer, die keine Wirkung für die Autofahrer hat, und
deswegen ist dies abzulehnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist schon
unterschiedlich auf die beiden wichtigsten Themen hinge-
wiesen worden. Zunächst einmal das wichtigste Thema:
die Verkehrssicherheit. Wir haben im Bereich der Ver-
kehrssicherheit – das sollten wir dankbar zur Kenntnis
nehmen – eine sehr, sehr positive Entwicklung. Seit 1991
gab es einen Rückgang der tödlichen Unfälle um 60 %.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es könnte noch besser sein!)

Wenn man ein Stück zurückschaut: Seit 1999 sind die
Rückgänge sogar noch intensiver gewesen, nämlich 40 %,
und das, obwohl die Verkehrsdichte erheblich zugenom-
men hat. Die durchschnittliche Belastung auf hessischen
Autobahnen ist in der Zeit von 1991 bis zu diesem Jahr
von 53.000 auf immerhin 63.000 gestiegen.

Meine Damen und Herren, worauf setzen wir? Wir setzen
natürlich zunächst einmal auf die Vernunft und die Ver-
antwortung der Verkehrsteilnehmer. Das ist der erste und
wichtigste Punkt.

(Beifall bei der CDU)

Wir können die Verkehrsteilnehmer nicht entmündigen.
Ob nun über oder unter 130 km/h gefahren wird, die Ver-
antwortung muss gleichermaßen wahrgenommen wer-
den. Deswegen ist der wichtigste Beitrag, dass die Erzie-
hung in der Verkehrspolitik schon früh erfolgt. Wir wis-
sen, dass das viele Institutionen in Hessen, gerade die ge-
meinnützigen Institutionen, bereits im Rahmen der Schul-
zeit sehr erfolgreich wahrnehmen.Auch dafür gebührt ih-
nen Dank.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der Ver-
kehrssicherheit haben wir auch im internationalen Ver-
gleich einen sehr, sehr guten Stand, eine gute Entwick-
lung,

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

bei der wir nicht relativ schlechter, sondern relativ besser
abschneiden, obwohl, wie objektiv dargestellt worden ist,
es die Geschwindigkeitsbegrenzungen genereller Art in
den umliegenden Ländern gibt.

Die wesentlichen Ursachen sind die technischen Lösun-
gen in den Fahrzeugen. Wer von Ihnen sich auf der IAA
unter diesem Aspekt einmal die neuen Technologien an-
geschaut hat, der hat gesehen, dass diese Entwicklungen –
mögen sie auch aus den Autos entspringen, die sozusagen
zu der Oberklasse zählen – in ihrer Wirkung, technolo-
gisch umgesetzt, auch gerade den Verkehrsteilnehmern
zugutekommen, die mit Fahrzeugen fahren, die nicht ge-
rade Spitzengeschwindigkeiten erreichen können.

Wir haben hier im Forschungsbereich weitere wichtige
und ehrgeizige Ziele, die beispielsweise in dem Anwen-
derzentrum Metallformgebung in Nordhessen umgesetzt
werden sollen. Dort geht es um Thermoverformung und
ähnliche technologische Begriffe und Aufgabenstellun-
gen; Sie kennen dies zum Teil. Das muss der Weg sein.
Durch diese Forschung, durch diese Entwicklung leisten
wir international und auch weltweit einen wichtigen Bei-
trag zur aktiven Verkehrssicherheit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun zum Ener-
gieverbrauch, zu den Abgasemissionen und damit zur
Frage der Umweltbelastung: Die 3,4 % CO2-Belastung,
die Deutschland insgesamt weltweit zu verantworten hat,
entstehen bei uns zu 12, 13 % im Verkehrsbereich. Das ist
sicherlich eine Zahl, die wir uns anschauen müssen, die
auch reduziert werden muss, aber das geschieht nicht
durch eine willkürliche Begrenzung der Geschwindigkeit
bei einer bestimmten Höhe, sondern auch hier durch tech-
nologische Entwicklung. Die Verbrauchszahlen sprechen
Bände; Sie kennen sie, auch sie muss ich nicht im Einzel-
nen wiederholen.

Das, was Sie hier vorschlagen, ist eine Maßnahme, deren
Wirkung nicht nachweisbar ist,

(Norbert Schmitt (SPD): Wie bitte?)

die seriös nicht darstellbar ist.

(Hildegard Pfaff (SPD): Sie sollten sich besser in-
formieren, Herr Minister!)

Meine Damen und Herren, 0,6 % von 13 %, das ist das,
was der Bundesumweltminister zugibt. Das ist aus seiner
Sicht – das hat er hinzugefügt – ein sehr, sehr optimisti-
scher Wert. Dies kann nicht der Weg sein, auf dem auch
dieses Ziel erreicht werden soll.

Wir schauen in diesem Zusammenhang auf die ganzheit-
liche Wirkung.
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(Gernot Grumbach (SPD): Ganzheitliche Nicht-
Wirkung!)

Wir müssen alle Bereiche zusammenfassen. Dazu gehört
natürlich auch die Wirkung im Hinblick auf die Automo-
biltechnologie und die Spitzentechnologie in diesem Be-
reich. Das ist die wesentliche Grundlage für einen bedeu-
tenden Wirtschaftszweig. Sonst geht es uns so wie in der
Gesundheitspolitik, Herr Schmitt, wo die amtierende Ge-
sundheitsministerin

(Horst Klee (CDU): Frau Schmidt!)

für eine vermeintliche Einsparung, Kostendämpfung re-
gulierende Maßnahmen vorgeschlagen hat, hat durchset-
zen lassen, die auf der anderen Seite – Stichwort: for-
schende pharmazeutische Industrie – ein Mehrfaches an
volkswirtschaftlichen Schäden verursachen.

(Norbert Schmitt (SPD): Ach, jetzt kommt d a s
Märchen!)

Deswegen dürfen wir die Themen nicht abgegrenzt von-
einander behandeln, sondern wir müssen immer die Wir-
kung einer Maßnahme auf alle Teilbereiche mit im Auge
haben.

(Norbert Schmitt (SPD): Rhielsche Märchen! Sie
reden wie ein Pharmavertreter! Ein bisschen mehr
Distanz hätte ich von Ihnen schon erwartet!)

Meine Damen und Herren, rituelle Politik ist unsinnig,
weil sie nicht der eigentlichen Zielsetzung dient. Wir leh-
nen eine generelle Geschwindigkeitsbeschränkung ab.
Wir ordnen Geschwindigkeitsbeschränkungen dort an,
wo besondere Gefahrenlagen bestehen. Dies ist eine ad-
äquate Grundlage. Das wird von den Verkehrsteilneh-
mern akzeptiert, und das ist eine wichtige Basis dafür, dass
wir uns insgesamt im Straßenverkehr verantwortlich ver-
halten. Das ist das Gebot der Stunde, auch heute und in
der Zukunft. – Danke schön für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Dr. Rhiel. – Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Wir haben über einen Entschließungsantrag und einen
Dringlichen Entschließungsantrag debattiert. Wir kom-
men zur Abstimmung:

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU betreffend
kein starres Tempolimit auf hessischen Autobahnen –
SPD bremst sich weiter aus, Drucks. 16/8063. Wer möchte
diesem Entschließungsantrag zustimmen? – CDU, FDP.
Wer ist dagegen? – SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Der Antrag ist damit angenommen.

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Tempolimit auf Auto-
bahnen einführen, Drucks. 16/8157. Wer möchte diesem
Dringlichen Entschließungsantrag zustimmen? – SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer ist dagegen? – CDU,
FDP. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Jetzt muss ich einige Dringliche Anträge, die Ihnen vor-
liegen, aufrufen, weil sie zum Teil zu der folgenden Regie-
rungserklärung aufgerufen werden können.

Eingegangen und bei Ihnen verteilt ist ein Dringlicher
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU betreffend
verantwortungsvolle Energiepolitik statt utopischer Träu-

mereien, Drucks. 16/8187. Die Dringlichkeit wird bejaht?
– Das ist so. Dann wird dieser Dringliche Entschließungs-
antrag Tagesordnungspunkt 74 und kann, wenn nicht
widersprochen wird, nach Tagesordnungspunkt 60 zu die-
sem Thema aufgerufen werden. Sie sind einverstanden? –
Dann verfahren wir so.

Dann ist eingegangen ein Dringlicher Antrag der Frak-
tion der CDU betreffend Aufgabengebiet der Rechtspfle-
ger weiter optimieren – Geschäftsbelastung reduzieren,
Drucks. 16/8190. Die Dringlichkeit wird bejaht? – Dann
wird dieser Dringliche Antrag Tagesordnungspunkt 75
und könnte mit Punkt 41 zu diesem Thema aufgerufen
werden.Tagesordnungspunkt 41 wird mit dem Einzelplan
05 aufgerufen. Kein Widerspruch? – Dann können wir so
verfahren.

Weiterhin wurde bei Ihnen auf den Plätzen verteilt ein
Dringlicher Antrag der Fraktion der CDU betreffend G 8
verbessern – Gymnasien und Gymnasiallehrerausbildung
erhalten – rot-rot-grüne Zwangseinheitsschule verhin-
dern, Drucks. 16/8200. – Die Dringlichkeit wird bejaht.
Dieser Dringliche Antrag wird Punkt 76 und könnte mit
den Tagesordnungspunkten 48 und 49 zu diesem Thema
aufgerufen werden. Kein Widerspruch? – Dann ist so ent-
schieden.

Weiterhin ist eingegangen ein Dringlicher Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
betreffend Einsatz gegen Stromkonzerne muss in Hessen
beginnen, Drucks. 16/8202. – Auch hier wird die Dring-
lichkeit bejaht. Dann wird dieser Dringliche Entschlie-
ßungsantrag Tagesordnungspunkt 77 und könnte mit
Punkt 3 zu diesem Thema gleich aufgerufen werden.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dafür ist er da!)

Kein Widerspruch? – Es wird so verfahren.

Dann ist noch ein Änderungsantrag der Fraktion der
CDU, Drucks. 16/8201, zu dem Gesetzentwurf der Frak-
tion der CDU für ein Hessisches Gesetz über Einkom-
mensverbesserungen für Tarifbeschäftigte im öffentlichen
Dienst des Landes Hessen in der Fassung der Beschluss-
empfehlung des Innenausschusses eingegangen und liegt
Ihnen vor.

Damit sind wir bei den Formalien, zunächst jedenfalls, auf
dem aktuellen Stand.

Dann darf ich Punkt 3 und Punkt 77 der Tagesordnung
aufrufen:

Regierungserklärung des Hessischen Ministers für Wirt-
schaft, Verkehr und Landesentwicklung betreffend
„Energie für Hessen: sicher, sauber und auch preiswert“

Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Einsatz gegen Strom-
konzerne muss in Hessen beginnen – Drucks. 16/8202 –

20 Minuten Redezeit sind für die Fraktionen verabredet.
Herr Dr. Rhiel, Sie haben das Wort.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Hessische Landesregierung setzt seit Regie-
rungsantritt darauf, dass Energie in Hessen und in
Deutschland sicher, umweltverträglich, aber auch preis-
wert ist.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Denn wir wollen in Hessen und in Deutschland dafür sor-
gen, dass der wirtschaftliche Aufschwung weiter anhält.
Dazu brauchen Industrie, Wirtschaft, aber auch private
Haushalte Energie zu vertretbaren Preisen. Denn hohe
Energiepreise, vor allem überhöhte Energiepreise, scha-
den der Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes und be-
lasten die privaten Haushalte über Gebühr.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine Energie-
versorgung muss sicher sein. Das heißt, Energie, vor allem
Strom, muss dauerhaft verfügbar sein. Die Energieversor-
gung braucht deshalb einen intelligenten Energiemix, be-
stehend aus erneuerbaren und konventionellen Energie-
trägern. Denn je vielfältiger der Energiemix ist, umso si-
cherer ist auch die Energieversorgung.

(Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Aber am Energiemix machen Sie nichts!)

Dazu folgende Übersicht: Deutschland verfügt gegenwär-
tig über einen breit diversifizierten Energieträgermix in
der Stromerzeugung auf der Basis von Braunkohle mit
26 %, Steinkohle mit 21 %, Kernenergie mit 29 %, Erdgas
mit 10 %, erneuerbaren Energien mit 11 % – davon drei
Viertel aus Wind und Wasser –, Heizöl und sonstigen
Energieträgern mit 3 %.Wenn Sie mitgezählt und addiert
haben, werden Sie festgestellt haben, dass 75 % der Ener-
gie aus Kohle und Kernenergie gewonnen werden. Die
Stromerzeugung basiert also zu 75 % auf der Primärener-
gie Kohle und Kernenergie.

(Norbert Schmitt (SPD): Finden Sie den Energie-
mix gut?)

Meine Damen und Herren, aus diesem Energiemix ist ein-
deutig abzulesen, dass wir natürlich nicht auf einen Ener-
gieträger alleine setzen können, weil somit der Anspruch
einer sicheren Energieversorgung nicht gewährleistet
werden kann. Das gilt auch für die erneuerbare Energie.

Denn wichtig ist dabei, dass wir nicht denken, Energie ist
gleich Energie, Strom ist gleich Strom, sondern unter-
scheiden zwischen Grundlast, Mittellast und Spitzenlast.
Wir brauchen eine Grundlast, die zu jeder Tages- und
auch Nachtzeit sicherzustellen ist.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): So ist es!
Das vergessen die GRÜNEN!)

Ob nun Krankenhäuser, Unternehmen oder auch die pri-
vaten Haushalte: Sie müssen mit Sicherheit Tag und Nacht
auf dieses Angebot zurückgreifen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn jetzt die
Opposition von Rot und Grün behauptet, sie könne 75 %
der Energie aus Kohle- und Kernkraftwerken mittelfristig
durch erneuerbare Energien substituieren, dann hängen
Sie einer Utopie an und täuschen die Bevölkerung.

(Beifall bei der CDU – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Heute propagie-
ren Sie es selbst!)

Dann können Sie auch gleich ein Gesetz zur Abschaffung
der Erdanziehungskraft einbringen. Das ist dann genauso
glaubwürdig.

(Beifall bei der CDU – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Ha, ha!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit eines
klar ist: Diese Hessische Landesregierung hängt keinen
Utopien nach.

(Gernot Grumbach (SPD): Das stimmt!)

Diese Hessische Landesregierung 

(Reinhard Kahl (SPD): Steht zur Erdanziehung!)

setzt aber auch auf die Entwicklung erneuerbarer Ener-
gien.

(Gernot Grumbach (SPD): Das stimmt nicht!)

Unsere Zielsetzung ist klar: Bis zum Jahr 2020 sollen 20 %
des Endenergieverbrauchs durch erneuerbare Energien
gedeckt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn wir diese
Substitution, die sich schrittweise vollziehen soll, genauer
bewerten, dann müssen wir Folgendes berücksichtigen –
das verkennen die meisten –, damit wir nicht Äpfel mit
Birnen vergleichen: Bei konventionellen Energieträgern
haben wir 7.500 Vollbenutzungsstunden pro Jahr, bei der
Windenergie nur noch 1.500, bei der Sonnenenergie rund
850.

(Norbert Schmitt (SPD): Es gibt auch welche, die
2.600 haben! Aber bei Ihrem Zahlenmix kommt es
ja nicht darauf an!)

Wenn wir uns dies vor Augen halten und uns die Forde-
rung der Opposition anschauen, ein Drittel der Leistung
eines Kohlekraftwerkes, speziell bei Staudinger rund 400
MW, durch Windräder zu ersetzen, dann ist das wirklich
ein Gemälde im Wolkenkuckucksheim.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD): Das
haben andere Länder längst vollbracht!)

Denn angesichts der Jahresstundenleistung, der Leistung
pro Kraftwerk müssten Sie sage und schreibe 1.000 neue
Windräder aufstellen. Das heißt, Sie müssten die derzei-
tige Zahl der Windräder in Hessen verdreifachen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das wol-
len die ja auch! – Norbert Schmitt (SPD): 600!)

An dieser Zahl wird deutlich, wie utopisch Ihre Politik ist.

(Norbert Schmitt (SPD): Nein!)

Ob Sie dies durchsetzen könnten, selbst wenn Sie es für
richtig halten, steht noch auf einem ganz anderen Blatt.
Denn dazu brauchen Sie ja die Zustimmung all derer, die
Sie politisch tragen. Wenn schon Frau Faeser für den süd-
hessischen Bereich oder Frau Abg. Hofmeyer für den
nordhessischen Bereich erklärt, dass diese Planungen für
sie überhaupt nicht infrage kommen, dann wird erst deut-
lich, dass es sich hier um eine politische Mogelpackung
handelt, die Sie den Menschen vorlegen.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD):Wir
schlagen Sie mit Ihrer eigenen Kampagne! Selbst
die Mehrheit der CDU-Wähler ist für 600 Wind-
kraftwerke in Hessen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Energie-
versorgung muss sauberer werden, muss umweltverträg-
licher sein.

Deutschland hat zurzeit einen Anteil von 3,4 % an den
CO2-Emissionen, und 40 % dieser Emissionen werden
durch fossile Kraftwerke erzeugt. Das heißt, für 1,5 % des
Weltanteils an CO2-Emissionen sind die Kraftwerke mit
fossilen Brennstoffen verantwortlich. Das ist möglicher-
weise zu viel.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn an-
dere Länder wie Japan, Großbritannien oder Frankreich
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einen deutlich niedrigeren Pro-Kopf-Ausstoß als
Deutschland haben – Frankreich hat immerhin fast 4 t we-
niger als Deutschland pro Kopf –, dann liegt das daran,
und das müssen Sie auch ehrlicherweise sagen, dass diese
Länder zur Energieerzeugung deutlich auf Kernkraft-
werke setzen.

Daraus folgt: Wenn Sie heute in Deutschland die Kern-
kraftwerke abschalten wollen, müssen Sie wissen und
müssen den Menschen dann auch sagen, dass Sie die CO2-
Emissionen erheblich in die Höhe treiben, weil die Alter-
native zurzeit nur heißen kann, auf Kohlekraftwerke zu
setzen.

(Norbert Schmitt (SPD): Bei Ihnen! Das sagen Sie!
– Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist doch Quatsch! – Gernot Grumbach (SPD):
Fantasielosigkeit ist keine Politik!)

Gleichzeitig aber – darauf möchte ich Sie auch einmal bei
dieser Fragestellung aufmerksam machen – werden da-
durch die Räume für die Entwicklung der Technologien
bei erneuerbaren Energien enger, klein gemacht.

(Gernot Grumbach (SPD): Das glatte Gegenteil ist
richtig! – Norbert Schmitt (SPD): Das ist ’ne Lo-
gik!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gerade die er-
neuerbaren Energien, wollen sie langfristig wirklich
marktfähig sein, benötigen noch weitreichende technolo-
gische Entwicklungsschritte.

(Gernot Grumbach (SPD): Sie brauchen Nach-
hilfe!)

– Herr Grumbach, Sie können ja nachher nach vorne
kommen und versuchen, mich zu widerlegen.

Das aus den Neunzigerjahren stammende EEG, also das
ehemalige Energieeinspeisegesetz, hat die Fotovoltaik
massiv forciert. Übrigens ist sie gerade in den letzten Jah-
ren massiv vorangetrieben worden.

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist gegen Ihren Willen
beschlossen worden! Das müssen Sie den Leuten
auch erzählen!)

– Verehrter Herr Schmitt, als das Erneuerbare-Energien-
Gesetz, das Energieeinspeisegesetz begründet wurde, ver-
abschiedet wurde, hieß die damalige Bundesregierung
Regierung Kohl und nicht Schröder. Das sollten Sie sich
merken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Dies ist unter Forschungsminister Wissmann entstanden.
So weit zur Geschichte. Betreiben Sie also keine Ge-
schichtsklitterung.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
So ein Quatsch! Der Punkt war doch die kostende-
ckende Vergütung!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die erneuer-
bare Energie braucht Zeit, sie braucht Entwicklungszeit.
Fotovoltaik hat eine Einspeisevergütung von rund 49
Cent. Diese 49 Cent stehen im Verhältnis zu 6 Cent bei
konventioneller Energieerzeugung,

(Martin Häusling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ohne Umweltschäden!)

und je mehr wir dort einspeisen, desto höher wird der
Preis. Das müssen wir wissen.

Das gilt natürlich auch für andere erneuerbare Energien.
Dennoch wollen wir diese Technologien vorantreiben, so
z. B. die Bioenergie.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

In Hessen produzieren augenblicklich 66 Biogasanlagen
über 20 MW elektrische Leistung. Elf weitere Anlagen be-
finden sich im Bau,

(Norbert Schmitt (SPD): Aber ohne Ihre Zu-
schüsse, wie wir jetzt gerade in Bürstadt gesehen
haben! Dort hat man sich darüber beschwert! Das
ist die Tatsache!)

und noch einige Projekte befinden sich im Planungssta-
dium.

Vor allem sind in der Biomasse Entwicklungspotenziale
zu erschließen, wenn diese Kraftwerke als Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen realisiert werden sollen und müssen
und weil neue Techniken es erst ermöglichen, auf den Ein-
satz wertvollen Getreides wie Mais zu verzichten und so-
mit nicht in Konkurrenz zu Ernährungszielen zu stehen.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wichtig ist, dass
wir erkennen, dass in einem Haushalt mit vier Personen
bei einem Verbrauch von 4.500 kWh Strom pro Jahr 2,7 t
CO2 pro Jahr erzeugt werden. Wir wissen also, dass bei
dem Einsatz konventioneller Energie pro Kilowattstunde
600 g CO2 emittiert werden. Um dies mit Fotovoltaik zu
beseitigen, müssten Sie 50 Cent einsetzen.

Aber das kann nicht der erste Weg bei der Reduzierung
von CO2-Emissionen sein. Der erste Weg muss sein, Ener-
gieeinsparung durch mehr Energieeffizienz zu realisieren.

(Tarek Al-Wazir und Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Oh! – Gernot
Grumbach (SPD): Endlich!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auf diesen Weg
setzt vor allem diese Hessische Landesregierung.

(Beifall bei der CDU – Lachen bei der SPD und
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Martin Häus-
ling (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Rhiels Mär-
chenstunde!)

Die Ausgangslage und der Befund sind klar: In Hessen
gibt es 1,3 Millionen Wohngebäude, und es gibt 0,3 Milli-
onen Zweckbauten. Es ist wunderbar, wenn wir schon ein-
mal in der Analyse einig sind.

(Gernot Grumbach (SPD): Vor 20 Jahren schon,
aber Sie haben nichts gemacht!)

Auf diese Bauten entfallen allein rund 40 % des gesamten
hessischen Energieverbrauchs. Wir wissen aus unseren
Studien, dass wir in diesen Gebäuden Energieeffizienz-
einsparungen in der Größenordnung von sage und
schreibe 50 % realisieren können.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Warum haben Sie in den letzten Jahren
nichts gemacht?)

Damit wird die Emission aus einem Einfamilienhaus, die
derzeit 8 t pro Jahr beträgt, um 50 % und damit um 4 t re-
duziert.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann brauchen wir weniger Kohle-
kraftwerke!)
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Wir wissen, dass sich die Investitionen in zehn Jahren
amortisieren. Deswegen sind unser Programm und unsere
Förderung eindeutig: Bei Neubauten müssen die Werte
sinken.Wir haben als großes Ziel das Niedrigenergiehaus:
10 l Heizöl oder 10 m3 Erdgas sollen im Jahr nicht über-
schritten werden. Bisher sind es 20 l Heizöl pro Jahr.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Hinter der Zeit hinterher!)

Wir forcieren, wie in Lohfelden gerade geschehen, das
Passivhaus.

(Norbert Schmitt (SPD): Sie forcieren gar nichts in
diesem Bereich!)

Wir haben dort gemeinsam mit der Wohnstadt durch För-
derung des Landes Einfamilien-Passivhäuser gebaut, die
nur noch 1,5 l Heizöl verbrauchen. Und wir forcieren mit
einem gewaltigen Programm, das wir im Oktober auf die
Schiene gesetzt haben, die Sanierung des Altbaubestands,
um diese 50 % CO2-Reduzierung zu ermöglichen.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Im letzten Jahrtausend haben Sie das Pro-
gramm eingestellt! – Gernot Grumbach (SPD):
Neun Jahre verschwendet!)

Wir haben ein Programm aufgelegt, mit dem in den nächs-
ten drei Jahren pro Jahr 30 Millionen c zur Verfügung ge-
stellt werden.

(Norbert Schmitt (SPD): Ist Ihnen schon mal auf-
gefallen, dass Sie alle Projekte der rot-grünen Re-
gierung zum Klimaschutz gestrichen haben?)

Das ist unser Beitrag. Das ist der wirksamste Beitrag, und
deswegen ist der Weg der Hessischen Landesregierung
zur CO2-Reduzierung und damit zu einer sauberen Um-
welt erfolgreich.

(Beifall bei der CDU)

Während Rot-Grün als Opposition vor allem auf das
Stichwort „einseitig sauber“ schaut, wollen wir „sowohl
sicher als auch sauber“,

(Norbert Schmitt (SPD): Insbesondere bei der
Atomkraft! – Gernot Grumbach (SPD): Es darf ein
bisschen unsauber sein!)

aber auch eine preisgünstige Zurverfügungstellung der
Energie.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es muss
Schluss damit sein, dass überteuerte Strompreise den
Standort belasten und gerade die Familien – das ist die so-
ziale Ungerechtigkeit – überdurchschnittlich hoch belas-
ten. Deswegen muss die Politik handeln.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD): Ja,
beim Mindestlohn! – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Bravo! – Demonstrativer Bei-
fall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN und der SPD)

– Ich freue mich über Ihren Applaus, meine Damen und
Herren, denn Hessen hat gehandelt.

(Beifall bei der CDU – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wo denn? – Lachen bei der
SPD – Norbert Schmitt (SPD): Ich habe gar nicht
gewusst, dass Sie zu Scherzen fähig sind! – Dr. An-
dreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Re-
den ist nicht handeln!)

Auch hier ist die Ausgangslage klar: Der Strompreis setzt
sich zu 40 % aus dem Anteil des Staates und zu 30 % aus
Netzentgelten zusammen. Hier haben wir durch das Ener-
giewirtschaftsgesetz, das die deutliche hessische Hand-
schrift trägt, gehandelt. Die Netzentgelte sind um durch-
schnittlich 15 % gesenkt worden. Der Stromanbieter-
wechsel ist möglich. Aber wir haben neben dem hohen
staatlichen Anteil nach wie vor überhöhte Preise im
Großhandel und damit die Preise, die durch die Stromer-
zeuger festgesetzt werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Staatsversagen
muss abgestellt werden, und zwar in zweierlei Hinsicht:

(Gernot Grumbach (SPD): Ja, am 27. Januar!)

Zum einen muss der Staat vor seiner eigenen Haustüre
kehren, Herr Grumbach. Deswegen wollen wir das tun,
was Sie in der Vergangenheit verabsäumt haben.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Nach fünf Jahren fällt Ihnen das ein! –
Norbert Schmitt (SPD): Wie stehen denn Ihre
CDU-Kollegen dazu?)

Gerade Sie, Herr Grumbach, sollten sich hierhin stellen
und einmal die Frage beantworten, warum Sie die CO2-
Verschmutzungszertifikate den Konzernen geschenkt ha-
ben, damit diese zulasten der Verbraucher überhöhte Ge-
winne erzielen können. Das war Ihre Politik.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD): Ha-
ben Sie es denn rückgängig gemacht?)

Herr Grumbach, kommen Sie nachher ans Pult, und ant-
worten Sie auf diese Frage. Ich bin sehr gespannt, was Sie
sagen.

(Norbert Schmitt (SPD): Machen Sie sich mal keine
Sorgen!)

Wir dagegen sagen klar und fordern: Die CO2-Zertifikate
müssen versteigert werden,

(Norbert Schmitt (SPD): Kümmern Sie sich erst
mal um den Ebbelwoi!)

und die Erlöse müssen dazu verwendet werden, dass der
Staat die Stromsteuer zugunsten der Verbraucher senken
kann; denn diese haben über erhöhte Preise die CO2-Zer-
tifikate für die überhöhten Gewinne der Konzern gezahlt.

(Beifall bei der CDU)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, der Staat
muss seine Blockade auch an der Stelle lösen, wo er Ver-
antwortung dafür zu tragen hat, dass im Sinne der sozia-
len Marktwirtschaft zwei wichtige Grundsätze realisiert
werden. Der erste Grundsatz lautet „so viel Wettbewerb
wie möglich“, weil Wettbewerb der beste Verbraucher-
schutz ist. Der zweite Grundsatz lautet: Überall da, wo
Wettbewerb nicht möglich ist, wo es sich um Wettbe-
werbsversagen handelt – Stichwort: natürliche Monopole,
Netze –, muss der Staat regulierend eingreifen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das ist
richtig!)

Das Zweite haben wir durch die Initiative des Landes
Hessen mit der Ex-ante-Regulierung geleistet. Dadurch
ist das möglich, was ich eben bereits gesagt habe: Die Ver-
braucher können wählen.

Aber die Verbraucher merken auch, trotz der einfachen
Wechselmöglichkeit, dass sich das Strompreisniveau nach
wie vor sehr weit oben befindet. Die Stadtwerke sind im
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Grunde nun auch hilflos, weil sie Strom bei denen einkau-
fen müssen, die den Strom erzeugen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ach so! Auf einmal!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit kommen
wir zu dem entscheidenden Punkt: Wir kommen zu dem
Erzeugermarkt. Dort ist das Grundübel beheimatet. Des-
wegen hat die Hessische Landesregierung – ich habe dies
gestern in Berlin vorstellen können – einen Gesetzent-
wurf zur Erweiterung des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen erarbeitet, in den neue Regelungen auf-
genommen werden sollen, die es dem Staat in eng defi-
nierten Ausnahmefällen und nach sorgfältiger Prüfung er-
lauben, durch das Kartellamt Marktstruktureingriffe vor-
zunehmen, z. B. durch die Anordnung des Verkaufs von
einzelnen Standorten der Kraftwerke.

Das ist Ultima Ratio. Wenn alle anderen Mittel nicht hel-
fen, muss der Staat handeln, weil wir an dieser Stelle zwar
kein Wettbewerbsversagen haben, aber Wettbewerbsbe-
schränkungen, und da ist der Staat aufgefordert, diese Be-
schränkungen aufzuheben und echten Wettbewerb zu er-
möglichen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist klar: Dies
ist ein schwerwiegender Eingriff. Dieser Eingriff muss ge-
rechtfertigt werden.

Aber eines ist auch klar: Das Eigentumsrecht ist kein ab-
solutes Recht. Das Eigentumsrecht muss immer auch zum
Gemeinwohl in Relation gesetzt werden. Wenn das Ge-
meinwohl das Eigentumsrecht einzelner Eigentümer
überwiegt, dann muss der Staat nach strengen Kriterien
handeln.

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist hochinteressant! –
Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr gut!)

Sie lauten:

Erstens. Es muss sich um einen Markt mit gesamtwirt-
schaftlicher Bedeutung handeln. Ich denke, es ist klar,
dass das beim Strom der Fall ist.

Zweitens. Die Aufgreifschwellen der nationalen Fusions-
kontrolle müssen überschritten sein. Es muss sich also um
ein entsprechend großes Marktvolumen handeln.

Das betroffene Unternehmen muss auf dem relevanten
Markt eine beherrschende Stellung innehaben. Zwei der
Unternehmen haben einen Marktanteil von über 50 %.
Vier der Strom erzeugenden Unternehmen – das sind die
vier Oligopolisten – haben einen Anteil von über drei
Vierteln, also von 80 %. Damit ist die entsprechende
Frage schon beantwortet.

(Gernot Grumbach (SPD): Warum tun Sie nichts
dagegen?)

Die marktbeherrschende Stellung muss nicht nur nachge-
wiesen werden. Vielmehr muss auch der Missbrauch die-
ser marktbeherrschenden Stellung nachgewiesen werden.

Entscheidend ist auch Folgendes:Auf diesem Markt kann
auf absehbare Zeit kein Wettbewerb entstehen.

Damit kommen wir zum entscheidenden Punkt, bei dem
ich mich von manchem Liberalen unterscheide. Es gibt
übrigens auch mehrere bedeutende Landesminister, die
meiner Forderung zustimmen.

(Andrea Ypsilanti (SPD): Herr Rhiel, davon haben
wir gestern aber nichts gehört! Gestern haben wir
keinen einzigen so vernommen!)

– Frau Ypsilanti, wenn Sie jetzt zuhören würden, könnten
auch Sie noch etwas lernen. – Entscheidend ist nicht die
Frage, ob es sich um einen Markt handelt. Vielmehr ist
entscheidend, ob es Wettbewerb auf dem Markt gibt.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Dr. Rhiel, die für die Fraktionen vorgesehene Rede-
zeit ist abgelaufen. Das wollte ich für Sie nur als Hinweis
sagen.

Dr. Alois Rhiel, Minister für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung:

Jawohl, ich komme deshalb zum Schluss meiner Rede. –
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müssen mit
diesem Gesetzentwurf deutlich machen, dass der Staat
handeln kann und, wenn alles andere nicht möglich ist
oder hilft, handeln muss. Diese Eingriffsmöglichkeit
würde ein neues scharfes Schwert für das Kartellamt sein.

(Norbert Schmitt (SPD): Wenn wir das vorgeschla-
gen hätten, hätte Herr Wagner „Sozialismus“ geru-
fen!)

Es soll dazu beitragen, dass durch einen Eingriff in die
Struktur des Marktes Wettbewerb angestoßen werden
kann. Durch eine deutlich gesteigerte Zahl der Anbieter
sollen die Preise unter Wettbewerb entstehen. In einem
Wettbewerb entstehende Preise schützen die Verbrau-
cher. Diese Landesregierung hat also eine dreifache Ziel-
setzung.

(Norbert Schmitt (SPD): Ich glaube, Herr Wagner
wittert Sozialismus! – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Stamokap!)

Erstens. Wir brauchen eine sichere Energieversorgung.

Zweitens. Wir wollen eine saubere Energieversorgung.

Wir wollen aber auch eine preiswerte Stromversorgung
haben. Denn ansonsten werden die Verbraucher, die nur
die Möglichkeit haben, mit dem für sie verfügbaren Ein-
kommen sich ausreichend Lebensstandard zu schaffen,
immer mehr in die Enge getrieben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Deswegen ist diese Politik eine zutiefst soziale Politik.

(Axel Wintermeyer (CDU): Das ist richtig!)

Die Landesregierung lässt sich hier von niemandem über-
bieten.Wir stehen mit dieser Energiepolitik gerade an der
Seite der sozial Schwachen.

(Norbert Schmitt (SPD): Wie ist das beim Mindest-
lohn?)

Ich bitte Sie um Zustimmung. – Danke schön.

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Staatsminister Dr. Rhiel, vielen Dank. – Ich eröffne
die Aussprache zur Regierungserklärung und darf zu-
nächst Herrn Al-Wazir für die Fraktion BÜNDNIS 90/
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DIE GRÜNEN das Wort erteilen. Er erhält es auch zur
Begründung des Dringlichen Entschließungsantrags.

Die Redezeit beträgt 20 Minuten je Fraktion. Das wissen
Sie.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Das Deutschland des Jahres 2007 ist in vier Besat-
zungszonen aufgeteilt. Sie tragen die Namen RWE, E.ON,
Vattenfall und EnBW, also die Namen der Stromkon-
zerne, die der Genosse Rhiel bekämpfen möchte.

(Norbert Schmitt (SPD): Wie bitte?)

Sie erhöhen dauernd den Preis des Stroms. In diesem in
vier Besatzungszonen aufgeteilten Deutschland des Jah-
res 2007 gibt es einen selbst ernannten Rächer der Armen,
Witwen und Waisen.

(Norbert Schmitt (SPD): Er muss bei der Gysi-
Truppe sein! Er ist nicht bei uns!)

Das ist Genosse Aloisius Rhiel.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Heiterkeit der Abg. Andrea Ypsilanti, Reinhard
Kahl und Norbert Schmitt (SPD))

Herr Minister, so weit, so gut. Wir sind manchmal ein bis-
schen über Ihre Wortwahl irritiert gewesen. Manche Be-
griffe stammen eigentlich eher aus der Richtung, in der
Roland Koch immer versucht, den Linksblock auszuma-
chen. Aber, bitte sehr, Sie meinen: Zerschlagt die Mono-
pole. – Wir haben so lange nichts dagegen, solange Sie
nachher nicht rufen: Genossen, der Kampf geht weiter! –
Solange Sie das nicht tun, ist das alles in Ordnung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN)

Herr Wirtschaftsminister, wir sagen: Sie haben ausdrück-
lich recht. – Die Energiekonzerne machen sich die Ta-
schen voll. Die Energiekonzerne nutzen ihre marktbe-
herrschende Stellung aus, um im Windschatten der Erhö-
hung der Rohstoffkosten Strompreiserhöhungen durch-
zusetzen. Wer sich die Entwicklung des Gewinns dieser
vier Konzerne betrachtet, der stellt fest, dass sie Jahr um
Jahr gestiegen sind. Das heißt, die Erhöhung des Strom-
preises geht mit einem stetigen Steigen der Gewinne die-
ser vier Konzerne einher. Herr Rhiel, deswegen haben Sie
völlig recht, wenn Sie diese vier Konzerne angehen.

Mein sehr verehrter Herr Wirtschaftsminister, Ihre Kam-
pagne hat aber einen großen Schönheitsfehler. Sie haben
in Berlin einen Gesetzentwurf vorgestellt, der übrigens
noch nicht einmal eingebracht ist, mit dem angeblich die
Konzerne angegriffen werden sollen. Das heißt, wenn es
erst einmal keine Auswirkungen hat, werden die Backen
aufgeblasen. Sehr verehrter Herr Wirtschaftsminister, wo
Sie jetzt schon pfeifen könnten, nämlich in Hessen, wo Sie
zuständig sind, machen Sie genau das Gegenteil und stop-
fen den Konzernen die Taschen voll.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen das sehr konkret an Hessen betreffenden
Punkten aufzeigen.

(Michael Boddenberg (CDU): Da muss man jetzt
nicht dabei sein!)

– Herr Boddenberg, es wäre gut, wenn Sie dabei wären. –
Erstens. Das ist doch fast schon schizophren. Der Wirt-

schaftsminister stellt sich hierhin und beklagt, dass das
Oligopol 80 % der Kapazitäten zur Stromerzeugung be-
sitzt. Er beklagt, dass RWE und E.ON 60 % dieser Strom-
erzeugungskapazitäten besitzen.

(Norbert Schmitt (SPD): Er macht Geschäfte mit
ihnen!)

Derselbe Minister setzt sich in Hessen dafür ein, dass das
der RWE gehörende Atomkraftwerk Biblis drei Jahre
länger laufen kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Derselbe Minister tritt dafür ein, dass E.ON das welt-
größte Steinkohlekraftwerk am Standort Staudinger
bauen kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Ich sage Ihnen einmal, was das bedeutet. Ich erkläre Ih-
nen jetzt den Zusammenhang. Drei Jahre Verlängerung
der Laufzeit für die Reaktoren Biblis, Block A und B, be-
deutet, dass RWE zusätzliche Einnahmen in Höhe von 3,5
Milliarden c erhält.

(Michael Boddenberg (CDU): Herr Kollege Al-
Wazir, es geht um 170 Millionen t CO2!)

Das heißt, in Berlin bläst er die Backen auf und sagt:

(Michael Boddenberg (CDU): Der Einzige, der
hier die Backen aufbläst, sind wieder einmal Sie!)

Ich bin der Genosse Aloisius, der die Monopole zer-
schlägt. – In Hessen sorgt er dafür, dass der größte Mono-
polist auf diesem Gebiet 3,5 Milliarden c mehr in die Ta-
schen bekommt. Das ist eine heuchlerische Politik.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Reinhard Kahl und Norbert Schmitt
(SPD))

Ich komme zum zweiten Punkt. Er beklagt sich darüber,
dass die Konzerne die großen Kraftwerke besitzen. Er
sagt, zur Not müssten sie gezwungen werden, die Kraft-
werke zu verkaufen.

(Norbert Schmitt (SPD): An wen soll er sie denn
verkaufen? Soll Minister Dietzel das Atomkraft-
werk Biblis betreiben? – Jörg-Uwe Hahn (FDP):
Gazprom kauft Biblis!)

Man sollte dann einmal in den Energiebericht des Landes
Hessen aus dem Jahre 2006 schauen.

(Norbert Schmitt (SPD): Vielleicht betreibt es Wal-
ter Lübcke!)

Man sollte da einmal auf die allererste Seite schauen.
Dort steht das Vorwort des Staatsministers Dr. Alois
Rhiel. Er erklärt dort, dass die Landesregierung das Ziel
ihrer Energiepolitik in dem Bericht ausführlich darstellt.

Dann sollte man einmal auf Seite 20 schauen.

(Michael Boddenberg (CDU): Lesen Sie es doch
ganz vor! – Gegenruf des Abg. Jörg-Uwe Hahn
(FDP): Aber nicht das ganze Heft!)

Dort findet man folgende Aussage – ich lese sie ganz vor,
aber nicht das ganze Heft –:

Die Landesregierung wird sich aus Gründen der
Preisgünstigkeit und der Sicherheit der Stromver-
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sorgung nachhaltig dafür einsetzen, dass der Kraft-
werksstandort Staudinger erhalten bleibt

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das ist sehr gut!)

und dort der neue Kohleblock unter Einsatz mo-
dernster Kraftwerkstechnologie zügig realisiert
werden kann.

(Michael Boddenberg (CDU): Herr Kollege, mo-
dernisiert!)

Das ist angewandte politische Schizophrenie.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Michael Bodden-
berg (CDU): Wo ist der Widerspruch?)

Auf der einen Seite wird gesagt: Wir wollen, dass hier ein
neues Kohlekraftwerk gebaut wird. – Das, was in Berlin
gesagt wird, bedeutet aber: Wenn es gebaut wird, muss es
verkauft werden. – Herr Rhiel, nehmen Sie sich mit Ihren
Forderungen eigentlich selbst noch ernst?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Mein Kollege Mathias Wagner hat schon den Sänger der
Neuen Deutschen Welle Markus in die Debatte einge-
bracht.

(Michael Boddenberg (CDU): Fangen nicht auch
Sie noch mit Ihrem Freizeitverhalten an! – Norbert
Schmitt (SPD): Jetzt muss noch Rio Reiser kom-
men!)

Er hat aus dem Lied zitiert: „Ich geb Gas, ich will Spaß.“
In dem Lied heißt es dann später – Herr Präsident, das ist
ein Zitat, das sage ich vorneweg –: „Und kostet Benzin
auch 3 Mark 10, scheißegal, es wird schon gehen.“

Ich muss jetzt sagen: Die 3,10 DM haben wir diese Woche
erreicht.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Ihr wolltet doch 5 DM ha-
ben, das habt ihr noch nicht erreicht! – Gegenruf
des Abg. Norbert Schmitt (SPD): Sie sind doch gar
nicht in der Regierung!)

Herr Wirtschaftsminister, die spannende Frage ist doch
Folgende. Sie sagen, dass Sie bei den Kraftwerken etwas
an der Eigentümerstruktur ändern wollen. Sie sagen aber
ausdrücklich, dass Sie am Strommix nichts ändern wollen.
Sie müssen dann die Frage beantworten, wie Sie mit der
Preisentwicklung bei den fossilen Energien umgehen wol-
len. Diese Frage müssen Sie beantworten. Das gilt nicht
nur für Öl. Öl spielt bei der Stromerzeugung fast gar keine
Rolle. Was da noch so alles anhängt, spielt aber bei Gas
eine Rolle. Das spielt übrigens auch bei der Steinkohle
eine Rolle.

(Michael Boddenberg (CDU): Herr Al-Wazir, lesen
Sie einmal das Wahlprogramm der CDU! Das kann
ich Ihnen empfehlen!)

Ich habe neulich mit einem Vertreter von E.ON über ge-
nau diese Frage diskutiert. Herr Wirtschaftsminister, auch
er sagte mir, dass inzwischen die Importsteinkohle aus
Südafrika Rekordpreisniveau erreicht hat.

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist doch logisch!)

Da wird es dann auch wirtschaftspolitisch hinsichtlich des-
sen wahnsinnig, was die Hessische Landesregierung in
den letzten neun Jahren betrieben hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Das ist aus folgendem Grund wahnsinnig. Wenn Sie wirk-
lich wollen, dass wir eine zukunftsfähige und auf lange
Sicht bezahlbare Energieversorgung haben, dann müssen
Sie die Struktur der Energieversorgung grundlegend än-
dern. Sie dürfen nicht nur die Eigentumsverhältnisse bei
den Großkraftwerken verändern.Vielmehr muss dann die
Struktur der Energieversorgung geändert werden. Sie
müssen den Strommix verändern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Sie müssen den Verbrauch verändern. Sie müssen zu mehr
Effizienz kommen.Wir müssen zum Einsatz erneuerbarer
Energien kommen. Genau da versagt die Hessische Lan-
desregierung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Sie haben sich am Energiekonzept der hessischen SPD
heftig abgearbeitet.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Das machen Sie doch
auch!)

Wir haben am letzten Freitag im Landtag eine denkwür-
dige Pressekonferenz der hessischen CDU erlebt.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

– Ich sage Ihnen gleich, warum sie denkwürdig war. – Wir
stellen fest, dass Sie sich mit dem Energiekonzept der
GRÜNEN wohlweislich nicht beschäftigt haben.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): So be-
deutsam ist das auch nicht!)

– Offensichtlich ist es Ihnen nicht gelungen, irgendeinen
Fehler zu finden, Herr Wagner. – Sie haben aber gar nicht
gemerkt, Herr Kollege Wagner, dass Ihnen der von Ihnen
benannte Experte indirekt eine Ohrfeige nach der ande-
ren versetzt hat. Er hat nämlich gesagt – Herr Wagner,
vielleicht erinnern Sie sich –, das Ziel der SPD sei richtig,
aber nach den Planungen soll es in manchen Punkten zu
schnell umgesetzt werden.

(Zurufe von der CDU)

Das ist doch die spannende Frage. Sie erklären die ganze
Zeit, das Ziel des Umstiegs auf erneuerbare Energien sei
falsch. Das heißt, Ihr eigener Experte hat Ihnen gesagt,
dass Sie das falsche Ziel verfolgen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Widerspruch bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Al-Wazir, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Boddenberg?

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Nein. – Die spannende Frage ist: Wie bekommen wir eine
Energiewende hin? Wie bekommen wir eine Energie-
wende im Strombereich hin, wie bekommen wir eine
Energiewende im Verkehrsbereich hin, wie bekommen
wir eine Energiewende in der Wärmeerzeugung hin, wie
schaffen wir das von uns allen – jedenfalls theoretisch -
versprochene Ziel der Reduktion von CO2 um 40 %?
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, weder der Wirtschafts-
minister noch die hessische CDU haben auf diese Frage
heute irgendeine Antwort gegeben.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben keine Konzepte! – Weitere Zurufe
von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen das an einzelnen Punkten deutlich machen,
Herr Wirtschaftsminister. Ich will mich heute auf den Be-
reich der Stromerzeugung beschränken. Ursula Ham-
mann wird nachher zum Thema Energie insgesamt spre-
chen.Wir erleben heute einen wirklich energiereichen Tag
– und zwar einen Tag der erneuerbaren Energien.

(Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Zurufe von der CDU)

Wir haben Ihnen ein Konzept vorgelegt, wie aus unserer
Sicht die Stromversorgung im Jahr 2028 komplett aus er-
neuerbaren Energien erfolgen kann. Der einzige Punkt,
an dem Sie wirklich etwas Neues gesagt haben, betraf die
Frage der Effizienz. Wir haben in unser Konzept aus-
drücklich die Tatsache eingerechnet, dass wir zu energie-
effizienteren Geräten, zu weniger Verbrauch kommen
müssen. Ein geringerer Verbrauch ist eigentlich unsere
allererste, weil billigste und klimafreundlichste Energie-
quelle.

(Zurufe von der CDU)

– Ja, Sie haben es aber nur für den Bereich Wärme gesagt,
wir haben uns das auch für den Bereich Stromversorgung
angeschaut.

Man kann durch kleine Verhaltensänderungen, durch
eine bessere Regelung bei den Klimaanlagen, durch den
Verzicht auf Stand-by-Betrieb, durch den Einsatz neuer
und effizienterer Geräte – die dann aber auch ordentlich
gekennzeichnet sein müssen –, ohne Komfortverlust dafür
sorgen, dass wir in den nächsten 20 Jahren locker ungefähr
28,5 % unseres gegenwärtigen Stromverbrauchs einspa-
ren können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Herr Rhiel, Ihr eigenes Ministerium hat vor einigen Jah-
ren eine Studie veröffentlicht, die besagt, dass man mit In-
vestitionen in einer Größenordnung von 400 bis 500 c pro
Haushalt – beispielsweise in Energiesparlampen und
Energie sparende Haushaltsgeräte – den Verbrauch um
durchschnittlich ein Viertel senken kann. Schauen Sie sich
einmal die gegenwärtigen Strompreise an, und Sie sehen,
wie schnell Sie diese Investition wieder hereingeholt ha-
ben.

Zweitens. Die Biomasse ist die einzige Form erneuerbarer
Energie, die Sie genannt haben. Windkraft geht aus Ihrer
Sicht nicht, Fotovoltaik ist angeblich viel zu teuer. Bio-
masse ist die einzige Form erneuerbarer Energie, die Sie
genannt haben. Auch das finde ich ein bisschen komisch.
Herr Wirtschaftsminister, Sie lassen sich für 66 in Hessen
laufende Biogasanlagen feiern, aber Sie verschweigen,
dass in Bayern schon 850 solcher Anlagen am Netz sind.
Herr Wirtschaftsminister, als Roland Koch die Regierung
übernommen hat, hat er gesagt, Hessen solle ein Land des
Südens werden. Es wäre schön, wenn Hessen im Bereich
Biomasse ein Land des Südens geworden wäre. Es ist es
aber nicht geworden, weil Sie an der Stelle schlicht nichts
gemacht haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Norbert Schmitt (SPD): Er hat die

Mittel sogar zurückgefahren! – Lebhafter Wider-
spruch bei der CDU)

Herr Rhiel, darauf müssen Sie schon noch eingehen.
Wenn es aus Ihrer Sicht die Windkraft nicht bringt, wenn
es aus Ihrer Sicht die Fotovoltaik nicht bringt, wenn aus
Ihrer Sicht die Wasserkraft nicht infrage kommt und ein-
zig und allein die Biomasse bleibt, wie wollen Sie dann ei-
gentlich im Jahr 2020 einen Anteil von 20 % an der Ge-
samtenergieerzeugung aus erneuerbaren Energien errei-
chen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Diese Frage müssen Sie beantworten. Wie wollen Sie das
eigentlich schaffen? 

(Zurufe von der CDU)

Wir haben einmal berechnet, wie viele Biomasseanlagen
man bräuchte, um 20 % des gegenwärtigen Endenergie-
verbrauchs zu erzeugen. Dazu gibt es Vorarbeiten, auch
der Hessischen Landesregierung, z. B. INKLIM 2012.
Nach diesen Berechnungen beträgt das Potenzial der Bio-
masse 61,41 Petajoule pro Jahr. Das sind umgerechnet 17
Millionen MWh. Der Endenergieverbrauch beträgt
27.700.000 t Steinkohleeinheiten. Das sind umgerechnet
225 Millionen MWh.Wenn Sie also einen Anteil von 20 %
des Endenergieverbrauchs aus Biomasse erzeugen wol-
len, dann müssten Sie 45 Millionen MWh produzieren.
Das würde das von Ihnen selbst festgestellte Potenzial der
Biomasse um den Faktor 2,6 überschreiten. Das bedeutet
faktisch, Sie müssten auch in diesem Plenarsaal Mais an-
bauen, um das, was Sie selber propagiert haben, zu errei-
chen.

(Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Andrea Ypsilanti (SPD): Das
kommt davon, wenn man keine Windräder geneh-
migen will! – Weitere Zurufe von der SPD)

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, kommen wir zu
der Frage: Was ist eigentlich mit den anderen Formen er-
neuerbarer Energie? Sehr verehrter Herr Wirtschaftsmi-
nister, die GRÜNEN haben in der damaligen Bundesre-
gierung über das Erneuerbare-Energien-Gesetz dafür ge-
sorgt, dass wir eine rasante Entwicklung im Bereich der
erneuerbaren Energien in Deutschland angestoßen ha-
ben. Das Spannende war ja nicht die Einspeiseverord-
nung, sondern die kostendeckende Vergütung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Zurufe von der CDU)

Als das Erneuerbare-Energien-Gesetz am 1. Januar 2000
in Kraft trat, lag der Anteil des Stromverbrauchs, der aus
erneuerbaren Energien erzeugt wurde, bei 4,8 %. In die-
sem Jahr werden wir höchstwahrscheinlich 15 % errei-
chen. Das heißt, wir werden es innerhalb von sieben Jah-
ren geschafft haben, diesen Anteil zu verdreifachen. Herr
Rhiel, wenn Sie sagen, das hätten der Kohl und der Wiss-
mann erreicht, dann muss ich Ihnen antworten:Als wir die
Bundesregierung übernommen haben, gab es in Deutsch-
land keinen einzigen Hersteller von Solar- und Fotovol-
taikanlagen mehr. Wir haben Deutschland in diesem Be-
reich vorangebracht.

(Zuruf des Ministers Dr. Alois Rhiel)

– SMA ist 21 Jahre alt und hat Wechselrichter hergestellt.
Ich rede von Fotovoltaikanlagen, Herr Wirtschaftsminis-
ter.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Norbert Schmitt (SPD): Die waren
doch alle weg! Die sind doch alle in die USA ge-
gangen! – Widerspruch bei der CDU)

In Deutschland gab es keinen einzigen Hersteller von Fo-
tovoltaikanlagen mehr.Wir haben es innerhalb von sieben
Jahren geschafft, dass Deutschland in diesem Bereich zum
Weltmarktführer geworden ist – und zwar immer gegen
die Stimmen von Hessen im Bundesrat und gegen die
Stimmen der CDU-Fraktion im Bundestag.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Lebhafte Zurufe von der CDU)

33Herr Wirtschaftsminister, wenn man sich schon
feiern lässt: Die Herstellung von Solar- und Foto-
voltaikanlagen ist der einzige Bereich, der in Hes-
sen ungefähr so stark gewachsen ist wie im Bundes-
durchschnitt. Warum? Weil das der einzige Bereich
ist, wo Sie mithilfe des Landesrechts nicht blockie-
ren konnten; denn die Dächer gehören den Leuten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Widerspruch des Ministers Dr.Alois
Rhiel)

Herr Rhiel, kommen wir zum Thema Windkraft. Sie ha-
ben gesagt, wir würden hier das Bild von Monsteranlagen
stellen.

(Michael Boddenberg (CDU): Stimmt!)

– Sagen Sie nicht, dass das stimme.

(Michael Boddenberg (CDU): Haben Sie noch grö-
ßere?)

Wir vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben in unse-
rem Konzept, vorgestellt im Januar dieses Jahres, mit un-
gefähr 250 neuen Anlagen und mit einem Repowering be-
stehender Altanlagen, also dem Ersetzen durch neue, effi-
zientere Anlagen, gerechnet.

(Michael Boddenberg (CDU): Wie viele Anlagen
gibt es in Hessen?)

– Wir haben zurzeit ungefähr 540 Anlagen, Herr Bodden-
berg. Ich will Ihnen aber auch sagen – und darauf sollten
Sie nicht stolz sein –:

(Michael Boddenberg (CDU): Wie groß ist deren
Anteil an der Stromproduktion? – Gegenruf der
Abg. Andrea Ypsilanti (SPD): Schauen Sie sich an-
dere Bundesländer an, die Ihnen in der Windkraft
Meilen voraus sind!)

Deren Anteil an der Stromproduktion beträgt lächerliche
5 %. Woran liegt das, Herr Boddenberg? An Ihnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Lebhafte Zurufe von der CDU)

– Ich bin dankbar für Ihre Zwischenrufe, vor allem für den
Zwischenruf „Nordsee“.

(Lebhafte Zurufe von der CDU)

Das Bundesland Sachsen-Anhalt liegt bekanntermaßen
nicht an der Nordsee. Das sollte auch Ihnen bekannt sein.

(Lebhafte Zurufe von der CDU)

Das Bundesland Sachsen-Anhalt deckt inzwischen 38 %
seines Strombedarfs aus erneuerbarer Energie. In Hessen
sind es lächerliche 5 %. Das hat einen Grund, nämlich die
hessische CDU.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Lebhafte Zurufe von der CDU)

– Darauf sollte man nicht stolz sein. Jemand wie Walter
Lübcke kann doch nicht stolz darauf sein, dass im ersten
Halbjahr 2007 kein einziges neues Windrad in Hessen ans
Netz gegangen ist. Darauf darf Walter Lübcke doch nicht
stolz sein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD – Lebhafter Widerspruch bei der
CDU – Minister Karlheinz Weimar:Wer Wildgatter
abreißen will, aber diese Dinge in die Landschaft
setzen will! – Unruhe)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Weimar, ich bitte darum, dass von den Regierungs-
bänken nicht zu sehr gestört wird. – Herr Al-Wazir, Sie ha-
ben das Wort.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Wir haben vorgerechnet,
wie man in Hessen durch ungefähr 250 neue Anlagen und
durch den Ersatz der bestehenden zu einem neuen Auf-
bruch in den erneuerbaren Energien kommen kann.

(Michael Boddenberg (CDU): Wie viel macht das
insgesamt aus? Rechnen Sie doch einmal zu Ende!)

Wir haben Ihnen vorgerechnet, dass wir bei 110 dezentra-
len Biomasseheizkraftwerken und ungefähr 1.000 Biogas-
anlagen auch ökologisch nachhaltig den Bereich Bio-
masse nutzen können.Wir haben Ihnen vorgerechnet, wie
man im Bereich der Fotovoltaik durch in Zukunft immer
effizienter werdende Anlagen das Potenzial an Dächern,
das es hier gibt, nutzen kann. Das ist das Nächste, was Sie
als Horrorszenarien an die Wand malen, nach dem Motto:
Die GRÜNEN wollen denkmalgeschützte Kirchen mit
Fotovoltaikanlagen behängen oder Ähnliches. – Darauf
warte ich. Das kommt wahrscheinlich noch.

(Axel Wintermeyer (CDU): Das hat außer Ihnen
noch niemand gesagt!)

– Im Entwurf der Regierungserklärung von Herrn Rhiel
stand es. Er hat es dann nicht gesagt, weil er ein bisschen
klüger geworden ist als Sie, aber bitte sehr.

(Minister Dr. Alois Rhiel: Das ist das letzte Mal,
dass Ihnen ein Entwurf zugegangen ist!)

– Es kommt ja noch. Entschuldigung, wenn er mir vorhält,
das habe noch keiner gesagt.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Al-Wazir, Sie müssen zum Schluss kommen. Ich
habe schon ein bisschen nachgelassen.

(Zuruf des Minister Stefan Grüttner)

– Herr Grüttner.

(Norbert Schmitt (SPD): Wieso? Am 27. Januar ist
sowieso alles für Sie vorbei!)
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Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wir haben Ihnen vorgerechnet, wie wir in dem Bereich
Fotovoltaik ebenfalls zu einem großen Anteil erneuerba-
rer Energie kommen können.

Herr Präsident, ich will einen allerletzten Punkt sagen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Dann ist
auch schon Schluss! – Zuruf des Ministers Karl-
heinz Weimar)

Was die Hessische Landesregierung macht, ist auch öko-
nomisch ein Irrsinnsprojekt. Wir haben inzwischen 1,5
Millionen Arbeitsplätze im Umweltbereich. Das sind
mehr als in der Automobilindustrie.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Deutschlandweit!)

– Ja, deutschlandweit.

(Minister Volker Hoff: Hessen und deutschlandweit
ist für ihn dasselbe!)

Wir haben inzwischen 235.000 Beschäftigte bei den er-
neuerbaren Energien. Wer diese Chance nicht nutzt, der
versündigt sich an den ökonomischen Chancen in Hessen.
Das heißt, wer ökonomisch und ökologisch vernünftig
handeln will, der sollte nicht der Energiepolitik dieser
Hessischen Landesregierung folgen. – Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und bei der SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Al-Wazir. – Als Nächster hat sich Herr
Kollege Frankenberger für die SPD-Fraktion zu Wort ge-
meldet.

Uwe Frankenberger (SPD):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Die Rede des Wirtschaftsministers hat vor allem eines
deutlich gemacht: Die Menschen in Hessen haben am
27. Januar nächsten Jahres eine klare Alternative. Sie wer-
den sich entscheiden, ob sie weiter auf eine Politik setzen,
die kraftlos und mutlos auf Stillstand setzt,

(Lachen bei der CDU)

vor den Herausforderungen die Augen verschließt und
sagt: „Weiter so“,

(Michael Boddenberg (CDU): Bringt dem doch
einmal ein Glas Wasser!)

oder ob sie auf eine Politik setzen, die mit Mut die großen
Aufgaben der Zukunft anpackt und bereit ist, Verantwor-
tung für Hessen zu übernehmen, große Dinge zu be-
wegen, damit die Bürgerinnen und Bürger in unserem
Land eine gute Zukunft haben. Meine Damen und Her-
ren, die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes haben am
27. Januar die Wahl zwischen Stillstand und Fortschritt.

(Zurufe von der CDU)

Wir sind überzeugt, die Menschen in unserem Lande wol-
len nicht mehr einen Stillstand.

Herr Minister, jetzt einmal Hand aufs Herz. Ihre Rede hat
nicht wirklich Neues geboten.

(Widerspruch des Ministers Dr. Alois Rhiel)

Sie hat keine Perspektiven für Hessen aufgezeigt, und sie
war eine Ansammlung von bereits bekannten Positionen
und Allgemeinplätzen.

(Michael Boddenberg (CDU): Sagen Sie einmal,
das haben Sie gestern schon aufgeschrieben!)

– Herr Kollege Boddenberg, deswegen, weil ich gestern
die Regierungserklärung vom Herrn Minister vorliegen
hatte.

(Unruhe)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Kollege Frankenberger, eine Sekunde bitte. – Meine
Damen und Herren, ich möchte, dass jetzt etwas mehr
Ruhe herrscht. Ich weiß, dass wir alle die Lizenz zum Da-
zwischenrufen haben. Sie wird nur sehr unterschiedlich
wahrgenommen, von einigen zu sehr. – Herr Frankenber-
ger, Sie haben das Wort.

Uwe Frankenberger (SPD):

Herr Präsident, ich bedanke mich. – Meine Damen und
Herren, das Aufzählen von Zahlen und dann daraus auch
noch die falschen Schlussfolgerungen ziehen – das ist
keine seriöse Energiepolitik. Herr Minister, ich muss Ih-
nen sagen, an einer Stelle Ihrer Rede habe ich Ihren Mut
bewundert, hier noch einmal Ihren Kampf gegen die kom-
munalen Stadtwerke mit der Überschrift „Hessen hat ge-
handelt“ anzusprechen. Dazu gehört wirklich Mut, und
das unter der Überschrift: Brecht die Macht der Mono-
pole.

(Minister Dr. Alois Rhiel: 100 Millionen c weniger
für die Verbraucher!)

Erinnern wir uns.Wie war das denn? Herr Minister Rhiel,
waren Sie es nicht selbst, der sich zum Robin Hood der
Verbraucher erklärt hat

(Minister Dr. Alois Rhiel: Nein!)

und dann einen Feldzug insbesondere gegen die kleinen
Energieversorger in unserem Land führte?

(Michael Boddenberg (CDU): Quatsch!)

Herr Kollege Rhiel, um die großen haben Sie damals ei-
nen Riesenbogen gemacht,

(Michael Boddenberg (CDU): Auch Quatsch!)

weil Sie ganz genau wussten, Ihre Pfeile können die nicht
treffen. Meine Damen und Herren, die Politik, den klei-
nen Energieversorgern Strompreiserhöhungen nicht zu
genehmigen, während diese gezwungen waren, Strom zu
höheren Bezugspreisen von den Energieriesen zu bezie-
hen – Sie haben es eben angesprochen –,

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

hat insbesondere die kleinen kommunalen Energiever-
sorger in wirtschaftliche Bedrängnis gebracht.

(Minister Volker Hoff: Wo denn?)

Der Minister hat nur, weil er sich in der Öffentlichkeit als
Verbraucherschutzminister profilieren wollte, die Ar-
beitsplätze in unserem Bundesland bei vielen kleinen
Energieversorgern vorsätzlich gefährdet.

(Michael Boddenberg (CDU): Heißt das, dass er
seine Aufsicht nicht hätte wahrnehmen können?)



Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  145. Sitzung  ·  13. November 2007 10231

Irgendwann ging es dann nicht mehr. Kleinlaut musste der
Minister eingestehen: Ich muss eine Strompreiserhöhung
um durchschnittlich 4 % genehmigen. – Meine Damen
und Herren, der selbst ernannte Robin Hood der Ver-
braucher hatte sich ab in die Büsche gemacht. Er tauchte
dann wieder auf. „Brecht die Macht der Monopole“, so
die Forderung des Ministers.

(Minister Dr. Alois Rhiel: Oligopole!)

Eigentumsentflechtung – ein weiteres Schlagwort, auch
vom Frühjahr dieses Jahres, mit dem der Minister auf sich
aufmerksam machte. Herr Minister und meine Damen
und Herren von der CDU, jetzt einmal Hand aufs Herz:
Hätten dies die Sozialdemokraten gefordert, hätte sich
die CDU angesichts dieses sozialistischen Marterwerk-
zeugs lautstark zu Wort gemeldet.

(Beifall bei der SPD – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Willkommen im Zentral-
komitee!)

Der Kollege Hahn – ich habe es mit einigem Vergnügen in
der Presse gelesen – hat gesagt:

(Michael Boddenberg (CDU): Wie kommt es, dass
Sie ausgerechnet bei den Stromkonzernen Ausnah-
men machen?)

Spartakusvokabular und Dinge, die damals schon der
KBW verbreitet hat. – Kollege Rhiel, so redet die FDP
über das, was Sie gestern in Berlin vorgestellt haben.
Meine Damen und Herren, aber im Frühjahr dieses Jahres
verpuffte das Ganze erst einmal – außer Ankündigungs-
politik nichts gewesen.

(Minister Dr. Alois Rhiel: Ich habe fleißig gearbei-
tet!)

Nun ist der selbst ernannte Robin Hood der Verbraucher
wieder da. Mit großem Getöse hat er die sozialistischen
Folterwerkzeuge wieder hervorgeholt. Zwangsverkauf,
Entflechtung – das waren die Schlagworte auf der gestri-
gen Pressekonferenz.

Meine Damen und Herren, damit das klar ist: Im Ziel sind
wir uns alle einig. Angesichts der angekündigten Preiser-
höhungen – Herr Kollege Al-Wazir hat davon gespro-
chen, die Stromkonzerne machen sich die Taschen mehr
als übervoll – und auch des Anscheins, dass die vermute-
ten Preisabsprachen bittere Realität sind, gebe ich Ihnen
Recht. So kann das nicht weitergehen.

(Michael Boddenberg (CDU): Und jetzt?)

Nur, Herr Minister, wenden Sie bitte auch die richtigen In-
strumente an. Der Bundeswirtschaftsminister hat diese
hessische Initiative entsprechend zurückhaltend kom-
mentiert.

(Minister Dr. Alois Rhiel: Klar!)

Ich will an dieser Stelle nicht darüber spekulieren, ob es
für Ihre Initiative überhaupt eine Mehrheit gibt. Sie ist
überhaupt noch nicht eingebracht.

(Minister Dr.Alois Rhiel: Das hatten wir schon ein-
mal!)

Aber wir haben allen Grund, dann wieder anzunehmen:
Außer Spesen ist bei Robin Hood nichts gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wer wie die hessische CDU so nachhaltig auf Atomstrom
setzt, der muss sich die Frage gefallen lassen: Wie ernst
meinen Sie das eigentlich mit dem Kampf gegen die Gro-

ßen? – Ihr Eintreten für Atomstrom dient lediglich den
großen Energieversorgungsunternehmen in diesem Land.

Eine weitere Frage:Wer soll denn die nach Ihrem Gesetz-
entwurf zum Verkauf anstehenden Kraftwerke kaufen,
wenn es einmal so weit ist?

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Gazprom!)

Etwa die kleinen Energieversorger, die Sie mit Ihrer Poli-
tik in Existenznöte gebracht haben? Herr Kollege Rhiel,
Sie setzen am falschen Hebel an.

(Minister Dr.Alois Rhiel: Es haben sich schon viele
gemeldet! – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Wer hat sich
noch gemeldet, die Franzosen?)

Was spricht denn eigentlich gegen eine eigentumsrechtli-
che Entflechtung von Stromproduktion und -betrieb? –
Nach unserer Überzeugung ist eben diese Entflechtung
unabdingbar, um einen fairen Wettbewerb am Strom-
markt zu gewährleisten. Damit befinden wir uns in guter
Gesellschaft der EU. 26 von 27 nationalen Regulierungs-
behörden in der EU haben sich für die Trennung von
Stromerzeugung und Netzbetrieb ausgesprochen.

(Michael Boddenberg (CDU): Wie viele betreiben
von denen Kernenergieanlagen?)

Die Sozialdemokraten setzen auf Dezentralisierung der
Stromerzeugung. Wir wollen neue Anbieter auf den
Markt bringen, die mit dezentraler Energieproduktion
wie z. B. Kraft-Wärme-Kopplung und erneuerbaren Ener-
gien den großen Energiekonzernen im Wettbewerb echte
Konkurrenz sind. Herr Minister Rhiel, Sie haben ein
scharfes Schwert angekündigt. Dieses Schwert ist stumpf,
Herr Minister Rhiel.

Ich gebe Ihnen Brief und Siegel darauf, dass es auch
stumpf bleiben wird; denn das, was Sie gestern in Berlin
gemacht haben, war eine reine Ankündigungspolitik. Das
Ganze wird sich nach der Landtagswahl wieder in Luft
auflösen; davon bin ich überzeugt.

(Beifall bei der SPD – Norbert Schmitt (SPD):
Schon vor der Landtagswahl!)

Meine Damen und Herren von der CDU, warum fällt es
Ihnen eigentlich so schwer, das einzuräumen, was auf der
Hand liegt? Wer einen fairen Wettbewerb auf dem Ener-
giemarkt will, muss sich für eine grundlegend andere
Energiepolitik in diesem Land einsetzen. Endliche und
damit knapper werdende fossile Energien werden immer
teurer.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Das ist das Einmaleins der Marktwirtschaft: Knappe Gü-
ter haben ihre Preise. Dafür sorgt der weltweit rasant stei-
gende Energiebedarf.

(Michael Boddenberg (CDU): Ich fühle mich ver-
antwortlich!)

Eine verantwortungsvolle Standortpolitik für Hessen be-
deutet für uns, dass man diese Herausforderung anneh-
men muss. Damit muss man sich auseinandersetzen; denn
es geht um die Zukunft unseres Landes. Wir müssen uns
allein um des Wirtschaftsstandorts Hessen willen um Al-
ternativen bemühen. Darauf setzen wir.

(Zuruf des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Zu den Fakten. Aktuell liegt der Anteil erneuerbarer
Energien – Herr Kollege Al-Wazir hat darauf hingewiesen
– in Hessen bei gerade einmal 5 %. Was die von Ihnen
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propagierte Bioenergie betrifft, so liegen wir hier unter al-
len Flächenländern in der Bundesrepublik an drittletzter
Stelle.

(Norbert Schmitt (SPD): Hört, hört! – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Lediglich 1,7 % der Biogasanlagen in Deutschland befin-
den sich in Hessen. Das ist ein blamabler Wert für ein so
wirtschaftsstarkes Bundesland wie Hessen.

(Beifall bei der SPD – Norbert Schmitt (SPD): Das
steht im eigenen Bericht!)

Bei der Windkraft hat Hessen die rote Laterne unter den
Bundesländern. Bei Solarstromanlagen erreicht Hessen
lediglich ein Drittel des Bundesdurchschnitts.

(Michael Boddenberg (CDU): Schönen Gruß von
Herrn Sturm! – Dr. Walter Lübcke (CDU): Ger-
hard Schröder setzt auf Gazprom!)

Herr Kollege Rhiel, in Ihrer Rede hat das Energiekonzept
der SPD einen breiten Raum eingenommen.

(Minister Dr.Alois Rhiel: Ja, ich wollte einen Über-
blick geben!)

Es fällt uns überhaupt auf, dass sich die CDU ziemlich oft
mit dem Energiekonzept der SPD beschäftigt. Sie schei-
nen es sehr ernst zu nehmen.

(Michael Boddenberg (CDU): Wenn es sonst kei-
ner tut, müssen wir es machen! – Weitere Zurufe
von der CDU)

Aber, meine Damen und Herren von der CDU, würden
Sie es doch auch verstehen. Doch wir vermissen bei Ihnen
schon die Bereitschaft, sich mit den Fakten ernsthaft aus-
einanderzusetzen.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Wer hat Ihnen die
Rede geschrieben? – Gegenruf des Abg. Michael
Boddenberg (CDU): Herr Scheer! – Dr. Walter
Lübcke (CDU): Der Schattenminister!)

Ein weiterer Höhepunkt des Feldzugs gegen erneuerbare
Energien war die Pressekonferenz der CDU in der letzten
Woche. Gestützt auf eine sogenannte Analyse mit wissen-
schaftlicher Begleitung wollte die CDU das Energiekon-
zept – ich zitiere Herrn Dr. Christean Wagner, den Frak-
tionsvorsitzenden – „widerlegen“. Meine Damen und
Herren von der CDU, Sie hätten es sich sparen können,
diese 28 Seiten lange sogenannte Analyse zu schreiben.
Ihr Feldzug gegen erneuerbare Energien geht gründlich
daneben.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben in der hessischen Bevölkerung und auch
bundesweit keine Mehrheit für Ihre Position. 91 % der
Bevölkerung wollen eine stärkere Nutzung der regenera-
tiven Energien. Lediglich ein Viertel der Bevölkerung
setzt auf die zusätzliche Nutzung von Atomstrom.

(Norbert Schmitt (SPD): Aber das Gegenteil wird
gemacht! – Weitere Zurufe)

Selbst unter den Anhängern der CDU gibt es eine Mehr-
heit für die stärkere Nutzung der Windenergie.

(Demonstrativer Beifall bei Abgeordneten der
CDU – Michael Boddenberg (CDU): Ausdrücklich
richtig! Gucken Sie in das Programm!)

Herr Boddenberg, Ihre Horrorszenarien verfangen bei
den Bürgerinnen und Bürgern in Hessen nicht. Die Men-
schen in Hessen sind bereits weiter als die hessische CDU.

(Beifall bei der SPD)

Es ist geradezu absurd: Sie behaupten, die Kapazitäten,
über die erneuerbare Energien verfügen, seien nicht aus-
baubar.

(Michael Boddenberg (CDU): Quatsch! Lesen Sie
doch einmal das Programm!)

Meine Damen und Herren, das Gegenteil ist der Fall. Na-
türlich sind die Kapazitäten ausbaubar. In einer Markt-
wirtschaft wird das Angebot zunehmen, wenn der Bedarf
und damit die Nachfrage steigen. Je stärker erneuerbare
Energien zur Anwendung kommen, desto kostengünsti-
ger wird der Einsatz, und desto mehr lohnt es sich für die
hessischen Bürgerinnen und Bürger.

(Michael Boddenberg (CDU): Super, die freuen
sich schon!)

Auf der anderen Seite wissen wir, dass der Bedarf an re-
generativen Energien zunehmen wird, da die anderen
Energieträger knapp werden. Meine Damen und Herren
von der CDU, das ist ein einfacher Sachverhalt, den auch
Sie eigentlich nachvollziehen können müssen.

(Michael Boddenberg (CDU): Wen wollen Sie ei-
gentlich überzeugen?

Wir können nicht nachvollziehen, warum es Ihnen schwer
fällt, selbst solch einfache Erkenntnisse zu gewinnen.

Dann kommt es: Wenn der CDU die Argumente ausge-
hen – so auch letzte Woche –, kommt gebetsmühlenartig
der Vorwurf der Ideologie.

(Michael Boddenberg (CDU): Stimmt! – Dr. Chris-
tean Wagner (Lahntal) (CDU): Demokratischer
Sozialismus!)

Wir alle kennen das schon aus der aktuellen Bildungsdis-
kussion. Das wiederholt sich jetzt in der Energiedebatte.
Wenn man aber in dieser Debatte jemandem vorwerfen
kann, ideologisch zu argumentieren, dann insbesondere
den Mitgliedern der hessischen CDU.

(Beifall des Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Sie haben in der energiepolitischen Diskussion jeden An-
spruch auf das Wahrnehmen von objektiven Tatbeständen
aufgegeben.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Ich bin
beeindruckt!)

Nur so ist zu erklären, mit wie vielen Emotionen und mit
welcher Feindseligkeit Sie alles, was mit erneuerbaren
Energien zu tun hat, und alle, die auf eine notwendige
Energiewende setzen, diffamieren.

Sie dagegen setzen – unter Realitätsverlust – weiterhin
auf Atomenergie und auf Dreckschleudern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

„Realitätsverlust“ sage ich deswegen, weil Sie insbeson-
dere das Risiko des Einsatzes von Atomenergie leugnen
oder ganz einfach verdrängen. Sie weigern sich, die enor-
men Potenziale der erneuerbaren Energien anzuerken-
nen.
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Seit der Regierung Schröder, unter deren Verantwortung
der Einsatz erneuerbarer Energien in diesem Land vor-
angetrieben wurde, sind in diesem Bereich fast 250.000
neue Arbeitsplätze entstanden – Arbeitsplätze, die in un-
serem Land eine gute Zukunft haben und die wir drin-
gend benötigen.

(Norbert Schmitt (SPD): Herr Lübcke verdient
ganz gut an diesem Gesetz aus rot-grüner Zeit! –
Dr. Walter Lübcke (CDU): Wer hat denn das ISET
gegründet?)

– Herr Kollege Lübcke, Sie haben 1999 als Erstes dem
ISET die Zuschüsse gekürzt. Daran darf ich Sie an dieser
Stelle erinnern.

(Beifall bei der SPD – Dr. Walter Lübcke (CDU):
Es wurden Schwerpunkte neu gesetzt!)

Zu der Firma SMA in Niestetal. Herr Kollege Bodden-
berg, da Sie in der Ausschusssitzung in der vorletzten Wo-
che nachgefragt haben, sage ich es Ihnen noch einmal:
Niestetal liegt in Nordhessen, nahe bei Kassel. Diese
Firma ist mit dafür verantwortlich, dass es in Nordhessen
eine Solarregion gibt.

(Michael Boddenberg (CDU): Ich bin oft in Nord-
hessen!)

Die Firma SMA baut in Kassel die weltweit größte Wech-
selrichterfabrik.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): 1.000 Arbeitsplätze!)

Ab dem Sommer 2008 werden dort 1.000 neue Arbeits-
plätze entstehen. Jetzt kommt eine weitere schöne Nach-
richt. Das ist ein Punkt, den Sie immer leugnen: Dieses
neue Werk wird CO2-neutral arbeiten. Dies ist durch ei-
nen echten Mix aus erneuerbaren Energien – so, wie wir
ihn verstehen – möglich: durch Niedrigenergiebauweise,
Sonnenenergienutzung und ein mit Biomasse betriebenes
Blockheizkraftwerk. Das ist zukunftsweisend, und das
sind Arbeitsplätze, über die wir uns in Hessen freuen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie des Abg. Michael Boddenberg
(CDU))

Schon heute arbeiten in Nordhessen – Herr Kollege Bod-
denberg, ich wiederhole es für Sie, weil Sie den Begriff
nicht kennen; das nennt man auch „Solarregion Nordhes-
sen“ – 3.000 Menschen auf dem Gebiet der erneuerbaren
Energien. Nach Einschätzung von Experten werden es im
Jahr – – 

(Minister Dr. Alois Rhiel: Das ist unsere Leistung!
– Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Norbert Schmitt (SPD): Und dann die
Zuschüsse kürzen!)

– Herr Kollege Dr. Rhiel, die Menschen in Nordhessen
nehmen wahr, dass es trotz der Landesregierung zu dieser
gewaltigen Anstrengung gekommen ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf des Ministers Dr. Alois Rhiel)

Im Jahr 2020 werden in Nordhessen 20.000 Menschen auf
dem Gebiet der erneuerbaren Energien beschäftigt sein.
Das sind mehr, als zurzeit in den nordhessischen Werken
der Automobilindustrie beschäftigt werden.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Frankenberger, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abg. Dr. Walter Lübcke?

Uwe Frankenberger (SPD):

Nein.

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Was?)

So sieht die Zukunft aus. Hierbei handelt es sich um Ar-
beitsplätze der Zukunft. Wenn man es will und die Poten-
ziale der erneuerbaren Energien nicht leugnet, ist vieles
möglich.

Ein weiteres Beispiel. Die Städtischen Werke in Kassel
werden – ohne einen zusätzlichen Nutzen für die Ver-
braucher – die Privatkunden ausschließlich mit Natur-
strom beliefern.

(Minister Dr. Alois Rhiel: Das ist heiße Luft, mehr
aber auch nicht!)

– „Heiße Luft“, sagt er.

(Gernot Grumbach (SPD): Damit kennt er sich
aus! – Michael Boddenberg (CDU): Wenn sie heiß
wäre, könnte man noch etwas damit machen!)

Herr Kollege Dr. Rhiel, aus Ihrer Äußerung spricht der
blanke Neid. Eines ist nämlich klar geworden: Dort, wo
Sozialdemokraten die Verantwortung tragen – in Nieste-
tal und in Kassel –, wird gehandelt.

(Beifall bei der SPD)

Das ist der Unterschied zu der Regierung Koch, deren
Mitglieder zwar in Sonntagsreden den Einsatz der erneu-
erbaren Energien loben, aber montags bis samstags eine
Politik machen, in der, rückwärtsgewandt, der Einsatz
neuer Atomkraftwerke gefordert wird.

Wir wollen und werden am gesetzlich festgelegten Aus-
stieg aus der Atomenergie festhalten. Das ist der Unter-
schied zu der Regierung Koch: Wir halten uns an das, was
im Jahr 2001 vereinbart wurde. Sie dagegen setzen sogar
noch auf den Ausbau der Atomenergie.

Herr Kollege Rhiel, wann sagen Sie den Menschen in
Hessen eigentlich, wo das neue Atomkraftwerk stehen
soll? Wir fordern Sie auf, den Menschen in Hessen endlich
zu sagen, wo nach dem Willen der CDU der Standort für
ein neues Atomkraftwerk sein soll. Lassen Sie die Bürge-
rinnen und Bürger in Hessen nicht im Unklaren darüber.

(Axel Wintermeyer (CDU): Legen Sie den Stand-
ort für die Windräder fest! – Gegenruf von der
CDU: Im Main-Taunus-Kreis brauchen wir die! –
Weitere Zurufe von der CDU)

Wir werden Hessen zum Vorzeigeland für Energieeinspa-
rungen machen und die Chancen der erneuerbaren Ener-
gien als Jobmotor für dieses Land und für die Menschen
konsequent nutzen.

(Beifall bei der SPD)

Die Alternativen, die sich am 27. Januar nächsten Jahres
stellen, sind klar: Die Sozialdemokraten stehen mit An-
drea Ypsilanti für eine mutige, moderne und in die Zu-
kunft weisende Energiepolitik.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU und der
FDP)
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Die CDU steht mit Roland Koch und diesem Wirtschafts-
minister für eine rückwärtsgewandte, dem Wirtschafts-
standort Hessen schadende Energiepolitik.

(Beifall bei der SPD)

Die Energie, die uns Herr Rhiel hier verkaufen will, ist
nämlich angesichts der Forderung nach neuen Atomkraft-
werken und des Setzens auf den Atomstrom weder sicher
noch sauber.

(Norbert Schmitt (SPD): So ist es!)

Sie ist auch nicht preiswert. Der Realitätsverlust der jetzi-
gen Regierung wird die Menschen in Hessen teuer zu ste-
hen kommen. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Tarek Al-Wazir
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Frankenberger. – Zu einer Kurzinter-
vention hat jetzt Herr Dr. Lübcke das Wort.

Dr. Walter Lübcke (CDU):

Herr Frankenberger, ich bedauere sehr, dass Sie meine
Zwischenfrage nicht zugelassen, sondern stattdessen ge-
kniffen haben. Ich möchte einfach der Legendenbildung
vorbeugen.

Diese Landesregierung und die Regierung Walter Wall-
mann mit Herrn Gerhardt, die in den Jahren 1987 bis 1991
insbesondere das ISET gegründet hat – Posch war auch
dabei, so lange ist er schon im Landtag –,

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der CDU)

das waren die Grundlagen für regenerative Energien in
Nordhessen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und was macht ihr jetzt daraus?)

Oder die Firma Blue Tec, damals diese Ansiedlung in Bad
Karlshafen, die jetzt in Trendelburg-Eberschütz erweitern
will – wir haben dafür gesorgt, dass die sich ansiedeln kön-
nen.

(Axel Wintermeyer (CDU): Richtig!)

In Ippinghausen haben wir eine Firma gefördert, die mit
regenerativen Energien, mit Holzpellets arbeitet.

Sie sprechen hier immer dieses Erneuerbare-Energien-
Gesetz an. Dazu will ich Ihnen eines sagen: Im Jahr 1992
hat die Union in Bonn das Stromeinspeisegesetz verab-
schiedet – ein Durchbruch –, das erst dem Staat neue
Möglichkeiten eröffnet hat.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Mit der FDP!)

Wenn Sie von einer Solarregion Nordhessen sprechen,
dann wollen Sie aus meiner Sicht von dem Logistikstand-
ort Nordhessen ablenken – dort wird ein Zigfaches an Ar-
beitsplätzen geschaffen. Dass die Firma SMA den Stand-
ort Niestetal oder Kassel gewählt hat, liegt doch nur
daran, dass wir dort eine vernünftige Verkehrsinfrastruk-
tur aufbauen, damit die Firmen dort an- und ausliefern
können. Herr Cramer weiß doch, warum er diesen Stand-
ort will.

(Beifall bei der CDU – Lachen bei dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Dr. Andreas
Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Herr Frankenberger, wenn Sie hier den Wasserstrom in
Kassel angesprochen haben – ich war oben in Lübeck, und
habe mir das Baltic-Cable angesehen. Das Baltic-Cable ist
das Stromkabel, das durch die Ostsee führt und den Strom
aus Skandinavien nach Deutschland leitet. Ich habe nicht
gesehen, ob dort grüne, blaue oder gelbe Stromkörnchen
durchkommen.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Rote!)

Da kommt Strom an. Sie wissen auch, Schweden war das
erste Land, das ein neues Atomkraftwerk gebaut hat. Das
sollte man hier auch einmal feststellen. Schweden mischt
diesen Atomstrom sicherlich mit dem aus Wasserkraft.

(Zuruf des Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) – Norbert Schmitt (SPD): Das
stimmt doch überhaupt nicht!)

Schauen Sie sich das einmal an. Fahren Sie zum Baltic-Ca-
ble. Ich möchte einfach einer Legendenbildung vorbeu-
gen.

Nordhessen hat den Aufschwung nur deshalb bekommen,
weil diese Landesregierung auf regenerative Energien ge-
setzt hat.

Eines möchte ich noch persönlich anmerken.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Dr. Lübcke, zum Schluss.

Dr. Walter Lübcke (CDU):

Ich möchte nur noch einmal feststellen: In der „Hessen-
schau“ habe ich an meinem letzten Urlaubstag gesagt:
heute nicht, morgen oder nächste Woche oder übernäch-
ste Woche oder von mir aus auch nach der Landtagswahl.
– Dass das vom Hessischen Rundfunk „verkürzt“ wieder-
gegeben wurde, finde ich falsch. Das möchte ich hier ein-
mal klarstellen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Was denn?)

Ich trete für diesen Bereich ein. – Herr Al-Wazir, Sie ha-
ben dafür noch nichts getan, Sie sollten ruhig sein. – Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Frankenberger, Sie haben die Möglichkeit zur Ant-
wort und dafür ebenfalls zwei Minuten Zeit.

Uwe Frankenberger (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Werter Kol-
lege Lübcke, das macht es nicht besser: Wenn Sie sich so
zu Nordhessen als Standort der regenerativen Energien
bekennen würden,

(Dr. Walter Lübcke (CDU): Was haben Sie zu die-
sem Thema gemacht? Nichts!)

warum setzen Sie dann bei Ihrer praktischen Politik – au-
ßer bei den Beispielen, die Sie eben genannt haben – nicht



Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  145. Sitzung  ·  13. November 2007 10235

auf eine starke Energiewende in unserem Bundesland?
Herr Kollege Lübcke, ich sage es noch einmal: Ihnen feh-
len angesichts der großen Herausforderungen der Mut
und die Fantasie,

(Zuruf des Michael Boddenberg (CDU))

in diesem Land eine grundlegend andere Energiepolitik
zu machen,

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Lübcke (CDU))

damit auch Hessen weiterhin sicher mit Energie versorgt
wird.

Zweitens. Herr Kollege Lübcke, das ist wirklich schon hart
an der Grenze, was Sie hier zu interpretieren versuchen –
wenn Sie den Logistikstandort Nordhessen und die Solar-
region Nordhessen gegeneinander auszuspielen versu-
chen. Das habe ich hier überhaupt nicht gesagt. Herr Kol-
lege Lübcke, nehmen Sie doch endlich einmal zur Kennt-
nis, wenn es um zukunftsfähige Arbeitsplätze geht: Die
Arbeitsplätze im Bereich des Umweltschutzes und damit
im Bereich der regenerativen Energien wachsen schneller
als in jeder anderen Branche in Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, für uns Sozialdemokraten ist
es eine wichtige Herausforderung, hier Akzente zu setzen
und damit auch Nordhessen zu stärken. Herr Kollege
Lübcke, nehmen Sie das bitte zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD – Widerspruch des Abg. Dr.
Walter Lübcke (CDU))

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Herr Frankenberger. – Als Nächster hat Herr
Posch das Wort für die FDP-Fraktion.

Dieter Posch (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wenn wir heute über die Energiepolitik diskutieren,
dann – das hat die bisherige Diskussion gezeigt – gibt es
zwei Bereiche, über die gestritten wird. Zum einen geht es
um die Frage: Welchen Anteil können regenerative Ener-
gien in Zukunft tatsächlich einnehmen? Die zweite Frage
ist: Wie gehen wir mit denen um, die heute das darstellen,
was allgemein beklagt wird – nämlich dass wir vier große
Konzerne haben, die in der Energieproduktion in
Deutschland eine äußerst wichtige Rolle spielen?

Herr Kollege Al-Wazir, bei dieser Gelegenheit möchte ich
eines sagen: Der Begriff „Besatzungszone“ ist dieser Dis-
kussion nicht angemessen,

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

bei aller Kritik, die geboten ist – ich denke an die kartell-
rechtlichen Ermittlungen und Ähnliches mehr. Bei der
Schwierigkeit dieser Diskussion – darauf will ich eingehen
– sollten wir doch ein klein wenig mehr Zurückhaltung
üben, wenn es um die Frage geht, wie wir diese Ausein-
andersetzung führen.

Ich kann in vielem – und soweit ich die Zeit habe, werde
ich auch darauf eingehen – das unterstützen, was Herr Dr.
Rhiel für die Landesregierung hier erklärt hat. Denn auch
wir wissen, lang- oder mittelfristig können die Energie-
probleme nur durch einen Energiemix tatsächlich gelöst

werden. Der Streit, in welchem Umfang die alternativen
Energien stärker eingesetzt werden sollen – wir wissen
alle, welche Probleme damit verbunden sind –, werden wir
fortsetzen: ob das 15 oder 20 % sind.

Dabei werden wir die Frage diskutieren müssen, welche
technologischen Entwicklungen beispielsweise in der
Speicherkapazität es ermöglichen, alternative Energien
bei der Grundlast einzusetzen – um nur auf ein paar Fra-
gen in diesem Zusammenhang hinzuweisen.

Zunächst aber möchte ich mich mit der Frage ausein-
andersetzen, wie wir mit diesen vier großen Unternehmen
umgehen. Denn ich glaube, es ist schon bemerkenswert,
wenn aus einem christdemokratischen Munde solche
Worte gewählt werden wie „Zerschlagung“ und Ähnli-
ches mehr.

Deswegen bedauere ich es außerordentlich, dass der Mi-
nisterpräsident an dieser Diskussion nicht teilnimmt;
denn es handelt sich bei diesem Gesetzentwurf – um das
nur der Klarheit halber nebenbei einmal für das Protokoll
zu sagen; er kann erst am 15. Februar nächsten Jahres in
den Bundesrat eingebracht werden – um eine äußerst
grundsätzliche Frage. Deswegen will ich ein paar Worte
dazu sagen, wie das auf der Seite der Energieproduzen-
ten, der Erzeuger aussieht.

Meine Damen und Herren, seit dem Jahr 2000 haben wir
festzustellen, dass es auf horizontaler Ebene eine Fülle
von Fusionen gegeben hat und dass es auf vertikaler
Ebene Veränderungen gegeben hat – Stichwort: Strom-
unternehmen kaufen bzw. beteiligen sich an Stadtwerken.
Das hat zu diesem Zustand geführt, der jetzt Gegenstand
der Diskussion ist.

Herr Kollege Frankenberger, um nur einmal die Aus-
gangssituation richtig darzustellen:Wer hat denn diese Si-
tuation zu vertreten, dass wir heute vier Konzerne haben?
Meine Damen und Herren, haben wir das alles vergessen?
Als es um die Frage von Ruhrgas zu E.ON ging, hat
Staatssekretär Tacke, ein Sozialdemokrat, eine Minister-
erlaubnis erteilt, um diese horizontale Fusion zu ermög-
lichen.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Ministers Dr.Alois
Rhiel)

Meine Damen und Herren, das dürfen Sie doch nicht au-
ßer Acht lassen. Genau dies hat zu der Situation geführt,
die wir heute beklagen und zu der Herr Dr. Rhiel einen
Vorschlag gemacht hat, zu dem ich gleich noch etwas sa-
gen werde. Diese horizontale Fusion und auch die verti-
kale Entwicklung – dass sich diese großen Unternehmen
in Stadtwerke eingekauft haben – haben zu der Verflech-
tung geführt, zu dem beklagenswerten Zustand, dass wir
keinen ausreichenden Wettbewerb haben. Diese Situation
aber haben wir Rot-Grün zu verdanken, niemand ande-
rem.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. Michael Bod-
denberg (CDU))

Meine Damen und Herren, ich würde Ihnen das nicht vor-
halten, wenn man jetzt nicht so tun würde, als hätte man
mit der herbeigeführten Situation nichts zu tun. Daraus
kann man sich nicht mit irgendwelchen Vorschlägen nach
dem Motto herausreden: Jetzt erhöhen wir den Anteil der
regenerativen Energien. Diese verfestigten Strukturen
der vier Konzerne haben nicht wir herbeigeführt, sondern
Sie. Das Beispiel Tacke ist davon nur eines.
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(Beifall bei der FDP – Jörg-Uwe Hahn (FDP): Mül-
ler heißt der andere!)

Meine Damen und Herren, aus Anlass der Diskussion um
die Reform der Hessischen Verfassung wissen wir, dass
die Energieversorgung in Hessen bei der Formulierung
der Verfassung eine sehr wichtige Rolle gespielt hat. Wir
haben Verfassungsartikel, die mit der Wirklichkeit der
Energieversorgung nicht übereinstimmen. Deswegen ist
es ein äußerst sensibles Thema, die Frage zu diskutieren:
Welche Veränderungen nehmen wir hier vor? Herr Dr.
Rhiel, deswegen ist das so wichtig.

Die FDP-Fraktion vertritt die Auffassung, ich kann poli-
tisch nur das versprechen, von dem ich erstens weiß, dass
es eine Realisierungschance hat, und das zweitens ein adä-
quates Mittel ist, eine tatsächliche Entflechtung auf dem
Energiemarkt herbeizuführen.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es geht um eine sehr grund-
sätzliche Frage.Wenn Sie sagen, die Politik muss handeln,
und den Eindruck erwecken, als könnte man morgen ent-
flechten oder den Zwangsverkauf realisieren, dann muss
ich auch sicher sein, ob das tatsächlich geht – oder ob das
in Wahrheit nicht nur etwas ist, was man normalerweise
mit der Überschrift „Populismus“ versieht. Die Menschen
glauben sonst etwas, was nicht eintreten wird.

(Beifall bei der FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen sage
ich, es geht um eine sehr grundsätzliche Frage, die die
Glaubwürdigkeit der Politik insgesamt anbelangt. Des-
wegen hätte ich gern einmal gewusst, ob es mit den ord-
nungspolitischen Vorstellungen des Hessischen Minister-
präsidenten – und das will ich doch konzedieren:

(Minister Dr. Alois Rhiel: Natürlich!)

er spielt in der Bundeswirtschaftspolitik und in der
Bundesfinanzpolitik eine herausragende Rolle – in Ein-
klang zu bringen ist, einen Zwangsverkauf anzukündigen,
ohne – oder wenn ja: wie? – nachweisen zu können, dass
ein Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung tat-
sächlich vorliegt.

Hinterher kann man sich immer gut herausreden, indem
man sagt: Ich habe es nicht so gemeint, das ist ja nur Ul-
tima Ratio. – Ultima Ratio ist ja prima, aber die Leute
wollen eine konkrete politische Antwort, nicht irgendet-
was.

(Beifall bei der FDP)

Sie wollen nicht, dass nur der Eindruck erweckt wird, mit
diesem Mittel wird das adäquat verfolgt.

Meine Damen und Herren, um das noch einmal aufzu-
greifen und aufzuarbeiten, will ich etwas zur Preispolitik
dieser Landesregierung sagen. Die Landesregierung sagt,
die Nutzungsentgelte seien um 15 % überhöht.

Wir haben darüber schon häufiger diskutiert. Bei mir und
für uns geht es in dieser Frage nicht nur um marktwirt-
schaftliche Mechanismen, sondern auch gleichzeitig um
die Frage:Werden rechtsstaatliche Maßstäbe eingehalten,
und wird der Rechtsstaat gewährleistet?

Meine Damen und Herren, es gibt eine Vielzahl von
Unternehmen, die Preiserhöhungsanträge gestellt haben,
die bis zum heutigen Tag noch nicht entschieden sind, und
denen kein rechtsmittelfähiger Bescheid zugestellt wor-

den ist. Der Rechtsweg ist diesen kommunalen Unterneh-
men versagt worden.

Herr Dr. Rhiel, es ist nicht richtig, wenn Sie sagen, dass
15 % akzeptiert worden seien. Es gibt einen Gerichtsbe-
schluss, nach dem genau dieser Ausgangspunkt, dass eine
15-prozentige Erhöhung eingetreten ist, gerichtlich nicht
bestätigt worden ist.

(Beifall bei der FDP)

Also versuchen Sie nicht, diesen Eindruck zu erwecken.
Es gibt eine gerichtliche Entscheidung. Die Ausgangssitu-
ation, dass 15 % akzeptiert worden seien, ist in dieser
Weise nicht bestätigt. Herr Dr. Rhiel, wir sind uns im Ziel
einig. Nur bin ich der Meinung, dass auch hier gilt: Ich
kann nur das versprechen, was realistischerweise machbar
ist.

Meine Damen und Herren, deswegen will ich noch einmal
auf das eingehen, was ich eingangs gesagt habe. Wir stre-
ben gemeinsam eine Veränderung in der Energiepolitik
an. Vor uns liegen die Erneuerung des bundesdeutschen
Kraftwerkparks und die angestrebten radikalen Verände-
rungen der Erzeugungsstruktur mit der Integration de-
zentraler Erzeugungseinheiten auf der Basis regenerati-
ver Energiequellen.

Nur, und das sage ich auch in Richtung der Sozialdemo-
kraten und der GRÜNEN sehr bewusst –:Wenn wir in der
Vergangenheit – den Verantwortungsbereich lasse ich
jetzt einmal weg – eine Energiepolitik in der Weise be-
trieben haben, dass wir wenige Versorger und gleichzeitig
auch nur wenige Netzdurchleiter hatten, und sich das
heute verändert, kann dies nicht nach dem Motto gesche-
hen: Wir drehen den Hebel um, und morgen konzentrie-
ren wir uns ausschließlich auf eine dezentrale Energiever-
sorgung. – Es ist die große Kunst, dezentrale Energiever-
sorgung in zentral strukturierte Mechanismen, wie wir sie
jetzt haben, einzubinden und eine Veränderung herbeizu-
führen. Das ist nicht von heute auf morgen möglich. Des-
wegen, glaube ich, ist hier mehr Ehrlichkeit gegenüber
den Bürgern angesagt. Wenn das die Ausgangssituation
ist, muss man sagen, was machbar ist.

Meine Damen und Herren, richtig ist, dass der Liberali-
sierung des Strommarktes nicht der gleiche Erfolg be-
schieden war wie der des Telekommunikationsmarktes.
Ich glaube, es wäre richtiger gewesen, wenn man auf dem
Energiemarkt in gleicher Weise vorgegangen wäre. Dort
hat man gewusst, dass es ein Monopol gibt und dass diese
Monopolsituation auch in einer sozialen Marktwirtschaft
ausschließlich über Regulierung, durch Regulierungsbe-
hörden, verbessert werden kann. Deswegen glaube ich, es
wäre richtiger gewesen, diese kartellrechtlichen bzw. Re-
gelungsmöglichkeiten einer Regulierungsbehörde zu ei-
nem früheren Zeitpunkt einzuführen.

Herr Dr. Rhiel, nur stelle ich jetzt einmal eine Frage zum
Zwangsverkauf und den Realisierungsmöglichkeiten.
Hier müssen Sie sich doch mit einer Frage auseinander-
setzen, die ich sehr ernst nehme und die auch die Mono-
polkommission gestellt hat. Ich darf einmal zitieren, was
die Monopolkommission in diesem Zusammenhang ge-
sagt hat. Sie führt aus, sie habe verschiedene Vorschläge
zur eigentumsrechtlichen Entflechtung integrierter Ener-
gieversorgungsunternehmen erörtert. Grundsätzlich sieht
sie eine nachhaltige Verbesserung der Wettbewerbssitua-
tion in der Anwendung strukturpolitischer Instrumente.

Weiter führt sie aus: Selbst wenn eine weitergehende ver-
tikale und horizontale Entflechtung dazu beiträgt, ein-
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zelne wichtige Probleme zu lösen, so sind dennoch die
Entflechtungsvorschläge und deren Umsetzung mit nicht
unerheblichen ökonomischen Risiken und rechtlichen
Problemen verbunden.

Deswegen kommt die Monopolkommission zu einem Er-
gebnis, das uns nachdenklich stimmt und das wir unter-
stützen möchten. Die Monopolkommission rät dazu, vor
der weiteren Diskussion über derart weitreichende Ver-
änderungen die Wirkung des erst 2005 in Kraft getretenen
Regulierungsrahmens abzuwarten. Überdies empfiehlt
sie die Suche nach milderen, aber gleichwohl wirksame-
ren Mitteln. So spricht sie sich für die zusätzliche Einfüh-
rung eines zeitlich befristeten Moratoriums für die Erwei-
terung von Erzeugungskapazitäten

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Aha!)

durch die marktbeherrschenden Energieversorgungs-
unternehmen aus, damit Konkurrenten die Möglichkeit
erhalten, eigene Kraftwerkskapazitäten aufzubauen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Posch gegen Staudinger!)

– Verehrter Herr Al-Wazir, wenn Sie zugehört hätten,

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich habe zugehört!)

hätten Sie zur Kenntnis genommen, dass ich gerade eben
von der Umstrukturierung des Energiemarktes gespro-
chen habe.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr gut!)

In diesem Zusammenhang hat auch – aber diese Ein-
schränkung habe ich gemacht – die Frage der Grundlast
eine große Bedeutung. Auch die technologische Entwick-
lung der alternativen Energien spielt dabei eine Rolle.
Das muss in dieser Situation sehr wohl berücksichtigt
werden. Da kann man es sich nicht so einfach machen,
dass derjenige, der sich für einen Energiemix ausspricht,
dies ausschließlich mit der Frage des Erhalts von Biblis in
Verbindung bringt.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, dieser Vorschlag, glaube ich,
ist im Hinblick auf die Frage des Grundrechtschutzes – es
geht hier um Eigentumsrechte, Unternehmens- und Be-
rufsfreiheit – sicherlich nicht der adäquate Weg. Des-
wegen will ich an dieser Stelle auch fragen: Wie sähe es
denn aus, wenn wir in Hessen tatsächlich den Zwangskauf
realisieren wollten?

Herr Dr. Rhiel, dabei weise ich auf Folgendes hin: Wenn
Sie sagen, der Missbrauch dieser marktbeherrschenden
Stellung müsse nachgewiesen werden, dann gibt es hierfür
drei Kriterien, die gar nicht so einfach nachzuweisen sind.
Das fängt nämlich – um nur einmal dieses Beispiel zu nen-
nen – beim Markt an: Ist das eigentlich der deutsche
Markt? Oder ist das der europäische Markt? Manches
spricht dafür, dass es der europäische Markt ist. Dann den
vier Stromriesen nachzuweisen, dass sie eine marktbe-
herrschende Stellung haben, bedarf zumindest – ich drü-
cke mich da sehr vorsichtig aus – einer vertieften Prüfung.

(Zuruf des Ministers Dr. Alois Rhiel)

Zurück zu der Frage: Wie soll das mit dem Verkauf tat-
sächlich erfolgen? Sie haben – in der „FAZ“ nachzulesen
– gesagt, dann müssten die Konzerne darüber nachden-

ken, Kern- und Kohlekraftwerke zu verkaufen. Können
Sie mir einmal die Quadratur des Kreises und deren Auf-
lösung erklären? Können Sie mir erklären, wie jemand ein
Interesse an Biblis haben soll bei gleichzeitiger Aufrech-
terhaltung des Ausstiegsbeschlusses?

(Beifall bei der FDP – Norbert Schmitt (SPD): Das
will ich auch einmal wissen! Auch ohne!)

Können Sie mir einmal sagen, wie das passieren soll? Wol-
len Sie allen Ernstes die Hilfe des Altbundeskanzlers
Schröder in Anspruch nehmen, um Gazprom zu überre-
den, Biblis zu übernehmen? Meine Damen und Herren,
das kann doch wohl nicht ernst gemeint sein.

(Zuruf des Abg. Jörg-Uwe Hahn (FDP))

Ich nehme nur ernst, was in diesem Zusammenhang ge-
sagt wurde: dass auch Stadtwerke das machen könnten.
Meinen Sie denn im Ernst, Stadtwerke seien in der Lage,
dies in Kooperation mit Dritten tatsächlich zu ermög-
lichen?

(Norbert Schmitt (SPD): Die Stadtwerke Biblis!)

Ganz abgesehen von den Problemen, die wir bei der Rea-
lisierung, beispielsweise bei Staudinger, im Moment ha-
ben.

Meine Damen und Herren, nicht, dass wir uns falsch ver-
stehen: Die Liberalen sind auch dafür, dass die Miss-
brauchskontrolle ausgeführt und gegebenenfalls auch
verstärkt werden soll. Aber mich stimmt es schon nach-
denklich, wenn sowohl der Bundeswirtschaftsminister als
auch die Monopolkommission – die Monopolkommission
ist ja nicht ein Debattierklub, der von den Großkonzernen
eingekauft worden ist, sondern ein Beirat beim Bundes-
wirtschaftsminister – zu solchen Überlegungen kommen.

Da muss man sich doch einmal die Frage stellen, ob es
nicht besser wäre, das zu realisieren, was Bundeswirt-
schaftsminister Glos in diesem Zusammenhang sagt: „Wir
haben gerade erst 2005 dieses Gesetz geändert. Wir wol-
len jetzt abwarten, welche Möglichkeiten sich aus der An-
wendung dieses Gesetzes tatsächlich realisieren lassen.“
Uns scheint das der bessere und Erfolg versprechende
Weg zu sein.

Bei dieser Gelegenheit kommt mir auch etwas anderes zu
kurz: Natürlich ist dieser Vorschlag damit verbunden wor-
den, die Stromsteuer zu reduzieren. Meine Damen und
Herren, das ändert nichts an der Tatsache, dass der staat-
liche Anteil an den Strompreisen mittlerweile bei über
40 % liegt. Die Große Koalition muss sich auch sagen las-
sen, dass Maßnahmen wie die Erhöhung der Abgaben-
und Steuerlast, wie die Mehrwertsteuererhöhung, natür-
lich auch ihren erklecklichen Beitrag dazu leisten, dass wir
diese Situation haben.

Meine Damen und Herren, die Liberalen beklagen in
gleicher Weise wie Sie, dass es nicht nur die Unternehmen,
sondern auch die Haushalte trifft und dies eine soziale
Frage ersten Ranges ist – ganz selbstverständlich. Aber
man kann doch die Lösung des Problems, dass Niedrig-
verdiener nicht in der Lage sind, das zu bezahlen, nicht
ausschließlich im Kontext der Energiepreise sehen. Das
hat etwas damit zu tun, welche Arbeitsmarkt-, Wirt-
schafts-, Steuer- und Finanzpolitik wir in diesem Land be-
treiben.

(Beifall bei der FDP)

Wenn wir dort Veränderungen vornähmen, müssten wir
uns auch nicht so beklagen, wie Sie das hier getan haben.
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Meine Damen und Herren, wir bekennen uns und – um
das noch einmal zu wiederholen, ich selbst und Herr von
Hunnius haben das in der Vergangenheit für die FDP ge-
sagt – stehen zu einer strukturellen Veränderung in der
Energiepolitik.Wir sagen aber auch: Der staatliche Anteil
darf nicht erhöht, sondern muss reduziert werden, um ins-
gesamt die Steuer- und Abgabenlast der Unternehmen
wie der Bürger in gleicher Weise zu verändern.

Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle auch
sagen: Ich führe verschiedene Gespräche mit Unterneh-
men, die sowohl Energie produzieren als auch Energie-
kunden sind. Ich glaube, dass es wichtig wäre, all diejeni-
gen zusammenzubringen, die bereit und imstande sind, in
der Energieproduktion in Hessen tätig zu werden. Denn
Hessen war einmal ein großer Standort der Energiepro-
duktion. 60 % kommen nach wie vor aus Biblis, 30 %
kommen von Staudinger.

Gleichwohl haben wir eine Konzentration der Energie-
produktion im Norden und im Süden der Bundesrepublik
zu verzeichnen. Dies ist auf Dauer nicht der richtige Weg.
Ich habe es immer wieder mit der Frage der Netzdurch-
leitungskosten zu tun, die einen nicht unerheblichen An-
teil an den zu Recht kritisierten Energiepreisen haben.

Meine Damen und Herren, deswegen sagen wir Ihnen
sehr deutlich: Das Ziel, das hier verfolgt wird, wird von
uns uneingeschränkt geteilt. Der Weg, der hier beschritten
wird, führt bei uns zu nicht unerheblichen verfassungs-
rechtlichen Bedenken, die an dieser Stelle geltend ge-
macht werden müssen.

Wir Liberale werden uns an dieser Diskussion sehr inten-
siv beteiligen, weil auch wir ein Interesse daran haben und
weil die Energiepreise als Grundlage für den Industrie-
standort Hessen von besonderer Bedeutung sind und in
gleicher Weise auch für die Stromkunden. Dies sagt die
FDP aus Anlass dieser Regierungserklärung. Für uns hat
auch – Heinrich Heidel hat darauf bereits mehrfach hin-
gewiesen – die Biomasse einen ganz besonderen Stellen-
wert. Das, was zu diesen Bereichen bereits gesagt worden
ist, ist in der Tat nicht ganz unerheblich.

Ein Wort will ich noch zu der Darstellung, was in der Ver-
gangenheit alles so prima gemacht worden ist, sagen. Ich
glaube, Herr Frankenberger hat es gesagt, das Institut für
Solartechnik ist in der Tat 1998 gegründet worden.Wir ha-
ben zu diesem Zeitpunkt sehr wohl erkannt, dass alterna-
tive Energien eine wichtige Rolle haben, allerdings in der
anwendungsbezogenen Forschung. Die FDP braucht sich
nicht vorwerfen zu lassen, nicht bereits in der Vergangen-
heit ausreichend auf die Bedeutung der alternativen
Energien hingewiesen zu haben. – Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Posch. – Nächster Redner ist
Herr Kollege Möller für die CDU-Fraktion.

Klaus Peter Möller (CDU):

Frau Vizepräsidentin, meine Damen und Herren! Jetzt
haben wir in allen Redebeiträgen gehört, dass die Inten-
tion von Wirtschaftsminister Dr. Rhiel richtig ist, den
Monopolisten auf die Finger zu sehen und zu überlegen,
wie man der Situation Herr wird, dass die Strompreise in
einer Art und Weise erhöht werden, die an der Realität

vorbeigeht. Da spielt es keine Rolle, ob es die Intentionen
und die Aktivitäten der Vergangenheit waren, z. B. durch
Ausübung der Aufsicht oder wie in dem aktuellen Fall
durch die Vorlage einer Initiative im Bundesrat. Die Ziel-
richtung ist die gleiche. Herr Dr. Rhiel und sein Ministe-
rium haben die Energiepreise im Sinne der Verbraucher
und der hessischen Wirtschaft im Auge. Es ist sehr wohl
richtig und zu unterstützen, dass diesen Konzernen auf die
Finger gesehen wird. Insofern wundere ich mich teilweise,
wenn die Schlenker gemacht werden, warum das Ganze
nicht zu unterstützen wäre.

Man könnte diesen Punkt abhandeln und feststellen, die-
ses Haus ist einmütig der Meinung, dass die Intention von
Dr. Rhiel im Bundesrat zu begrüßen und im Interesse der
Verbraucher richtig ist.

Im Laufe seiner Ausführungen hat Herr Frankenberger
dankenswerterweise doch noch den Schlenker zu dem
hinbekommen, was Hessen im Falle eines sozialdemokra-
tischen Wahlsiegs energiepolitisch erwartet. Ich stelle mit
Überraschung fest, dass die Präsenz der Sozialdemokratie
bei diesem Thema zu symbolisieren scheint, dass all die
Kollegen, die das Papier der Frau Ypsilanti nicht unter-
stützen, bereits nicht mehr im Saale sind.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD)

Sämtliche sozialdemokratischen Abgeordneten, die das
Papier bereits abgelehnt haben, sind nicht mehr im Saal.

(Hildegard Pfaff (SPD): Sie sind in einer Besucher-
gruppe!)

Was mich allerdings etwas verblüfft, ist, dass die SPD-
Landeschefin selbst, die dieses Thema als eines der ent-
scheidenden Themen der kommenden Monate und Wo-
chen verkündet hat, auch nicht im Saal ist. Das irritiert
dann doch ein bisschen.

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Das macht natürlich die Sache für uns etwas leichter,
wenn auch nicht ganz so lebhaft.

Wenn wir an meine eben getätigten Aussagen anknüpfen
und gemeinsam der Ansicht sind, dass die Landesregie-
rung einen Blick auf die Preise wirft, wundert es schon,
was im Hinblick auf die zukünftige Energiepreisentwick-
lung und Energieerzeugung verkündet wird.

Herr Frankenberger hat sehr elegant um Aussagen der
Sozialdemokraten einen Bogen gemacht, begrüßt aber
zeitgleich, dass wir uns mit diesem Papier beschäftigen.
Herr Kollege, es ist kein Wunder, wenn man solch absurde
Zahlen in einem Papier auflistet, dass der politische Mit-
bewerber, unter anderem wir, die Zahlen dankenswerter-
weise aufgreift und nichts anderes macht, als diese Zahlen
auf die einzelnen Wahlkreise herunterzubrechen.

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Wir rechnen den Menschen vor Ort schlichtweg vor, was
dies für sie im Falle eines Wahlsiegs Ihrer Partei am 27. Ja-
nuar zu bedeuten hätte.

(Gernot Grumbach (SPD): Die Opposition übt
schon! – Hildegard Pfaff (SPD): Welch Dramatur-
gie!)

Kommen wir einmal zu den Zahlen. Sie wollen in Hessen,
um die Kapazitäten bisheriger Kraftwerke aufzufangen,
alle 2,5 km ein Windrad an die in Hessen verlaufenden
Autobahnen stellen. Dies ist alles nachzulesen. Sie wollen
das Gleiche tun entlang der viel befahrenen Bahnstre-
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cken. Sie wollen zusätzlich in jedem Landkreis 15 Wind-
räder installieren lassen, Sie wollen bis zu 30 Solarparks je
Landkreis installieren lassen, Sie wollen drei Wasserkraft-
werke je Landkreis installieren lassen.

(Hildegard Pfaff (SPD): In vielen Landkreisen be-
stehen sie schon heute!)

Das können wir jetzt alles mal 26 nehmen, dann kommen
wir auf horrende Zahlen. Darum geht es jedoch weniger.
Es geht mehr darum, dass Sie vor Ort den Menschen die
Wahrheit sagen müssen, wo diese Anlagen denn aufge-
baut werden sollen.

(Beifall bei der CDU)

Die Frage ist berechtigt, wo in einem Landkreis, der nicht
durch einen ausgeprägten Wasserlauf gezeichnet ist, ein
solches Wasserkraftwerk entstehen soll. Es ist berechtigt,
die Frage zu stellen, wo in Landkreisen, die über eine
außerordentlich gute Bundesautobahnstruktur verfügen,
die Windkraftanlagen alle 2,5 km aufgebaut werden sol-
len. Diese Fragen sind richtig, und diese Fragen sind fair.

(Zurufe der Abg. Hans-Jürgen Irmer (CDU) und
Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

Vor dem Hintergrund der Aussagen, die sich potenzieren
– es ist fast inflationär, was in der Zeitung zu beobachten
ist – –

(Norbert Schmitt (SPD): Was ein Stuss!)

– Herr Kollege, so etwas kann man nur sagen, wenn man
einen sicheren Listenplatz bei der SPD hat. Ihre Kollegin-
nen und Kollegen, die vor Ort Wahlkampf führen müssen
und diese Zahlen erklären müssen, machen doch Folgen-
des:

(Gernot Grumbach (SPD): Sie können es nicht er-
klären!)

Sie ergreifen die Flucht, und ein Wahlkreisabgeordneter
nach dem anderen distanziert sich von diesen Zahlen und
diesen Forderungen; so war es der Zeitung zu entnehmen.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD): Das
stimmt nicht! Das ist Ihre Wahrheitsliebe!)

Das gepaart mit der jetzigen Präsenz hier im Saal zeigt
doch nur eines: Dort wurde von Theoretikern am grünen
Tisch an den Realitäten und an den Menschen vorbei eine
Konzeption erarbeitet, die die Menschen in dieser Art und
Weise nicht haben wollen. Sie werden am 27.01. sehr wohl
sehen, in welche Richtung die Menschen in Hessen, die
Leute, die sich damit befassen, entscheiden werden. Wir
werden nicht müde werden, die sozialdemokratischen
Zahlen vor Ort zu verkünden.

(Gernot Grumbach (SPD): Sie sind schon jetzt
müde!)

Wir brauchen uns überhaupt keine Mühe mehr zu ma-
chen, diese Zahlen zu bewerten; das machen die Men-
schen selbst.

Dann erklären Sie den Leuten auf den wenigen Höhenla-
gen, wie denn zukünftig die Blickrichtung durch die Wäl-
der von Windkraftanlagen sein soll. Sie werden nicht so
sein wie die Windkraftanlagen, die wir aus dem Vogels-
bergkreis kennen, die 1,5 MW erbringen und ca. 60 m
hoch sind. Das sind Spielzeuge gegen das, was Sie vorha-
ben. Selbst wenn man von 2 MW oder mehr ausgeht, wo-
bei es die größeren in der Realität kaum gibt, da geht es ja
schon weiter – –

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Herr Frankenberger, Sie haben gesagt, wir hätten keine
Fantasie. Ein entscheidender Unterschied ist: Fantasie zu
haben, ist eine Sache; Fantastereien zu Papier zu bringen,
ist etwas völlig anderes. Das unterstützen wir nicht.

(Beifall bei der CDU)

Insofern reden wir nicht von den „Spielzeugen“ im Vo-
gelsberg, sondern wir reden von Windkraftanlagen, bei
denen ein Einzelstück weit höher als 100 m ist, und zwar
Narbenhöhe. Das wird im Übrigen auch bestätigt von ab-
soluten Befürwortern der Windenergie. Wenn wir das flä-
chendeckend in Hessen installieren wollten – –

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

– Frau Kollegin, das ist kein Quatsch. Lesen Sie sich ein.
Aber lesen Sie beide Seiten desselben Blattes, nicht nur
Ihre eigenen Worte.

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Wenn die Anlagen effizient sein sollen, müssen sie in Be-
reichen aufgebaut werden, wo wir gleichbleibende Winde
haben. Da sind wir doch alle einer Meinung. In dem Zu-
sammenhang haben wir eben von Herrn Frankenberger
gelernt,

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

dass wir als Union daran schuld sind, dass wir in Hessen
andere topografische Gegebenheiten haben als in Sach-
sen-Anhalt. Wir haben außerdem gelernt, dass wir daran
schuld sind, dass in Hessen weniger Wind weht. So lernt
man im Rahmen einer Plenardebatte etwas Neues.

(Zurufe von der SPD)

Sie müssen den Menschen vor Ort sagen, wo Sie die 100
bis 180 m hohen Windräder aufstellen wollen.

(Norbert Schmitt (SPD): Ich sage Ihnen das!)

Sie müssen sagen, vor welches Neubaugebiet, vor welche
Autobahnabfahrt, in welches Gewerbegebiet Sie die Win-
dräder stellen und welchem Häuslebauer in Hessen Sie
die Sicht versperren wollen.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Sie müssen aber auch sagen, wer das Ganze bezahlen soll.
Dazu haben Sie bisher nichts gesagt – außer der lapidaren
Aussage Ihrer Vorsitzenden: Mit den Finanzen beschäftig-
ten wir uns am Rande.

(Zurufe von der SPD)

Meine Damen und Herren, wenn Sie solches verkünden
und im gleichen Atemzug Vokabeln wie Wirtschaftlich-
keit, bezahlbare Energie und bezahlbare Strompreise ein-
setzen, dann bitte ich um Antwort, wie Sie den Menschen
die etwa 40 Milliarden c Investitionen, umlegbar auf die
Stromkosten, die zu einer Versechsfachung der Strom-
preise führen können, zumuten wollen.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD):
Jetzt sind es 40 Milliarden c, vorhin waren es 32
Milliarden c!)

– Herr Kollege Schmitt, Sie rufen in jeder Debatte so laut
dazwischen, da möchte ich Ihnen einmal eines sagen:

(Norbert Schmitt (SPD): Sie müssen mich einmal
laut erleben!)
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Wissen Sie, wen Sie hauptsächlich treffen? Sie treffen die
einfachen Menschen in Mietwohnungen, die alles umge-
legt bekommen. Sie treffen die Leute, die es sich eigent-
lich nicht leisten können, einen sechsfach erhöhten
Strompreis zu bezahlen.

(Beifall bei der CDU)

Im Prinzip treffen Sie genau die Klientel, die Sie woan-
ders mit tollen Parteitagsbeschlüssen – Sie sind ja jetzt die
Partei mit dem Programm des demokratischen Sozia-
lismus, das habe ich gelesen –

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

vehement verteidigen. So viel Ehrlichkeit sollte aber in
der Diskussion schon vorhanden sein.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Meine Damen und Herren, die Behauptung, die Union
forciere den Neubau von Kernkraftwerken, ist genauso
falsch wie Ihre Zwischenrufe.

(Zurufe der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) und Thorsten Schäfer-Gümbel
(SPD))

Wir setzen uns dafür ein, dass die technische Entwicklung
und die Zukunft unter anderem bringen werden, dass die
Effizienz der vorhandenen Anlagen steigt.

(Zurufe der Abg. Mathias Wagner (Taunus) und
Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN))

Die Effizienz soll steigen durch Repowering, durch be-
hutsames Suchen nach geeigneten Standorten. Wir müs-
sen diese Zeit nutzen. Um die Zeit nutzen zu können, set-
zen wir uns für die Verlängerung der Laufzeiten der be-
stehenden Atomkraftwerke ein, im Rahmen eines reali-
tätsnahen und bezahlbaren Energiemix. Innerhalb des
Energiemix spielen alle Energieformen, die wir zur Verfü-
gung haben, eine entsprechende Rolle, erneuerbare Ener-
gien genauso wie noch zu entwickelnde Technologien, wie
auch klassische Kraftwerke inklusive der Kernenergie.
Das sind wir den Menschen in diesem Land schuldig.

(Zurufe von der SPD)

Wir setzen uns dafür ein, dass wir stabile Energiepreise
haben, die Energieversorgung berechenbar und sicher
bleibt und wir keine Preisspirale lostreten, indem wir stän-
dig zuschauen, wie sich die Energiekosten erhöhen. Dann
schließt sich der Kreis in der Unterstützung der Aktion
von Herrn Dr. Rhiel.

(Zurufe von der SPD)

Wenn man die von den Sozialdemokraten genannte Zahl
von Windrädern realistisch betrachtet und mit dem Ta-
schenrechner durchrechnet, stellt man fest, die Anlagen
reichen nicht, Sie kommen auf viel mehr. Das reicht hin-
ten und vorne nicht, Zahlen von über 1.000 sind eher rea-
litätsnah.

Die Frage wird noch bedeutender, wenn man beobachtet,
wie viele SPD-Abgeordnete mittlerweile sagen: Bei uns
schon mal gar nicht. – Der Druck auf die Wahlkreise steigt
noch weiter, dann kommen wir nicht mehr auf 15, sondern
auf das Doppelte oder das Dreifache pro Landkreis von
Kollegen, die nicht den Mumm haben, vor Ort zu sagen:
Das ist realitätsfern, und ich unterstütze das deshalb nicht.

Meine Damen und Herren, es geht darum, den Menschen
ein Modell vorzustellen und sich für dieses einzusetzen,
das der Bevölkerung einerseits stabile Preise sowie ande-
rerseits eine zuverlässige Energieversorgung garantiert.
Es geht nicht um das, was die SPD-Fraktion fordert 

(Zurufe von der SPD)

– jeder Zurufer bekommt von mir eine Antwort; es steht
alles drin, wunderbar –, nämlich eine Vielzahl der Anlagen
zu installieren, die FFH-Gebiete sowie Naturschutzge-
biete zu opfern. Die SPD möchte 42 % der Waldflächen
zur Verfügung stellen. Sie will das Denkmalschutzrecht
ändern, damit in Hessen flächendeckend darüber disku-
tiert werden darf, wo 180 m hohe Windräder gebaut wer-
den sollen und wo nicht. Ich finde die Art und Weise Ihrer
Diskussion unseriös, unehrlich und schlichtweg an der Re-
alität vorbei. Sie werden – um dies aufzugreifen – mit den
Statistiken Folgendes erleben: Die überwiegende Mehr-
zahl der Menschen ist selbstverständlich für die Entwick-
lung erneuerbarer Energien – wir auch.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Selbstverständlich unterstützen die Menschen bei einer
gezielten Befragung die Idee, erneuerbare Energien ver-
stärkt einzusetzen. Das wird nicht geleugnet. Stellen Sie
den Menschen, die in Höhenlagen leben, aber einmal die
Frage:Wollen Sie, dass diese Windenergie direkt vor Ihrer
Haustür gewonnen wird? Wollen Sie bei Ihnen vor Ort die
Autobahnen mit Windrädern flankiert haben, und zwar
eines neben dem anderen? Wollen Sie vor Ihrem Ort, wo
zuvor noch keine Wasserkraftwerke gewesen sind, welche
haben? – Daher stelle ich fest, dieses Papier ist absurd. Es
ist weltfremd und eine Provokation. Es ist unseriös; und es
gilt, dieses abzulehnen. Wer auf diese Art und Weise in
den Landtagswahlkampf zieht, dem wünsche ich frohe
Verrichtung. Ich jedenfalls freue mich mit meinen Kolle-
ginnen und Kollegen auf diese Auseinandersetzung vor
Ort. Ich sage Ihnen: Erfüllen Sie ein Minimum Ihrer Ver-
pflichtungen. Stehen Sie zu den Zahlen, und sagen Sie den
Menschen vor Ort die Wahrheit, statt beständig an dieser
vorbeizureden. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Möller, vielen Dank. – Zu einer Kurzinter-
vention hat sich Herr Kollege Frömmrich von der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Wort gemeldet.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Möller, Sie haben sehr viel über Land-
schaftsästhetik und darüber, wie Windkraftanlagen in die
Landschaft passen, geredet. Sie sind aber an vielen Punk-
ten etwas schuldig geblieben. Ich habe das auch während
kommunalpolitischer Debatten immer wieder erlebt, dass
Sie sich drücken und dass Sie, statt über die Windenergie
zu sprechen, anfangen, über Landschaftsästhetik zu re-
den.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das ist et-
was, was zusätzlich hinzukommt!)

Niemals sprechen Sie im Zusammenhang mit Hochspan-
nungsleitungen über Landschaftsästhetik. Bei keiner
Straße und keiner Brücke, die Sie bauen, reden Sie über
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Landschaftsästhetik. Herr Kollege Möller, das Stichwort
Landschaftsästhetik fällt Ihnen lediglich im Zusammen-
hang mit Windkraftanlagen ein. Deshalb ist Ihre Argu-
mentation unehrlich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Möller, fragen Sie unseren geschätzten
Herrn Ministerpräsidenten, wo er sein Atomkraftwerk
hinbauen will, dessen Bau er angekündigt hat. Er hat ge-
sagt, er wolle, dass zusätzliche Atomkraftwerke gebaut
würden.

(Axel Wintermeyer (CDU): Sagen Sie erst einmal,
wo Sie mit der Windenergie hinwollen!)

– Wenn Sie fragen, wo die Windkraftanlagen hinsollen,
dann frage ich Sie: Wo sollen die zusätzlichen Atomkraft-
werke hin, die Sie permanent in diese Debatte bringen?
Darauf geben Sie keine Antwort.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Möller, wenn es beispielsweise darum geht,
wo neue Kohlekraftwerke ans Netz gehen sollen, geben
Sie auch bezüglich Landschaftsästhetik keine Antwort.
Wenn Sie sich vergegenwärtigen, dass der Kühlturm des
Kraftwerks Staudinger 180 m hoch werden soll, dann
hätte ich von Ihnen gern gehört, dass Sie auch in diesem
Zusammenhang über Landschaftsästhetik diskutieren.

(Zurufe von der CDU)

Daher ist das, was Sie im Zusammenhang mit Windkraft-
anlagen sowie zur Landschaftsästhetik vortragen, sehr un-
ehrlich. Herr Kollege, Sie sollten dies lieber lassen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Frömmrich, vielen Dank. – Herr Kollege
Möller hat nun Gelegenheit, zu antworten.

Klaus Peter Möller (CDU):

Herr Kollege, vor dem Hintergrund, dass ich Sie über-
haupt nicht kritisiert habe, wundere ich mich über Ihre
Aufregung. Die Ausführungen und Betonungen, die wir
machen, sowie die Fragen, die wir stellen, entsprechen –
ob Ihnen das nun gefällt oder nicht – der Mehrheitsmei-
nung der Menschen, die hiervon im Endeffekt betroffen
wären. Damit sind diese Fragen auch gerechtfertigt. Es
geht darum, Antworten zu geben und zu sagen, wo die
ganzen „Monster“ hinsollen. Dies ging nicht in Richtung
der GRÜNEN, sondern in Richtung der SPD-Fraktion.
Wenn Sie nun schon für die SPD in die Bresche springen
müssen, dann mag das daran liegen, dass die SPD-Frak-
tion soeben nur mit fünf Kollegen vertreten ist.

(Gernot Grumbach (SPD): Das ist richtiger
Quatsch!)

Ich wundere mich daher etwas und sehe mich nicht ver-
anlasst, Ihnen auf diesen Populismus eine Antwort zu ge-
ben.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das war eine dünne Antwort!)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Möller, vielen Dank. – Es liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor, damit gilt die Regierungserklärung
als gehalten und besprochen.

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Dring-
lichen Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN betreffend Einsatz gegen Stromkonzerne
muss in Hessen beginnen, Drucks. 16/8202.

Hierzu gibt es den mündlichen Antrag der Fraktion der
SPD, im letzten Absatz die Worte „die Bundesregierung“
durch die Worte „den Bundeswirtschaftsminister“ zu än-
dern. Dieser mündliche Änderungsantrag ist – wenn ich
richtig informiert bin – vom Antragsteller, also von den
GRÜNEN, übernommen worden. Das ist der Fall. Damit
stimmen wir nun über den Dringlichen Entschließungsan-
trag in geänderter Fassung ab.

Wer diesem Dringlichen Entschließungsantrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Einsatz
gegen Stromkonzerne muss in Hessen beginnen, seine
Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die SPD und die GRÜNEN. Gegen-
stimmen? – Das sind die CDU und die FDP. Damit ist die-
ser Dringliche Entschließungsantrag – –

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren, wir stimmen gerade ab. Ich
möchte Sie bitten, in den Bänken während des Abstim-
mungsverfahrens Ruhe zu wahren, um ein ordnungsge-
mäßes Abstimmungsverfahren zu gewährleisten. – Ich
wiederhole noch einmal, was ich ursprünglich sagen
wollte, dass nämlich dieser Dringliche Entschließungsan-
trag abgelehnt wurde.

(Anhaltende Unruhe)

– Ich warte, bis alle ruhig sind. Erst dann werde ich fort-
fahren.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen der Präsi-
dentin)

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 18:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der CDU
für ein Hessisches Gesetz über Einkommensverbesserun-
gen für Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst des Lan-
des Hessen (GEVerbTöD) – Drucks. 16/8080 zu Drucks.
16/7637 –

hierzu:

Änderungsantrag der Fraktion der CDU – Druck. 16/8201 –

und zu Tagesordnungspunkt 66:

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenausschusses
zu dem Dringlichen Entschließungsantrag der Fraktion
der SPD betreffend Verletzung von Gewerkschaftsrech-
ten und Verstoß gegen Art. 9 Abs. 3 GG durch die CDU-
Fraktion – Drucks. 16/8081 zu Drucks. 16/7715 –

Berichterstatter ist Abg. Frömmrich. Herr Kollege
Frömmrich, ich bitte Sie nun um die Berichterstattung.

Jürgen Frömmrich, Berichterstatter:

Frau Präsidentin, vielen Dank! Der Innenausschuss emp-
fiehlt dem Plenum, den Gesetzentwurf unter Berücksich-
tigung des Änderungsantrags Drucks. 16/7932, und damit
in geänderter Fassung, in zweiter Lesung anzunehmen.
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Der Gesetzentwurf war dem Innenausschuss in der 139.
Plenarsitzung am 4. September 2007 nach der ersten Le-
sung zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen
worden. Der Änderungsantrag wurde dem Innenaus-
schuss am 1. November 2007 direkt vom Präsidenten
überwiesen.

Der Innenausschuss hat zu dem Gesetzentwurf und zu
dem Dringlichen Entschließungsantrag Drucks. 16/7715
am 31. Oktober 2007 eine öffentliche mündliche Anhö-
rung durchgeführt.

Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf am 7. No-
vember 2007 beraten und mit den Stimmen der CDU ge-
gen die Stimmen der SPD und des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN bei Stimmenhaltung der FDP die zu-
vor wiedergegebene Beschlussempfehlung gefasst. Zuvor
war der Änderungsantrag Drucks. 16/7932 mit dem glei-
chen Stimmenverhältnis angenommen worden.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Frömmrich, vielen Dank für Ihre Berichter-
stattung. – Wir kommen nun zur Aussprache. Die Rede-
zeit beträgt zehn Minuten. Als erster Redner hat Herr
Kollege Beuth für die CDU-Fraktion das Wort.

Peter Beuth (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs über Ein-
kommensverbesserungen für Tarifbeschäftigte kann ich
für die Fraktion der CDU feststellen: Die CDU kümmert
sich in Hessen um die Tarifbeschäftigten. Mit diesem Ge-
setzentwurf lassen wir die Tarifbeschäftigten nicht im Re-
gen stehen. Die Blockadehaltung der Gewerkschaften
wird nicht dazu führen, dass die Tarifbeschäftigten auf
eine Einkommensverbesserung verzichten müssen.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, das ist eine gute Nachricht für Hessens Be-
schäftigte. Das ist der Gegenstand dessen, was wir mitein-
ander zu beraten haben.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass der Vorwurf,
es gebe ein Tarif- bzw. Besoldungsdiktat, schlicht und er-
greifend absurd ist. Ich glaube, dass wir gut beraten sind,
wenn wir in der Sache miteinander darüber reden, wie wir
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der wirtschaft-
lichen und finanziellen Entwicklung dieses Landes betei-
ligen wollen. Mir wie der CDU-Fraktion fehlt jedes Ver-
ständnis dafür, dass die Abgeordneten der Oppositions-
fraktionen, sowohl der SPD als auch der GRÜNEN, den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern diese Anerkennung
nicht gönnen wollen.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist Ihr Problem!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich kurz zu-
sammenfassen, worum es eigentlich geht:

(Unruhe – Glockenzeichen der Präsidentin)

Wir haben in diesem Gesetzentwurf für die Arbeiter und
Angestellten eine Einkommensverbesserung von 3,1 %
vorgesehen. Damit setzen wir ein wichtiges Signal für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, von welchen wir ange-
sichts dessen, was wir in den vergangenen Jahren in Hes-
sen zu bestellen hatten, bisher in der Tat viel erwartet ha-
ben. Wir glauben, mit dieser Einkommenserhöhung von
3,1 % unsere Anerkennung des Leistungswillens sowie

der Leistungsbereitschaft unserer Mitarbeiter zum Aus-
druck zu bringen.

Wir haben mit der Besoldungserhöhung bereits 97.000
Beamte sowie 58.000 Versorgungsempfänger erreicht.
Nun fehlen nur noch die rund 50.000 Arbeiter und Ange-
stellten, die gemäß diesem Gesetzentwurf, den wir vorge-
legt haben, sowie nach der geplanten Tariferhöhung für
ihre in der Tat engagierte und motivierte Arbeit weiterhin
ordentlich bezahlt werden sollen.

Meine Damen und Herren, wir haben vor allen Dingen
über die Frage gestritten, ob und wie wir dies machen wol-
len.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wer glaubt Ihnen denn noch?)

Erstens. Lassen Sie mich zunächst feststellen, dass die jet-
zige Lösung eine Ausnahme bleibt. Wir werden die Ge-
staltung von Tarifverträgen zukünftig selbstverständlich
den Tarifpartnern überlassen. Aber es ist hier eine beson-
dere Situation eingetreten, die wir mit dem Gesetzent-
wurf über die Einkommenserhöhung auflösen werden.

Zweitens. Meine Damen und Herren, Hessen wird zu-
künftig – das ist zumindest der Wille der CDU-Fraktion –
ein eigenes Dienst- und Besoldungsrecht bekommen. Da
zurzeit schon die Arbeit daran in Arbeitsgruppen mit den
Gewerkschaften stattfindet, möchte ich mich bei der Ge-
legenheit sehr herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Ministerien, aber auch der Gewerkschaften
dafür bedanken,

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Kollege Beuth, das ist an Zynismus
nicht mehr zu überbieten!)

dass sie die Veränderungen im Dienst- und Besoldungs-
recht für das kommende Jahr vorbereiten. Das ist ein Er-
gebnis der Föderalismusreform. Wir nutzen die Möglich-
keiten, die uns gegeben sind, weil wir glauben, dass wir ei-
nen eigenen, einen unabhängigen Tarif in Hessen werden
haben müssen, ein eigenes Dienst- und Besoldungsrecht.
Wir wollen nicht die Rückkehr zum TV-L oder den Ein-
stieg in den TVöD.

Drittens. Der Abschluss eines Tarifvertrags war schlicht
und ergreifend nicht möglich. Die Verabredung der Meist-
begünstigungsklausel hat dem entgegengestanden. Es war
in der Tat so, dass hier die Gewerkschaften völlig blockiert
waren, weil sie mit der Bedingung, dass wir nur im Rah-
men des TV-L einen Abschluss hätten erzielen können,
völlig festgelegt waren. Meine Damen und Herren, das ist
auch das Ergebnis der Anhörung gewesen. Der Tarifex-
perte von ver.di, Herr Rothländer, hat in der Anhörung
selbst dargestellt, dass ein Abschluss unterhalb des TV-L
überhaupt nicht möglich gewesen wäre. Deswegen fällt
der Vorwurf des Tarifdiktates auf die Gewerkschaften zu-
rück.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Am 01.01. wäre das schon möglich gewe-
sen!)

Denn eine Verhandlungsbereitschaft war überhaupt nicht
gegeben. Meine Damen und Herren, die Blockade wird
jetzt aufgelöst. Wir werden diese Blockade mit dem Ge-
setz auflösen. Wir werden sicherstellen, dass die Arbeiter
und Angestellten an der Einkommensentwicklung im
Lande Hessen beteiligt sind. Wir wollen die Tarifbeschäf-
tigten des Landes nicht abhängen. Wir können auch nicht
zulassen, dass, nur weil die Gewerkschaften sich durch die
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Meistbegünstigungsklausel selbst Fesseln angelegt haben,
wir den Tarifbeschäftigten eine Erhöhung des Einkom-
mens verwehren.

Viertens. Meine Damen und Herren, die Lösung in dem
gesetzlichen Rahmen, wie wir ihn vorgeschlagen haben,
ist auch geboten und möglich. Die Koalitionsfreiheit – so
hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt – ist zwar
vorbehaltlos gewährleistet.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wo haben Sie das her?)

Das bedeutet aber nicht, dass dem Gesetzgeber jede Re-
gelung im Schutzbereich des Art. 9 Grundgesetz verwehrt
wäre. Meine Damen und Herren, das steht so in der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichtes. Im Antrag der
SPD finden Sie im Einzelnen die Fundstelle mit Band und
Seite, auch wenn sie nicht zu dem passt, wofür sie im An-
trag der SPD als Begründung aufgeschrieben worden ist.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):Vielleicht sollten Sie die Unterlagen zur An-
hörung daraufhin nachlesen, was die Juristen da ge-
sagt haben!)

Ich räume ein, dass das Verhältnis 2 : 1 in der Anhörung
bei den Wissenschaftlern ungünstig für uns war.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Sehr freundlich ausgedrückt!)

Aber das allein ist nicht sehr überzeugend. Denn die Ar-
gumente waren nicht überzeugend. Ich will an der Stelle
Herrn Dr. Greiner bemühen und Ihnen vortragen, was er
als Begründung für – – 

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wen sonst? – Jürgen Frömmrich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Der Einzige, den
Sie vortragen können!)

– Nein, Herr Dr. Greiner war derjenige, der Ihre Position
bestätigt hat, Herr Kollege. Aber ich möchte einen Hin-
weis zu seiner Begründung geben. – Er war der Auffas-
sung, dass durch den Gesetzentwurf die Motivation zum
Arbeitskampf untergraben werde, dass durch die sin-
kende Kampfbereitschaft bei den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern ein sinkender Verhandlungsdruck ausgelöst
würde und dass es deswegen verfassungswidrig wäre.
Meine Damen und Herren, es gibt keine Verpflichtung für
einen Arbeitgeber, weder für einen öffentlichen noch für
einen privaten Arbeitgeber, seine Mitarbeiter schäbig zu
behandeln, damit die Gewerkschaften einen entsprechen-
den Verhandlungsdruck aufbauen können. Es ist doch
Unsinn, was uns als Begründung hier vorgetragen worden
ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Meine Damen und Herren, es war bei allen Wissenschaft-
lern völlig unstreitig, dass man die Tarife über die Ar-
beitsverträge entsprechend anpassen kann.

(Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Auch der Vorwurf, dass das Land Hessen das per Gesetz
macht, ist grober Unsinn, weil wir als Hessischer Landtag
nur per Gesetz handeln können. Meine Damen und Her-
ren, wenn wir nicht rechtzeitig per Gesetz handeln, dann
passiert das Gleiche wie schon einmal.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sollten sich die Stellungnahme von
Herrn Prof. Wieland durchlesen!)

Die freundlichen Herrschaften von den GRÜNEN, Herr
Kollege Frömmrich, sind immer gleich beim Staatsanwalt,
der dann den Finanzminister und den Innenminister ent-
sprechend zitiert. Das ist dann die Fortsetzung der Politik
mit dem Staatsanwalt, wie Sie es im vergangenen Jahr bei
dem Gesetz über Einmalzahlungen gemacht haben.

Meine Damen und Herren, Herr Prof. Rieble – das war
der eine, der unbestreitbar unsere Auffassung unterstützt
hat – hat gesagt: Mit dem Gesetz haben wir ein verein-
fachtes Verfahren gegenüber dem Vorgang, dass wir
50.000 Arbeitsverträge anpassen. – Er war der Auffassung,
dass hier eine Verfassungsmäßigkeit gegeben ist. Er hat
im Übrigen dargestellt, dass es auch geboten ist, da wir
nach Art. 33 des Grundgesetzes eine Verantwortung, eine
Fürsorgepflicht für unsere Mitarbeiter haben und inso-
fern auch dafür sorgen müssen, dass die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter an der wirtschaftlichen und finanziellen
Entwicklung beteiligt sind.

Meine Damen und Herren, dass einseitige freiwillige
Leistungen eines Arbeitgebers an seine Arbeitnehmer,
seine Mitarbeiter zulässig und sogar üblich sind, das ist
auch völlig unbestreitbar. Das Land handelt nur, weil es
im Hessischen Landtag nur durch Gesetz handeln kann.
Ich denke, auch hier sind wir auf der sicheren Seite.

Meine Damen und Herren, es sind hier gelegentlich auch
Krokodilstränen geflossen. Das will ich nicht unerwähnt
lassen. Man mag sich daran erinnern, dass dort, wo Priva-
tisierungen im öffentlichen Bereich anstehen, die Ge-
werkschaften geradezu danach lechzten, dass am Ende
ein betriebsübergangsähnliches Schutzrecht wie in § 613a
BGB durch den Gesetzgeber geschaffen wird. Meine Da-
men und Herren, da ist es der Wunsch der Gewerkschaf-
ten, dass das Land, dass die öffentliche Hand entspre-
chende Regelungen per Gesetz vorsieht. Hinsichtlich der
Frage, wie man etwas regeln kann, will ich Sie daran erin-
nern, was im vergangenen Jahr im November im Hessi-
schen Landtag verhandelt wurde. Herr Kollege Frömm-
rich hat uns am Rednerpult aufgefordert, dass wir die Ta-
rifbeschäftigten in das hessische Gesetz für Einmalzah-
lungen in den Jahren 2006 und 2007 einbeziehen.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Beuth, kommen Sie bitte zum Schluss.

Peter Beuth (CDU):

Ich komme sofort zum Schluss. – Sie haben uns von die-
sem Rednerpult aus aufgefordert, ein Gesetz für Tarifbe-
schäftigte in diesem Bereich zu machen.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das stimmt überhaupt nicht! Quatsch!)

Das macht die Heuchelei deutlich, mit der Sie am Red-
nerpult Besoldungs- und Tarifdiktat hinterherlaufen und
welch unseriöser und inkonsequenter Politik Sie frönen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Ganz schwaches Argument! – Jürgen
Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Es
wird nicht besser dadurch, dass Sie so einen Unsinn
erzählen!)
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Ich denke, wir haben ein gutes Gesetz gemacht, das si-
cherstellt, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Landes Hessen an der wirtschaftlichen und finanziellen
Entwicklung beteiligt werden. In diesem Sinne bitte ich
Sie um Zustimmung zu dem Gesetz. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Beuth. – Der nächste Redner
ist der Kollege Rudolph für die SPD-Fraktion.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Warum ist er nicht
Innenministerkandidat geworden? – Jörg-Uwe
Hahn (FDP): Keine Spitzen, Herr Kollege Irmer!)

Günter Rudolph (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Beuth, man muss sich fragen, ob Sie die
Anhörung überhaupt wahrgenommen haben. Sie waren
körperlich anwesend. Das kann ich bestätigen. Aber den
Ausführungen sind Sie, glaube ich, nicht gefolgt. Meine
Damen und Herren, deswegen ist es ziemlich absurd, was
Sie hier heute veranstalten. Der vorliegende Gesetzent-
wurf für Einmalzahlungen und Einkommensverbesserun-
gen für die Tarifbeschäftigten des Landes Hessen entlarvt
einmal mehr das mangelnde Demokratieverständnis die-
ser Landesregierung.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Herren Koch und Bouffier – –

(Zuruf des Ministers Volker Bouffier)

– Sie sind zuständig. Deswegen muss ich Sie erwähnen. Sie
sind der geistige Vater dieses Gesetzentwurfs. So viel der
Ehre. Das darf schon sein. Das macht es nicht besser.Aber
ich will das noch einmal klarstellen. Sie wollen das seit
Jahrzehnten bewährte Tarifsystem abschaffen, indem Sie
nicht mehr den konstruktiven Dialog und Verhandlungs-
ergebnisse mit den Gewerkschaften suchen, sondern nach
Gutsherrenart mit Ihrer Mehrheit per Gesetz auch den
Angestellten und Arbeitern künftig die Arbeitsbedingun-
gen diktieren wollen. Das ist in der Tat ein einmaliger und
unerträglicher Zustand für die Tarifpolitik in diesem
Lande.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Beuth, Sie sind von Hause aus Jurist. Ich nehme an,
dass Sie sich in Ihrem Studium auch einmal mit Urteilen
des Bundesverfassungsgerichts und deren Charakter aus-
einandergesetzt haben. Das Aushandeln von Tarifverträ-
gen zählt nach der ständigen Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zum wesentlichen Bestandteil der
Gewerkschaftstätigkeit und ist besonders geschützt.Art. 9
Abs. 3 des Grundgesetztes schützt die Tarifautonomie
ausdrücklich, und zwar aus gutem Grund.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, es war guter Brauch in Hessen und es
ist guter Brauch in 14 anderen Bundesländern, dass die
Tarifpartner im öffentlichen Dienst gemeinsam Einkom-
mensveränderungen aushandeln – als Partner und nicht in
gönnerhafter Herabsetzung per Gesetz, wie es diese Lan-
desregierung tut. Der Charakter von Tarifverhandlungen
ist ein Auseinandersetzen mit unterschiedlichen Erfah-

rungen. Das kann notfalls auch einmal per Streik gelin-
gen. Aber das ist das Ergebnis. Ich finde, die Bundesrepu-
blik und die Bundesländer sind im Interesse aller Be-
schäftigten gut damit gefahren, die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und deren Interessenvertretung ernst zu neh-
men. So sollte es sein. Es ist ein Grundfehler, per Geset-
zesdiktat Tarifverhandlungen aushandeln zu wollen. Das
ist der Grundfehler, der Kardinalfehler. Es bleibt falsch.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Beuth, Sie haben an einer Stelle gesagt, bei der An-
hörung im Innenausschuss waren drei Sachverständige
anwesend sowie Gewerkschaftsvertreter, die Beamten-
union, der dbb, übrigens unisono mit ver.di. Es gibt wei-
tere schriftliche Stellungnahmen, die in die gleiche Rich-
tung gehen. Das Ergebnis, wenn ich es in Prozenten aus-
drücke, ist fast wie beim Kopftuchurteil. 90 % aller Gut-
achter haben gesagt, dieses Gesetz halten sie für verfas-
sungswidrig oder zumindest für mehr als bedenklich.

(Sabine Waschke (SPD): Das war ziemlich klar!)

Herr Beuth, nun kann man sagen: „Was interessiert uns
der geballte Sachverstand?“, wie Sie es eben getan haben.
Uns interessiert er schon, weil wir der Auffassung sind,
dass das Grundgesetz einzuhalten 

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Deswegen machen wir Anhörungen!)

und die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
zu beachten ist. Dazu gibt es Anhörungen. Man sollte An-
hörungen ernst nehmen und entsprechende Konsequen-
zen ziehen. Sie brauchen die Anhörung offensichtlich
nicht.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Armin Klein
(Wiesbaden) (CDU): Wir haben eine andere
Rechtsauffassung!)

Herr Klein, es gab einmal einen Satz von Herrn Grüttner
bei einer anderen Gelegenheit, aber das haben Sie uni-
sono gemacht: Mehrheit ist Wahrheit. – Aber keine Angst,
diese Zeiten sind demnächst vorbei, und das ist gut so für
die Menschen in diesem Land.

(Zurufe der Abg. Armin Klein (Wiesbaden) und
Axel Wintermeyer (CDU))

– Das war im Zusammenhang mit der Schwarzgeld-Af-
färe. Wenn Sie keine Argumente mehr hatten und etwas
vertuschen mussten: „Mehrheit ist Wahrheit“, war Ihr
Standardsatz an dieser Stelle. Das wird dadurch aber auch
nicht besser.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um noch ein-
mal auf die Anhörung und die Auswertung zu kommen:
Nach Auffassung von namhaften Juristen darf das Land
im Zusammenhang mit einem Tarifstreit nicht einfach zu
einem Gesetz greifen. Offensichtlich sollen damit die Stel-
lung der Gewerkschaften und die Streikbereitschaft der
Gewerkschaftsmitglieder geschwächt werden. Auch die
sind durch die Tarifautonomie ausdrücklich geschützt.
Daher ist es ein schwerwiegender Eingriff in die Tarifau-
tonomie. Er ist falsch, und er muss korrigiert werden.
Auch das werden wir tun.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Wir erleben just zu diesem Zeitpunkt auf dem Dernschen
Gelände wieder eine Demonstration von Mitarbeitern
der Landesverwaltung.

(Axel Wintermeyer (CDU): Es sind dieselben De-
monstranten wie beim letzten Mal!)

– Ja, und, das macht es nicht schlechter.Wenn die gleichen
Menschen für ihre gleichen berechtigten Interessen ein-
treten, dann sollten Sie das wahrnehmen. Die demonstrie-
ren freiwillig. Sie nehmen ein Grundrecht in Anspruch.
Das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Wintermeyer, wir werden am Schluss irgendwann
einmal zu bewerten haben. Die Menschen in Hessen wer-
den abstimmen, ob sie das wollen, was die CDU gut fin-
det, und ob sie dann die Stimmen kriegt. Ich glaube mitt-
lerweile, dass die Menschen weiter sind, auch in der Lan-
desverwaltung, weil diese Landesregierung einiges dazu
beigetragen hat. Das, was in Hessen vorgemacht wird – ein
kleines Schmankerl –, ist offensichtlich der Stil, der in
CDU-geführten Kommunen auch betrieben wird. Die
Personalversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden
fand, glaube ich, gestern statt. 1.500 Beschäftigte im Kur-
haus; die Miete wird sicherlich günstig sein.

(Armin Klein (Wiesbaden) (CDU): Sicherlich!)

– Sicherlich, Herr Klein.Aber Wiesbaden hat es ja. – Wenn
meine Informationen stimmen – den kleinen Vorbehalt
mache ich, aber sie stimmen natürlich –, hat der Oberbür-
germeister in der bekannten Manier verkündet: Der Stadt
Wiesbaden geht es bekanntermaßen gut; jeder Mitarbei-
ter bekommt 300 c als Sondergratifikation. – Dazu gibt es
weder einen Magistratsbeschluss noch einen Stadtverord-
netenbeschluss, noch hat man mit den Mitarbeitern gere-
det. Das ist Personalpolitik. Herr Müller war einmal Bü-
roleiter bei Herrn Koch. So stellt sich die CDU offen-
sichtlich eine moderne Tarifpolitik vor. Das ist geradezu
abenteuerlich.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die im Gesetzentwurf vorge-
sehene Tariferhöhung von 2,4 % bleibt auch deutlich un-
ter dem Tarifabschluss der Länder mit 2,9 % zurück. Des-
wegen ist das falsch.Wir wollen einen fairen Ausgleich der
Interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
und Arbeitgebern im Rahmen der Tarifautonomie. Ihr
Vorgehen an dieser Stelle ist konsequent zu anderen fal-
schen Weichenstellungen der letzten Jahre im öffentlichen
Dienst. Dabei haben Sie ständige Beeinträchtigungen
vorgenommen, etwa der Mitbestimmung und der Arbeits-
bedingungen, Einschnitte in die Rechte der Personalräte,
Austritt aus der Tarifgemeinschaft, aufgezwungene Ver-
längerung der Wochenarbeitszeit auf 42 Stunden und un-
sinniger Stellenabbau in vielen Bereichen der Landesver-
waltung.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Mitarbeiter
der Landesverwaltung wollen als gleichberechtigte Part-
ner behandelt werden und an der allgemeinen Einkom-
mensentwicklung teilhaben. Sie wollen keine Personal-
und Tarifpolitik nach Gutsherrenart aus dem letzten Jahr-
hundert, wie es die Herren Koch und Bouffier vorhaben.

Deswegen ist das, was Sie machen, falsch. Sie sind auch
nicht auf Ihren Änderungsantrag eingegangen. Sie haben
jetzt mitbekommen, dass man noch etwas für die Waldar-
beiter tun muss – eine Gruppe, die ohnehin schwierige Ar-

beitsbedingungen hat. Die hatten Sie gerade vergessen,
und jetzt haben Sie noch etwas eingefügt, weil sie gemerkt
haben, es könnte möglicherweise Ärger geben.

Herr Beuth, sie haben gesagt, die Argumentation sei an
der einen oder anderen Stelle schäbig. – Damit das relativ
klar ist: Die Art, wie Sie mit dem Personal umgehen, ist
schäbig; denn Sie stellen die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter vor vollendete Tatsachen, geben vor der Landtags-
wahl Steuergeschenke heraus und wollen sich dann noch
dafür feiern lassen. Mein Eindruck ist: Die Mitarbeiter ha-
ben diesen Wahlbetrug erkannt, und das ist die richtige
Antwort darauf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Minister Ste-
fan Grüttner: Das war eine „machtvolle“ Demon-
stration, bei der Sie eben waren!)

– Herr Grüttner, in der Ihnen eigenen eitlen Arroganz
nehmen Sie Demonstrationen nicht wahr. Deswegen bin
ich an der Stelle relaxt. Das wird Ihnen alles auf die Füße
fallen. Ich bin sehr zuversichtlich. Auch das gehört zum
Grundrecht der Demokratie. Schaffen Sie es doch ab,
wenn Ihnen das alles nicht mehr passt. Das können Sie ja
mit Ihrer Mehrheit im Hessischen Landtag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, noch eines. Es gibt jetzt Rund-
schreiben und Rundbriefe des Innenministeriums, in de-
nen auf die 500 c Fangprämie hingewiesen wird. Die Mit-
arbeiter bekommen 500 c zusätzlich, wenn sie gleichzei-
tig den Arbeitsvertrag auf 42 Stunden ändern. Zur Deut-
lichkeit: Das kommt auf 3,12 c heraus. Mit einem Betrag
unter der Hälfte des Mindestlohns, wie wir ihn alle wollen,
wollen Sie die Mitarbeiter ködern. Ich finde, das ist auch
eine Art und Weise, wie Sie die Leute vergackeiern wol-
len, und das alles mit Steuergeldern.

Meine Damen und Herren, wir fühlen uns durch die An-
hörung juristisch und politisch bestätigt. Wir haben schon
in der ersten Lesung gesagt, wir werden den Gesetzent-
wurf ablehnen. Das werden wir auch in der zweiten Le-
sung tun. Das ist richtig und konsequent. Selbst Herr
Beuth hat seine Polemik nicht mehr angebracht, wir gönn-
ten den Mitarbeitern keine Gehaltserhöhung. Dieses Ar-
gument hat er nicht mehr gebracht. Er hat gemerkt, dass
das kompletter Unsinn ist. Wir wollen, dass die Mitarbei-
ter vernünftig behandelt werden. Wir werden nach dem
Regierungswechsel zurück in die Tarifgemeinschaft der
Länder gehen und zu einer geordneten Tarif- und Be-
schäftigungspolitik zurückkommen.

Ich weiß, es wird möglicherweise ein falsches Hoffen und
ein sinnloses Unterfangen sein, aber wir geben Ihnen
gerne die Gelegenheit einer erneuten Beratung. Des-
wegen beantragen wir die dritte Lesung. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Rudolph. – Zu einer Kurzin-
tervention hat sich der Kollege Beuth zu Wort gemeldet.

(Norbert Schmitt (SPD): Er wird es auch nicht
mehr retten!)
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Peter Beuth (CDU):

Frau Vizepräsidentin, meine Damen und Herren! Herr
Kollege Rudolph, ich bin Ihnen außerordentlich dankbar,
dass Sie den Änderungsantrag für die Waldarbeiter ange-
sprochen haben, der hiermit förmlich eingebracht ist.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hat er das auch vergessen?)

Aber ich lasse Ihnen nicht durchgehen, wie auch schon im
Ausschuss nicht, dass Sie unkommentiert behaupten kön-
nen, dass die Waldarbeiter hier etwa vergessen worden
wären. Wie wir bereits in der ersten Lesung miteinander
diskutiert haben, so ist es auch Gegenstand der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs, dass ein Abschluss mit den
Waldarbeitern nicht möglich war, weil die Waldarbeiter
traditionell durch die IG BAU eigenständige Verhandlun-
gen mit dem Ministerium haben und diese Verhandlungen
noch nicht abgeschlossen waren, als wir den Gesetzent-
wurf eingebracht haben. Mittlerweile ist es so, dass wir die
Waldarbeiter einbeziehen können. Der Sachverhalt hat
sich insofern geändert. Gleichwohl ist damals bereits in
der Begründung darauf hingewiesen worden, dass wir die
Waldarbeiter noch nicht einbeziehen konnten.

Insofern will ich Ihnen zurufen, dass der Vorwurf, man
habe die Waldarbeiter vergessen, schlicht unerhört ist.

(Lachen des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Meine Damen und Herren, wir haben mit dem Ände-
rungsantrag, der hiermit eingebracht ist, klargestellt, dass
selbstverständlich die Auszubildenden einzubeziehen
sind. Das ist nur eine Klarstellung. Das will ich bei dieser
Gelegenheit auch noch gesagt haben. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU – Frank Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ziemlich schlam-
pige Arbeit, Herr Kollege! – Jürgen Frömmrich
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dafür braucht er
eine Kurzintervention!)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Beuth. – Dann ist Herr Kol-
lege Frömmrich für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN an der Reihe.

(Günter Rudolph (SPD): Er hat die Waldarbeiter
trotzdem vergessen!)

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Man erkennt hier die
neuen parlamentarischen Sitten. Erst vergessen Sie die
Waldarbeiter im Gesetz. Dann vergessen Sie die auszubil-
denden Waldarbeiter im Gesetz und müssen nachbessern.
Dann vergisst der Kollege Beuth bei seinem Vortrag über-
haupt, den Änderungsantrag zum Änderungsantrag zum
Gesetzentwurf einzubringen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Herr Kollege Beuth, was Sie hier veranstalten, ist wirklich
Murks hoch drei. Ich hatte Ihnen schon im Innenaus-
schuss vorgeschlagen, den Gesetzentwurf einfach zurück-
zuziehen und mit den Arbeitnehmervertreterinnen und -
vertretern in ordentliche Tarifverhandlungen einzutreten.
Das wäre in der Tat der beste Weg nach dem Murks, den
Sie hier vorgelegt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Es wäre im Übrigen auch der beste Weg, diese personal-
politische Geisterfahrt von Ministerpräsident Koch und
Innenminister Bouffier zu beenden. Die Landesregierung
und die Mehrheit in diesem Hause sind an einem Punkt
angekommen, der nur noch als fortgesetzte Beratungsre-
sistenz bezeichnet werden kann.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): So sind sie!)

Wer nach der für Sie vernichtenden Anhörung zu diesem
Gesetzentwurf nach dem Motto „Augen zu und durch“
weitermacht, ist von allen guten Geistern verlassen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Sie stellen wieder einmal die Interessen Ihrer eigenen
Partei über die Interessen dieses Landes. Ihr kleinkarier-
tes parteipolitisches Interesse ist doch, dass vor der Land-
tagswahl schnell noch eine Einmalzahlung auf dem Konto
der Tarifbeschäftigten gutgeschrieben wird, um von Ihrer
Personalpolitik nach Gutsherrenart in den letzten vie-
reinhalb Jahren abzulenken.

Dass dieser Gesetzentwurf in erster Linie Wahlkampfma-
növer ist, zeigt im Übrigen auch wieder einmal der Um-
gang dieser Regierung mit dem Parlament, mit dem Ver-
fassungsorgan Landtag. Wir diskutieren hier in zweiter
Lesung, und der Innenminister hat schon einen Durch-
führungserlass zu einem Gesetzentwurf einer Fraktion –
wohlgemerkt, einer Fraktion – an die Landesbehörden
herausgegeben. Dieser Erlass trägt wiederum das Datum
31.10.2007. Das ist genau der Tag, an dem der Innenaus-
schuss des Hessischen Landtags seine Anhörung zu die-
sem Gesetzentwurf durchgeführt hat.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nicht nur der
Umgang mit dem Personal, auch der Umgang mit diesem
Parlament und damit mit dem Verfassungsorgan Landtag
spottet jeder Beschreibung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Ich will nur erwähnen, dass darin auch verkehrte Sachver-
halte genannt sind. Sie machen einen Runderlass vom
31.10. Dann gibt es einen Aushang im Regierungspräsi-
dium Gießen. Darin heißt es: „Im Zusammenhang mit der
von der Hessischen Landesregierung durch Gesetz beab-
sichtigten Einkommensverbesserung ...“ Sie müssen sich
überlegen, wer das macht. Meines Wissens ist es ein Ge-
setzentwurf einer Fraktion. Dann sollten Sie es auch so
benennen. Es ist schon ein einmaliger Vorgang, dass zu ei-
nem Gesetzentwurf einer Fraktion ein Durchführungser-
lass in Vorgriff durch den hessischen Innenminister ge-
macht wird. Das muss hier erwähnt werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hatte Ihre
Beratungsresistenz bereits angesprochen.

(Minister Volker Bouffier: Kann ich das haben?)

– Wenn Sie es gerne haben möchten.

(Der Redner übergibt Minister Volker Bouffier ein
Papier. – Axel Wintermeyer (CDU): Das ist jetzt
auf Anfrage geschehen!)
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– Das ist auf Anfrage geschehen. Normalerweise wird ei-
nem das hier weggenommen. Aber der Innenminister
weiß, was sich gehört.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich hatte über
die Beratungsresistenz gesprochen. Alle bis auf einen der
Anzuhörenden haben den Gesetzentwurf als problema-
tisch und im Konflikt mit der Tarifautonomie aus Art. 9
Abs. 3 Grundgesetz bezeichnet. Ich will Ihnen ein paar
Kostproben geben, weil offensichtlich der Kollege Beuth
zwar anwesend war, aber nicht richtig zugehört hat. Eine
Kostprobe kommt von Herrn Dr. Greiner vom Institut für
Wirtschaftsrecht in Köln. Er sagt:

Diese Institution der Tarifautonomie erfordert es,
dass die Entgeltfindung als solche Aufgabe der Ta-
rifpartner bleibt und der Staat sich hier eigener Re-
gelungen grundsätzlich enthält.

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Das hat er gesagt. Er sagte weiterhin:

Der Gesetzentwurf dagegen bestimmt letztlich das
Verhältnis von Leistung und Gegenleistung neu,
und damit bestimmt er Kernmaterien der tarifauto-
nomen Gestaltung. Er nimmt sozusagen das Ergeb-
nis vorweg, das am Ende von Tarifverhandlungen
stehen könnte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie sehen also,
dass der juristische Sachverstand sehr wohl die Fragen be-
wertet hat, die sich im Zusammenhang mit Art. 9 Grund-
gesetz ergeben. Außer dem von Ihnen benannten Sach-
verständigen gab es keinen, der sich dafür ausgesprochen
hat.

Wenn diese Form der Einkommensverbesserung Schule
machen würde, dann würde dies auch eine andere bedeu-
tende Konsequenz haben, nämlich eine Schwächung der
Gewerkschaften im öffentlichen Dienst. Dass dies gewollt
und von Ihnen beabsichtigt ist, kann man ganz klar nach-
vollziehen. Sie wollen die Schwächung der organisierten
Arbeitnehmerschaft. Das ist eines Ihrer Ziele. Die Ge-
werkschaften sind Ihnen im Grunde genommen ein
Gräuel. Deswegen haben Sie diesen Gesetzentwurf ge-
macht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an das gebro-
chene Versprechen des Ministerpräsidenten, der den Be-
amten gesagt hat, es werde für sie kein Sonderopfer ge-
ben. Nachdem er dann die Regierungsgeschäfte wieder
übernommen hatte, war das vergessen. Ich erinnere
daran, dass Sie aus der Tarifgemeinschaft deutscher Län-
der ausgetreten sind. Ich erinnere daran, dass Sie die
Rechte der Personalvertretung in diesem Land in einer
Art und Weise beschnitten haben, dass das Personalver-
tretungsrecht nicht mehr erkennbar ist.

Verhandlungen für die Beamten werden nur mit geneh-
men Beamten geführt, aber nicht mit den Gewerkschaf-
ten. Sie werden auch nicht mit denjenigen geführt, die ei-
gentlich mehr organisierte Beamte vertreten als diejeni-
gen, mit denen Sie geredet haben.

Jetzt soll die Einkommensverbesserung im Tarifbereich
per Gesetz kommen. Ich erinnere den Minister auch an
sein Versprechen, das er am 13. September 2006 gegeben
hat. Das ist etwas, wozu er auch noch Stellung nehmen
sollte. Damals hat der Innenminister vor diesem Haus ge-
sagt – ich zitiere –:

Ich werde für die Angestellten jetzt ganz sicherlich
keine gesetzliche Regelung herbeiführen, die durch
Tarifvertrag entsprechend zu regeln ist. Wir haben
immer gesagt, wir sind bereit, mit den Gewerk-
schaften auch für die Tarifbeschäftigten eine Ver-
einbarung zu treffen. Sie muss den Interessen des
Landes dienen. Wir haben ein großes Interesse
daran, dass wir auch wieder Partner haben.

Herr Innenminister, auch dieses Versprechen haben Sie
gebrochen. Das haben Sie vor etwas über einem Jahr vor
diesem Haus abgegeben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Dr. Greiner hat auch zu dem Teil Stellung genom-
men, bei dem es um die Schwächung der Gewerkschaften
geht.Auch das ist ja eines Ihrer Ziele. Ich will das hier des-
halb kurz zitieren, damit Sie es auch nachher im Protokoll
nachlesen können. Ich zitiere:

Letztlich führt dieser Gesetzentwurf also zu einer
Schwächung der gewerkschaftlichen Verhandlungs-
position. Wenn man das zuspitzt und sich vorstellt,
dass das zu einer gängigen Praxis im öffentlichen
Dienst würde, dann würde in der Tat die Funktions-
losigkeit der Gewerkschaften im öffentlichen
Dienst drohen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, letzten Endes
ist es genau das, was Sie hiermit beabsichtigen.Aber auch
Prof. Weiss von der Universität Frankfurt kommt zu die-
sem Schluss. Er sagt ganz frank und frei – ich zitiere von
Seite 10 –:

Das, was hier geplant ist, ist nach meiner Einschät-
zung nicht verfassungsgemäß.

Er führte dann die einschlägigen Urteile des Bundesver-
fassungsgerichts weit aus. Ich will Ihnen das ersparen. Sie
sollten das aber noch einmal nachlesen, damit Sie einfach
einmal sehen, dass das, was Sie hier machen wollen, in der
Tat ein Angriff auf Art. 9 Grundgesetz ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie sehen also:
Wohlwollend ausgedrückt ist der Gesetzentwurf, den Sie
vorgelegt haben, verfassungsrechtlich problematisch. –
Herr Prof.Weiss hat sogar gesagt, er sei nicht verfassungs-
gemäß.

Aber das ist Ihnen und der Mehrheit in diesem Hause
vollkommen egal. Sie verfahren wieder nach dem Motto:
Mehrheit ist Wahrheit. Was stören mich die Aussagen aus
der Anhörung, was stören mich die Aussagen der Abge-
ordneten der Opposition, und was stören mich der Auf-
schrei und die Argumente der Gewerkschaften? – Im
Übrigen gilt das auch für die Tarifunion. Sie scheren sich
um das, was die öffentliche Meinung in diesem Lande
sagt, nicht. Sie verfahren wieder einmal nach dem Motto:
Mehrheit ist Wahrheit. – Ich kann nur hoffen, dass die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter am 27. Januar 2008 auch
ganz deutlich über diese Personalpolitik abstimmen und
Ihnen dafür eine deutliche Quittung erteilen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Herr Innenminister, aber auch das, was Sie materiell an-
bieten, bleibt weit hinter dem zurück, was die Tarifge-
meinschaft deutscher Länder mit den Gewerkschaften
vereinbart hat. Ich habe das während der ersten Lesung
des Gesetzentwurfs schon ausgeführt. Das gilt sowohl für
den linearen Teil als auch für die Einmalzahlung. Sie blei-
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ben da hinter den Vereinbarungen mit der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder zurück.

Es ist schon, so ich will es einmal sagen, einigermaßen
frech, dass Sie in der Begründung zu § 2 – ich glaube, er ist
es, bei dem es um die Einmalzahlung geht – schreiben:

Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bekom-
men im Dezember 2007 eine weitere Einmalzah-
lung in Höhe von 500 c, die ihre „Mehrarbeit“ an-
erkennen und zu deren finanziellen Ausgleich bei-
tragen soll.

Das muss man sich in der Tat einmal auf der Zunge zerge-
hen lassen. Sie wollen einen Anreiz und einen finanziellen
Ausgleich schaffen. Das liegt aber in der Größenordnung
von 2,35 c netto. Herr Innenminister, was ist das für eine
Anerkennung?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ihr Umgang
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern spottet in der
Tat jeder Beschreibung. Sie sind auch nach der Anhörung
vollkommen beratungsresistent. Sie ziehen das durch. Sie
haben mit der „Operation düstere Zukunft“, mit der Kür-
zung des Weihnachts- und Urlaubsgelds, mit der Mehrar-
beit, die Sie organisiert haben, in diesem Land in einer Art
und Weise Personalpolitik gemacht, von der man sagen
muss, das ist einfach unbeschreiblich.

Sie werden diesen Gesetzentwurf heute wahrscheinlich
beschließen. Ich kann Ihnen sagen: Wir werden diese Art
der Personalpolitik nicht mitmachen. Wir werden diesen
Gesetzentwurf ablehnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Frömmrich, vielen Dank. – Nächster Redner
ist Herr Kollege Hahn. Er spricht für die FDP-Fraktion.

Jörg-Uwe Hahn (FDP):

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Herr Dr. Greiner von der Universität Köln hat in der An-
hörung in meinen Augen vollkommen zu Recht den Satz
gesagt, das Problem dieses Gesetzentwurfs sei nicht das
Ziel, sondern das Problem dieses Gesetzentwurfs sei der
Weg. Ich will es noch einmal andersherum formulieren:
Jedenfalls kein Mitglied der FDP-Fraktion des Hessi-
schen Landtags und sicherlich nicht viele Kolleginnen und
Kollegen der anderen Fraktionen dieses Hauses missgön-
nen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landes
Hessen auch nur einen Cent.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist unstrittig!)

Herr Prof. Greiner und andere haben aber noch einmal
sehr deutlich die Bedenken artikuliert, die Herr Kollege
von Hunnius und ich für die FDP-Fraktion bereits wäh-
rend der ersten Lesung bzw. während der Debatten in den
Ausschüssen gesagt haben. Sehr höflich und sehr diplo-
matisch formuliert lautet das so: Sie arbeiten hart an der
Grenze der Verfassungswidrigkeit.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
SPD)

Die Begründung wurde von den Kollegen bereits ge-
nannt. Ich sage es noch einmal: Es war nicht nur Herr Dr.

Greiner, der das gesagt hat.Auch Herr Prof.Weiss hat das
vorgetragen. Es gibt dazu auch eine schriftliche Stellung-
nahme von Herrn Prof. Wieland.

Ich bin keiner der Kollegen, der die Beine zählt und sagt:
Wenn soundso viele dafür und soundso viele dagegen
sind, dann haben die, die mehr sind, recht. – Aber die Be-
gründungen – ich sage es noch einmal: am meisten über-
zeugt hat mich Herr Dr. Greiner – sind nun einmal evi-
dent. Mit der gesetzlichen Festschreibung von Dingen, die
eigentlich der Tarifautonomie unterliegen, werden die Ta-
rifparteien geschwächt.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Frank-Peter
Kaufmann und Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Das ist vollkommen klar. Darüber gibt es sicherlich nichts
zu diskutieren. Das ist eindeutig. Wenn man etwa eine
Teilmenge gewährt, wird es für die Tarifpartei schwieriger
– in diesem Fall ist das die Gewerkschaft –, noch eine Mo-
bilisierung zu erreichen.

Uns Liberalen wird immer wieder einmal nachgesagt,
dass wir es zumindest mit Teilen der Tarifparteien nicht
besonders gern zu tun hätten. Das ist, erstens, falsch.

(Günter Rudolph (SPD): Na ja!)

Zweitens muss aber beachtet werden, dass es rechtsstaat-
liche Prinzipien gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Die rechtsstaatlichen Prinzipien sind in der Verfassung
festgeschrieben. Das ist nicht nur im Betriebsverfassungs-
gesetz oder in einem Gesetz zu Personalräten verankert.
Dieses rechtsstaatliche Prinzip besagt, dass es eine Waf-
fengleichheit geben muss. Diese Waffengleichheit kann es
nicht mehr geben, wenn die eine Seite, die erste Gewalt,
also das Parlament, der Hessische Landtag in diesem Fall,
meint, Dinge vorwegnehmen zu müssen.

Ich sage es noch einmal: Ja, die Mitglieder der FDP-Land-
tagsfraktion sind dafür, dass es im Dezember 2007 die
Einmalzahlung gibt. Wir fragen aber: Warum soll das ei-
gentlich gerade im Dezember 2007 geschehen? 

(Beifall bei der FDP, bei Abgeordneten der SPD
und des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) – Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Die Frage beantworten wir
gleich!)

Ja, die Mitglieder der FDP-Fraktion des Hessischen Land-
tags sind für eine lineare Einkommenssteigerung ab dem
1. April 2008 um 2,4 %. Wir fragen uns aber: Warum sind
es gerade 2,4 %? Warum soll dies gerade ab dem 1. April
2008 erfolgen?

(Beifall bei der FDP)

Ja, es ist eine Verbesserung, dass der Familienzuschlag für
das dritte und jedes weitere Kind rückwirkend ab dem
1. Januar 2007 um 50 c erhöht wird. Dazu fragen wir uns
nichts. Da fragen wir uns höchstens, warum das im öffent-
lichen Dienst nicht schon früher in Tarifverträgen verein-
bart wurde. Das ist auch eine Kritik, die ich ganz bewusst
an die Gewerkschaften in diesem Lande, und zwar in der
Bundesrepublik Deutschland, richte. Denn wir haben ei-
nen generellen Vertrag.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, nicht nur aufgrund der Anhörung des
Innenausschusses, sondern auch aufgrund der Vielzahl
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der Podiumsdiskussionen, die ich in den letzten Wochen
geführt habe, kenne ich die Argumentation der Kollegin-
nen und Kollegen von der konservativen, allein regieren-
den Partei. Sie sagen: Wir konnten nicht anders, wir wur-
den gezwungen, diesen grenzwertig verfassungswidrigen
Weg zu gehen. Denn die Gewerkschaften haben sich ge-
weigert. – Meine sehr verehrten Damen und Herren, das
ist ein Gerücht.

(Beifall bei der FDP)

Es ist richtig, dass es Gespräche gegeben hat. Ob das Ver-
handlungen waren, schon darüber streiten sich die Par-
teien. Es hat zunächst für die Beamten Gespräche gege-
ben. Diese Gespräche sind dann in irgendeiner Weise mit
irgendeinem Teil der Gewerkschaften nicht fortgeführt
worden. Alle in diesem Raum wissen, dass mir der Deut-
sche Beamtenbund politisch um Längen näher steht als
ÖTV/ver.di. Mit dem Deutschen Beamtenbund konnte
dann eine Vereinbarung getroffen werden.

Da hat man gesagt: Die Gewerkschaften aus der ver.di-
Familie verweigern sich, weil sie die Meistbegünstigungs-
klausel zu beachten haben. – Das ist richtig. Die Damen
und Herren Vertreter der ver.di-Familie haben ein Pro-
blem, nämlich dass sie bis zum 31. Dezember dieses Jahres
keinen Tarifvertrag schließen können, um ihre Kollegen in
anderen Ländern nicht in irgendeine Weise in die Bre-
douille zu bringen. Das ist hinter dem Wort „Meistbegüns-
tigungsklausel“ versteckt.

Bei genauem Schauen auf das, worüber wir abstimmen
sollen, sieht man, dass wir uns um Dinge kümmern, die zu
einem Großteil erst ab dem Jahr 2008 gelten, also ab ei-
nem Zeitpunkt, zu dem die Meistbegünstigungsklausel
die ver.di-Familie nicht mehr daran hindert,Tarifverhand-
lungen zu führen.

(Beifall bei der FDP)

Allein die Vereinbarung über die Einmalzahlung im De-
zember 2007 hätte ver.di Hessen nicht unterschreiben
dürfen. Hätte man aber die Einmalzahlung 2007 als Er-
gebnis eines Tarifvertrages im Januar 2008 vorgenommen,
hätte die ver.di-Familie einen derartigen Tarifvertrag
schließen können.

(Beifall bei der FDP)

Ich will das ein bisschen entspannter darstellen, als das
meine Kolleginnen und Kollegen vor mir getan haben,
denn es handelt sich um einen relativ einfachen Sachver-
halt.

(Günter Rudolph (SPD): Wir waren ganz ent-
spannt!)

Hier wollten die konservative Alleinregierung und die sie
tragende Fraktion in diesem Haus dokumentieren: Wir
sind Hechte, wir schaffen es, dass die Mitarbeiter noch in
diesem Jahr etwas auf das Konto bekommen und dass sie
ein Versprechen haben, wie es ab dem 1. April 2008
weitergeht. – Das kann man tun, wenn man daran durch
die Verfassung nicht gehindert ist. Wir sind aber der Auf-
fassung, dass die Kante zur Verfassungswidrigkeit mindes-
tens erreicht ist. Deshalb hätten wir einen anderen Weg
vorgeschlagen. Ich sage sehr selbstbewusst für die FDP
Hessen und auch für die FDP-Fraktion in diesem Hause:
Wenn es zu einer Regierungsbeteiligung der Liberalen
nach dem 27. Januar kommen sollte, und manches dafür
spricht, dass es so sein könnte, nehmen wir bereits heute
das Angebot von Walter Spieß an.

(Günter Rudolph (SPD): Zu viele Konjunktive!)

Walter Spieß hat nämlich die Aussage veröffentlicht, dass
er bei der neuen Hessischen Landesregierung schon früh
im Jahr 2008 die Bereitschaft für eine kräftige lineare Er-
höhung der Besoldung der hessischen Beamtinnen und
Beamten im Rahmen eines Tarifvertrages sehen will.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das Sprachrohr von Herrn Bouffier!)

Damit sich keiner in diesem Raum einer Irritation hin-
gibt, sage ich: Sollte es zu einer bürgerlichen Regierungs-
koalition in Hessen kommen, wird in einer der ersten Ka-
binettssitzungen der zuständige Innenminister beauftragt,
Tarifverhandlungen mit allen Tarifparteien in diesem
Lande zielorientiert und mit einer zeitlichen Befristung
einzuleiten.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Dann ist Schluss mit lustig. Dann ist Schluss damit, dass
das Parlament Beschlüsse fasst, die hart an der Grenze zur
Verfassungswidrigkeit sind. Ich sage den Kolleginnen und
Kollegen von den Sozialdemokraten und den GRÜNEN:
Dann ist aber auch Schluss mit der immer wieder erhobe-
nen Forderung, dass das Land Hessen in die Tarifgemein-
schaft der Länder zurückkehren soll. Mit uns wird es eine
Rückkehr in die Tarifgemeinschaft der Länder jedenfalls
nicht geben.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir möchten einen maßgeschneiderten, passgenauen Ta-
rifvertrag für unser Bundesland haben.

(Günter Rudolph (SPD):Wer bestimmt denn das?)

Wir möchten, dass das, was in diesem Land erwirtschaftet
wird, was an Kosten entsteht usw., beachtet wird. Deshalb
macht es keinen Sinn, einen von der Mecklenburgischen
Seenplatte bis zu den Sonthofener Bergen geltenden Ta-
rifvertrag auch in Hessen anzuwenden. Auch an diesem
Punkt sind wir also vollkommen d’accord. Ich sage es
noch einmal laut und deutlich: Der Weg kann nur der sein,
mit allen Gewerkschaftsfamilien, also nicht nur mit dem
dbb, sondern natürlich auch mit der ver.di-Gruppe – und
wer noch dazugehört –, ab April nächsten Jahres ziel-
orientiert Tarifverhandlungen zu führen, damit der Hessi-
sche Landtag nicht wieder in die Bredouille kommt, einen
eigentlich gut gemeinten und von den Notwendigkeiten
her gesehen zwingenden Gesetzentwurf zu verabschie-
den, der mindestens Unterkante, wenn nicht sogar Ober-
kante verfassungswidrig ist. Die FDP-Fraktion wird sich
bei der Abstimmung deshalb der Stimme enthalten.

(Beifall bei der FDP – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Am Schluss wird aber ge-
kuschelt! – Günter Rudolph (SPD): Das war „mu-
tig“!)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Hahn. – Das Wort hat Herr
Innenminister Bouffier für die Landesregierung.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Er will mit Ihnen noch ein bisschen ku-
scheln! – Gegenruf des Abg. Frank-Peter Kauf-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da wollen
wir aber gar nicht zuschauen!)
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Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Das gehört
nicht hierher, Herr Kollege Frömmrich. – Das Entschei-
dende ist doch: Wenn der Landtag dieses Gesetz be-
schließt, dann werden rund 50.000 Tarifbeschäftigte im
hessischen Landesdienst eine beachtliche Einmalzahlung
erhalten und mit Sicherheit davon ausgehen können, dass
sie ab dem 1. April 2008 eine deutliche Gehaltserhöhung
bekommen. Das ist eine gute Botschaft. Dafür bin ich
dankbar, und darüber bin ich froh.

(Beifall bei der CDU – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): 2,35 c pro Stunde netto
mehr!

Das ist das Entscheidende. Hier ist so viel vorgetragen
worden, was teilweise „beeindruckend“ war, dass ich jetzt
die Chance wahrnehmen muss, einige Dinge klarzustel-
len.

Die verehrliche Fraktion der Sozialdemokraten hat vor
einem Jahr, als wir einen Gesetzentwurf der Landesregie-
rung betreffend die Beamtenschaft behandelten – – Bis-
her hat noch keiner bestritten, dass man die Vergütung
der Beamten per Gesetz regeln muss.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das wird per Gesetz gemacht! – Günter Ru-
dolph (SPD): Bei den Beamten heißt das Besol-
dung!)

– Das ist die Besoldung. – Als wir dieses gemacht haben –
vom Kollegen Frömmrich ist eben vorgelesen worden,
was ich damals erklärt habe; darauf komme ich gleich
noch –, hat die SPD-Landtagsfraktion unter Drucks.
16/6404 beantragt, dass per Gesetz – hören Sie genau zu –
auch für die Tarifbeschäftigten Gleiches beschlossen wer-
den soll. Das ist genau dieselbe SPD, die ein Jahr später
auf die Idee kommt, allen Ernstes von „Verfassungs-
bruch“ zu reden. Das ist so vordergründig, das ist inhalt-
lich so falsch, dass es bestenfalls noch als Wahlkampfgag
durchgehen kann. Mit der Sache hat das überhaupt nichts
zu tun.

(Günter Rudolph (SPD): Ihre Argumentation ist
vordergründig! – Norbert Schmitt (SPD): Wir ha-
ben immer gesagt, es muss einen Tarifvertrag ge-
ben!)

Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, Sie
müssen sich selbst an die Nase greifen. Sie haben das doch
gar nicht mehr gewusst, Herr Schmitt. Das Problem ist,
dass Ihr Management vergessen hat, Ihnen aufzuschrei-
ben, dass Sie vor einem Jahr etwas ganz anderes beantragt
haben. Das ist die Wahrheit.

(Lebhafte Zurufe von der SPD)

Zweite Bemerkung. Herr Kollege Rudolph, an Sie und
auch an alle anderen gerichtet: Ich habe seinerzeit in der
Tat erklärt, dass wir Tarifverhandlungen führen wollen.
Wir haben uns darum bemüht,Tarifverhandlungen zu füh-
ren. Hier werden ja Legenden gestrickt, die sind kaum
zum Aushalten.

Ich trage dem Hause Folgendes vor: Am 25. Mai 2007
habe ich als zuständiger Minister der Hessischen Landes-
regierung sowohl ver.di als auch der Tarifunion förmlich
Tarifverhandlungen angeboten, und zwar schriftlich. Die-
ses Angebot ist von den Gewerkschaften am 30. Mai 2007
abgelehnt worden, und zwar mit der Begründung, dass
keine Tarifverhandlungen gewünscht werden. Ich habe

das Schreiben dabei, weil hier zum Teil ein Unsinn erzählt
wird, der kaum erträglich ist.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Drittens. Sie wollen die Begründung für die Ablehnung
zwar nicht hören, aber ich werde Ihnen das detailliert vor-
tragen; denn das, was hier vorgetragen wurde, ist samt und
sonders falsch. Ich zitiere: „...halte ich förmliche Tarifver-
handlungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt für verfrüht.“
Das schrieb ver.di. „Wir bitten lediglich um Fortführung
der Sondierungsgespräche auf Fachebene.“ Das Gleiche
schrieb die dbb Tarifunion am 4. Juli 2007. Ich bitte jeden,
der etwas anderes dokumentieren kann, nach vorne zu
kommen. Nur dann können Sie ernsthaft die Behauptung
wiederholen, wir hätten keine Tarifverhandlungen führen
wollen. Die Gewerkschaften haben sich selbst ausmanöv-
riert.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist Ihre Unterstel-
lung!)

Sie haben das ausdrücklich so gemacht. Am 10. August,
Herr Kollege Rudolph, damit Sie es mitschreiben können,

(Günter Rudolph (SPD): Ich habe ein gutes Ge-
dächtnis! -Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir haben einen Stenografischen
Dienst, der schreibt mit! Die können das viel bes-
ser!)

hat uns der Verhandlungsführer von ver.di – ich werde es
Ihnen nicht ersparen – endgültig eine Absage erteilt. Des-
halb ist all das falsch, was zur Grundlage dieser fabelhaf-
ten Anhörung gemacht wurde.

(Günter Rudolph (SPD): Was „falsch“ ist, be-
schließt die Mehrheit!)

Die erste Begründung war, man wolle sich für die begin-
nenden Diskussionen und Verhandlungen im öffentlichen
Dienst durch eine Sonderbehandlung in Hessen keine
Fessel anlegen. Die zweite Begründung war, die Meistbe-
günstigungsklausel schließe Vorfestlegungen aus. Maxi-
mal sei es möglich, etwas für November/Dezember zu ver-
einbaren.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie werfen Nebelkerzen!)

– Herr Kollege Frömmrich, ich habe nie die Illusion ge-
habt, dass Sie irgendein Argument zur Kenntnis nehmen
würden. Ich trage das der Öffentlichkeit und diesem
Landtag vor. Ich habe nichts vorgetragen, was ich Ihnen
nicht schriftlich belegen kann. Dass die GRÜNEN und
insbesondere Sie das schlicht nicht zur Kenntnis nehmen,
ist Ihr Problem. Aber wenn die Öffentlichkeit hier be-
wusst verdummt werden soll, dann muss ich sagen, was los
ist.

(Beifall bei der CDU – Lebhafte Zurufe von der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Den Leuten, die da draußen zur Demo gezogen worden
sind, müsste man das auch einmal vortragen.

(Günter Rudolph (SPD): „Gezwungen“? Was ha-
ben Sie für ein Demokratieverständnis, Herr Minis-
ter?)

– Es ist selbstverständlich das gute Recht der Gewerk-
schaften, gegen unsere heutige Absicht zu demonstrieren.
Das ist ihr gutes Recht.
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(Günter Rudolph (SPD):Was haben Sie für ein De-
mokratieverständnis, Herr Minister? – Norbert
Schmitt (SPD): Sie haben „gezwungen“ gesagt!)

– Wenn Sie zuhören würden, wäre alles klar. – Ich wieder-
hole zum dritten Mal: Es ist das gute Recht der Gewerk-
schaften, eine andere Position einzunehmen und dafür
auch zu demonstrieren. – Das habe ich jetzt dreimal
hintereinander gesagt.

(Günter Rudolph (SPD): Sie haben „gezwungen“
gesagt!)

Ich füge als Viertes hinzu, damit Sie auch das in Ihre künf-
tige Wahlkampfpostille aufnehmen können. Am 6. De-
zember gehen die Gespräche mit den Gewerkschaften
weiter.Wie kommen Sie mir eigentlich vor, hier einen Po-
panz aufzumachen? Das ist doch nur wahlkampfbedingt,
dass Sie glauben, die Menschen würden sich jetzt empö-
ren, dass sie mehr Geld kriegen. Das ist doch Unfug.
Wieso hat denn ver.di zugestimmt, dass wir am 6. Dezem-
ber weitermachen? Weil die Koalitionsfreiheit in diesem
Land eben nicht tangiert ist. Das funktioniert doch.

Der Kollege Hahn hat gefragt:Warum haben wir jetzt aus-
gerechnet im November und Dezember die Einmalzah-
lungen, und warum haben wir zum 01.04. die 2,4 % Erhö-
hung für die Angestellten?

(Günter Rudolph (SPD): Eine gute Frage!)

Darauf gibt es eine relativ einfache Antwort: Weil wir im-
mer gesagt haben, wir wollen die Tarifbeschäftigten ge-
nauso behandeln wie die Beamten.

(Lachen des Abg. Norbert Schmitt (SPD) – Zuruf
des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Genau das ist der Grund, warum wir das in dieser Weise
machen.

Nächste Bemerkung. Das tut Ihnen zwar weh, aber ich
werde es Ihnen immer wieder vortragen.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und die Erde ist eine Scheibe!)

Die SPD muss erklären, wie sie vor einem Jahr per Antrag
in diesem Hause das Gegenteil von dem verlangt hat, was
sie heute erklärt.Wenn sie das nicht tut, dann bleibt es da-
bei. Dann ist das nicht ernst zu nehmen, was Sie vortragen.
Je nachdem, wer gerade zuhört, stellen Sie einen Antrag.

Übrigens war das mit den Waldarbeitern alles falsch.

(Günter Rudolph (SPD): „Genau“! – Jürgen
Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wa-
rum haben Sie zweimal nachgebessert?)

– Es ist so. Wir haben nicht zweimal nachgebessert. Herr
Kollege, die Begründung des Gesetzentwurfs enthält die
Ausführungen, warum seinerzeit die Waldarbeiter nicht
drin waren.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie haben heute mit den Auszubildenden
nachgebessert!)

– Nein. Sie haben es noch nicht einmal richtig gelesen. Es
geht um die Auszubildenden der Forstwirte. Das ist wie-
der etwas anderes.

Wir haben nicht genügend Zeit, um Ihnen alles, sozusagen
die Sache, darzulegen. Mir geht es einfach darum – das ist
mir wichtig –: Es ist der Vorwurf erhoben worden, das ist
wirklich etwas von Gewicht, es sei verfassungsrechtlich

höchst bedenklich. – Ich sage in voller Überzeugung: Dies
ist grob falsch. Es kann nicht sein, dass eine Gewerkschaft
mit anderen einen Vertrag abschließt und sagt: Wir ver-
sprechen euch, dass wir mit niemand anderem einen an-
deren Vertrag abschließen. – Was bleibt denn eigentlich
von der Koalitionsfreiheit dieses Landes übrig? Es gibt
negative und positive Koalitionsfreiheit.

Die Argumentation, wenn Sie es schon fachlich diskutie-
ren wollen, kann doch nicht sein, dass uns eine Gewerk-
schaft erklärt- und das hätte ich gerne gewusst, auch von
der FDP –: Entweder übernehmt ihr einen Tarifvertrag al-
ler anderen, das ist die eine Variante,

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Es gibt noch einen dritten
Weg!)

oder aber wir kommen zu nichts. – Genau das ist das Di-
lemma, in dem sich die Gewerkschaften befunden haben.
Das ist eine selbst verschuldete Gewerkschaftslinie, die
wir beim besten Willen nicht zu verantworten haben.
Wenn dort Bereitschaft gewesen wäre, über einen eigen-
ständigen Tarifvertrag zu verhandeln, hätten wir dies
selbstverständlich getan.

Deshalb kann ich nicht erkennen, dass hier von Verfas-
sung wegen etwas zu besorgen sei. Im Übrigen finde ich es
interessant, dass nicht ein einziger der Gutachter auf die
Äußerung des ver.di-Rechtskommentators und Mither-
ausgebers des „Hessischen Bedienstetenrechts“, nämlich
von Herrn Rothländer, eingeht, der am 24.08.2007 in der
„FAZ“ wörtlich erklärt hat – das ist kein Bediensteter des
Landes Hessen und schon gar kein von dieser Regierung
beauftragter Gutachter –: Rein rechtlich handelt das Land
korrekt. – Das ist der kompetenteste und berühmteste
ver.di-Vertreter zu diesem Thema.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Innenminister, ein freundlicher Hinweis: Die verein-
barte Redezeit der Fraktionen ist abgelaufen.

Volker Bouffier, Minister des Innern und für Sport:

Ich komme zum Ergebnis. Warum beschließen wir über-
haupt ein Gesetz? Doch nicht aus Arbeitsrechts- und Ta-
rifrechtsgründen. Wir könnten aufgrund des Arbeits-
rechts mit jedem Arbeitnehmer eine freiwillige Gehalts-
erhöhung vereinbaren. Das würde den Landtag nie be-
rühren. Das ist reines Arbeitsrecht.

(Günter Rudolph (SPD): Das machen Sie perma-
nent! – Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Sie als Landesregierung!)

Wir machen es deshalb, damit wir eine haushaltsrechtli-
che Grundlage für die Auszahlung haben. Das ist der ent-
scheidende Punkt.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wenn wir ein Haushaltsgesetz machen
– das ist doch eine billige Drohung!)

Dieses Gesetzgebungsverfahren ist ausschließlich in der
haushaltsrechtlichen Ermächtigung und mit sonst nichts
anderem begründet. Weil alle diese wichtigen Gesichts-
punkte in dem Gutachten überhaupt nicht behandelt wur-
den, ist es aus meiner Sicht fehlerhaft, jedenfalls nicht hin-
reichend. Ich bleibe dabei: Wir haben hier nicht zu be-
fürchten, dass die Verfassung tangiert ist.
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Im Übrigen ist jeder herzlich eingeladen, bei der Klage-
freudigkeit einmal zu klagen, ob das wirklich so ist. Ich
glaube es nicht. Entscheidend ist die haushaltsrechtliche
Grundlage und nicht, wie das vorhin vorgetragen wurde,
eine Abkehr von konstruktivem Dialog. Das weise ich in
aller Form zurück.

Wir führen diesen Dialog. Wir führen ihn jetzt sogar wei-
ter. Ich bin auch zuversichtlich, dass wir zu etwas kom-
men.Was aber mit dieser Landesregierung nicht machbar
ist, ist, dass uns öffentlich mitgeteilt wird: Entweder macht
ihr das, was wir mit anderen beschlossen haben, oder aber
es geschieht gar nichts. – Dann nehmen diese Gewerk-
schaftsleute die 50.000 Bediensteten als Geisel. Denn das
Argument wäre doch: Die kriegen nie mehr, solange wir
nicht bereit sind, auf die Forderung von ver.di einzugehen.
– Das kann doch nicht richtig sein.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD):Wer
wen als Geisel nimmt, das ist hier die Frage!)

Ich bitte also das Haus in dieser Frage um Zustimmung
und will mit einer Bemerkung abschließen. Kollege
Frömmrich hat den Umgang mit dem Gesetzgeber, mit
diesem Haus, gerügt. Sie waren so freundlich und haben
mir das zur Verfügung gestellt. Ich zitiere jetzt wörtlich
aus dem vom hessischen Ministerium des Innern am 31.
Oktober 2007 herausgegebenen Runderlass: „Vorbehalt-
lich des laufenden Gesetzgebungsverfahrens ergehen im
Vorgriff auf die zu erwartenden gesetzlichen Regelungen
zu den Einmalzahlungen im Dezember 2007 folgende
Hinweise.“

Meine Damen und Herren, das ist eine Verfahrensweise,
die die Verwaltung seit ewigen Zeiten macht. Es ist auch
klug. Wenn sie vorbehaltlich des laufenden Gesetzge-
bungsverfahrens, also vorbehaltlich der Beschlussfassung
durch dieses Haus, so verfährt, dann ist das keine Mis-
sachtung dieses Landtags, sondern eine vernünftige ver-
waltungstechnische Vorabinformation. Es ist nicht zu kri-
tisieren. Lieber Herr Frömmrich, deshalb können Sie das
einpacken.

Unter dem Strich bleibt: 50.000 Menschen bekommen ih-
ren Anteil am wirtschaftlichen Aufschwung. Andererseits
geben wir nicht nach, indem wir sagen, wir haben Steuer-
gelder zurückhaltend ausgegeben. Es ist nicht unser Pri-
vatgeld. Wir wollen daran festhalten, dass wir Einmalzah-
lungen und maßvolle Tariferhöhungen machen. Das ist
die hessische Tariflinie. Ich hoffe, dass wir davon auch die
Gewerkschaften in anderen Zeiten überzeugen können.
Ich bitte um Zustimmung.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Innenminister. – Nun hat sich Kollege
Frömmrich für die GRÜNEN noch einmal zu Wort ge-
meldet.

(Günter Rudolph (SPD): Die tauschten die Unter-
lagen aus!)

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Wir tauschen ganz kollegial die Unterlagen aus. Bei ande-
ren werden die einfach genommen.

Herr Innenminister, ich will auf zwei Fragen eingehen, die
Sie in diesem Zusammenhang gestellt haben. Erster
Punkt: die Frage des Verfassungsorgans Hessischer Land-

tag. Mit Sicherheit könnte man so argumentieren. Es ist
eine Praxis, die man durchaus leisten kann, wenn ein Ge-
setz der Landesregierung eingebracht worden ist und
dann sozusagen die Landesregierung im Vorgriff darüber
informiert und damit in die Landesverwaltung hinein
kommuniziert.

Aber es ist schon ein einmaliger Vorgang – Sie müssten
einmal schauen, ob Sie einen Vorgang in gleicher Art fin-
den, der schon einmal passiert ist – für ein Gesetzge-
bungsverfahren einer Landtagsfraktion. Diese Landtags-
fraktion bringt ein Gesetz ein, und Sie machen als hessi-
scher Minister des Innern einen Runderlass, indem Sie
schon diesen Gesetzentwurf bewerten und die Regelun-
gen hineinschreiben. Es ist im Prinzip schon etwas ande-
res, ob Sie das als Landtagsfraktion oder als Landesregie-
rung machen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Wenn Sie weiter gelesen haben, was das Regierungspräsi-
dium in Gießen geschrieben hat: Da wird einwandfrei
schon kommentiert. Da wird nicht kommentiert, was im
Gesetzentwurf steht, sondern wie sich andere – also Op-
positionsfraktionen – zu diesem Gesetzentwurf verhalten.
Da steht z. B., der eingebrachte Gesetzentwurf werde ins-
besondere politisch bzw. gewerkschaftlich heftig und kon-
trovers diskutiert, und deswegen müsse man erklären,
worum es eigentlich geht.

Herr Innenminister, es ist ein einmaliger Vorgang, dass
Sie, bevor ein Gesetz beschlossen ist, einen Gesetzesent-
wurf einer Landtagsfraktion schon in die Landesverwal-
tung hinein kommunizieren und gleichzeitig die Kom-
mentare dafür liefern, wie argumentiert werden kann. Das
ist einmalig.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Zweiter Punkt: die gesetzliche Regelung, dass Sie gesagt
haben, es sei im Prinzip nicht verfassungsrelevant, dass Sie
eine gesetzliche Regelung treffen. Herr Innenminister, da
wäre es gut gewesen, wenn Sie der durchaus interessanten
Anhörung des Innenausschusses gefolgt wären, und zwar
wenn Sie nicht nur den Punkten, die dort vorgetragen
worden sind, zugehört hätten, sondern sich vielleicht auch
die schriftlich eingereichten Stellungnahmen durchgele-
sen hätten. Da sagt z. B. ein durchaus angesehener Verfas-
sungsrechtler, nämlich Prof. Dr. Wieland, Universität
Frankfurt, dazu:

Eine gesetzliche Regelung des Arbeitsentgelts
greift in die grundgesetzlich geschützte Rechtsstel-
lung der Arbeitnehmer ein, weil ihnen der Staat
nicht mehr länger allein als Arbeitgeber gegenüber-
tritt, sondern einen Kernbereich der tarifvertraglich
zu regelnden Beziehungen einseitig hoheitlich be-
stimmt.

Das ist der Punkt, auf den wir uns beziehen. Und das ist
der Punkt, weswegen das, was Sie hier vortragen, nicht
richtig ist. Deswegen glaube ich, dass es in der Tat so ist –
da sollten Sie wirklich einmal in die Stellungnahmen hin-
einschauen –, dass die, die hier vortragen, es verstoße ge-
gen Art. 9 Abs. 3 GG, richtig liegen. Herr Innenminister,
Sie sollten vielleicht diese Punkte einmal durchlesen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)
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Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Frömmrich. – Herr Kollege
Beuth, noch einmal.

Peter Beuth (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich finde die Krokodilstränen, die der Kollege
Frömmrich vergossen hat, ziemlich unglaubwürdig. Das
Verfassungsorgan Hessischer Landtag ist hier und heute
versammelt, um die zweite Lesung zu machen, und wird
nach dem Antrag des Kollegen Rudolph am Donnerstag
in der dritten Lesung darüber debattieren.

Dass Vorsorge dafür getroffen wird, dass, wie zu erwarten,
dieses Gesetz am Ende beschlossen wird, und sich die Ver-
waltung entsprechend darauf vorbereitet, daran ist über-
haupt nichts Ehrenrühriges. Ich glaube, dass das völlig
selbstverständlich ist.

Ich glaube im Übrigen, dass der Innenminister zeigt, dass
er großes Vertrauen in die CDU-Fraktion hat,

(Günter Rudolph (SPD): Das ist ja rührend!)

und, wie ich das sagen darf, auch haben darf, weil die Ge-
setze, die wir in den vergangenen viereinhalb Jahren hier
vorgelegt haben, in der Tat auch das Licht der Welt er-
blickt haben.

Herr Kollege Frömmrich, es bleibt dabei. Sie können bei
der Koalitionsfreiheit und dem Art. 9 GG nicht alles völ-
lig durcheinanderwerfen. Es bleibt am Ende dabei, dass
der öffentliche Arbeitgeber Land Hessen, wenn er eine
solche Regelung vorsieht, es auf der einen Seite per Tarif-
vertrag machen kann, aber auf der anderen Seite ganz un-
zweifelhaft – das ist in der Anhörung zum Ausdruck ge-
kommen – per Gesetz machen kann.

Wenn Sie darüber Klarheit haben wollen, müssen Sie zum
Staatsgerichtshof gehen. Sie – vielleicht war es auch der
Kollege Rudolph; das weiß ich nicht mehr genau – haben
sich hinreichend erkundigt, welche Möglichkeiten Ihnen
bleiben.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sind hoheitlich tätig!)

Zum Schluss möchte ich einen der Sachverständigen zi-
tieren. Er hat an dieser Stelle die Werbung für Fisher-
man’s Friend in die Diskussion eingebracht. Er hat gesagt:
Sind sie zu stark, bist du zu schwach. – Offensichtlich gilt
Letzteres für die SPD und für die GRÜNEN in diesem
Landtag.

(Beifall bei der CDU – Jürgen Frömmrich (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist das Niveau, auf
dem ihr diskutiert!)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Beuth. – Nun liegen mir wirk-
lich keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir sind am
Ende der Aussprache angelangt.

Eine dritte Lesung ist beantragt. Deswegen schlage ich
vor, den Gesetzentwurf und den Änderungsantrag der
CDU zur Vorbereitung der dritten Lesung an den Innen-
ausschuss zu überweisen.

Ich komme zur Abstimmung über die Beschlussempfeh-
lung zu dem Dringlichen Entschließungsantrag der Frak-

tion der SPD betreffend Verletzung von Gewerkschafts-
rechten und Verstoß gegen Art. 9 Abs. 3 GG durch die
CDU-Fraktion, Drucks. 16/8081 zu Drucks. 16/7715. Wer
dieser Beschlussempfehlung die Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Das ist die
CDU-Fraktion. – Gegenstimmen? – SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Enthaltungen? – Das ist die FDP-
Fraktion. Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men.

Noch eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist ein
Dringlicher Antrag der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der FDP betreffend Sonderprü-
fung der Auftragsvergabe des Projektes „Lehrer- und
Schüler-Datenbank (LUSD)“, Drucks. 16/8204. Wird die
Dringlichkeit bejaht? – Das ist der Fall. Dann wird dieser
Dringliche Antrag Tagesordnungspunkt 78.

(Nicola Beer (FDP): Das könnte man mit dem
Haushalt verbinden!)

– Er soll mit dem Haushalt verbunden werden. Also wird
er im Zusammenhang mit Einzelplan 04 auf die Tagesord-
nung gesetzt.

Noch eingegangen und an Sie verteilt worden ist ein Än-
derungsantrag der Fraktionen der CDU, der SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP, Drucks.
16/8203, zu dem Antrag der Fraktionen der CDU, der
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP betref-
fend Modellprojekt Selbstverantwortung plus, Drucks.
16/8052.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 52:

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend an morgen denken – Zukunfts-
energie ist Klimaschutz – Drucks. 16/8067 –

Die Redezeit beträgt 15 Minuten. Die erste Rednerin ist
Frau Kollegin Hammann für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Lassen Sie mich einen Satz aus der Presseerklärung
von Herrn Umweltminister Dietzel vom 21. März 2007 zi-
tieren. Er sagte:

Jeden Tag eine neue Idee zur Rettung des Weltkli-
mas zu veröffentlichen macht an sich noch kein bes-
seres Klima.

Ergänzend nennt er in seiner Presseerklärung Einzelmaß-
nahmen, z. B. ein Tempolimit auf Autobahnen, das Verbot
von Glühbirnen oder Stand-by-Schaltungen. All das sind
Maßnahmen, die Herr Dietzel nicht unterstützt.

Ja, Herr Minister, es ist richtig, dass nicht nur Ideen not-
wendig sind.Wer aber seit über acht Jahren gute Ideen ig-
noriert, seit über acht Jahren den notwendigen Umset-
zungswillen vermissen lässt und stattdessen immer auf der
Bremse steht, zeigt, dass es ihm an Verantwortungsbe-
wusstsein mangelt. Diesen Vorwurf muss sich die CDU
gefallen lassen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit unserem Antrag „An morgen denken – Zukunfts-
energie ist Klimaschutz“ zeigen wir Ihnen deshalb, wie
der Klimaschutz verantwortungsvoll umgesetzt werden
kann. Wir zeigen Ihnen auch ganz deutlich, wie bis zum
Jahr 2020  24,4 t Kohlendioxid bzw. – in Prozentzahlen
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ausgedrückt – 43 % Kohlendioxid in Hessen eingespart
werden können.

Wir zeigen mit unserem Antrag, dass wir verantwortungs-
voll handeln, und wir sind auch bereit, Verantwortung zu
übernehmen. Die Koch-Regierung hat nämlich, außer öf-
fentlichkeitswirksame Veranstaltungen zum Klimaschutz
durchzuführen, bisher noch nichts getan, um die CO2-
Emissionen in Hessen tatsächlich zu verringern.

Nun hat auch noch der Pseudoklimaschutzbeauftragte
der Landesregierung das Handtuch geschmissen. Wie
sieht es denn bei den Kohlendioxidemissionen in Hessen
aus? Entgegen dem Bundestrend, der beim Ausstoß von
Kohlendioxid seit 1990 einen Rückgang von 18,5 % auf-
weist, ist in Hessen der Ausstoß von Kohlendioxid seit
1990 sogar um ca. 4 % gestiegen. Wenn man es sich ge-
nauer ansieht, stellt man fest, dass sich das Klimaschutz-
programm 2012 der CDU-Landesregierung als eine kli-
mapolitische Nullemission des Umweltministers ent-
puppt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

8 Millionen t Kohlendioxid will Minister Dietzel – diese
Landesregierung – bis zum Jahre 2012 einsparen. Errei-
chen will man das – das kann man deutlich festhalten – al-
lein oder jedenfalls zum größten Teil durch den weiteren
Betrieb der risikoreichen Atomkraftwerksblöcke in Bib-
lis. Nun, meine Damen und Herren, damit haben Sie aber
auch die Tatsache akzeptiert, dass Sie seit über einem
Jahr, bedingt durch die Abschaltung des AKW Biblis,
nichts gegen den Klimawandel getan haben. Das bisherige
Handeln bzw. Nichthandeln ist in allen Haushaltsplänen
der CDU dokumentiert.

(Norbert Schmitt (SPD): Das kann man wohl sa-
gen!)

Bedeutende Klimaschutzprojekte wurden ebenso einge-
stellt wie die Förderung von wärmetechnischen Sanie-
rungsmaßnahmen in kommunalen Liegenschaften. Wenn
sich Herr Rhiel heute hierhin stellt und darauf aufmerk-
sam macht, dass die CDU sehr viel Geld in die Hand neh-
men will, um gerade in diesem wichtigen Bereich etwas
umzusetzen, muss ich sagen: Warum haben Sie all das im
Jahr 2000 eingestellt? 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Die CO2-Emissionen hätten schon längst reduziert wer-
den können. Erst im Haushalt für das Jahr 2008 bequemt
man sich, Mittel dafür bereitzustellen.

(Norbert Schmitt (SPD): Könnte das etwas mit dem
27. Januar zu tun haben?)

Man kann Ihnen vorwerfen, dass Sie über Jahre hinweg
pro Klimawandel gewirtschaftet haben. Allein die Er-
kenntnisse aus dem Klimaschutzprogramm 2012 machen
allen klar, dass der Klimawandel auch in Hessen schon do-
kumentiert ist. Bereits im Laufe der letzten 50 Jahre ist ein
Temperaturanstieg um fast 1º C festzustellen. Der Klima-
wandel ist die größte ökologische Herausforderung welt-
weit.

Herr Minister Dietzel, das wissen Sie, und das weiß auch
diese Landesregierung. Die Zeitspanne, die für eine Re-
aktion auf den Klimawandel zur Verfügung steht, ist ab-
solut knapp bemessen. Die heutigen Emissionsminderun-
gen werden erst in 30 bis 50 Jahren ihre volle Wirkung ent-
falten. Deshalb sagen wir GRÜNE ganz deutlich: Das

Diskutieren muss endlich ein Ende haben. Es müssen Ta-
ten folgen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unser grünes Ziel ist es, die Erderwärmung auf höchstens
2º C zu begrenzen. Die international tätigen Wissen-
schaftler fordern, dass der Ausstoß von Kohlendioxid in
den Industriestaaten bis zum Jahre 2050 um 80 % redu-
ziert wird. Dies bedeutet, dass ein drastischer Umbau der
Energieversorgung stattfinden muss. Für Deutschland ist
daher eine Politik notwendig, der es gelingt, bis zum Jahre
2020 eine Reduktion des Ausstoßes von Kohlendioxid um
mindestens 40 % gegenüber 1990 zu erreichen.

Mit Blick auf Berlin sage ich: Das, was dort beschlossen
wurde, ist einfach zu wenig. Es wird dem Ernst der Situa-
tion nicht gerecht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Selbst bei einer Umsetzung der in Meseberg genannten
Ziele wird die Bundesregierung nach eigenem Bekunden
bis zum Jahre 2020 nur eine Reduktion der Kohlendioxid-
emissionen um 35 % erreichen. Dazu muss ich sagen: Frau
Merkel reist viel in der Welt herum und wird auch von vie-
len mit dem Anliegen des Klimaschutzes identifiziert.
Aber sie stellt sich eben nicht den notwendigen ökologi-
schen Herausforderungen. Sie kneift in wichtigen Berei-
chen.

(Axel Wintermeyer (CDU): Aber sie hat wenig-
stens etwas geleistet!)

Ich möchte kurz die Beispiele nennen: die steuerliche
Subvention von klimaschädlichen Dienstwagen, die Re-
duzierung von Marktanreizprogrammen bei den erneuer-
baren Energien, das fehlende Tempolimit, über das wir ge-
sprochen haben, und lange Übergangszeiten, z. B. zehn
Jahre bei den Nachtspeicherheizungen.

Wir GRÜNE denken an morgen. Daher haben wir nicht
nur gute Ideen, sondern auch die zur Bekämpfung der
Folgen des Klimawandels notwendigen Umsetzungsmaß-
nahmen vorgelegt. Mit unserem Antrag „An morgen den-
ken – Zukunftsenergie ist Klimaschutz“ zeigen wir
GRÜNE, dass es möglich ist, bis zum Jahre 2020 den Aus-
stoß von Kohlendioxid um 43 % oder – in Tonnen ausge-
drückt – um 24,4 Millionen t im Vergleich zum Jahre 2003
zu verringern. Statt 57,3 Millionen t Kohlendioxid werden
bis zum Jahre 2020 nur noch 32,9 Millionen t übrig blei-
ben. Das heißt, wer den Klimaschutz wirklich ernst
nimmt, ist aufgefordert, sich mit unseren Vorstellungen zu
befassen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich das an drei Beispielen deutlich machen.
Schauen wir uns zuerst an, wie es beim Strom ist. Wir
brauchen keine risikoreichen, hochgradig strahlende ato-
mare Abfälle produzierenden Atomkraftwerke für eine
klimafreundliche Energieversorgung. Wir brauchen auch
keine klimaschädlichen Kohlekraftwerke. Die bundeswei-
ten Ausbauplanungen, die uns allen bekannt sind, lehnen
wir ab; denn sie sind für den Klimaschutz kontraproduk-
tiv.

Wir brauchen eine andere Energieversorgung. Wir brau-
chen das Ausschöpfen der erneuerbaren Energien und
das Ausschöpfen der Energieeffizienz. Deswegen – das
sage ich ganz deutlich – passt der Ausbau des Kohlekraft-
werks Staudinger in Großkrotzenburg nicht in dieses
Konzept.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch der Bau eines Kohlekraftwerks auf der Ingelheimer
Aue bei Wiesbaden durch die KMW passt nicht in dieses
Konzept.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unser Konzept „Zukunftsenergie für Hessen“ beweist,
dass bis zum Jahr 2028 die Schaffung einer klimafreund-
lichen Stromversorgung ohne fossile Energieträger und
ohne Atomstrom möglich ist. Doch Klimaschutzmaßnah-
men sind nicht nur auf die Produktion von Strom be-
schränkt. Unser Maßnahmenkatalog umfasst auch den
Wärme- und Verkehrsbereich. Wie dies im Einzelnen
funktionieren wird, haben wir in unserem Antrag detail-
liert dargestellt.

Auf einige Reduktionspotenziale – es sind insgesamt über
53 Maßnahmen – möchte ich dennoch explizit eingehen.
Bis zum Jahre 2020 können allein 7,9 Millionen t Kohlen-
dioxid durch einen sparsameren Umgang mit Strom und
durch den Einsatz von erneuerbaren Energien eingespart
werden. So wird man durch eine deutliche Steigerung der
Effizienz beim Strom ca. 2,4 Millionen t CO2 einsparen,
und der Ausbau der erneuerbaren Energien bei der
Stromproduktion wird dazu führen, dass der Ausstoß von
CO2 um 5,5 Millionen t reduziert wird. Das sind also keine
Peanuts, sondern große Summen, und es zeigt, welche
Möglichkeiten es gibt, um dem Klimawandel entschieden
entgegenzuwirken.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mehr Effizienz im Zusammenhang mit Strom wollen wir
z. B. mithilfe eines Energieeffizienzfonds erreichen. Des-
halb haben wir für einen solchen Energieeffizienzfonds
im Haushaltsplan 2008 die notwendigen Mittel in Höhe
von 10 Millionen c beantragt.

Mithilfe dieses Energieeffizienzfonds können zielgerich-
tet Angebote an die Kommunen und an die Wirtschaft so-
wie Beratungsmöglichkeiten gegeben werden. Das Effi-
zienzprogramm wird daher nicht nur hoch effiziente Hei-
zungspumpen, Lüftungs- und Klimatechnik, sondern auch
den Einsatz von hoch effizienten Motoren im produzie-
renden Gewerbe umfassen.

Meine Damen und Herren, eines ist aber auch klar. Wir
brauchen in Hessen wieder eine eigenständige Plattform
für Energie- und Klimaschutz. Daher wollen wir eine un-
abhängige landeseigene Energie- und Klimaschutzagen-
tur schaffen.Wir wollen die Energieberatung stärken.Wir
wollen, dass endlich eine vernünftige Kennzeichnung aller
Elektrogeräte möglich ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Verbraucherinnen und Verbraucher müssen selbst er-
kennen können, ob das Gerät, das sie neu anschaffen wol-
len, wirklich klimafreundlich und energiesparend ist.

Aber auch die erneuerbaren Energien brauchen in Hes-
sen einen Schub – einen positiven Schub, nicht die Bremse
der CDU. Meine Damen und Herren, hier sind 5,5 Millio-
nen t CO2-Reduktion möglich. Und – das ist für uns
ebenso wichtig – durch diesen Ausbau der erneuerbaren
Energien wird es möglich sein, neue Arbeitsplätze zu ge-
winnen. Vorhin wurde es schon genannt: Die neueste po-
sitive Entwicklung hierzu ist wieder bei der Firma SMA
feststellbar – hier plant man die Erweiterung des Unter-
nehmens, und dies wird 1.000 neue Stellen schaffen.

Meine Damen und Herren, bisher hinkt die CDU-Lan-
desregierung bei der Energiepolitik weit hinterher.

(Norbert Schmitt (SPD): „Hinken“ ist noch weit
übertrieben!)

Sie tun eben nichts. Leider haben wir immer noch einen
Anteil von nur 5 % erneuerbarer Energien am Brutto-
stromverbrauch in Hessen. Damit ist Hessen im allgemei-
nen Trend auf Bundesebene weit abgeschlagen – dort sind
wir bis zum Ende dieses Jahres mittlerweile bei 15 %. Ich
sage ganz deutlich: Das belegt eindeutig den energiepoli-
tischen Tiefschlaf der CDU-Landesregierung.

(Zuruf des Abg. Axel Wintermeyer (CDU))

Wer, wie die CDU, immer noch meint, den Ausbau der
Windenergie bekämpfen zu müssen, der hat doch den
Ernst der Situation immer noch nicht erkannt und erweist
sich massiv als politikunfähig.

(Rafael Reißer (CDU): Ach du lieber Gott!)

Kommen wir zum zweiten Bereich, der Wärme. Das muss
man sich einmal vorstellen: In Hessen wurden im Jahr
2003  19,2 Millionen t Kohlendioxid allein dafür in die
Luft geblasen, um Häuser zu heizen und um Gewerbe,
Handel und Industrie mit Wärme zu versorgen. Meine
Damen und Herren, nachweislich liegen hier sehr große
Reduktionspotenziale. Hier sind Reduktionsmengen von
8,7 Millionen t Kohlendioxid möglich.

Wie kann das erreicht werden? Ganz klar: Wir brauchen
ein Gebäudesanierungspaket – ein Paket mit vielen Maß-
nahmen, deren Umsetzung eine Reduktion um 4,6 Millio-
nen t CO2 sowie um weitere 4,1 Millionen t Kohlendioxid
durch den Einsatz von erneuerbaren Energien im Wär-
mebereich und einer Kraft-Wärme-Kopplung erreichen
kann.

Meine Damen und Herren, über viele dieser Maßnahmen
wird schon lange geredet. Auch bekannte Institutionen
preisen sie und werben für diese Maßnahmen. Ich nenne
da nur den Energieausweis, der vernünftig umgesetzt wer-
den muss. Wir brauchen einen ökologischen Mietspiegel;
und wenn sich Herr Rhiel heute hinstellt und sagt, das
Land wird darauf dringen, dass künftig der Niedrigener-
giestandard bei den Wohngebäuden Einzug halten soll,
dann muss ich sagen, er hat den Zug der Zeit wirklich ver-
passt. Schon längst reden wir über den Passivhaustandard
und die Energie-plus-Häuser – das sind Häuser, die mehr
Energie erzeugen, als sie selbst verbrauchen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Meine Damen und Herren, der dritte Maßnahmenkom-
plex umfasst den Verkehr. Der Verkehr spielt gerade bei
den klimaschädlichen Emissionen eine große Rolle. Man
kann ganz deutlich sagen: Hier lassen sich sehr viele CO2-
Potenziale heben. Wir können es schaffen, bis zum Jahr
2020  7,8 Millionen t CO2 einzusparen. Das ist wichtig,
weil gerade der Verkehr hohe klimaschädliche Kohlen-
dioxidemissionen vorzuweisen hat; der größte Zuwachs
ist im Verkehrsbereich erfolgt.

Spitzenreiter ist hierbei der internationale Luftverkehr
mit einem Zuwachs um 3,3 Millionen t CO2. Auch hier
sage ich wieder einmal ganz deutlich: Ein Ausbau des
Frankfurter Flughafens ist klimaschädlich und kontrapro-
duktiv. Er führt nicht nur zu einer Belastung der Men-
schen durch Lärm, sondern er führt eben auch zu einer
Belastung für das Weltklima.
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Meine Damen und Herren, daher lehnen wir diesen Aus-
bau ab.Wir setzen uns ein für eine intelligente Vernetzung
der bestehenden Flughäfen sowie für eine zügige Umset-
zung von Schienenschnellverbindungen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch hier haben wir schon seit vielen Jahren die erfor-
derlichen Maßnahmen benannt. Wir wollen Maßnahmen
zur Verkehrsvermeidung, eine Rücknahme der finanziel-
len Kürzungen im öffentlichen Personennahverkehr, eine
Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene sowie die
Umsetzung eines Tempolimits. Damit können bis zum
Jahr 2020 mindestens 2,5 Millionen t CO2 eingespart wer-
den.

Meine Damen und Herren, die Botschaft des früheren
Chefökonomen der Weltbank Sir Nicholas Stern ist an
Klarheit nicht zu überbieten. Die Welt muss dringend
handeln, und zwar in den nächsten zehn bis zwanzig Jah-
ren. Der reale Klimawandel ist eine unabsehbar große
Gefahr. Seine Bekämpfung aber beinhaltet eine enorme
ökonomische Chance, denn der Nutzen einer aktiven Kli-
mapolitik wird die Kosten des Nichtstuns um ein Vielfa-
ches übersteigen.

Diese Botschaft ist bei der CDU-Regierung in Hessen of-
fenbar noch nicht angekommen. Denn die Koch-Regie-
rung bremst durch ihr Regierungshandeln wichtige Ent-
wicklungen und gefährdet massiv das Klima sowie Tau-
sende von Arbeitsplätzen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Frau Kollegin Hammann, ich bitte Sie, jetzt zum Schluss
Ihrer Rede zu kommen.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich komme zum Schluss. – Meine Damen und Herren, da-
her ist ein Politikwechsel dringend notwendig, um den
Kohlendioxidausstoß in Hessen bis zum Jahr 2020 um
43 % zu reduzieren.

(Zuruf des Abg. Axel Wintermeyer (CDU))

Unsere Vorstellungen dazu liegen vor. Wir sind bereit,
Verantwortung zu übernehmen. – Ich danke Ihnen für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Frau Kollegin Hammann. – Nächste Redne-
rin ist Frau Kollegin Apel für die CDU-Fraktion.

Elisabeth Apel (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Der Antrag
der GRÜNEN zur Zukunftsenergie scheint sich in deren
eigenen Reihen noch nicht allzu stark herumgesprochen
zu haben, denn bei ihrem eigenen Setzpunkt war in weiten
Teilen der Debatte gerade einmal ein Drittel der GRÜ-
NEN-Abgeordneten hier im Plenum; inzwischen hat sich
das Ganze auf wenigstens die Hälfte gesteigert.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Gucken Sie einmal in Ihre Fraktion! –
Weitere Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der SPD – Glockenzeichen der Präsiden-
tin)

Meine Damen und Herren, Sie sprechen in Ihrem Antrag
von einem höheren Rückgang des CO2-Ausstoßes.

(Weitere Zurufe)

– Sind Sie dann fertig?

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Können Sie einmal Ihre schwarze Filzbrille
abnehmen? – Zuruf des Abg. Norbert Schmitt
(SPD))

– Herr Al-Wazir, Sie müssen einmal hinter sich schauen.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Eine ist im Krankenhaus, Unverschämtheit! Acht
von zwölf sind da! – Glockenzeichen der Präsiden-
tin – Weitere Zurufe)

– Sind wir jetzt fertig? – Sie sprechen von einem bundes-
weit höheren Rückgang des CO2-Ausstoßes gegenüber
Hessen von 1990 bis heute.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Schon der erste Satz ist bei Ihnen eine Beleidi-
gung!)

Wenn Sie schon aus dem Klimaschutzkonzept der Hessi-
schen Landesregierung zitieren, dann sollten Sie auch
komplett informieren und nicht aus rein ideologischen
Gründen Aussagen verfälschen,

(Norbert Schmitt (SPD): Das sagen ausgerechnet
Sie!)

indem Sie Zahlen einfach weglassen, die den Rückgang
der CO2-Emissionen erklären.

(Beifall bei der CDU)

Sie wissen, dass ein ganz erheblicher Teil dieses Rück-
gangs der CO2-Emissionen auf tausendfache Betriebs-
schließungen im Osten als Folge der deutschen Einheit
einerseits und auf Energieeffizienzmaßnahmen anderer-
seits zurückzuführen ist – hier immer die neuen deutschen
Länder zugrunde gelegt. So ist der CO2-Ausstoß von 1990
bis 2000 in Mecklenburg-Vorpommern um 19, in Sachsen
um 57, in Sachsen-Anhalt um 48 und in Thüringen gar um
57 % zurückgegangen. Sie monieren, dass in Hessen der
CO2-Ausstoß in den letzten 17 Jahren um 4 % angestie-
gen ist. Dabei scheinen Sie völlig auszublenden, dass in
diesem Zeitraum, in dem der CO2-Ausstoß bei uns um
4 % angestiegen ist, das Wirtschaftswachstum 18 % betra-
gen hat.

Aus diesen ins Verhältnis gesetzten Zahlen erkennen Sie,
dass gerade in Hessen der CO2-Ausstoß eben nicht im
Ausmaß des Wirtschaftswachstums angestiegen ist, son-
dern Wirtschaftswachstum und CO2-Ausstoß entkoppelt
wurden.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Anders formuliert: In Hessen verhalten sich die Unter-
nehmen beispielhaft. Sie schaffen Arbeit und Wachstum
und legen dabei gleichzeitig noch hohe Maßstäbe in Um-
welt- und Klimaschutz an.

Genau dieses beispielhafte Verhalten wird von den GRÜ-
NEN in ihrem Antrag kritisiert.
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Sie müssen vor diesem Haus aber auch erklären, dass sie
tausendfache Betriebsschließungen, hunderttausendfa-
chen Verlust von Arbeitsplätzen, den Verlust von Wachs-
tum und Wertschöpfung wollen – nur, um Weltmeister im
Rückgang des CO2-Ausstoßes zu werden.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das glauben doch nur Sie!)

Wir wollen, dass auch künftig in Hessen Arbeit und
Wachstum geschaffen werden und der CO2-Ausstoß eben
nicht in gleichem Maße ansteigt.

(Zuruf des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

In Hessen haben sich inzwischen viele Betriebe der Um-
weltallianz angeschlossen, die gerade in solchen Fragen
hohe Sensibilität schafft. Wenn es noch eines Beweises
hinsichtlich der Sinnhaftigkeit der Umweltallianz bedurft
hätte, so ist er damit geliefert worden, dass in Hessen be-
ständiges und starkes Wirtschaftswachstum eben nicht mit
einem ebenso hohen CO2-Ausstoß einhergeht.

Richtig ist vielmehr, dass im Vergleich der Bundesländer
die Pro-Kopf-Emission in Hessen mit 7,5 t CO2 um fast
ein Drittel unter dem Bundesdurchschnitt liegt. Mit ein
Grund dafür ist der hohe Anteil der Kernenergie an der
hessischen Stromerzeugung. Diese CO2-arme Form der
Energieerzeugung wollen SPD und GRÜNE aber be-
kanntermaßen durch andere Energieträger ersetzen, die –
bis auf die Wasserkraftnutzung – allesamt einen höheren
CO2-Ausstoß nach sich ziehen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): So ein Blödsinn!)

So erzeugt die Energiegewinnung aus der Sonne einen
dreimal so hohen CO2-Ausstoß wie die Kernenergie.

(Frank-Peter Kaufmann und Tarek Al-Wazir
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das haben Sie
schon einmal erzählt! – Zuruf des Jürgen Frömm-
rich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei Wind und Biogas liegt er immer noch um das Dop-
pelte über dem Niveau der Kernenergie.

Ich weiß, dass Ihnen diese Zahlen wehtun.

(Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Das ist falsch! – Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Bleiben Sie bei der Wahrheit!)

Deswegen werden wir sie auch immer wieder nennen. Ihr
Schmerz wird wohl dadurch noch erhöht, dass diese Zah-
len eben nicht von der CDU erhoben wurden, sondern
von dem renommierten Öko-Institut in Darmstadt, das
nun wirklich nicht im Verdacht steht, der CDU das Wort
zu reden. Die GRÜNEN, insbesondere aber Frau Kolle-
gin Hammann, wissen,

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Im Gegensatz zu Ihnen verstehen die etwas von der
Sache!)

welche Konsequenzen die Umsetzung ihrer energiepoliti-
schen Überlegungen hätte. Der CO2-Ausstoß würde näm-
lich um die Hälfte ansteigen oder – anders ausgedrückt –
um ziemlich genau den Wert, der in Hessen durch den
Straßenverkehr insgesamt ausgestoßen wird.

Frau Kollegin Hammann hat genau diesen Sachverhalt
bereits mehrfach öffentlich zugegeben. Unter anderem
wird sie in der „Frankfurter Rundschau“ vom 18.01.2007
mit der Aussage zitiert, dass es durch die Umsetzung ihres

Energiekonzepts zu einem kurzfristigen Anstieg der
schädlichen CO2-Emissionen käme, und weiter: Es wäre
unredlich, das zu verneinen. – Stimmt, Frau Kollegin
Hammann.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und danach? Danach haben wir null CO2! –
Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Hört, hört!)

Aber welchen klimaschutzpolitischen Effekt hat dann Ihr
Eintreten für das vollständige Abschalten aller Kern-
kraftwerke zugunsten erneuerbarer Energien, wenn da-
mit so viel zusätzliches CO2 ausgestoßen wird, wie der ge-
samte Straßenverkehr bei uns emittiert? 

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Kurzfristig, Frau Apel! Bei Ihnen ist auch ein Laster
irgendwo drübergefahren!)

Wie sollen wir für ein Tempolimit von 130 km/h eintreten,
wenn die damit eventuell zu erreichende CO2-Reduzie-
rung durch einen höheren CO2-Ausstoß wegen des Ab-
schaltens aller Kernkraftwerke um ein Mehrfaches zu-
nichte gemacht würde?

Zu Punkt 3. Die Antragsteller erwarten, dass nun in Hes-
sen endlich Taten folgen. Das lassen wir uns gerade von
SPD und GRÜNEN in diesem Haus nicht sagen.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Das ist alles nachweisbar!)

Sie scheinen völlig vergessen zu haben, dass 1999, als die
Wähler CDU und FDP das Regierungsmandat übertru-
gen, die installierte Nennleistung der wenigen kleinen
Biogasanlagen gerade einmal bei 0,9 MW lag, während in
Bayern bereits das 30-Fache dieser mageren hessischen
Nennleistung am Netz war.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie sind bald neun Jahre in der Verantwor-
tung!)

An Fördermitteln für den Ausbau erneuerbarer Energien
stellten Sie in den acht Jahren Ihrer Regierungsverant-
wortung gerade einmal 4 % dessen zur Verfügung, was wir
heute mit jährlich 8,1 Millionen c im Haushalt verankert
haben.

Heute haben wir mit unserer konsequenten Förderpolitik
zum Ausbau der erneuerbaren Energien die Nennleistung
der Biogasanlagen 20-mal stärker ausgebaut als Sie im
gleichen Zeitraum von 1991 bis 1998.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mein Gott! Das hältst du doch im Kopf nicht aus!)

Gleichzeitig haben wir mit der Bioregio Holz in der Nut-
zung von Energie aus unseren heimischen Wäldern Maß-
stäbe gesetzt. Das Modell ist so erfolgreich, dass sich ge-
rade sozialdemokratisch regierte Kreise darum reißen,
mitmachen zu können.

Insgesamt werden heute mit den unter unserer Regie-
rungsverantwortung geförderten Anlagen über 30 Millio-
nen t Heizöl oder, anders ausgedrückt, fast 100.000 t CO2
pro Jahr eingespart.

Die CO2-Einsparbilanz unserer Regierungsverantwor-
tung liegt damit um das 25-Fache höher als die äußerst
magere Bilanz der rot-grünen Vorgängerregierung von
1991 bis 1998.

(Norbert Schmitt (SPD): Die Frau ist wirklich gut!)
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Es ist schon dreist, wenn uns die CO2-Einsparversager der
Neunzigerjahre nun auffordern, den Worten endlich Taten
folgen zu lassen.

(Norbert Schmitt (SPD): Ja, Sie sind wirklich dreist!
– Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und Georg August hat auch noch nichts dafür ge-
tan!)

Ich komme zu Punkt 4 Ihres Antrags. Sie wollen mehr
Energieeffizienz bei Wärmenutzung und Elektrizität. So
weit, so gut. Aber Sie müssen schon erklären, weshalb Sie
dann unseren Antrag „Energieeinsparung durch Effi-
zienzoffensive“ vom April dieses Jahres nicht unterstützt
haben.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN))

Sie müssen erklären, weshalb das riesige Einsparpotenzial
selbst genutzten Wohneigentums für Sie keine Rolle spielt
und Sie keine steuerliche Begünstigung von Energieein-
sparinvestitionen in einer Million Wohnhäusern und Woh-
nungen in Hessen unterstützen, die eine Energieeinspa-
rung von 5 Millionen t CO2 pro Jahr bringen würden.

(Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Jetzt reden Sie doch nicht so einen Quatsch!
– Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) – Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): Wer sagt denn das?)

Ich komme jetzt zum Thema Staudinger. Hier ist durch
den Neubau des Kraftwerkblocks 6 eine Effizienzsteige-
rung von 38 auf 46 % geplant.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nach 45 Jahren!)

Damit würden für die gleiche Menge erzeugter Energie
etwa 20 % weniger CO2 ausgestoßen. Selbst wenn man
die Energieerzeugung in Großkrotzenburg nicht wie ge-
plant mit Kohle, sondern mit Erdgas durchführen würde,
wäre der CO2-Ausstoß immer noch um das 12-Fache hö-
her als die Erzeugung der gleichen Energiemenge durch
ein Kernkraftwerk. Dennoch wollen Sie diese Energieer-
zeugung, wie Sie selbst gesagt haben, durch erneuerbare
Energien ersetzen. Wir haben genau zu dieser Frage im
September eine öffentliche Anhörung durchgeführt. Ich
zitiere aus der Stellungnahme der Energieversorgung Of-
fenbach: Allein der Ersatz der geplanten Kraftwerksleis-
tung von Staudinger 6 würde 6.500 Windräder à 1,5 MW
nötig machen und die drei- bis vierfachen Stromerzeu-
gungskosten verursachen. Alle Biogasanlagen Deutsch-
lands liefern nur ein Drittel der Stromproduktion von
Staudinger 6.

Sie wollen weiterhin, dass der Flughafen Frankfurt nicht
ausgebaut wird.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Und was soll uns das jetzt sagen?)

Sie wollen doch nicht allen Ernstes dem Rest der Welt
noch klarmachen, dass auch nur ein Flugzeug weniger flie-
gen würde, wenn Frankfurt nicht ausgebaut wird? Statt-
dessen gefährden Sie die Existenz und den Ausbau meh-
rerer 10.000 Arbeitsplätze.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wie?)

Insgesamt bleibt festzuhalten: Ihr Energiekonzept ist un-
realistisch, klimaschädlich, unsozial und arbeitsplatzver-
nichtend. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD):War
es das schon? Sie haben heute gar nicht Ihre Be-
rechnungen angebracht! Ich bin völlig baff! – Tarek
Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das tut
so weh!)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Frau Kollegin Apel. – Nächster Redner ist
Herr Kollege Grumbach für die SPD-Fraktion.

Gernot Grumbach (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich finde es
manchmal schon faszinierend, wie man am Thema vorbei-
reden kann. Ich will das einmal an einem ganz simplen
Beispiel deutlich machen. Wenn wir hier darüber geredet
hätten, wer wie erneuerbare Energien gefördert hat, hätte
der Debattenbeitrag von Frau Apel einen Sinn ergeben.
Wir reden aber über CO2-Einsparungen.

Was Frau Apel nicht gemerkt hat, ist, dass wir, als wir –
Rot-Grün – regiert haben, versucht haben, mit dem Geld,
das wir hatten, möglichst viel CO2-Einsparung zu errei-
chen. Energieeffizienz und Gebäudesanierung haben uns
damals erheblich mehr CO2-Einsparung gebracht als die
Förderung erneuerbarer Energien. Das kann man relativ
präzise an einem simplen Beispiel beschreiben.

Wenn Sie in einem großen Bürogebäude alle konventio-
nellen Lampen durch Energiesparlampen ersetzen, ist Ihr
Einspareffekt der 10-fache dessen, den Sie hätten, wenn
Sie auf das gleiche Gebäude 20 m2 Solaranlage setzten.

Das heißt, Sie spielen immer im gleichen Feld.

(Zuruf des Ministers Karlheinz Weimar)

– Können Sie einfach einmal zuhören?

(Zuruf des Ministers Karlheinz Weimar)

– Nein, Ihnen nicht. Sie haben gerade nicht das Wort.

(Norbert Schmitt (SPD): Frau Präsidentin! – Un-
ruhe – Glockenzeichen der Präsidentin)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Weimar, bitte. Ich habe der Regierungsbank schon
öfter einiges durchgehen lassen.Wir haben uns darauf ge-
einigt, dass von der Regierungsbank keine Zwischenrufe
kommen. Ich bitte Sie, sich mit Zwischenrufen zurückzu-
halten. – Herzlichen Dank.

Gernot Grumbach (SPD):

Die Frage ist:Wie können wir CO2-Einsparungen am bes-
ten erreichen? Darüber haben Sie sich keine Gedanken
gemacht.

Der zweite spannende Punkt ist: Sie haben hier den schö-
nen Satz geprägt: „Sie betreiben Arbeitsplatzvernichtung
bloß wegen der CO2-Weltmeisterschaft.“ Das ist nun
wirklich Wirtschaftspolitik von 1968 – höchstens. Wir be-
treiben Arbeitsplatzsicherung mit der CO2-Weltmeister-
schaft, weil wir gelernt haben, dass, wenn wir es nicht
schaffen, unsere Politik auf einen anderen Umgang mit
Rohstoffen und Klima umzustellen, diese Art von Pro-
duktion gewaltsam untergehen wird, weil sie nicht mehr
konkurrenzfähig ist, weil Länder wie Japan, Korea und
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andere, die inzwischen aufgeholt haben, eine in höherem
Maße umweltqualifizierte Produktion haben und unsere
Produkte vom Markt drängen. Wir sichern mit einer Poli-
tik, die auf die CO2-Weltmeisterschaft ausgerichtet ist,
überhaupt den Wohlstand in diesem Land – nicht umge-
kehrt. Sie sind wirklich auf dem Stand des vergangenen
Jahrhunderts.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Elisabeth Apel (CDU): Genau das
Gegenteil!)

Ich finde das insgesamt ganz spannend. Sie werfen uns –
wir haben das heute mehrfach gehört – in vielen Beiträ-
gen vor: Ihr nehmt euch so unrealistisch viel vor.Wir müs-
sen die Menschen darüber aufklären, wie unrealistisch ihr
seid.

Ich finde das ganz spannend. Ich hätte überhaupt nichts
dagegen, wenn wir in diesem Landtag und in diesem Land
in einen Wettbewerb aller Fraktionen einträten, wer mehr
CO2-Einsparungen und mehr erneuerbare Energien
schafft. Ihre Argumentation ist doch: Ihr dürft das nicht.
Ihr dürft diese Dinge nicht machen. Wir werden verhin-
dern, dass ihr Windkraftanlagen an bestimmten Stellen
baut, dass ihr Wasserkraft ausbaut und dass ihr die An-
baufläche für Biomasse bereitstellt. – Das heißt, Sie treten
nicht für einen Wettbewerb um mehr Maßnahmen dieser
Art, sondern für eine andere Politik ein.

(Zuruf der Abg. Elisabeth Apel (CDU))

Das ist, glaube ich, der große Unterschied, um den es hier
geht. Sie sollten sich Ihre Bekenntnisse zur CO2-Einspa-
rung wirklich schenken, denn Sie tun exakt das Gegenteil.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bei diesem berühmten Rechnungsvergleich wird es noch
spannender. Sie haben selbst das Argument genannt, dass
Hessen als das Land, das den höchsten Dienstleistungsan-
teil aller Flächenländer hat – und der Dienstleistungssek-
tor verbraucht, mit Verlaub, etwas weniger CO2 als eine
Fabrikationsanlage –, es trotz dieser Entkoppelung
schafft, in dieser Zeit immer noch einen CO2-Anstieg zu
erreichen. Das spricht doch dafür, dass wir das, was andere
Flächenländer – auch z. B. unionsregierte Länder wie Bay-
ern – geschafft haben, selbst nicht eingehalten haben.

Ich finde es ganz spannend, wenn ich mir die Programme
Ihrer Kollegen in Bayern ansehe. Dann steht die hessische
CDU schon sehr allein. Ich habe z. B. im Landkreis Fürs-
tenfeldbruck aus vielerlei Gründen relativ viel zu tun. Der
Landkreis Fürstenfeldbruck ist mit einer 60-%-Mehrheit
der CSU ausgestattet. Er hat entschieden und arbeitet
daran, dass er bis zum Jahr 2020 komplett auf erneuerbare
Energien umgestellt haben wird. Machen Sie das doch
einmal zum Maßstab. Wenn in Hessen nur die Hälfte da-
von vorgeschlagen wird, reden Sie schon davon, das sei
unrealistisch. Nein, Sie sind unrealistisch, weil Sie über-
haupt nicht versuchen, die Potenziale zu nutzen, die wir
haben. Sie sind auf dem Stand der Technik vor 20 Jahren
und haben nicht mitbekommen, dass wir mehr können, als
Sie uns heute vorschlagen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Petra Fuhrmann (SPD): Betonpolitik!
– Zuruf des Abg. Rafael Reißer (CDU))

– Doch, ich rege mich auf. Ich kann Ihnen auch sagen, wa-
rum ich mich aufrege. Denn hier geht es nicht um die
Frage, ob ein Kanaldeckel so oder so gesetzt wird. Es geht

darum, ob Hunderttausende von Menschen in Hessen in
Zukunft Arbeit haben, ja oder nein. Es geht darum, ob
Millionen von Menschen besser leben können, ja oder
nein. Mit Verlaub, es geht darum, ob Deutschland eine Zu-
kunft als Wohlstandsland oder aber als verlängerte Fa-
brikbank anderer Länder hat. Das ist der Weg, auf den Ihr
Kurs hinführt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich jenseits all dieser Zahlen einmal etwas
ganz Grundsätzliches sagen. Ich glaube, wir hätten in der
Debatte heute Morgen einige Punkte vertiefen können.
Ich hätte es spannend gefunden, wir hätten beide zu-
sammengepackt und uns eine Stunde Zeit genommen;
dann hätten wir auch ein bisschen Dialog pflegen können.
Denn wir reden natürlich auch von einer anderen Gesell-
schaft.Wir reden davon, dass wir ein Ausbrechen aus dem
Zugriff der großen Stromkonzerne haben. Das Span-
nende ist:Wir haben heute Morgen die Erklärung des Mi-
nisters gehört, wie er die Macht der Großen einschränken
will. Gleichzeitig fordert diese Landesregierung eine Ver-
längerung der Laufzeit für Kernkraftwerke. Das bedeutet,
sie schenkt einem der Großen – ich nehme einmal die
kleinste Zahl – jeden Monat Laufzeitverlängerung 50
Millionen c. Dagegen sind die Debatten, die Sie über
Durchleitungsentgelte und die Frage des Verkaufs von
Kraftwerken aufgemacht haben, wirklich Peanuts.

Was wir vorschlagen, ist eine dezentrale Energieversor-
gung, eine Energieversorgung, in der die Menschen in ih-
ren Kommunen über ihre Stadtwerke wieder entscheiden
können, wie bei ihnen Energie produziert wird. Das heißt,
wir demokratisieren die Energieproduktion zurück, wir
lösen sie aus dem Diktat von Großunternehmen heraus
und geben den Menschen das Recht, über ihre eigene
Energieproduktion in ihrer Gemeinde selbst zu bestim-
men. Das ist eine gesellschaftliche Veränderung, die viel
weiter geht als alles das, was Sie an großen Kartellmaß-
nahmen vorschlagen. Wir tun das, weil wir glauben, dass
die Menschen klüger sind als die großen Herren der Kon-
zerne und, mit Verlaub, auch klüger sind als der eine oder
andere Vertreter der Hessischen Landesregierung.

Da ist der spannende Punkt. Ich habe vorhin in der ande-
ren Debatte gehört, die Leute wollten das gar nicht. Wir
haben sie gefragt. Es ist relativ einfach. 80 % der Men-
schen sagen nicht nur, sie wollen die Windenergie. Sie sa-
gen ganz einfach, sie wollen sie unter drei Bedingungen
nicht. Sie wollen sie nicht im eigenen Vorgarten, sprich:
200 bis 300 m vor ihrem Haus,

(Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Mehr als 200
m!)

sie wollen sie nicht im Naturschutzgebiet, und – was mich
verwundert hat, aber das muss man akzeptieren – sie wol-
len sie nicht im Wald.

(Rafael Reißer (CDU): Sehr spannend!)

90 % der Leute sagen, am Rande der Autobahn wollen sie
sie haben. 80 % der Leute sagen, sie wollen sie auf den
freien Feldern haben. Das heißt, Sie reden an den Men-
schen vorbei, und Sie sollten vielleicht, statt hier im Land-
tag Storys zu erzählen, mit den Leuten reden, die darauf
hoffen, dass die Politik sie endlich in die Lage versetzt, das
zu tun, was sie wollen.

Dann komme ich zu einem Punkt, wo Sie selbst mit den
Rahmenbedingungen ankommen. Sie haben heute an ei-
ner anderen Stelle über die Frage Denkmalschutz und er-
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neuerbare Energien geredet. Worum geht es überhaupt?
In Hessen gibt es Zehntausende Bürger, die bereit sind,
ihr eigenes Geld, ihr privates Geld in Bürgersolaranlagen
einzusetzen, wenn sie dafür die Dachflächen auf öffent-
lichen Gebäuden bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Darum geht es, und dafür müssten wir die Rahmenbedin-
gungen schaffen. Dann reden wir doch einmal von dem
Haus, in dem wir uns befinden. Das Haus hier ist perfekt
dafür geeignet. Es hat nämlich große Dachflächen, die
auch noch die richtige Neigung und die richtige Südlage
haben. Nur, wenn Sie das tun, müssen Sie dafür sorgen,
dass das Baurecht das auf einem solchen Dach zulässt.
Die Frage ist: Wollen Sie das, oder wollen Sie das nicht? –
Dann sind wir wieder bei dem Punkt, wo Sie sagen: Na ja,
ein so großes Dach mitten in der Stadt wollen wir nicht
zur Solaranlage machen, das ist ästhetisch unschön.

Nein, meine Damen und Herren, hier geht es darum:
Schaffen wir eine Plattform für den Fortschritt, schaffen
wir die Rahmenbedingungen? Das können wir als Parla-
ment tun. Es geht nicht darum, die Menschen zu gängeln;
denn die Menschen sind schon längst auf dem Weg in die
Zukunft. Ich finde, mit unserer Forderung nach dezentra-
ler Energieversorgung, mit unserer Forderung nach er-
neuerbaren Energien nehmen wir sie auf dem Weg mit,
statt – wie Sie – sie aufzuhalten. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Grumbach. – Zu einer Kurzin-
tervention hat sich Frau Kollegin Apel zu Wort gemeldet.

Elisabeth Apel (CDU):

Herr Kollege Grumbach, ich fordere Sie auf, an diesem
Pult deutlich zu machen, wie Sie CO2-Einsparung durch
Abschaltung von Biblis erreichen wollen, indem Sie die
gleiche Strommenge, die in Biblis erzeugt wird, durch er-
neuerbare Energien abdecken. Das ist der eine Punkt.

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Ein Jahr lang nichts!)

Der zweite Punkt. Ich gehe hier auf einen der vielen, vie-
len Widersprüche in Ihrer Energiekonzeption ein. In Ih-
rem Energiekonzept auf Seite 15 wird sinngemäß ausge-
sagt, dass mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien
Landschaftsgewinne einhergingen, weil weniger Strom-
masten notwendig seien, also ein ganzer Teil der Strom-
masten überflüssig werde. In der vergangenen Woche ha-
ben wir einen Gesetzentwurf von Ihnen verteilt bekom-
men.

(Sigrid Erfurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr schöner Entwurf!)

In der Problembeschreibung dieses Gesetzentwurfs steht,
durch den Ausbau der erneuerbaren Energien werden
neue Hochspannungsleitungen mit mehr als 10 kV not-
wendig werden. Wir wüssten jetzt gern, wie Sie diesen
Widerspruch zwischen den beiden Papieren, die beide die
Unterschrift der Parteivorsitzenden tragen, hier erklären.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD): Ich
denke, Sie haben unser Konzept gelesen! Das be-
haupten Sie doch immer!)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Grumbach, zur Erwiderung.

Gernot Grumbach (SPD):

Das Problem ist, wenn man von technischen Konzepten
relativ wenig versteht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zurufe von
der CDU)

Ganz einfach, ganz schlicht: Die Frage, welche Netzstruk-
turen Sie haben, d. h. welche Stromleitungen von wo nach
wo, hängt davon ab, wie Sie Energie erzeugen. Wenn Sie
Energie an wenigen zentralen Standorten erzeugen, ha-
ben Sie eine andere Netzstruktur, als wenn Sie sie dezen-
tral erzeugen. Sie haben einen Effekt der Einsparung,
nämlich dort, wo die dezentral erzeugte Energie auch de-
zentral verbraucht wird; das ist die Reduzierung der Mas-
ten. Sie haben eine Umstrukturierung, d. h. einen Ersatz
von bestimmten Leitungsstrecken durch andere, wenn Sie
sozusagen den Lastenausgleich neu organisieren. Wenn
Sie sich das ein bisschen von jemandem erklären lassen,
der Ingenieur ist, wird es Ihnen weiterhelfen.

(Elisabeth Apel (CDU): Das heißt, Sie können es
nicht!)

Zweiter Punkt: Biblis. Sie behaupten immer, irgendwer
wollte Biblis abschalten, weil es CO2 einspart. Das ist ein
solcher Quatsch, auf die Idee kommt kein Mensch.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen Biblis abschalten, weil wir glauben, dass wir
gegenüber keinem, der nach uns kommt, das verantwor-
ten können, was wir angerichtet haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Elisabeth Apel (CDU): Unter welcher
Regierungsverantwortung ist Biblis ans Netz ge-
gangen?)

Das hat etwas damit zu tun, dass es bis heute keinen Platz
auf der Welt gibt, wo der Dreck hinsoll. Das hat etwas da-
mit zu tun, dass das Ding von Jahr zu Jahr baufälliger wird.
Und es hat etwas damit zu tun, dass wir die Trennung von
ziviler und militärischer Nutzung der Kernenergie nicht
hinkriegen. Solange wir diese Trennung nicht hinkriegen,
ist es unverantwortlich, langfristig Kernkraftwerke zu be-
treiben.

Frau Apel, was wir tun, ist, dass wir mit denjenigen, die das
tun, einen Kompromiss vereinbart haben, nach dem sie
abschalten und wir in der Lage sind, den Übergang zu or-
ganisieren. Dass Sie diesen Übergang nicht organisieren
wollen, sondern stattdessen die Kernkraftwerke laufen
lassen wollen, müssen in der Tat Sie verantworten und
nicht wir.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Fraktion der FDP hat Herr Kollege Heidel das
Wort.
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Heinrich Heidel (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen und
Kollegen! Die Debatte über den Antrag von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN betreffend an morgen denken – Zu-
kunftsenergie ist Klimaschutz – ist eine, die in wir in die-
sem Hause heute Morgen begonnen haben und jetzt mit
einer Unterbrechung fortführen. Der Vorschlag von
Herrn Grumbach, man hätte es zusammen diskutieren
können, ist einer der wenigen, die ich von seinen Ausfüh-
rungen mitgenommen habe. Das hatte ich, nachdem ich
die Tagesordnung gesehen hatte, auch gedacht.

Lassen Sie mich eine Vorbemerkung zu dem Thema Kli-
mawandel – Klimawandel ernst nehmen, Klimawandel
verhindern – machen. CO2-Minderung ist ein wichtiger
Baustein, um den Klimawandel zu verhindern. Das wollen
wir alle. Aber wir müssen auch wissen, über welche Grö-
ßenordnungen wir an der Stelle reden. Wenn wir von
Deutschland reden, reden wir von 3,4 % des weltweiten
CO2-Ausstoßes, in Hessen von 0,2 bis 0,3 % des weltwei-
ten CO2-Ausstoßes. Ich sage das einfach einmal, um es in
den weltweiten Rahmen zu stellen.Wir sind uns doch dar-
über einig, dass wir den Klimawandel nicht innerhalb der
Landesgrenzen Hessens stoppen können, sondern dass
wir unser Handeln wirklich größer ansetzen müssen.

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Das soll aber nicht heißen, dass ich diese Handlungen
nicht will, sondern ich will ganz deutlich sagen:Wir wollen
eine CO2-Minderung, aber ich werde im Laufe der Rede
noch darauf eingehen, unter welchen Kriterien.

Ich will zu Beginn etwas zu dem Antrag der GRÜNEN sa-
gen. Unter 62 Spiegelstrichen haben Sie nach meiner Auf-
fassung eine Bleiwüste verfasst. Sie haben Ihr Wahlpro-
gramm abgeschrieben. Ich weiß nicht, warum das Verfas-
sungsorgan Hessischer Landtag heute das Wahlprogramm
der GRÜNEN beschließen soll. Frau Kollegin Hammann,
das ist mir nicht ganz schlüssig geworden. Denn hier ist
weder der Ort noch das Gremium dafür, um Ihr Wahlpro-
gramm zu beschließen.

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. Ursula Ham-
mann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Auch Ihre Verengung des Begriffs Energie auf Klima-
schutz ist meiner Meinung nach falsch. Energie ist auch
Klimaschutz, aber Energieversorgung ist mehr. Das will
ich Ihnen deutlich machen.

Ich will nur noch etwas zu Ihren Zahlen sagen. Frau Kol-
legin Apel hat die Zahlen schon ins rechte Licht gerückt.
Ihre Zahlen sind gegriffen. Es gibt unterschiedliche Auf-
fassungen, und es gibt Wissenschaftler, die bei Ihren ein-
zelnen Punkten zu anderen Ergebnissen kommen.

Das ist unstrittig. Ich will aber, wenn ich Ihren Antrag
durchgehe, darauf verweisen, was mir aufgefallen ist, dass
Sie nämlich in jedem dieser Abschnitte unisono das Stich-
wort „Bürokratie“ aufgreifen. Drei Punkte befassen sich
mit der Bürokratie. Es ist mir bis heute aber nicht klar, wie
man mit Bürokratie eine Verminderung des CO2 errei-
chen könnte.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie müssen das richtig lesen!)

Ich will noch einen Punkt aufgreifen, der für diese einzel-
nen Abschnitte generell gilt: dass Sie nämlich wieder ei-
nen Angriff auf das Eigentum fahren. Wir sind es von Ih-
nen gewohnt, dass Sie das Eigentum angreifen. Sie versu-
chen wieder, das Eigentum zu verhaften. Sie versuchen,

das Eigentum in die Verantwortung zu nehmen. Da gibt es
Zwang; Sie wollen alles mit Verordnungspolitik bestrei-
ten.

Das wird nicht funktionieren. Es ist aufgrund der Rede-
beiträge meiner Vorredner auch deutlich geworden, dass
die Energiepolitik zahlreiche Politikfelder berührt, nicht
nur die Technologie, sondern auch die Ökonomie sowie
die Ökologie. Diese Effekte muss man bewerten, und da-
mit muss man umgehen können.

Wir müssen uns darüber einig sein, dass das Energieein-
sparen das größte Potenzial darstellt. Ich glaube, dass dies
unbestritten ist. Es ist auch unbestritten, dass das Energie-
einsparen im Gebäudebestand mit marktwirtschaftlichen
Elementen möglich ist, aber nicht mit staatlichen Verord-
nungen. Denn wir wollen den Eigentümer auf dem Weg
des Energiesparens mitnehmen. Wir wollen ihm dies we-
der verordnen noch überstülpen. Das hat etwas mit Ei-
genverantwortung zu tun sowie damit, dass wir andere
Rahmenbedingungen schaffen als Sie.

Ich will noch einmal darauf hinweisen: Ich glaube, dass wir
seinerzeit mit der Umweltallianz etwas auf den Weg ge-
bracht haben, was ein Erfolgsmodell gewesen ist und was
auch zunehmend Früchte trägt. Das war kein einfacher
Weg, dennoch war er richtig; und er muss fortgeführt wer-
den.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen die erneuerbaren Energien marktwirtschaft-
lich fortentwickeln. Die FDP-Fraktion steht – das sage ich
ganz deutlich – für eine intensive Erforschung alternativer
Energieformen, aber auch für die intensive Erforschung
von Kraftwerksformen.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

– Frau Hammann, auch Sie waren bei der Anhörung da-
bei. Es wurde soeben darüber diskutiert, weshalb die
Emissionseinsparung bei Kohlekraftwerken eine Utopie
sei. Wir haben darüber diskutiert, warum uns dies nicht
gelingen könne. Solarenergie und Wasserkraft wurden
von Ihnen aber bisher sträflich vernachlässigt. Was haben
Sie beim Wassergesetz nicht alles angestellt, um zu ver-
hindern, dass wieder kleine Turbinen ans Netz gegangen
sind.

(Beifall bei der FDP)

Gehen Sie durch das Land, und hören Sie sich an, dass
diese Energieform überall dort, wo sich früher viele Müh-
len befunden haben, über Jahre verhindert worden ist.
Hier gibt es Potenzial, das wir, so glaube ich, bisher noch
nicht zu schätzen wussten.

Nun zur Biomasse. Es ist zu schön, dass in diesem Zu-
sammenhang immer wieder auf Bayern verwiesen wird.
Als ich vor fast 13 Jahren in den Hessischen Landtag ein-
zog, habe ich mich als einer der Ersten über dieses Thema
informiert. Damals hat von Ihnen noch keiner darüber ge-
redet, Biomasseanlagen auf den Weg zu bringen.

Die Bayern hatten welche, zumeist kleine Anlagen, und
daher rührt die große Anzahl dieser Anlagen. Wenn man
einmal vergleichen würde, wie viele Biomasseanlagen es
in Hessen bzw. Bayern gibt, dann weiß ich nicht, wie das
Ergebnis ausfallen würde, weil unsere Anlagen in der Tat
etwas größer und moderner sind.

(Gernot Grumbach (SPD): Das ist ungefähr das
Zehnfache!)
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Das soll kein Vorwurf an die Bayern sein. Herr Kollege
Grumbach, das füge ich immer ein bisschen hinzu, wenn
Sie sich auf Bayern beziehen, aber nur ein bisschen.

(Gernot Grumbach (SPD): Mir tut es auch leid!)

Seien Sie ehrlich, und sagen Sie, wie es damals gewesen ist:
Damals ist nämlich nichts passiert.

Lassen Sie mich nun etwas zum EEG sagen. Die Reform
des EEG wird bundesweit diskutiert. Es ist richtig, dass
darüber diskutiert wird, das EEG zu verändern. Das EEG
legt bisher für gewisse Technologien Preise fest.Wenn wir
erneuerbare Energien wollen, dann werden wir sie zu-
künftig nicht unter einer Schutzhülle halten können.
Diese werden sich einem Markt stellen müssen. Ich will
auch unter den Anbietern erneuerbarer Energien einen
Wettbewerb haben. Ich sage ganz deutlich: Ein Wettbe-
werb unter den Anbietern erneuerbarer Energien muss
möglich sein, und deshalb ist das EEG zu überarbeiten so-
wie zu überprüfen.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube, ich habe schon einmal das Beispiel angeführt,
dass wir in Anbetracht der Kosten eines Windrades deut-
lich machen können, dass die Investitionskosten insge-
samt gesunken sind. Die Förderungsprozente sind ange-
hoben worden, sodass die Investitionskosten für Wind-
kraftanlagen in diesem Maße gesunken sind. Es gab in
weiten Teilen einen Mitnahmeeffekt, der von der Indus-
trie auch auf Kosten der Steuerzahler wahrgenommen
worden ist.

Nun zu den erneuerbaren Energien: Diese werden gerade
auch im Zusammenhang mit der Verminderung der CO2-
Emissionen eine große Rolle spielen. Ich glaube, in die-
sem Zusammenhang wird gerade die Biomasse eine wich-
tige Rolle spielen.

Herr Grumbach, Ihre Berechnungen, welche Flächen wir
benötigen würden, lasse ich einmal dahingestellt. – Die
Entwicklung, auch beim Pflanzenanbau, wird weiterge-
hen. Wir werden andere Pflanzen finden, die wir energe-
tisch verwerten können. Es wird daher keine Maismono-
kulturen geben, was als Szenario immer wieder heraufbe-
schworen wird, sondern es wird andere Energiepflanzen
geben, die auch auf ertragsschwachen Standorten das Er-
wirtschaften größerer Erträge möglich machen werden.
Ohne eine vernünftige Landwirtschaft wird in diesem Zu-
sammenhang nichts funktionieren. Die Landwirtschaft
wird im Bereich der Biomasse der Schlüssel zum Erfolg
sein. Deshalb brauchen wir eine intakte Landwirtschaft,
auch um Biomasse zu erzeugen.

(Beifall bei der FDP)

Jemand hat einmal gesagt, dass die Biomasse in diesem
Bereich genau das werden könne, was das Internet für die
Telekommunikationstechnik geworden sei. Das mag viel-
leicht ein bisschen hoch gegriffen sein, doch bin ich der
Meinung, dass wir, weil diese Energie speicherbar ist, auf
dem richtigen Wege sind. Wir werden über weitere Ener-
gieträger bzw. andere Möglichkeiten nachdenken müssen.
Forschungen werden notwendig sein.

Vor einiger Zeit ist von uns die Getreideverbrennung heiß
diskutiert worden. Das ist angesichts des momentanen
Getreidepreises sicherlich etwas, was in der Versenkung
verschwunden ist. Dennoch bin ich der Meinung, dass es
zukünftig auch darum gehen muss, Getreide, das nicht als
Futtermittel oder Lebensmittel geeignet ist, energetisch
zu verwerten. Ich denke, jeder, der der Meinung ist, dass

wir gegenüber ausländischen Getreidelieferungen eine
gewisse Autarkie erreichen müssen, wird meine Meinung
teilen, dass wir nämlich diese Möglichkeit der Getreide-
verbrennung nicht hintenanstellen sollten.

(Beifall bei der FDP)

Zu diesem regenerativen Energiemix, den wir wollen, ge-
hören a) Wirtschaftlichkeit und b) Energiesicherheit. Das
habe ich eben angesprochen, indem ich erläutert habe,
was zur Erzeugung von Biomasse gehört, dass in diesem
Zusammenhang eine funktionsfähige Landwirtschaft sehr
wichtig ist, vor allem die landwirtschaftlichen Flächen.
Wir müssen darüber nachdenken, was wir in den vergan-
genen Jahren mit den landwirtschaftlichen Flächen ge-
macht haben, wie wir damit umgegangen sind und wie wir
diese verprasst haben. Auch in diesem Zusammenhang
wird darüber nachzudenken sein, wie wir dies in Anbe-
tracht der Energieproduktion zukünftig werden betrach-
ten müssen.

Ich will aber noch einen Punkt ansprechen, der sicherlich
noch in weiter Ferne ist: den Biowasserstoff. Hierüber ist
schon häufig diskutiert und geschrieben worden. Es gab
auch diverse Veranstaltungen. Er ist immer wieder hinten-
angestellt worden, weil er noch ein bisschen Utopie ist.
Warum soll Biowasserstoff nicht auch eine Möglichkeit
sein, erneuerbare Energien für die Zukunft zu speichern?
Warum soll das Land Hessen in diesem Bereich nicht For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten unterstützen? Ich
möchte allen raten, dies nicht negativ zu begleiten, son-
dern auch diese Möglichkeit in Betracht zu ziehen und zu
sagen: Das ist eine Möglichkeit, lasst uns diese Chance
nutzen.

Diese Investitionen, die ich auch im Zusammenhang mit
dem Biowasserstoff angesprochen habe, sind sicherlich
Investitionen zum Klimaschutz und zur Ressourcenscho-
nung der Zukunft. Diese Investitionen haben etwas damit
zu tun, eine generationenübergreifende sowie generatio-
nengerechte Energiepolitik zu betreiben. Damit einher-
gehend könnte man es auch eine generationengerechte
Umweltpolitik nennen, wenn man den nachfolgenden Ge-
nerationen ausreichende Rohstoffpotenziale überlässt,
damit diese noch genügend Rohstoffe vorfinden werden.

Nun zu den akzeptablen Lebensbedingungen. Diese hän-
gen – das ist bereits gesagt worden – mit Klimaschutzan-
strengungen zusammen. Das ist aber auch mit wirtschafts-
politisch sinnvollen Investitionen zu begleiten. Ich sage
ganz bewusst: sinnvolle Investitionen.

Man muss wirklich hinterfragen, ob das, was an der einen
oder anderen Stelle im Zusammenhang mit der CO2-Dis-
kussion losgetreten wurde, wirtschaftspolitisch sinnvoll ist
bzw. noch in einem Kosten-Nutzen-Verhältnis steht. Es
kann nicht sein, dass gesagt wird: Ich will etwas machen,
und daher mache ich etwas. – Wir meinen, dies muss ver-
nünftig geregelt werden, damit es auch aus wirtschaft-
licher Sicht einen Sinn ergibt sowie einer vernünftigen
Kosten-Nutzen-Rechnung standhalten kann.

Nun zur regenerativen Wärmegewinnung bzw. Wärme-
nutzung: Hierzu hat sich mein Parteivorsitzender in den
vergangenen Tagen gegenüber der Presse geäußert. Auch
die Diskussion über die Wärmeschiene Rhein-Main füh-
ren wir seit einigen Jahren. – Frau Kollegin Hammann, da
sind wir noch nicht sehr viel weiter gekommen, dennoch
ist dies ein Ansatz.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): So sieht es aus!)
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– Ist das so? – Dies muss vertieft werden. Bei der regene-
rativen Wärmegewinnung, wie der Solarenergie und der
Erdwärme – da bin ich wieder bei etwas Innovativem –,
muss noch geprüft werden, wo die technische Machbar-
keit und Nutzbarkeit über Jahre zum Tragen kommen
müssen. Das sind Aufgaben, die die Politik wahrnehmen
muss. Sie muss Anstöße geben sowie fördern, gerade im
Bereich der Anwendungsforschung, die ich im Zu-
sammenhang mit der Senkung des Energiebedarfs sowie
der Erhöhung der Energieeffizienz angesprochen habe.

Das alles sind Punkte, wo Anstöße der Politik gefragt sind.
Die Anstöße können wir geben. Ich sage es noch einmal:
Durch die Umweltallianz haben wir es erreicht, dass viele,
viele Helfer ihre guten Ideen einbringen. Ich glaube, dass
wir dort auf einem Weg sind, der sicherlich dazu beitragen
wird, dass wir diese angewandte Technologieforschung in
Zukunft für uns verstärkt nutzen können. Ich bin ein biss-
chen enttäuscht, dass niemand ein Wort zum Thema Bio-
dieselbesteuerung gesagt hat. Das war ein hoffnungsvol-
les Pflänzchen. Ja, durch einen Federstrich der Bundesre-
gierung ist es plattgemacht worden. Ich habe hier kein
Wort dazu gehört.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Kollege, Sie müssen zum Ende kommen.

Heinrich Heidel (FDP):

Frau Präsidentin, ich komme zum Ende, mit der Hoff-
nung, dass wir mit dem, was in unserem Wahlprogramm
steht, das ich leider nicht vortragen kann – vielleicht ma-
che ich noch einen 62-Spiegelstrich-Antrag –, auf den Weg
kommen, dass wir nicht nur 15 %, Herr Kollege und Frau
Kollegin, aus regenerativen Energien erzeugen können,
sondern in Zukunft vielleicht sogar 25 %. Wenn wir das
im Jahre 2025 erreichen, sind wir auf einem guten Weg.
Daran sollten wir alle arbeiten.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dafür muss man etwas tun!)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Kaufmann hat das Wort zu einer Kurzintervention.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ver-
ehrter Kollege Heidel, das Problem ist doch ganz nüch-
tern zu betrachten. Vorhin wurde uns vorgehalten, nur
2 Promille oder 0,2 % des weltweiten CO2-Ausstoßes ent-
fällt auf Hessen, aber nur 1 Promille der Bevölkerung
weltweit. Das heißt, wir verbrauchen doppelt so viel wie
der Weltdurchschnitt. Der jetzige Weltdurchschnitt er-
zeugt schon erheblich zu viel CO2. Alle haben sich inter-
national auf eine Reduzierungsnotwendigkeit verstän-
digt. Ich kann sagen: Ich bin schon so alt, dass ich im Jahre
2050 nicht mehr leben werde. Aber hier sind einige, die
noch jung genug sind, und alle haben Kinder.

(Minister Karlheinz Weimar: Jung und rüstig!)

– Vielen Dank. Das werden wir nachher gleich testen. – Es
muss etwas geschehen. Sehr verehrter Herr Kollege Hei-
del, deshalb sind Anstöße durch die Politik schön und gut.

Es muss endlich etwas geschehen und Schluss sein mit den
vielen Verschiebungen in Form von Prüfaufträgen.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja!)

Was die Politik zurzeit fälschlicherweise macht und was
wir kritisieren: Sie gibt keine Anstöße, sondern wirkt eher
abstoßend. Wer sich in dieser Situation wie die Hessische
Landesregierung für den Neubau des weltgrößten Kohle-
kraftwerksblocks mit 8 Millionen t CO2-Ausstoß jährlich
einsetzt, der macht genau das Falsche. Das ist das Pro-
blem.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der SPD)

Deswegen: nicht länger prüfen und schwadronieren, was
es alles Schönes gibt, sondern endlich etwas tun. Des-
wegen diese Debatte, und deswegen müssen wir uns alle
anstrengen, auch die, die immer noch viel zu zurückhal-
tend sind. Herr Milde, Sie haben auch Kinder. Sie gucken
mich gerade so nett an.

(Gottfried Milde (Griesheim) (CDU): Sogar vier!)

– Vier sogar. Spätestens für die wird es bitter notwendig,
dass wir jetzt schnell damit anfangen, tatsächlich etwas
umzusetzen, und nicht nur weiter darüber reden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des Abg.
Gottfried Milde (Griesheim) (CDU))

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Heidel hat das Wort zur Erwiderung.

Heinrich Heidel (FDP):

Herr Kollege Kaufmann, ich bin an einem Punkt bei Ih-
nen: Wir müssen etwas tun. Das habe ich in meinen Aus-
führungen deutlich gemacht. Ich habe aber nur wenige
Punkte dazu vernommen, was getan werden muss. Wir
können als Politiker nicht so tun, als könnten wir in den
Feldern am Markt vorbei – auch da wird sich ein Markt
entwickeln – etwas bewegen. Wir müssen zum einen den
Markt beachten, und wir müssen zum anderen die Men-
schen mitnehmen.

Zweiter Punkt: Staudinger, Biblis. 90 % der hessischen
Energie kommen aus diesen Kraftwerken.

(Norbert Schmitt (SPD): Zurzeit nicht!)

Ich wiederhole noch einmal, was die Kollegin Apel gesagt
hat: eine Steigerung der Energieausbeute von 38 auf
46 %.

(Zuruf des Abg. Frank-Peter Kaufmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Was kann an Staudinger so schlecht sein, wenn das mit
den Neubauten erreicht wird? Die Energieeffizienz wird
gesteigert. Wir waren uns doch einig, dass Energieeffi-
zienz an der Stelle ein wichtiger Faktor ist.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU – Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): 3 Millionen t CO2 pro Jahr
mehr, das ist schlecht! – Zuruf der Abg. Ursula
Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))
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Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Für die Landesregierung hat Herr Staatsminister Dietzel
das Wort.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Herr Kaufmann, ich will Ihnen ein bisschen Hoff-
nung machen. Zu Ihrer Aussage, das Jahr 2050 nicht mehr
zu erreichen: Schauen Sie Herrn Kahl an, und schauen Sie
mich an. Der Jahrgang 1948 ist zäh. Wir bemühen uns, das
zu schaffen.

(Beifall)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Klimaschutz
ist in aller Munde, und das nicht erst seit dem Klimarat,
und seitdem Al Gore den Friedensnobelpreis bekommen
hat. Sie wissen auch, dass wir im Hessischen Landtag, zu-
mindest seit ich dabei bin, achteinhalb Jahre, darüber dis-
kutieren, zugegeben mit sich entwickelnden Meinungen.
Ich würde das einmal so darstellen.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja! Sie müssen nur schneller folgen!)

Herr Kaufmann, das war am Anfang ein bisschen anders.
Ich denke, wenn man sich die Entwicklung ansieht, stellt
man fest, dass die Einsichtigkeit in diesen achteinhalb Jah-
ren durchaus gewachsen ist, und zwar in allen Fraktionen.

Meine Rede ist überschrieben mit: Klimaschutz – Heraus-
forderung und Chance, Wettbewerb und Innovation. Das
ist vielleicht eine etwas andere Sichtweise als das, was die
GRÜNEN zumindest vom Grundsatz her mit ihren 53
Punkten beantragt haben, die sie im Antrag aufgelistet ha-
ben.Vor allem denke ich, dass die Industrieländer eine be-
sondere Verantwortung für den Klimaschutz haben und
damit logischerweise auch Hessen. Sie müssen einerseits
zur Vermeidung von Treibhausgasen beitragen, aber zum
anderen auch den entwickelten Ländern oder den Ent-
wicklungsländern beim Aufbau einer zukunftsfähigen
Energieversorgung helfen und damit die Anpassung an
den Klimawandel auf zweierlei Weise unterstützen.

Die Ziele des EU-Klimagipfels vom 8. und 9. März 2007
sind anspruchsvolle Ziele. Meine Damen und Herren, es
hilft uns gar nicht weiter, wenn wir versuchen, uns gegen-
seitig zu überbieten, sondern wir sollten versuchen, diese
Ziele zu erreichen. Ich nehme den Anstieg um 2º C als
Beispiel. Einer der Vorredner hat schon gesagt, dass wir in
Hessen bereits einen Anstieg um 0,9º C haben. Wir haben
also nur noch einen Spielraum von 1,1º C. Ich denke, das
sollte bei den Diskussionen und dem, was wir vorhaben,
beachtet werden.

(Norbert Schmitt (SPD): Sehr richtig!)

Die Ziele sind: Reduzierung der Treibhausgasemissionen
bis zum Jahre 2020 um 20 % gegenüber 1990, Verringe-
rung des Energieverbrauchs durch Effizienzsteigerung
um 20 %, Erhöhung des Anteils an erneuerbaren Ener-
gien auf 20 %

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie wollen Sie das erreichen?)

und EU-weite Verdreifachung des Anteils von Bioenergie
am Kraftstoffverbrauch. Ich glaube, dass das durchaus
möglich ist. Auch die Kabinettsklausur der Bundesregie-
rung in Meseberg hat mit ihren 29 Punkten grundsätzlich

die richtige Richtung vorgegeben. Denn auch da geht es
um Energieeffizienz, es geht um Gebäudesanierung, es
geht um erneuerbare Energien, um Forschungs- und Ent-
wicklungsanstrengungen, und da vor allem auf techni-
schem Gebiet. Ich denke dabei an Gas- und Dampfturbi-
nenkraftwerke, an die Abtrennung und Speicherung von
CO2, was wohl noch einige Jahre dauern wird. All diese
Dinge müssen verstärkt werden. Außerdem muss eine
Kosten-Nutzen-Analyse erstellt werden: mit wie viel Geld
dies am ehesten erreichbar ist.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns über Klimapoli-
tik unterhalten, müssen wir auch unbequeme Wahrheiten
ansprechen.

Erstens. Hessen ist keine Insel. Da möchte ich das auf-
greifen, was Heinrich Heidel gesagt hat: Hessen hat etwa
0,2 % der gesamten Weltemissionen an CO2, Deutschland
3 %. – Wenn man all das sieht, meine ich, dass man das
Klimaproblem nicht durch Nichtstun erledigen kann.

(Ursula Hammann und Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Dann tun Sie et-
was!)

Wir wollen dabei sein.Wir haben in den letzten Jahren be-
wiesen und werden das in den nächsten Jahren weiter be-
weisen, dass wir dabei sein wollen, diese Dinge weiterzu-
entwickeln und das, was wir weiterentwickelt haben, Herr
Kaufmann, auch anderen zur Verfügung stellen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Dann machen wir das! Die wenigen
Wochen, die Sie noch haben, sollten Sie trotzdem
nutzen!)

Meine Damen und Herren, bei der Diskussion über dieses
Thema sollte nicht vergessen werden, dass 45 % der CO2-
Emissionen aus den USA, aus China und Indien kommen.
Das bedeutet, dass wir uns mit denen über das Thema
unterhalten müssen. Es sollte in diesem Bereich nicht nur
Einzelkämpfer geben, sondern Mehrheiten in der Politik,
um aktiv zu werden.

Zweitens. Wir müssen uns an den niedrigsten CO2-Ver-
meidungskosten orientieren. Ich denke, dass das eine der
Voraussetzungen dafür ist, uns wirtschaftlich weiterentwi-
ckeln zu können.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir müssen uns an der maximalen
CO2-Vermeidung orientieren und dann die Kosten
minimieren!)

Das Klimaschutzkonzept Hessen 2012, das wir vorgestellt
haben, gibt eine ganze Anzahl von Maßnahmen bekannt.
Die Wirtschaft und die Verbraucher dürfen nicht in wirt-
schaftlich ruinöse Zwangssituationen getrieben werden.
Auch dies muss beachtet werden. Deswegen meine ich,
dass es sinnvoll ist, das nach vorne zu bringen, was am
meisten hilft: Wärmedämmung, Brennwerttechnik, effi-
zientere Motoren. Interessant ist in diesem Zusammen-
hang das Gutachten, das McKinsey vor etwa zwei Jahren
erstellt hat, das 300 Einzelmaßnahmen untersucht, vor al-
lem Effizienzmaßnahmen, Kraftwerksmodernisierungen.
Es kommt zu der Ansicht, dass, wenn der CO2-Handel mit
eingespeist wird, bis zu 26 % CO2-Minderung erreicht
werden können. Deswegen meine ich, dass wir uns unbe-
dingt mit diesem Thema beschäftigen müssen. Das wollen
wir auch.

Drittens. Meine Damen und Herren, wir können die Au-
gen nicht vor der Tatsache verschließen, dass ein gleich-



Hessischer Landtag  ·  16. Wahlperiode  ·  145. Sitzung  ·  13. November 2007 10265

zeitiger Ausstieg aus der Kohle- und Kernenergieproduk-
tion eine blanke Illusion ist, wenn wir die genannten CO2-
Werte erreichen wollen. Das sind 73 % der gesamten
deutschen Stromerzeugung, davon 28 % aus Kernenergie
und 45 % aus Stein- und Braunkohle. Ich weiß auch, wie
die Diskussion gelaufen ist, wie sie heute Morgen an ei-
nem ähnlichen Tagesordnungspunkt gelaufen ist.Aber ich
denke, dass wir in den nächsten Jahren weiterhin eine si-
chere Kernenergienutzung als eines unserer Ziele haben
werden. Dies haben wir in den letzten Jahren bewiesen.
Ich denke, dass wir die Begrenzung der Treibhausgase aus
fossiler Kohle auch durch die Deckelung der Energieer-
zeugung auf 453 Millionen t CO2 für 2008 bis 2012 errei-
chen können. Ich denke auch, dass die Kernenergie den
Zeitraum überbrückt, bis CO2-freie oder -schwache Tech-
niken marktgängig geworden sind. Meine Damen und
Herren, die Hessische Landesregierung unterstützt auch
das, was die Bundesregierung auf den Weg gebracht hat:
eine Aktivierung von Klimapotenzialen. Von 2006 bis
2009 sollen hier 15 Milliarden c in neue Technologien in-
vestiert werden. 17 Hightechsektoren werden in den Be-
reichen unterstützt. Ich glaube, dass das richtig und gut ist.

Meine Damen und Herren, sehen wir uns die hessischen
Klimainitiativen der letzten Jahre an, die wir auch fort-
führen wollen: einen optimierten Energiemix, sichere und
friedliche Nutzung der Kernenergie, rationelle Energie-
anwendung, Sicherung von regenerativen Energiequellen
und vor allem auch marktwirtschaftliche Instrumente wie
den internationalen Emissionshandel.

Das Klimaschutzkonzept, das wir im März dieses Jahres
vorgestellt haben, ruht auf drei Säulen:Anpassung an den
Klimawandel, CO2-Vermeidung durch Innovation und

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Grüne Energie!)

internationaler Emissionshandel. 55 auf Landesebene
durchsetzbare Maßnahmen haben wir vorgeschlagen.Wir
haben dort auch ein konkretes Ausbauziel genannt. Bis
zum Jahr 2015 sollen 15 % der verbrauchten Energie aus
erneuerbaren Energien und nachwachsenden Rohstoffen
erzeugt werden.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Biblis steht seit über einem Jahr still!)

Außerdem sollen Gebäudeenergieeffizienz und moderne
Technologien für einen verbesserten Klimaschutz ange-
wandt werden.

Vor allem geht es aber auch um regionale Anpassungs-
maßnahmen und regionale Wertschöpfung, die hier ein
Thema sind.Wir werden dies noch weiter nach vorne trei-
ben.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns über Klimaver-
änderungen unterhalten, so müssen wir feststellen: Hes-
sen ist heute schon durch den Klimawandel betroffen. Ich
denke nur an die Sturmschäden durch Kyrill oder die
Hochwasserereignisse an Lahn und Dill vor etwa einem
Jahr, die uns das bewiesen haben. Sicherlich müssen wir in
diesem Bereich weitergehen. Wir haben das Hessische
Landesamt für Umwelt und Geologie beauftragt, hier
weiter aktiv zu sein, sodass insgesamt neun weitere Unter-
suchungen durchgeführt wurden zu Auswirkungen der
Klimafolgen und entsprechenden Reaktionen auf Land-,
Wasser- und Forstwirtschaft.

Meine Damen und Herren, wer einen zukunftsfähigen
Klimaschutz betreiben will, muss es auch mit modernster
Kohletechnologie tun. Man darf sich dieser modernen

Kohletechnologie nicht verweigern. Hier meine ich die
Steigerung der Wirkungsgrade und die Möglichkeit, alte
Anlagen abzuschalten. Ich denke, dass das einer der Er-
folge des Emissionshandels ist; denn die Gesamtemissio-
nen wurden gedeckelt.Von daher gehe ich davon aus, dass
sich nur die wettbewerbsfähigsten Energieanlagen am
Markt halten werden.

Sicher brauchen wir zur energetischen und stofflichen
Biomasse eine Strategie. Wir haben sie veröffentlicht, vor
allem zur regionalen Wertschöpfung, wie ich es gerade
schon angedeutet habe: Feststoffe aus der Forstwirtschaft,
vor allem zur Wärmenutzung, Biogas zur Nutzung der
Kraft-Wärme-Kopplung, lokale Nahwärmenetze und bio-
gene Kraftstoffe für Mobilitätszwecke.

Meine Damen und Herren, ich denke, dass wir hier noch
nicht am Ende der Entwicklung angekommen sind und
bei der Förderung von Biomassenutzung folgende Krite-
rien zugrunde legen müssen: Vorhandensein effizienter
Technik und vor allem – das war vorhin ein Thema – aus-
reichende Rohstoffpotenziale, die vorhanden sein müs-
sen. Ich gehe davon aus, dass die zweite Generation in we-
nigen Jahren so weit sein wird, dass von einem Hektar
landwirtschaftlicher Nutzfläche wesentlich mehr her-
untergeholt werden kann. Zu diesem Zweck gibt es seit
vorigem Jahr einen Forschungsauftrag von VW Niedersa-
chen, Brandenburg und Hessen. BtL, also Kraftstoff aus
Biomasse, soll uns ermöglichen, 5.000 l Rapsöl pro Hektar
zu ernten statt heute 1.500 l. Das ist die nächste Genera-
tion.

Es geht sicherlich auch um die Nachhaltigkeit, und das
wird von einem Professor inszeniert, der in Witzenhausen
ökologischen Landbau lehrt.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Herr Minister, einen Augenblick. – Meine Damen und
Herren, hier ist ein unglaublicher Lärmpegel. Ich möchte
alle bitten, die Gespräche leiser zu führen oder herauszu-
gehen.

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Meine Damen und Herren, es geht sicher auch um For-
schung und Entwicklung. Ich will hier nur einen Bereich
ansprechen. Das ist die Frage, ob wir wissenschaftliche
Begleitung finanzieren bei der Produktion von Biogas
und der Möglichkeit, sie ins öffentliche Erdgasnetz einzu-
speisen. Ich bin fest davon überzeugt, dass dann der
Durchbruch bei den Biogasanlagen geschafft ist.

Ich denke, dass man hier nicht einfach nur auflisten sollte,
wie die zukünftige Entwicklung ist, sondern man muss
auch die Frage stellen, welche Einzelwirkungen man hat,
welche Umsetzungszeiträume bestehen und welche Fi-
nanzierungsmöglichkeiten es gibt. Ich glaube, dass wir
durch das hessische Klimaschutzkonzept den Weg gewie-
sen haben, das auf fundierten Grundlagen des For-
schungsvorhabens INKLIM 2012 basiert. Vor allem die
Ermittlung der CO2-Abnahme und jede Teilmaßnahme
erlegen Minderungskosten auf. Dies sollten wir mit über-
prüfen. Ich denke auch, dass das von der Bundesregierung
im Sommer dieses Jahres vorgelegte integrierte Energie-
und Klimaprogramm etwas Richtiges ist, was wir weiter
anstoßen wollen.
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Meine Damen und Herren, heute Morgen gab es schon
eine Diskussion, ob das Tempolimit von 130 km/h uns in
diesem Bereich weiterbringt. Hier rechnet man mit einer
Kraftstoffeinsparung von etwa 1 bis 2 %.Wenn man sieht,
dass der Pkw-Verkehr 12 % der gesamten CO2-Emissio-
nen in Deutschland ausmacht, will ich Ihnen eines sagen:
Zur Lösung eines globalen Problems ist ein generelles
Tempolimit auf deutschen Autobahnen ungeeignet.

(Beifall des Abg. Klaus Dietz (CDU))

Wir werden noch vor der Wahl, wahrscheinlich im De-
zember, einen Aktionsplan zum Klimaschutz vorstellen:
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel, Projekte
zur Senkung des Energieeinsatzes,Vermeidung von Treib-
hausgasen, was geringste CO2-Vermeidungskosten nach
außen darstellt, aber vor allem auch den Wettbewerb der
Technologien weiter ermöglicht. Hessen kann so zu einem
Innovationsmotor für den Klimaschutz werden. Genau
das wollen wir.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Heinrich Heidel
(FDP))

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Frau Pauly-Bender hat das Wort zu einer Kurzinterven-
tion.

Dr. Judith Pauly-Bender (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich habe mich auf die Worte des zuständigen Minis-
ters zu Wort gemeldet und möchte ihm gerne aus unserer
Region, die sich im Moment damit auseinandersetzt, ob
am Standort Staudinger ein Block 6 gebaut werden soll,
die schönen Grüße von denjenigen übermitteln, die
30.000 Unterschriften zusammengetragen haben, mit der
Botschaft, dass Ihre Worte, Herr Minister Dietzel, in der
Region in keiner Weise ankommen. Dort hat man viel-
mehr das Empfinden, dass Sie, wie eben vorgetragen,
wahlkampfbedingt mit einem energiepolitischen Aktions-
plan noch in Erscheinung treten wollen, zu dem sehr lange
Zeit in Hessen gewesen wäre, wenn Sie diesen Auftrag
ernst genommen hätten.

Dort wird auch eine Diskrepanz zwischen dem wahrge-
nommen, was die Bundeskanzlerin von allen Bundeslän-
dern erwartet, und dem, was in Hessen getan wurde. Dort
wird auch eine Diskrepanz zu dem wahrgenommen, was
Sie vorgetragen haben. Sie wollten Hessen zu einem Tech-
nologiestandort für neue Energien machen. Sie hätten
Gelegenheit dazu gehabt.

In unserer Region ist das Bedürfnis der Bürgerinnen und
Bürger, die sich gegen den Block 6 wenden, jetzt etwas für
den Klimaschutz in Hessen zu tun, infrage zu stellen, ob
der Standort Staudinger eine Produktionsstätte sein muss
für die Energie anderer Bundesländer, ob wir Überkapa-
zitäten im Ballungsraum produzieren müssen. Dort stellt
man sich die Frage, ob Sie mehr zu bieten haben als Lip-
penbekenntnisse, wenn Sie sagen, Sie wollen auch für re-
gionale Wertschöpfung sorgen. Die regionale Wertschöp-
fung am Standort Staudinger sieht so aus, dass die Klein-
kommune Großkrotzenburg 3 Millionen c in ihrem
Haushalt hat, während Hannover 400 Millionen c im
Landeshaushalt hat.

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Dr. Judith Pauly-Bender (SPD):

Ich komme zum letzten Satz. – Wir alle gemeinsam, die
wir gegen den Ausbau dieses Blocks 6 sind, sind der Auf-
fassung, dass eine energiepolitische Wende mit der CDU-
Landesregierung nicht kommen wird. Wer sie haben will,
ist gut beraten, andere Parteien zu wählen, ganz be-
sonders die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Frau Kollegin, ich darf sagen, das war am Rande dessen,
was eine Kurzintervention ermöglicht. Ich bitte, das zu be-
achten.

(Axel Wintermeyer (CDU): So ist es! Jetzt hätte
nur noch gefehlt, dass gegendert worden wäre!)

Wilhelm Dietzel, Minister für Umwelt, ländlichen Raum
und Verbraucherschutz:

Frau Kollegin Pauly-Bender, Sie werden verstehen, dass
wir diese Dinge anders sehen. Wenn man sich die Ergeb-
nisse der Anhörung betrachtet und sieht, dass dabei her-
ausgekommen ist, dass die Effizienz des Blockes 6 we-
sentlich höher ist als die der drei dann abzuschaltenden
Blöcke – von 38 auf 46 % –, dann müssen wir auch alle
diese Dinge in unsere Überlegungen einbringen. Wir ha-
ben das verantwortungsvoll zu behandeln. Die Bürger
wollten ein Raumordnungsverfahren, und der Minister-
präsident hat entschieden, dass es ein Raumordnungsver-
fahren gibt. Das ist verantwortungsvoll gegenüber den
Bürgern.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ruth Wagner:

Meine Damen und Herren, ich möchte die Fraktion der
GRÜNEN fragen, ob über den Entschließungsantrag so-
fort abgestimmt werden soll. – Man muss fragen. Manch-
mal werden sie trotzdem überwiesen. – Sie möchten, dass
darüber abgestimmt wird. Dann kommen wir dazu.

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN betreffend an morgen denken – Zu-
kunftsenergie ist Klimaschutz, Drucks. 16/8067, zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Wollten die
GRÜNEN nicht zustimmen? Vielleicht liegt es am Titel:
„An morgen denken“, dass sie heute fast vergessen hät-
ten, abzustimmen.

(Heiterkeit)

Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist bei Ent-
haltung der SPD gegen die Stimmen der GRÜNEN der
Antrag mit den Stimmen von CDU und FDP abgelehnt.

Wir kommen zum nächsten Punkt der Tagesordnung, und
ich bitte, etwas leiser zu sein und dahinten keine Stehkon-
vente zu halten, sondern hinauszugehen oder sich zu setzen.

Wir fangen jetzt mit Punkt 4 an:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Fest-
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stellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das
Haushaltsjahr 2007 (Nachtragshaushaltsgesetz 2007) –
Drucks. 16/7918 –

Die Redezeit beträgt 15 Minuten. Ich nehme an, dass Herr
Weimar den Gesetzentwurf einbringen wird. – Sie haben
das Wort.

Karlheinz Weimar, Minister der Finanzen:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich lege Ih-
nen heute den Nachtragshaushalt 2007, wie angekündigt,
vor. Nachtragshaushalte bieten regelmäßig eine etwas an-
dere Perspektive als Haushalte. Ein Haushalt ist für das
Folgejahr konzipiert.Alles ist noch sozusagen im Dunkeln
im Hinblick auf Steuereinnahmen und sonstige Punkte.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): So sehen Sie die Zukunft? Beim Ge-
danken an den Wahltag kann das sein!)

Beim Nachtragshaushalt ist es mit Stand heute so, dass wir
bis inklusive Oktober Einnahmen und Ausgaben beurtei-
len können und damit zu einer fundierteren Bewertung
kommen können. Ich sage dem Hohen Hause auch – das
wissen die Finanzpolitiker –, der Dezember ist ein extrem
steuerstarker Monat, der letztlich das endgültige Ergebnis
des Jahres prägt. Ich glaube aber, dass man nach zehn Mo-
naten insgesamt einigermaßen sicher sagen kann, wo wir
stehen.

Der Nachtragshaushalt ist an einer Stelle außerordentlich
erfreulich. Er ist der geschriebene Beleg dafür, dass Hes-
sen ein ungewöhnlich starkes Land ist, und zwar wirt-
schaftsstark und steuerstark. Es hat sich in den vergange-
nen Jahren ausgezeichnet entwickelt.

(Norbert Schmitt (SPD): Es hat aber eine schwache
Regierung!)

Insbesondere nach dem Jahr 2000 hat Hessen, wie das bei
einem Land, das stark auf Dienstleistungen abgestellt ist,
häufig der Fall ist, durch den Abschwung der Weltwirt-
schaft und auch der Wirtschaft in Deutschland sehr stark
gelitten. In diesen Tagen können wir feststellen, dass wir
für eine aussichtsreiche Zukunft extrem gut aufgestellt
sind. Wir haben zwischenzeitlich auch in schwierigen Zei-
ten Enormes geschafft.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Man sollte sich einmal die Diskussionen der letzten Jahre
und unsere Schwerpunkte anschauen. Dies waren Bil-
dung,Wissenschaft,Wirtschaft und innere Sicherheit.Wer
das tut, sieht, mit welcher Konsequenz und welchem
Nachdruck wir zu diesen Themen etwas in Hessen voran-
gebracht haben. Er erkennt, dass der Entwurf des Nach-
tragshaushalts und der Ablauf des Haushalts des Jahres
2007 sozusagen der Beleg dafür sind, dass sich unser
Bundesland Hessen sehr positiv entwickelt hat.

Es gibt die Phasen der Aussaat, der Pflege und der Ernte.
Wir haben hier über grüne Technologien und Sonstiges
gesprochen. Man kann an dieser Stelle sagen, dass wir zu-
nehmend das ernten, was wir nach harter Arbeit in den
letzten Jahren an strukturellen Veränderungen in diesem
Land vorgenommen haben. Die Investitionen in die Zu-
kunft, die wir getätigt haben, sind erfolgreich. Sie sind für
uns wirtschaftlich und steuerlich von außerordentlicher
Bedeutung. Ich bin ein wenig stolz darauf, dass sich dies
auch im Entwurf des Nachtragshaushalts so niederschlägt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Das ist nicht Glauben und Hoffen. Vielmehr gibt es ein
untrügliches Zeichen dafür, wie sich die Dinge entwi-
ckeln. Das ist das Steueraufkommen, das in einem Land
zu verzeichnen ist.

Die Steuereinnahmen haben sich in diesem Jahr mit ei-
nem Plus von rund 1,5 Milliarden c in Hessen auf das Er-
freulichste entwickelt. Ich möchte in diesem Zusammen-
hang etwas sagen. Denn das ist hier immer ein Streit-
punkt. Das ist erneut der Beleg dafür, dass sich bei der
Aufstellung dieses Haushalts die von mir immer wieder
geäußerte These: „Vorsichtig planen und immer besser
werden“, in vollem Umfang wieder einmal bewahrheitet
hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Norbert
Schmitt (SPD): Es ist um keinen Cent besser ge-
worden! – Reinhard Kahl (SPD): Was ist besser ge-
worden?)

Ich hätte es mir an dieser Stelle einfacher machen kön-
nen. Ich hätte schon bei der Aufstellung des Haushalts für
das Jahr 2007 diese optimistischen Zahlen einstellen kön-
nen. Es ist gelegentlich geboten, darauf hinzuweisen, dass
dies im Vergleich zu anderen möglicherweise eine andere
Art und Weise ist, Haushaltspolitik zu machen. Ich bin
stolz darauf, dass sich das so entwickelt hat und fortsetzt.

(Norbert Schmitt (SPD): Ich weiß gar nicht, wovon
er redet!)

Angesichts dieses allgemeinen Konjunkturklimas sind wir
keineswegs allein.

(Axel Wintermeyer (CDU): Wir haben die Mehr-
heit der Bevölkerung hinter uns!)

Das wirkt sich auch bei allen anderen Bundesländern aus.
Aber die Schattenseite der Entwicklung ist hier ebenfalls
zu sehen. In Ermangelung einer gleichmäßig erfolgrei-
chen Entwicklung in den übrigen Bundesländern muss
Hessen – ich sage in Klammern dazu: als praktisch einzi-
ges Bundesland – fast 50 % dieser Steuermehreinnahmen
an die anderen Bundesländer abgeben. Wahrscheinlich
wird auch Bayern noch einen kleinen Betrag zusätzlich
abgeben müssen.Alle anderen Bundesländer werden ent-
weder mehr bekommen oder weniger geben. Angesichts
der 16 Bundesländer ist das natürlich die betrübliche
Seite der Bilanz, dass wir zu den Stärksten in Deutschland
gehören.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Ich werde darauf noch dezidierter eingehen.

Der volkswirtschaftliche Output hat sich in Hessen in
ganz außerordentlich positiver Weise entwickelt. Damit
ist Hessen auch über die Zahlungen in den Länderfinanz-
ausgleich zum Leistungsträger Nummer eins in Deutsch-
land geworden. Sie erinnern sich noch an die Diskussio-
nen darüber, wer den Länderfinanzausgleich zu tragen
hat. Da war es immer so, dass da jeder gesagt hat: Das sind
Bayern und Baden-Württemberg.

Wir liegen mittlerweile Lichtjahre vor Bayern und Baden-
Württemberg, obwohl die Einwohnerzahl nur halb so
groß wie in diesen Länder ist. Das heißt, wir zahlen so-
wohl absolut als auch pro Kopf mehr als diese Länder. Bei
der Abrechnung pro Kopf kommt man fast schon über-
haupt nicht mehr rechnerisch hin. Ich erlaube mir, mit ei-
nem gewissen Stolz zu vermerken, was sich in Hessen
mittlerweile getan hat.
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Ich habe immer wieder zwei Schlagworte genannt, näm-
lich Konsolidieren und Investieren. Dank der „Operation
sichere Zukunft“ ist es gelungen, seit dem Jahr 2002 rund
2,4 Milliarden c bei den Personalkosten einzusparen.
Gleichzeitig haben 3.600 Bedienstete neue Jobs in der
Verwaltung bekommen, ohne dass sie an ihrer alten Stelle
durch externe Einstellungen ersetzt wurden. Wir haben
unsere Ausgaben im Griff und so die Basis dafür geschaf-
fen, Investitionen tätigen zu können, die sich nach und
nach auszahlen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das stimmt auch nicht!)

Ich will das an dieser Stelle sagen, weil das alles nicht
selbstverständlich ist. Wir haben seit dem Jahr 1999 rund
3 Milliarden c zusätzlich in Hessen in die Bildung inves-
tiert. Im Vergleich zum Regierungswechsel haben wir jetzt
4.300 Lehrer und 2.100 Referendare mehr. Das kann sich
doch sehen lassen. Das ist eine außergewöhnliche Leis-
tung.

(Beifall bei der CDU)

Im Jahr 2007 haben wir wiederum 200 Millionen c mehr
in die Hochschulen investiert. Das Geld wird auch wei-
testgehend abfließen. Das war in der Vergangenheit nicht
immer der Fall.

Wir investieren rund 1,2 Milliarden c jährlich in unsere
Hochschullandschaft. Wegen des Hochschulpakts ist die
Tendenz steigend.

Zwischenzeitlich haben wir das Programm HEUREKA
beschlossen. 3 Milliarden c werden bis zum Jahre 2020
dazu führen, dass wir in Hessen praktisch völlig neue Uni-
versitäten haben werden.

Das werden übrigens dann auch unter ökologischem Ge-
sichtspunkt moderne und sparsamste Gebäude sein, die
wir dabei errichten. Wenn Sie sich anschauen, in welchen
Immobilien die Hochschulen zum Teil untergebracht sind,
dann werden Sie erkennen, was wir bei dieser Gelegen-
heit mit regeln können.

Ich habe mich übrigens fürchterlich über das geärgert, was
Sozialdemokraten und GRÜNE hinsichtlich der Frage sa-
gen, wie sie ökologisches Wirtschaften vorangetrieben
hätten. Als ich 1999 Finanzminister wurde, habe ich ein
Haus übernommen, das zum Innenhof von oben bis unten
verglast ist. Sie kennen es. Es ist einlagig verglast und hat
einen Stahlrahmen. Die Heizung hatte nur zwei Aggre-
gatzustände, heiß oder kalt.

(Axel Wintermeyer (CDU): Richtig!)

So sah das aus, was Sie hinterlassen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Hören Sie doch auf, zu erzählen, was Sie alles gemacht ha-
ben.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Jetzt haben Sie es verkauft!)

Wir haben jetzt für die Landesimmobilien ein CO2-Min-
derungsprogramm im Umfang von 50 Millionen c vorge-
sehen.

(Axel Wintermeyer (CDU): Sie haben geredet, wir
handeln!)

Wir machen das ganz massiv und nachdrücklich. Wir ma-
chen das.

(Norbert Schmitt (SPD): Ihr habt das Finanzminis-
terium doch verkauft!)

Wir haben dafür gesorgt, dass die Gebäude an der Uni-
versität Frankfurt schneller erstellt werden. Auch an den
anderen Hochschulstandorten befinden wir uns mittler-
weile ganz klar in den Planungsphasen.

(Norbert Schmitt (SPD): Sie haben es verkauft!)

Wir reden nicht über die Dinge, wie Sie es gemacht haben,
als Sie im wahren Leben die Verantwortung hatten.

Auch beim Straßenbau sind wir mittlerweile bei fast 80
Millionen c angekommen. Wir haben 50 Bauingenieure
eingestellt, damit wir die Planungen voranbringen kön-
nen.Wir haben die Mittel für die Planungen externalisiert.
Sie sind nicht mehr, wie es unter Rot-Grün der Fall war, in
den Baumitteln enthalten.Wir haben vor, das im nächsten
Jahr auf 100 Millionen c zu steigern. Wir hoffen, dass der
Hessische Landtag dem zustimmt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Das ist Strukturpolitik. Das sind die Maßnahmen, die sich
später über die Steuereinnahmen auszahlen. Darin ist die
Zukunft unseres Landes begründet und in sonst gar
nichts. Das spiegelt sich immer in unseren Haushalten der
letzten Jahre wider.

Wir haben darüber hinaus dieses Jahr 400 Polizeianwärter
eingestellt. Im kommenden Jahr wird deren Zahl auf 550
erhöht werden.

Sie sehen also: Der Dreiklang Wirtschaft, Bildung und in-
nere Sicherheit ist bei der von der CDU geführten Lan-
desregierung bestens aufgehoben. Hier bewegt sich etwas.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Weih-
rauch!)

Im Jahr 2006 hatten wir die niedrigste Nettoneuverschul-
dung seit dem Jahr 1990. Außerdem hatten wir das nie-
drigste Haushaltsdefizit seit dem Jahr 1972.

(Reinhard Kahl (SPD): Jetzt geht es wieder nach
oben! – Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Jetzt steigt es wieder!)

Lassen Sie mich gleich darauf eingehen.

Im Dezember 2006 hatten wir noch ursprünglich eine
Nettoneuverschuldung von 880 Millionen c vorgesehen.
Wir haben mit 580 Millionen c abgeschlossen.

Ich bin für das laufende Haushaltsjahr vorsichtig optimis-
tisch, dass wir uns noch ein bisschen verbessern können.
Ich kann aber eine andere Bewegung nicht ausschließen.
Ich habe deshalb die Position des soliden Haushälters
auch für den Entwurf des Nachtragshaushalts für das Jahr
2007 nicht verlassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Frank-Peter
Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ach
du liebe Zeit!)

Wir haben deshalb in dem Entwurf des Nachtragshaus-
halts für dieses Jahr die Nettoneuverschuldung auch nicht
abgesenkt. Wir werden im Januar oder Februar 2008 se-
hen, wie weit wir da gekommen sind.

Von viel größerer Bedeutung als kurzfristige Effektha-
scherei ist nämlich, dass wir uns seit dem Herbst 2005 auf
einem kontinuierlichen und verlässlichen Kurs der lang-
fristigen Absenkung der Nettoneuverschuldung befinden.
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(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wie bitte?)

Seitdem haben wir dank der eingeleiteten Konsolidie-
rungsschritte und der robusten Wirtschaftsentwicklung
von Jahr zu Jahr weniger Schulden aufnehmen müssen.
Einen ausgeglichenen Haushalt haben wir dabei ganz fest
im Blick.

Allerdings schulden wir unseren Kindern mehr, als nur
sparsam zu wirtschaften. Gleichzeitig haben wir die Ver-
pflichtung, konstant in die Zukunft dieses Landes und sei-
ner Bürger zu investieren. Spätestens im Jahr 2011 – ich
lege Wert auf das Wort „spätestens“ – werden wir unter
diesen Voraussetzungen in Hessen einen ausgeglichenen
Haushalt haben.

Ich habe auch den Ehrgeiz, der erste Finanzminister seit
dem Jahr 1961 zu sein – so glaube ich –, der für Hessen den
Entwurf eines ausgeglichenen Haushalts vorlegt. Sie wer-
den sehen, das werden wir erreichen.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben in diesem Jahr wieder solide gewirtschaftet.
Wenn Sie sich den Entwurf des Nachtragshaushalts anse-
hen, werden Sie erkennen, dass die Planungen des Solls
für das Jahr 2007 zu nahezu 100 % durch den laufenden
Haushalt bestätigt wurden. Die sich zwangsläufig erge-
benden Veränderungen, die jedes Haushaltsjahr mit sich
bringt, saldieren sich nahezu auf null. Beispielsweise müs-
sen wir bei der Justiz Mehrausgaben, Minderausgaben
und den Rückgang der Katastergebühren verkraften. Da-
für verzeichnen wir aber ebenfalls in dieser Größenord-
nung Minderausgaben für Zinsen und eine Nettoentlas-
tung beim Wohngeld.

Alles in allem saldieren sich die Be- und Entlastungen
komplett. Unter dem Strich ist sogar noch eine Verbesse-
rung des Haushalts festzustellen.

Schaut man sich die bereits angesprochenen vier beson-
deren Effekte an, erkennt man, dass es sich um folgende
Positionen handelt: Die Verschiebung des Verkaufs des
Portfolios Leo III, die vorgezogene Spitzabrechnung des
Kommunalen Finanzausgleichs, die Besoldungs- und Ta-
riferhöhung und die Einzahlung in den Länderfinanzaus-
gleich.

Zu Leo III: Wir hatten hervorragende Angebote. Es ha-
ben praktisch alle, die auf dem deutschen Markt in irgend-
einer Weise an solchen Portfolios interessiert sind, Ange-
bote abgegeben. Die indikativen Angebote waren hervor-
ragend. Sie haben einen Hinweis darauf gegeben, dass wir,
von der finanziellen Größenordnung her gesehen, in die
Rendite des Projekts Leo I hineinwachsen können, sodass
sich die Sache sehr gut entwickelt hat.

Aufgrund der Krise der Finanzmärkte sind innerhalb von
48 Stunden die meisten Interessenten abgesprungen. Die-
jenigen, die verblieben sind, haben Angebote abgegeben,
die vielleicht noch eben vertretbar gewesen wären, aus
meiner Sicht jedoch den Renditevorstellungen nicht ent-
sprochen haben, die wir verfolgen müssen, um dieses Ver-
fahren auch langfristig gegenüber dem Land Hessen ver-
treten zu können.Wir verkaufen unsere Immobilien nicht
auf Gedeih und Verderb. Deswegen habe ich die Sache
abgesagt. Wir verkaufen die Immobilien nur dann, wenn
es für das Land tatsächlich rentabel ist. Das haben wir bei
diesem Immobilienportfolio eindrucksvoll nachgewiesen.

Allerdings muss man eines sehen: Uns fehlen nun auf der
Einnahmenseite 400 Millionen c, die eingeplant waren.

Die hätten wir, wenn wir verkauft hätten, zwar fast noch
erreicht, wir haben aber stattdessen immer noch das ent-
sprechende Immobilienvermögen.Wenn Sie also die Situ-
ation im Hinblick darauf betrachten, wie sich der Haus-
halt 2007 entwickelt hat, dann nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, dass wir zwar auf der einen Seite einen Einnah-
meverlust haben, auf der anderen Seite das Immobilien-
portfolio aber immer noch uns gehört.

Der zweite Punkt betrifft das Vorziehen der Spitzabrech-
nung. Ich habe mit den Kommunalen Spitzenverbänden
darüber gesprochen, die Spitzabrechnung vorzuziehen,
und zwar deshalb, weil wir seit 2001 bei den Kommunalen
Spitzenverbänden zweimal die Hälfte der Mittel, die wir
zu bekommen hatten, schon im Jahr vorher eingezogen
haben. Deshalb war angesichts der Liquiditätssituation
jetzt der Zeitpunkt gekommen, den Kommunen eine
Gegenleistung zu erbringen. Das habe ich schon vor den
Sommerferien in den Chefgesprächen mit den Kommu-
nalen Spitzenverbänden thematisiert. Die SPD-Fraktion
hat sich diesem Vorschlag dankenswerterweise insoweit
angeschlossen. Wir haben also im Jahr 2007  238 Millio-
nen c weniger in der Kasse, weil wir schon in diesem Jahr
den Kommunen das Geld ausbezahlen, das wir eigentlich
erst nächstes Jahr zahlen müssten.Aufgrund dieser beiden
Positionen relativiert sich das Abschneiden des Haushalts
2007.

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Minister, die vereinbarte Redezeit der Fraktionen ist
abgelaufen.

Karlheinz Weimar, Minister der Finanzen:

Als dritter Punkt sind die Besoldungs- und Tariferhöhun-
gen zu nennen, für die 105 Millionen c zusätzlich in den
Haushalt aufgenommen worden sind. Ich stehe als Fi-
nanzminister ausdrücklich dazu, dass unsere Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter, die seit 2004 keine Erhöhung mehr
bekommen haben und darüber hinaus durch die „Opera-
tion sichere Zukunft“ harte Einschnitte zu verkraften hat-
ten, an der Stelle etwas bekommen.

Damit komme ich zum Thema Länderfinanzausgleich.
Wir müssen insgesamt rund 760 Millionen c mehr in den
LFA einzahlen.Außerdem kommen noch einmal 70 Milli-
onen c an Grunderwerbsteueraufkommenszahlungen an
die Gemeinden hinzu. Somit sind 830 Millionen c weg.
Meine Damen und Herren, das sind 50 % dessen, was wir
an Steuern mehr eingenommen haben. Ich habe es eben
schon gesagt: Praktisch musste kein Bundesland mehr
Mittel abgeben. Alle haben mehr bekommen, konnten
ihre Steuereinnahmen in voller Höhe behalten, während
Hessen die Hälfte der Steuermehreinnahmen abgeben
muss. Unsere Zahlungsverpflichtung ist auf 3,2 Milliar-
den c gestiegen. Nach unserem Kenntnisstand hat es das
noch nie gegeben, dass ein Land 3,2 Milliarden c in den
Länderfinanzausgleich zahlen musste. Wir hatten jeden-
falls noch nie auch nur annähernd Zahlungen in dieser
Höhe zu leisten. Wenn man diesen Betrag in Steuerein-
nahmen umrechnet, dann ist es so, dass die hessische Be-
völkerung die ersten zweieinhalb Monate eines Jahres al-
lein für die Zahlungen in den Länderfinanzausgleich ar-
beitet. Das ist schon allerhand.

Ich habe in den vergangenen Jahren immer wieder und
ohne Wenn und Aber klargestellt, dass Hessen zu seinen
Pflichten im Länderfinanzausgleich steht.Aus Stärke folgt
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auch Verantwortung. Diesem Prinzip stellen wir uns vor-
behaltlos. Es kann allerdings nicht sein, dass ein Land im
wahrsten Sinne des Wortes ständig gemolken wird. Wir
stellen fest, dass durch den LFA im Verhältnis von Geber-
und Nehmerländern nicht nur die Finanzkraftreihenfolge
durcheinandergebracht wird, sondern das System auch im
Verhältnis zwischen den Geberländern keine gerechte
Beteiligung an den Zahlungsverpflichtungen mehr sicher-
stellen kann.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Falsch!)

Hessen hatte in den ersten drei Quartalen dieses Jahres
vor LFA Steuermehreinnahmen von 16,2 %. Bayern und
Baden-Württemberg hatten letztlich 13,6 bzw. 12,9 %.
Nach Länderfinanzausgleich dreht sich das Bild in nicht
nachvollziehbarer Weise: Hessen verbleiben von den
16,2 % nicht einmal 7 %, wohingegen Bayern und Baden-
Württemberg zwischen 13 und 16 % Mehreinnahmen ver-
bleiben.

(Norbert Schmitt (SPD): Wer hat den LFA ausge-
handelt?)

– Wir haben ihn ausgehandelt, und zwar unter dem Ge-
sichtspunkt, dass wir dieses Jahr infolge der damaligen
Verhandlungen wahrscheinlich 300 Millionen c einspa-
ren werden. Herr Abg. Schmitt, machen Sie keine
Zwischenrufe, sondern hören Sie zu.

(Norbert Schmitt (SPD): Ich habe Ihnen zugehört!)

Wir werden wahrscheinlich 300 Millionen c einsparen.
Dafür muss eine alte Oma lange stricken. Wir waren also
sehr erfolgreich.

(Beifall bei der CDU – Norbert Schmitt (SPD): Das
sieht man an der Verteilungswirkung, die Sie er-
reicht haben!)

Tatsächlich ist es aber so, dass sich Hessen in so außerge-
wöhnlicher Weise entwickelt, dass wir diese hohe Belas-
tungen haben. Statt das zu fragen, was Sie an Ergebnissen
schon genau wissen, wäre ich dankbar, wenn Sie uns ein-
fach unterstützen würden, um zu erreichen, dass der Län-
derfinanzausgleich für Hessen erträglicher wird. Es wäre
eine ziemlich gute Sache, wenn wir uns darauf beschrän-
ken würden.

(Zurufe von der SPD)

Das System ist anreizfeindlich, und es bleibt die Frage, ob
die Kuh, die gemolken wird, irgendwann noch ausrei-
chend Kraft haben wird, sich das notwendige Potenzial zu
verschaffen, um den anderen dauerhaft helfen zu können.

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin, dass die
Föderalismusreform II die Plattform für solche Gesprä-
che ist. Wir müssen uns im Zusammenhang mit den Ent-
schuldungssystemen und der Frage, wer welche Leistun-
gen erbringt, darüber unterhalten, wie die richtigen
Schritte an der Stelle aussehen. Ich habe in der Presse-
konferenz bei der Vorstellung des Nachtragshaushalts ge-
sagt: Streiten können wir uns immer noch. Wir setzen erst
einmal darauf, dass auch die übrigen Länder erkennen,
dass diese Art und Weise, wie sich die Dinge entwickelt
haben, nicht mehr als fair zu bezeichnen ist.

Zum Schluss meiner Ausführungen muss ich sagen: Die
Steuerschätzungen haben unsere Annahmen sehr bestä-
tigt. Die Steuerschätzungen für 2007 sind relativ identisch,
bis auf ganz geringe Margen, die eigentlich zu vernachläs-
sigen sind. Sie haben gesehen, es gibt keinen Spielraum

für zusätzliche Einnahmen im Jahr 2008, aber auch das
liegt auf unserer Linie. Wir haben die Dinge von vornher-
ein eher vorsichtig betrachtet, sodass wir sagen können,
unsere solide Planung wird von dem Arbeitskreis Steuer-
schätzungen bestätigt. Es wäre natürlich schön gewesen,
wenn die Einnahmen etwas höher gewesen wären, aber es
ist eben so, wie es ist.

Ich möchte allerdings auf Folgendes hinweisen, weil die
Diskussion morgen mit dem Haushalt beginnen wird:
Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, Sie ha-
ben Steuermehreinnahmen in Höhe von 140 Millionen c
für das nächste Jahr zur Deckung Ihrer Haushaltsanträge
angesetzt. Dann haben Sie aber 60 Millionen c für die
Rückzahlung von Studiengebühren vergessen,

(Norbert Schmitt (SPD): Darauf kommen wir
gleich noch! – Weitere Zurufe von der SPD)

außerdem haben Sie bei der Tariferhöhung für die Beam-
ten 30 Millionen c vergessen. Sie haben nur 29 Millio-
nen c angesetzt, aber es werden 60 Millionen c werden,
wenn Sie der TdL beitreten. Ihnen fehlen also insgesamt
230 Millionen c. In diesem Hause ist schon wegen kleine-
rer Beträge gestritten worden.

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Der Entwurf des
Nachtragshaushalts für das Jahr 2007 ist auf der Basis des
bisherigen Haushaltsverlaufs unter Bestätigung der Ein-
nahmeansätze durch den von Bund und Ländern gebilde-
ten Arbeitskreis Steuerschätzungen entstanden. Sollte
sich bis zur Verabschiedung im Dezember ein Ände-
rungsbedarf abzeichnen, werde ich das Hohe Haus recht-
zeitig informieren und Gelegenheit geben, dies noch
rechtzeitig in den Entwurf einfließen zu lassen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Finanzminister, für die Einbringung. –
Wir kommen zur Aussprache. Die Redezeit beträgt 15 Mi-
nuten je Fraktion. Den Oppositionsfraktionen ist ein Bo-
nus von jeweils zwei Minuten zugewachsen. Erster Red-
ner ist Herr Kollege Kahl für die SPD-Fraktion.

Reinhard Kahl (SPD):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zum Ende des Jahres 2007 erleben wir ein finanzpo-
litisches Doppeljubiläum: Der Finanzminister hat in der
letzten Sitzung seinen letzten Haushaltsplanentwurf und
in dieser Sitzung seinen letzten Nachtragshaushaltsplan
vorgelegt. Dies ist das einzig Positive an den beiden Vor-
lagen.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Wir reden über einen Nachtrag, der ein sehr, sehr großes
Risiko birgt. Das Verwaltungsgericht Gießen hat heute
die Universität Marburg in einem Eilverfahren zur Rück-
erstattung gezahlter Studienbeiträge verpflichtet. Als
Grund nannte die Dritte Kammer des Gerichts am Diens-
tag „ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des
hessischen Studienbeitragsgesetzes“. Das Gericht ord-
nete zudem die aufschiebende Wirkung der Klage an.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Meine Damen und Herren, wir haben Sie darauf auf-
merksam gemacht, dass die Erhebung von Studiengebüh-
ren gegen die Hessische Verfassung verstößt. Wir fordern
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Sie auf, 60 Millionen c in die Rücklage einzustellen, um
das Risiko abzufedern.

(Beifall bei der SPD)

Auch der Nachtragshaushaltsplan 2007 ist ein Dokument
finanzpolitischen Versagens dieser Landesregierung auf
ganzer Linie. Wer über 750 Millionen c zusätzliche Steu-
ereinnahmen nach Länderfinanzausgleich zu verzeichnen
hat und die Nettoneuverschuldung von über 820 Millio-
nen c um keinen Cent senken kann, hat finanzpolitisch
schlicht versagt.

(Beifall bei der SPD)

Die notwendige Haushaltskonsolidierung zur Schaffung
neuer Spielräume für Zukunftsaufgaben findet bei dieser
Regierung nicht statt. Damit stellt sich Hessen mit dieser
Landesregierung nicht nur finanzpolitisch ins Abseits. Die
Ausrede des Finanzministers, um neue Schulden zu be-
gründen, ist immer dieselbe: Schuld sind immer die ande-
ren – die anderen Bundesländer, die von Hessen zu viel
Geld bekommen, über Jahre hinweg die rot-grüne
Bundesregierung, und im Besonderen schuld ist der Län-
derfinanzausgleich.

Kurz einige wenige Bemerkungen zum LFA. Die Abfüh-
rungen Hessens in den LFA sind auch unserer Meinung
nach deutlich zu hoch. Über diese Frage gibt es keinen
Streit. Wir brauchen einen LFA mit einer deutlich höhe-
ren Anreizfunktion – ich betone: für Geber- und Nehmer-
länder. Dies muss eine klare Zielsetzung in der Föderalis-
musreform II sein.Vergessen wir aber auch nicht, dass die
Struktur des jetzigen LFA von dieser Regierung und na-
mentlich vom Ministerpräsidenten als großer Fortschritt
gefeiert wurde. Meine Damen und Herren, das wollen wir
nicht vergessen.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen, Herr Weimar, dass Hessen der größte Zahler
im Länderfinanzausgleich ist, das ist eine alte Wahrheit.
Das sind wir schon über Jahrzehnte gewesen.Trotz der ho-
hen Abführung in den LFA verbleiben diesem Land in er-
heblichem Umfang Steuermehreinnahmen in der Kasse.
Dazu nur zwei Zahlen: Steuermehreinnahmen immer
nach Länderfinanzausgleich von 2005 auf 2006 plus
1,1 Milliarden c und von 2006 auf 2007 plus 1,05 Milliar-
den c, also jedes Jahr netto in der Kasse 1 Milliarde c
mehr. Das ist die Realität.

Trotz dieser Steuermehreinnahmen weist der Nachtrag
ein Defizit von über 1 Milliarde c aus – 826 Millionen c
neuer Schulden und 250 Millionen c aus der Rücklage.
Im Vergleich zwischen Haushalt und Nachtrag stellt man
fest, dass trotz Steuermehreinnahmen in Höhe von über
750 Millionen c das Defizit sogar noch um 50 Millio-
nen c steigt, weil dieser Betrag zusätzlich aus der Rück-
lage entnommen wird.

Mit dieser Haushaltspolitik steht Hessen im Vergleich der
Bundesländer ganz schlecht da. Schauen wir uns die Ent-
wicklung der Länderhaushalte in diesem Jahr bis ein-
schließlich September 2007 an. Der steuerstarke Monat
September ist dabei. Acht Länder weisen in ihrer Bilanz
Überschüsse aus, acht Länder ein Defizit. Das Land, das
mit weitem Abstand des höchste Defizit aufweist, ist Hes-
sen, und zwar mit sage und schreibe 1,0058 Milliarden c
Ende September, gefolgt vom Saarland mit 562 Millio-
nen c. Das ist die ganze Realität.

(Lachen des Ministers Karlheinz Weimar – Minister
Volker Hoff:Wir bezahlen das Saarland im Länder-
finanzausgleich!)

– Was hat denn das mit dem Länderfinanzausgleich zu
tun? Das ist das, was uns in der Kasse bleibt. Herr Hoff,
aber das haben Sie wahrscheinlich nicht verstanden.

(Beifall bei der SPD – Lachen des Ministers Karl-
heinz Weimar)

Oder aber anders ausgedrückt:

(Norbert Schmitt (SPD): Er weiß noch nicht ein-
mal, was bei seiner eigenen Firma in der Kasse ist!)

– Da würde ich einmal nachschauen.

(Unruhe – Glockenzeichen der Präsidentin)

Von dem Gesamtdefizit aller Länder bis Ende September
in Höhe von 1,9783 Milliarden c steuert Hessen mehr als
die Hälfte alleine bei. Meine Damen und Herren, das ist
die finanzpolitische Realität. Das können Sie gerne in den
entsprechenden Statistiken nachlesen.

(Clemens Reif (CDU): Das ist ein ganz depressives
Bild!)

Am Ende seiner Amtszeit bleibt Weimar seinem Grund-
satz treu: sprunghaft, windig, wirr.

(Zurufe der Abg. Gottfried Milde (Griesheim)
(CDU) und Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Oder mit anderen Worten: Eine finanzpolitische Linie ist
nicht erkennbar. Es ist schon mehr als ein finanzpoliti-
sches Nebelwerfen, wenn der Finanzminister in seiner
Pressemitteilung schreibt, es sei – wie er so schön sagt –
„ein hartes Stück Arbeit gewesen, trotz erheblicher Mehr-
belastungen die vorgesehene Nettoneuverschuldung un-
verändert beizubehalten“. Die nackten Fakten sehen an-
ders aus. Trotz erheblicher Steuermehreinnahmen nach
LFA ist es nicht gelungen, die Nettoneuverschuldung zu
senken. Das ist die Realität.

(Beifall des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Auch das schöne Bild, das der Finanzminister in seiner
Pressemitteilung verwendet – er vergleicht Hessen mit ei-
nem 100-m-Läufer, der, weil er besser als die anderen ist,
beim Rennen eine Bleiweste tragen muss –, ist grundsätz-
lich falsch. Richtig ist, das meiste Blei in seiner Weste hat
er sich selbst umgehängt. Und das merken in der CDU im-
mer mehr. Nicht umsonst sind Spekulationen über den
Weggang des Finanzministers undementiert geblieben.

(Axel Wintermeyer (CDU): Ach du grüne Neune!)

Das Traurige ist, dass dieser Finanzminister allerdings
nicht seine Regierung, sondern unser ganzes Land mit in
den finanzpolitischen Strudel hineinreißt. – Kommen wir
zurück zu den Fakten.

(Axel Wintermeyer (CDU): Seien Sie sicher, er
bleibt noch Jahre Finanzminister!)

Durch die konjunkturellen Verbesserungen und den wirt-
schaftlichen Aufschwung haben sich die Steuereinnahmen
insgesamt verbessert. Überall führt dies zu Haushaltsent-
lastungen, leider nicht in Hessen, und dies aufgrund der
verfehlten Haushaltspolitik dieser CDU-Regierung. Dies
wird allein durch wenige Vergleichszahlen zwischen dem
Nachtrag 2007 und dem Istergebnis von 2006 deutlich:
Anstieg der bereinigten Gesamtausgaben zwischen 2006
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und 2007 ohne LFA plus 4 %. Im Geldausgeben ist die
Landesregierung spitze, der Wahlkampf lässt grüßen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Widerspruch
des Abg. Gottfried Milde (Griesheim) (CDU))

Gleichzeitig stellen wir einen Rückgang der Investitionen
um 2,1 % fest. Die dramatischste Zahl, die der Finanzmi-
nister verschweigt: Anstieg der Neuverschuldung gegen-
über dem letzten Jahr trotz Wirtschaftsaufschwung um
sage und schreibe 42 %. Und dann redet er von Rückgang
der Nettoneuverschuldung. Bei dieser Statistik müssen
Sie leider den Kopf herumdrehen. Nur dann gibt es eine
Verbesserung.

(Zurufe von der CDU)

Kommen wir zu einzelnen Bereichen des Nachtrags. Das
Vorziehen der Spitzabrechnung des KFA wird von uns
ausdrücklich begrüßt, und wir haben das durch einen An-
trag auch zum Ausdruck gebracht. Die Kommunen sind
auf diese Gelder angewiesen.Wir halten auch fest, dass im
Einzelplan 17 die Steuermehreinnahmen verankert sind.
Die Berechnung der Steuerverbundmasse als Grundlage
für den Finanzausgleich ist nicht nach oben angepasst.

Zweitens. Wir begrüßen ausdrücklich, dass Leo III, die
weitere Veräußerung von notwendigem Immobilienver-
mögen, nicht realisiert wird. Der Verkauf und die Rück-
mietung von landeseigenen Gebäuden waren falsch. Des-
wegen muss dieser Ausverkauf beendet werden.

Immobilienverkäufe sind Einmalerlöse, die nicht zu einer
strukturellen Entlastung des Haushaltes geführt haben,
sondern durch erhöhte Mietzahlungen den Haushalt auf
Dauer belasten. Ich möchte für meine Fraktion ganz klar
sagen: Mit uns wird es keinen weiteren Verkauf von ge-
nutzten Landesimmobilien geben.

(Beifall bei der SPD)

Die Einmalzahlungen an Landesbedienstete im Umfang
von über 100 Millionen c sind eine reine Wahlkampf-
maßnahme. Die Tarifautonomie – darüber haben wir
heute gesprochen – wird dabei mit Füßen getreten. Auch
die 33,5 Millionen c für die Schulen können nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass Ihre Schulpolitik gescheitert ist.
Die Unterrichtsgarantie plus ist weiter nichts als eine Ver-
marktungsstrategie aus dem Hause Metz. Meine Damen
und Herren, aus Murks wird auch durch den Nachtrag
kein bildungspolitischer Erfolg.

(Beifall bei der SPD)

Ein Jubel über die Erhöhung der Brandschutzmittel ist
nicht angebracht, da erhöhte Einnahmen aus der Brand-
schutzsteuer gesetzlich zweckgebunden sind. Der erhöhte
Korrekturbedarf im Einzelplan des Justizministers – Er-
höhung des Zuschussbedarfs um sage und schreibe
43,5 Millionen c – ist ein Indiz dafür, wie schlampig die
Ansätze im Haushaltsplan selbst gewesen sind.

(Beifall bei der SPD)

Die Entlastungen im Nachtrag haben im Regelfall nichts
mit echten Einsparungen zu tun. Wer beispielsweise eine
Reduzierung der Investitionen und eine erhöhte Ent-
nahme aus der Rücklage als Entlastung bezeichnet, wirft
schlicht Nebel.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dieser Nachtrag hat nichts mit einer notwendigen Haus-
haltskonsolidierung im Sinne einer nachhaltigen Finanz-
politik zu tun. Weimar bleibt seiner desaströsen Finanz-

politik treu. Egal, ob geringe Steuermehreinnahmen oder
sprudelnde Steuerquellen – der Schuldenberg wird zulas-
ten der nachfolgenden Generationen immer höher und
bedrohlicher.

Meine Damen und Herren, es ist schon ein Witz.Wer voll-
mundig von einem ausgeglichenen Haushalt im Jahre
2011 spricht, der greift wieder zur Methode der Ver-
schleierung. 290 Millionen c globale Mehreinnahmen
bzw. nicht belegte globale Minderausgaben sind kein aus-
geglichener Haushalt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Clemens Reif
(CDU): Sagen Sie einmal etwas Neues! – Gegenruf
des Abg. Norbert Schmitt (SPD): Das hätten Sie
gerne!)

– Herr Kollege Reif, wenn Sie meinen, 290 Millionen c
Defizit wären ein ausgeglichener Haushalt – –

(Zurufe von der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Entschuldigen Sie bitte kurz, Herr Kollege Kahl. – Wenn
Sie Herrn Kollegen Kahl etwas fragen, müssen Sie ihm
wenigstens beim Antworten zuhören. Ich bitte darum,
dass es etwas ruhiger im Saal ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Reinhard Kahl (SPD):

Danke, Frau Präsidentin. Aber es ging ja nicht um eine
echte Frage.

Diese Landesregierung hat fünf verfassungswidrige
Haushalte zu verantworten. Diese Landesregierung hat
im großen Stil Landesimmobilien verkauft und belastet
durch erhöhte Mietzahlungen die folgenden Haushalte.
Diese Landesregierung ist für eine drastische Erhöhung
der Neuverschuldung verantwortlich. Diese Landesregie-
rung ist trotz Steuermehreinnahmen nicht in der Lage, die
Nettoneuverschuldung abzusenken.

(Dr.Walter Lübcke (CDU): Jetzt reichts! – Norbert
Schmitt (SPD): Da hat er recht!)

– Das reicht sicherlich. Das reicht eigentlich, Herr Kollege
Lübcke. Das ist schon viel zu viel.

(Beifall des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

Diese Landesregierung gehört nicht nur wegen der ver-
fehlten Finanzpolitik abgewählt. Meine Damen und Her-
ren, in diesem Jahr und im kommenden Jahr besteht nach
Ihren Vorgaben ein Defizit von jeweils rund 1 Milli-
arde c. Nur zum Vergleich: Das strukturschwache Land
Sachsen-Anhalt wird im kommenden Jahr die Neuver-
schuldung beenden, Schulden tilgen und eine Steuer-
schwankungsreserve bilden, um in schlechteren Zeiten
Einnahmeausfälle auszugleichen.

(Gottfried Milde (Griesheim) (CDU): 5 Milliar-
den c insgesamt aus dem Länderfinanzausgleich!)

Das ist die Realität in anderen Bundesländern. – Herr
Kollege Milde, wenn Sie jetzt mit dem Länderfinanzaus-
gleich kommen, sage ich nur: viel zu kurz gesprungen.

(Norbert Schmitt (SPD): Es bleiben immer noch
unter dem Strich 1 Milliarde c!)
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Meine Damen und Herren, mit Ihrer Verschuldungspoli-
tik hinterlassen Sie den künftigen Generationen und der
künftigen Landesregierung eine schwere Hypothek. Un-
sere Aufgabe wird es sein, den Haushalt zu konsolidieren
und gleichzeitig Spielräume zur Finanzierung wichtiger
Zukunftsaufgaben zu schaffen.

(Zuruf des Ministers Karlheinz Weimar)

Das wird eine große Kraftanstrengung.

(Zuruf des Abg. Michael Denzin (FDP))

Wir Sozialdemokraten stellen uns dieser Herausforde-
rung. Zum Schluss sage ich klar und eindeutig: Ein wirt-
schafts- und steuerstarkes Land wie Hessen kann sich
eine schwache Regierung leisten – aber nicht mehr lange.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Kahl. – Das Wort hat Herr
Kollege Kaufmann für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Das war der allerletzte Haushaltsplan, den Finanzmi-
nister Karlheinz Weimar in den Landtag eingebracht hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es war auch das Allerletzte an Kompetenz und Qualität,
nämlich ein absoluter Negativrekord in Bezug auf die fi-
nanzwirtschaftliche Handlungsfähigkeit, was uns dieser
Finanzminister mit seinem Nachtragsentwurf und seiner
Rede heute hier geboten hat.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf von der CDU: Tata, tata!)

Bei der Einbringung des Haushaltsplans 2008 in der letz-
ten Plenarrunde tat mir Karlheinz Weimar noch leid; denn
der vom Kabinett beschlossene Entwurf war die größt-
mögliche politische Beschädigung eines Finanzministers
durch seine Regierung: kein ausgeglichener Haushalt in
Sicht, stattdessen eine massive Neuverschuldung trotz
steigender Steuereinnahmen.

Der heute zu betrachtende Entwurf für den Nachtrags-
haushalt 2007 zeigt, dass sich Herr Weimar von seinem
Amt offensichtlich verabschiedet hat. „Ich bin dann schon
mal weg“, so lauteten wohl seine Worte vor der Kabi-
nettsentscheidung; denn diese kann nur ohne die Beteili-
gung des Finanzministers zustande gekommen sein. Sonst
müsste der uns vorliegende Entwurf ganz anders ausse-
hen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, führen Sie sich das einmal
deutlich vor Augen: Hessen erlebt den größten Steuerein-
nahmesprung in seiner Geschichte.

(Norbert Schmitt (SPD): So ist es!)

Wir haben 1,584 Milliarden c Steuereinnahmen mehr, als
im Haushalt des laufenden Jahres eingeplant worden ist.
So viel Geld mehr in einem Jahr gab es noch nie.

Was geschieht? Die Landesregierung und ihr formal dafür
zuständiger und verantwortlicher Finanzminister schaffen
es trotz des Geldsegens nicht, auch nur einen einzigen

Euro weniger Schulden zu machen. Herr Weimar, das ist
wahrlich dramatisch und desaströs. Man kann nur noch
den Kopf schütteln. Das kann eigentlich nicht wahr sein.

Dabei tut Herr Weimar so, als ob er ein erfolgreicher Fi-
nanzwirtschaftler wäre. Er schreibt, an die Öffentlichkeit
gerichtet, in seiner Presseerklärung zum Nachtragshaus-
halt – ich zitiere –, es sei „ein hartes Stück Arbeit gewesen,
trotz erheblicher Mehrbelastungen, die im Nachtrags-
haushalt 2007 insgesamt mit fast 1 Milliarde c zu Buche
schlagen, die vorgesehene Nettoneuverschuldung unver-
ändert beizubehalten“.

(Norbert Schmitt (SPD): Das ist wirklich süß!)

Vor Empörung bleibt einem kurz die Luft weg. Herr Wei-
mar nimmt 1,584 Milliarden cmehr ein und sieht ein har-
tes Stück Arbeit darin, nicht noch mehr Schulden machen
zu dürfen. Man kann sich wirklich nur noch trösten, indem
man zur Bibel greift und in Salomos Sprüchen liest:

Wozu denn Geld in der Hand des Toren, um Weis-
heit zu kaufen, da ihm doch der Verstand fehlt?

Bei der Einbringung des Haushaltsplans 2008 habe ich, ei-
nen bildlichen Vergleich gebrauchend, das Verhalten der
Landesregierung als das eines Trinkers beschrieben, der
mit der Schnapsflasche in der Hand verspricht: Morgen
höre ich mit dem Saufen auf. – Man weiß, dass solche Vor-
sätze meistens nicht verwirklicht werden. Jetzt kam eine
neue, unerwartete Schnapslieferung dazu, und flugs wird
man noch durstiger.

Aber dass die Schuldensucht schon so weit fortgeschritten
ist, hätten wir dann doch nicht geglaubt. Herr Weimar,
eine Entziehungskur ist deshalb unvermeidlich, ja sogar
überfällig. Fragen Sie nach dem 27. Januar Ihren Arzt oder
Apotheker.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man den Sachverhalt in Zahlen ausdrückt, stellt
man fest, dass auch nach den wieder einmal lautstark be-
klagten Zahlungen in den Länderfinanzausgleich immer
noch Mehreinnahmen in Höhe von 755 Millionen c übrig
bleiben. Zusammen mit den Ausgabenentlastungen in
Höhe von rund 179 Millionen c im Haushalt ist dies eine
landespolitisch disponible Geldmenge von 934 Millio-
nen c, also fast 1 Milliarde c. Davon war schon die Rede.

Herr Weimar, Sie stecken nicht einmal 1 Promille dieser
1 Milliarde c – das wären immerhin 1 Million c – in die
Reduzierung der Neuverschuldung. Nein, keinen einzigen
Cent haben Sie dafür übrig. Im Gegenteil, Sie bieten statt-
dessen „ein hartes Stück Arbeit“ an – oder schildern es –,
um die Schulden hoch zu halten.Auf diese Arbeit könnten
wir gut und gern verzichten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Entwurf für den Nachtragshaushalt liefert endlich
das, wonach ich schon lange gesucht habe: den wissen-
schaftlich exakten Beweis für den berühmten kühnschen
Lehrsatz Nummer 1 zur weimarschen Haushaltspolitik.
Sie bekommen ihn wieder zu hören:

Solide und transparent, wahr und klar, wie Haus-
haltswirtschaft zu sein hat, ist das nicht, sondern
sprunghaft, windig, wirr, unüberlegt und nicht ganz
seriös.

Einen exakteren Beweis für die Richtigkeit dieses Lehr-
satzes von Adolf Kühn als diesen Entwurf für einen Nach-
tragshaushalt kann man sich nicht vorstellen.
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(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eigentlich sollten tibetanische Weisheiten unter der Re-
gierung des Freundes des Dalai Lamas doch etwas Beach-
tung finden. Herr Weimar, deshalb sage ich Ihnen, was die
Tibeter schon lange wissen: Wenn du in einem Loch sitzt,
musst du zuerst mit dem Graben aufhören. – Wenn Sie in
einem Schuldenloch sitzen, ist das Erste und Einzige, was
wirklich hilft, weniger Geld auszugeben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Zuruf der Abg. Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP))

Damit sind wir bei den Themen Vorsorge, Nachhaltigkeit
und Zukunft. Einst wurde von der Regierung eine Rück-
lage, genannt „Zukunftsoffensive Hessen“, kreiert, und
dann wurde das Ziel verkündet, man wolle sie nur für Pro-
jekte verwenden, die einen positiven Beitrag für die Zu-
kunft unseres Landes leisten.Abgesehen davon, dass dies,
zumindest aus unserer Sicht – also aus Sicht der GRÜ-
NEN –, bisher keinesfalls bei allen Projekten gelungen ist,
sage ich: Die Plünderung dieser Rücklage für den Aus-
gleich eines Nachtragshaushalts in einem Jahr, in dem es
zugleich einen Steuermehreinnahmerekord gibt, gehört –
das ist hoffentlich unstrittig – nicht zur Zukunftsoffensive.

Doch Herr Weimar braucht 50 Millionen c zusätzlich, um
den Haushaltsausgleich trotz der Beibehaltung der ge-
planten Neuverschuldung noch hinzubekommen. Wofür
er sie eigentlich braucht, klären wir noch.

Da wir gerade bei dem Thema Vorsorge sind: Eigentlich
gibt es Bedarf für eine neue Rücklage, nämlich für eine
Rücklage, um das Prozessrisiko des Landes in Sachen Stu-
diengebühren – Entschuldigung, es sind nur Beiträge, die
die Studierenden zurzeit zahlen müssen – zu verringern.
Das Thema ist, wie wir aus den Meldungen wissen, heute
so aktuell, wie es überhaupt nur sein kann. Jedes Unter-
nehmen wäre in der gegebenen juristischen Position ge-
halten, eine solche Rücklage zu bilden. Sonst würde der
Prüfer die fehlende Vorsorge monieren.

Die Landesregierung fährt indes den von ihr selbst so ti-
tulierten „Konzern Hessen“ offensichtlich ungebremst an
die Wand. Es müssen und werden sich andere um die Be-
seitigung des Schadens zu kümmern haben.An morgen zu
denken ist bei der CDU leider überhaupt nicht verbreitet,

(Dr. Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie ist auch von gestern!)

obwohl auch sie, wie es Moriartes formuliert, wissen
sollte: Vorsicht ist die Eigenschaft der Klugen; den Dum-
men fehlt die Vorstellungskraft für mögliche Konsequen-
zen. – Leider muss ich konstatieren, dass sie offensichtlich
auch der hessischen CDU fehlt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gehört eigentlich zum Allgemeinwissen, dass Haus-
halte in guten, aber nicht in schlechten Zeiten ruiniert
werden. Eine Zeit, in der wir einen Steuereinnahmezu-
wachs von mehr als 10 % bzw. von mehr als 1,5 Milliar-
den c haben, ist wahrlich nicht schlecht zu nennen. Also
muss man in dieser guten Zeit besonders aufpassen, dass
man den Haushalt nicht ruiniert.

Genau das geschieht bei Weimar jedoch nicht. Er passt
nicht auf. Das hat offensichtlich etwas mit dem Kalender
zu tun. Nicht nur das Jahr geht demnächst zu Ende, und
nicht nur das Weihnachtsfest, das Fest der Geschenke,
steht bevor, sondern auch die Legislaturperiode geht zu
Ende, und das heißt, dass der Wahltag naht. Wahltag ist
Zahltag, sagt der Volksmund, meint dies aber bislang eher

dahin gehend, dass das Volk am Wahltag den Regierenden
die Rechnung für ihre Politik präsentieren will. Bei der
Regierung Koch mit ihrem Finanzminister Weimar geht es
aber um Geschenke, insbesondere zur Wahl. Deshalb wer-
den die Steuerzahler den Begriff „Zahltag“ völlig neu ver-
stehen lernen: Sie werden künftig noch mehr zahlen dür-
fen, weil diese Regierung offensichtlich glaubt, politisches
Wohlwollen und die Zustimmung bei der Wahl seien zu
kaufen, und deshalb so viel Geld ausgibt.

Auch hier werfen wir wieder einen Blick in die Bibel. Sie
enthält eine schöne Beschreibung. Ich zitiere:

Und der König machte ein Festmahl für alle seine
Fürsten und Großen und gewährte den Ländern
Steuernachlass und teilte königliche Geschenke
aus.

Das ist im Buch Esther, 2,18 nachzulesen.

Die Anhörung der Vertreter der Kommunalen Spitzen-
verbände im Haushaltsausschuss letzte Woche hat die Ge-
schichte des Propheten bestätigt. Nur waren die dort an-
wesenden Fürsten und Großen trotz der Geschenke nicht
zufrieden und hatten etliches zu kritisieren. Sie waren
eben doch zu klug, um sich vom Geldsegen blenden zu las-
sen.

(Ruth Wagner (Darmstadt) (FDP): Im Neuen Tes-
tament steht das anders!)

Wir gehen davon aus, dass dies auch insgesamt gilt. Eine
solch hässliche Politik wie die von Herrn Koch und Herrn
Weimar lässt sich auch mit der Geldgießkanne nicht mehr
aufhübschen.

Die Debatte über den letzten Haushaltsplan, den Karl-
heinz Weimar einbringt, darf nicht – das ist sie auch nicht
– ohne die Erwähnung seines Lieblingsthemas vorüberge-
hen. Die dazugehörige Folie kennen Sie alle. Man sieht
zwei dicke Säulen, die nebeneinander stehen: NKA und
LFA bzw. Neuverschuldung – „Nettokreditaufnahme“ ge-
nannt – und Einzahlung in den Länderfinanzausgleich.
Mit dieser Folie soll, wie wir es auch heute wieder gehört
haben, suggeriert werden, dass die anderen Länder, mög-
licherweise gar noch die mit – oh, wie schrecklich – poli-
tisch falsch besetzten Regierungen, uns Hessen unser
schönes, sauer verdientes Geld abnehmen. Ohne diesen
quasi alltäglichen Raub müssten wir kein Geld pumpen
und hätten absehbar auch keine Schulden mehr. Diese
Ungerechtigkeit allein – und sonst nichts – sei übrigens
schuld an den hessischen Schulden.

Was will uns der Formulierungskünstler Weimar damit sa-
gen? Schuld an Weimars Schulden ist er selbstverständlich
nicht – das sind immer andere. Mit seinem Gejammer ist
Weimar nicht mehr fern von einer neuen Dolchstoßle-
gende für seine eigene finanzwirtschaftliche Niederlage.

Meine Damen und Herren, Legende aber ist nicht Wahr-
heit.Voraussetzung für hohe Lasten im LFA sind zunächst
einmal hohe Steuereinnahmen, die unter anderem durch
das Finanzzentrum Frankfurt entstehen. Der wirtschaftli-
che Erfolg hessischer Unternehmen insgesamt beruht nun
aber keineswegs ausschließlich auf der Leistung der Hes-
sinnen und Hessen, daran sind auch viele andere beteiligt.
Unter anderem auch deshalb ist ein Ausgleich der punk-
tuell anfallenden Einnahmen der öffentlichen Hände
sinnvoll und geboten, ein Finanzausgleich ist geradezu
eine konstitutionelle Bedingung für den Bundesstaat.

Entscheidend ist deshalb vielmehr die Antwort auf die
Frage, wie die Einnahmen verteilt werden sollen.
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(Norbert Schmitt (SPD): Genau so ist es!)

Und hier – das ist schon angesprochen worden – erinnern
wir uns alle noch an den seinerzeit so hochgelobten Wies-
badener Kompromiss, der zwischen den Ländern zur Neu-
regelung des Länderfinanzausgleichs gefunden wurde.

(Norbert Schmitt (SPD): So ist es!)

Weimar in der ersten Reihe bekundete seinen Stolz über
das Ergebnis,

(Norbert Schmitt (SPD): Ja!)

und Koch und er waren daran maßgeblich beteiligt.

(Norbert Schmitt (SPD): Der Retter Hessens!)

So wurde es damals berichtet. Meine Damen und Herren,
wurde damals die Unwahrheit gesagt? Oder ist das aus
heutiger Sicht nur eine besonders missglückte Form der
Entschuldigung für die miserable Finanzwirtschaft, wie-
der alles auf den LFA zu schieben?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN und des Abg. Norbert Schmitt
(SPD))

Auf jeden Fall müssen wir in Hessen ein Interesse daran
haben, dass sich die Steuereinnahmen in anderen Bundes-
ländern ebenfalls positiv entwickeln; denn nur damit ist
das Ausgleichsvolumen mittelfristig zu reduzieren.

(Zuruf des Ministers Karlheinz Weimar)

Im Übrigen muss ich nochmals darauf hinweisen – Herr
Finanzminister, auch das haben Sie wieder falsch darge-
stellt –, dass beim Länderfinanzausgleich die Reihenfolge
der Länder nach Steuerkraft nicht verändert wird.

(Norbert Schmitt (SPD): Das stimmt!)

Das besonders gern verwendete Argument, dass die Steu-
ereinnahmen in anderen Ländern wie Sachsen-Anhalt
oder sonst wo nur dank hessischer Gelder pro Kopf höher
seien als bei uns, ist deshalb falsch,

(Norbert Schmitt (SPD): Ja!)

auch wenn es besonders an Stammtischen laute Resonanz
erzeugt. Erst durch die SoBEZ – Sonderbundesergän-
zungszuweisungen, wie Sie wissen –, also Mittel, die aus-
schließlich aus dem Bundeshaushalt stammen, erhalten
steuerschwache Länder einen relativen Vorteil gegenüber
den steuerstarken.

Meine Damen und Herren, man kann und muss das
Thema Länderfinanzausgleich durchaus sachlich disku-
tieren und auch über sinnvollere Lösungen als die beste-
hende nachdenken. Leider ist dies im Zusammenhang mit
der Debatte über den zweiten Teil der Föderalismusre-
form bislang abgelehnt worden.

Herr Weimar, in diesem Zusammenhang muss ich Sie
aber daran erinnern, dass die deutliche Mehrheit der Län-
der – ich glaube, es sind 11 von 16 – zurzeit von der CDU
geführt wird. Das kann man bedauern, aber das ist eine
Tatsache.

(Beifall des Abg. Michael Boddenberg (CDU))

Aber das bedeutet, bei Unterstützung in Ihren eigenen
politischen Reihen könnten Sie eigentlich rasch sehr viel
erfolgreicher sein, als Sie es uns hier vorjammern.

(Beifall des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Lange Zeit war der Länderfinanzausgleich so konstruiert,
dass herkömmlich CDU-regierte Länder die Nehmer und
herkömmlich SPD-regierte Länder die Geber waren –
früher klassisch Hessen, Hamburg und Nordrhein-West-
falen. Zurzeit sieht das anders aus, die CDU regiert auch
in Geberländern – allerdings, wie am Beispiel Nordrhein-
Westfalen zu erkennen ist, um diese in Nehmerländer zu
verwandeln.

Meine Damen und Herren, bleiben wir in Hessen, und
stellen wir fest, dass die Politik hier wie andernorts die
Kunst des Möglichen ist. Das heißt, gute Politik berück-
sichtigt und erfüllt die Rahmenbedingungen und kann aus
einer Erfolgsposition heraus versuchen, diese Rahmenbe-
dingungen zu verändern. Solange aber der LFA als ge-
betsmühlenartig wiederholte Entschuldigung für die
überbordende Verschuldung missbraucht wird, muss man
an Weimars ergebnisorientierten Bemühungen zur Verän-
derung des Länderfinanzausgleichs doch eher zweifeln.

Das ist eigentlich sehr schade. Meine Damen und Herren,
ich muss bekennen, dass ich dem Finanzminister deutlich
mehr Regierungskunst und Cleverness zugetraut hätte,
als er sie mit diesem Nachtragshaushalt unter Beweis ge-
stellt hat. Herr Weimar, ich bekenne offen: Wir GRÜNE
gingen davon aus, dass Sie sich vor Ihrem Abgang aus dem
Amt nicht nur mit dem unvermeidlichen Titel des Re-
kordschuldenmachers geschmückt sehen wollten, son-
dern auch als der Finanzminister Hessens, der erstmals
seit Anfang der Sechzigerjahre des vergangenen Jahrhun-
derts wieder einen Haushalt ohne Neuverschuldung er-
reicht. Damit hätten Sie Ihr Image wirklich ganz schön re-
parieren können.

(Staatssekretär Dirk Metz: Da muss er weiterma-
chen!)

Als Opposition hätten wir Sie kurz vor der Wahl womög-
lich noch loben müssen. Sie haben das nicht gewollt oder
nicht geschafft.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Karlheinz Weimar ist finanz-
politisch gründlich und endgültig gescheitert – dies ist die
Botschaft dieses Nachtragshaushalts. 1,5 Milliarden c
Mehreinnahmen und kein Cent zur Schuldenreduzierung,
das ist die Botschaft an die Wählerinnen und Wähler.

Meine Damen und Herren, grün ist die Farbe der Hoff-
nung und auch die Farbe für eine finanzwirtschaftliche
Gesundung des hessischen Finanzhaushalts. Das gilt auch
über den 27. Januar hinaus. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Kaufmann. – Das Wort hat
Herr Kollege Williges für die CDU-Fraktion.

(Norbert Schmitt (SPD): Der erklärt uns jetzt auch,
was mit der Rücklage geschehen ist, für welche Zu-
kunftsprojekte die eingesetzt worden ist!)

Frank Williges (CDU):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die beiden Redner aus dem rot-grünen Lager offen-
baren wieder einmal ein recht simples Weltbild für rot-
grüne Haushaltspolitiker.
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Herr Kaufmann, der einzige Innovationsschub bei Ihrer
Rede war eigentlich, dass Sie das obligatorische Zitat vom
Ende in die Mitte verlegt haben – ansonsten ist das aus-
weislich der Protokolle der gleiche grüne Spinat, den Sie
hier Jahr für Jahr mehrmals vortragen.

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg. Dr.Andreas
Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich glaube, außer den wenigen Leuten, die sich direkt hin-
ter Ihnen versammelt haben, sieht in Ihnen niemand ei-
nen politischen oder gar haushaltspolitischen Hoffnungs-
träger.

Zum Kollegen Kahl ist festzustellen:Wenn ich die Plenar-
debatte eben richtig verfolgt habe, sind Sie das erste Mit-
glied des Schattenkabinetts, das hier bewiesen hat, dass es
im Schatten seines Pendants auf der Regierungsbank
steht und weit weg vom Licht ist.

(Beifall bei der CDU)

Wenn ich vom simplen Weltbild rede, dann will ich nur
einmal die Grundlagen nehmen, auf denen Ihre Haus-
haltsreden stehen. Dort sind die Steuermindereinnahmen
nämlich immer ein Verschulden des Finanzministers in
Person, gemeinsam mit der Regierung, und die CDU-
Landtagsfraktion wird auch noch mit in diese Verantwor-
tung genommen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN):Wer hat denn über Jahre alles in Berlin
blockiert? Wer war das denn?)

Steuermehreinnahmen fallen vom Himmel, sind unab-
wendbar, und dafür sind natürlich immer Externe verant-
wortlich.

Lassen Sie uns doch einmal die Situation beleuchten, aus
der wir kommen. Wir haben in den Jahren 2006 und 2007
erstmals eine Erholung aus Zeiten von Steuerminderein-
nahmen, die aus einer Wirtschaftskrise resultierten, die
von einer rot-grünen Regierung auf nationaler Ebene
hausgemacht war.

(Norbert Schmitt (SPD): Und der Blockade im
Bundesrat unter Herrn Koch!)

In anderen EU-Ländern hatten wir prosperierende Wirt-
schaftsdaten, nur in Deutschland hatten wir eine natio-
nale Krise. Wir stellen fest, dass die mit der Bundesregie-
rung unter der Führung von Angela Merkel jetzt zu Ende
geht und wir jetzt langsam in die Phase der Erholung
kommen.

Des Weiteren stellen wir fest, dass wir als Hessen durch Fi-
nanzminister Weimar gut durch diese Krise manövriert
wurden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Lachen des
Abg. Norbert Schmitt (SPD) – Zurufe der Abg. Dr.
Andreas Jürgens (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und Gottfried Milde (Griesheim) (CDU))

Ich will an dieser Stelle aber auch deutlich machen

(Norbert Schmitt (SPD): Mit 10 Milliarden c
Schulden und dem Ausverkauf des Landes – das ist
super!)

– Herr Schmitt, dazu komme ich noch –, als CDU-Land-
tagsfraktion hätten wir uns natürlich gefreut, wenn es
möglich gewesen wäre und es die Rahmenbedingungen
zugelassen hätten, dass Steuermehreinnahmen von 1,5845
Milliarden c dazu geführt hätten, dass wir die Nettoneu-

verschuldung im Jahr 2007 deutlich hätten senken oder
sogar ganz darauf verzichten können.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Und warum können Sie es nicht? –
Reinhard Kahl (SPD): Sie haben die Schulden
gegenüber dem letzten Jahr erhöht!)

Aber das war nicht möglich, und ich will einige der
Gründe nennen. Ich will einmal Ihre Position darstellen.
Denn die ist unredlich, hier sprechen Sie mit gespaltener
Zunge.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Warum?)

Sie erklären Ihr Einverständnis damit, dass auf die Veräu-
ßerung des Immobilienpakets Leo III verzichtet wird.

(Reinhard Kahl (SPD): Jawohl!)

Das heißt also, diese Mittel hätten auch bei Ihnen nicht für
einen Haushaltsausgleich zur Verfügung gestanden – ge-
setzt den Fall, Sie hätten Verantwortung getragen.

(Norbert Schmitt (SPD): Das stimmt! – Reinhard
Kahl (SPD): Das ist richtig!)

An dieser Stelle will ich noch einmal ganz deutlich ma-
chen: Das beweist, dass das Konzept der Immobilienver-
äußerung richtig war, dass es seriös administriert wurde.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das beweist es nicht!)

Denn in dem Moment, als die zu erwartenden Erlöse ab-
zusinken drohten, haben wir gesagt, jetzt verzichten wir
auf eine Veräußerung, denn jetzt könnte dieses Geschäft
in eine Schieflage geraten,

(Norbert Schmitt (SPD): Was ein Stuss!)

weil die entstehenden Mietkosten höher sind als die er-
sparten Zinsen und organisatorischen Kosten.

An dieser Stelle sage ich auch noch einmal ganz klar für
die CDU-Landtagsfraktion: Der Weg der Immobilienver-
äußerung und -rückmietung ist der richtige Weg; denn ein
Land muss nicht Immobilienbesitzer und -verwalter sein,
sondern hat sich auf seine Kernkompetenzen zurückzu-
ziehen.

(Reinhard Kahl (SPD): Das ist eine Verzweiflungs-
tat, sonst gar nichts!)

Von daher ist der Weg richtig, und mit Leo I und II konnte
das aufgrund der guten Marktlage auch ökonomisch sinn-
voll realisiert werden.

(Norbert Schmitt (SPD): Ihre Kernkompetenz
heißt: einmieten!)

Das sah in diesem Jahr anders aus. Deshalb war es richtig,
in diesem Jahr auf die Veräußerung zu verzichten und eine
günstigere Marktlage abzuwarten.

(Norbert Schmitt (SPD): Haben Sie auch Ihr Haus
verkauft und mieten sich ein?)

– Herr Kollege Schmitt, ich habe beispielsweise mein
Auto geleast, weil das ökonomisch günstiger ist. Ich weiß
nicht, ob Sie eine solche betriebswirtschaftliche Rechnung
nachvollziehen können, aber wir können nachher noch
einmal darüber reden.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Herr Kollege, der Fiskus kann keine
Steuern sparen!)
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Ich komme zur KFA-Spitzabrechnung. Auch hier erklärt
sich Kollege Kahl mit den 238 Millionen c einverstanden,
die den Kommunen vorzeitig überwiesen werden und die
eigentlich erst im Jahr 2008 fällig gewesen wären.

(Reinhard Kahl (SPD): Es geht um einen Monat!)

Auch die stehen für eine Reduzierung der Neuverschul-
dung zugegebenermaßen aus Ihrer Sicht nicht mehr zur
Verfügung.

(Reinhard Kahl (SPD): Nächstes Jahr auch nicht!)

Meine Damen und Herren, bleiben wir einmal bei den
Kommunen, die ohne Zweifel die Gewinner dieses Nach-
tragshaushalts 2007 sind. Die allgemeinen Finanzzuwei-
sungen an die Kommunen steigen auf 1,9 Milliarden c,
und insgesamt steigt der KFA auf einen Rekordwert von
über 3,3 Milliarden c. So viel zu der Frage, die Herr Kauf-
mann angesprochen hat – wie die Kommunen selbst ihre
Situation beurteilen.

(Reinhard Kahl (SPD): Das steht ihnen auch nach
dem Gesetz zu!)

Alles das, meine sehr verehrten Damen und Herren, steht
natürlich nicht zur Reduzierung der Nettoneuverschul-
dung zur Verfügung.

Ich komme zu den Einnahmeverbesserungen für Landes-
bedienstete, im Ergebnis 105,5 Millionen c. Wir haben
das heute früh ausführlich diskutiert, deshalb brauche ich
es nicht mehr im Detail zu erläutern. Aber unstrittig ist
doch, dass Sie den Landesbediensteten – wenn auch auf
anderem Wege – eine Gehaltserhöhung zugestehen woll-
ten. Das heißt, diese Summe, vielleicht sogar eine leicht
höhere, hätte ebenfalls nicht zur Verfügung gestanden.

Dann kommen wir zu zusätzlichen Mitteln in Höhe von
33,5 Millionen c für Unterrichtsabdeckung. Kommen Sie
nach vorne, und erklären Sie, dass zusätzliche Mittel für
Unterrichtsabdeckung entbehrlich seien.

(Norbert Schmitt (SPD): Für Unterrichtsgarantie
plus!)

Dann können wir darüber reden. Ich nehme einmal an,
dass sich niemand von Ihnen dazu bereit erklärt.

20 Millionen c für die Versorgung. Lassen Sie mich an
dieser Stelle noch einmal eines deutlich machen, wenn Sie
über Verschuldung und die Belastungsseite des Haushalts
sprechen: Sie haben es während Ihrer gesamten Regie-
rungszeit versäumt, Rücklagen für die Versorgung zu bil-
den.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Sie haben in den Siebzigerjahren in großem Stil Beamte
eingestellt und keinen Gedanken an die Versorgung ver-
schwendet – nach dem Motto: „Nach mir die Sintflut“.
Vielleicht hatten Sie damals schon die Hoffnung, dass die
Verantwortung irgendwann von einer seriösen CDU-
Landesregierung übernommen wird und Sie aus der
Pflicht genommen werden.

(Norbert Schmitt (SPD): Was war denn 1981 bis
1985?)

Die Wählerinnen und Wähler werden dafür sorgen, dass
Sie auch nicht in die Pflicht kommen.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müssen an
dieser Stelle natürlich auch noch einmal über den Län-
derfinanzausgleich sprechen. Ich habe manchmal den

Eindruck, dass die Opposition – zumindest der rot-grüne
Teil – den Länderfinanzausgleich als ein Abstrafungsin-
strument für den handelnden Finanzminister betrachtet.
Herr Grumbach, Sie müssten doch als verantwortliche Po-
litiker in diesem Land gemeinsam mit uns, Seite an Seite,
dafür kämpfen, dass der aus einer horizontalen Lage in
eine Schieflage geratene Länderfinanzausgleich wieder
optimiert wird.

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Verhand-
lungsergebnisse, die Ministerpräsident Koch und Finanz-
minister Weimar erzielt haben, haben uns ein wenig Luft
verschafft. Aber sie haben das strukturelle Problem des
Länderfinanzausgleichs nicht gelöst. Lassen Sie mich ei-
nige wenige Zahlen nennen. Zusätzlich gegenüber dem
Planansatz zahlen wir im Jahr 2007  760 Millionen cmehr
in den Länderfinanzausgleich, womit die hessischen Zah-
lungen dann mit 3,165 Milliarden c einen neuen Rekord-
wert annehmen werden. Damit sind wir an der absoluten
Spitze in Deutschland – weit vor den Verfolgern.

(Zuruf des Abg. Gernot Grumbach (SPD))

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit dem Länderfi-
nanzausgleich noch auf etwas hinweisen, was von der Op-
position ebenfalls immer ignoriert wird. Die Mehreinnah-
men auf der kommunalen Seite, beispielsweise bei der
Gewerbesteuer, von denen das Land nichts hat – außer
dass die Kommunen mehr Geld zur Verfügung haben –,
führen dazu, dass der Länderfinanzausgleich steigt. Das
heißt, ohne dass wir überhaupt eine Möglichkeit haben,
korrigierend einzugreifen, und ohne dass wir davon profi-
tieren, haben wir hier einen Anstieg im Länderfinanzaus-
gleich zu verzeichnen, den wir nicht beeinflussen können.

(Norbert Schmitt (SPD): Aber wer hat ihn denn
unterschrieben? Wer hat ihn denn ausgehandelt?
Wir oder Herr Weimar? Herr Koch oder wir?)

Ich komme zu dem durchaus legitimen Vergleich der
Schuldenaufnahme binnen acht Jahren und der Zahlun-
gen in den Länderfinanzausgleich. Wenn 20,2 Milliar-
den c Zahlungen in den Länderfinanzausgleich 9,8 Milli-
arden c Schulden im gleichen Zeitraum gegenüberste-
hen, müsste das doch auch Ihnen, Herr Schmitt, obwohl
Sie es vielleicht leugnen oder nicht folgen können, deut-
lich machen, dass wir einen deutlichen Überschuss hätten,
wenn wir diese Zahlungen in den Länderfinanzausgleich
nicht in dieser Höhe zu leisten hätten.

(Beifall bei der CDU – Lachen des Abg. Norbert
Schmitt (SPD))

Das Dramatische am Länderfinanzausgleich ist, dass er
bedauerlicherweise nicht, wie das früher bei Bayern der
Fall war, dazu führt, dass aus Nehmerländern Geberlän-
der werden, sondern – lassen Sie es mich salopp sagen –
eher verfrühstückt als in strukturelle Maßnahmen inves-
tiert wird, die die Situation dieser Nehmerländer nachhal-
tig verbessern.

(Norbert Schmitt (SPD): Wer hat ihn denn ausge-
handelt?)

Das müssen wir als Geberland hier gemeinsam kritisie-
ren. Das kann nicht allein die Aufgabe des Finanzminis-
ters und der Mehrheitsfraktion sein.

(Beifall der Abg. Dr. Christean Wagner (Lahntal)
und Axel Wintermeyer (CDU))
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Ich will zum Vergleich auch noch einmal etwas zu einem
privaten Haushalt sagen. Ich erlaube mir, mich des kauf-
mannschen Haushalts zu bedienen – einfach deshalb, weil
er ihn selbst öffentlich macht und immer in die Debatte
einbringt, ohne irgendwelche Zahlen zu nennen. Die,
Herr Kaufmann, kenne ich natürlich nicht. Ich gehe davon
aus, dass Ihre private Haushaltsführung in Ordnung ist –
das wünsche ich Ihnen auch – und dass die Einnahmen
stets die Ausgaben übersteigen.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Danke! Schön wärs!)

Aber, Herr Kaufmann, wenn Steuerleistungen, die Sie zu
zahlen haben, weil Sie ein gutes Einkommen haben, dazu
führen, dass Ihr Nachbar, der ein deutlich geringeres Ein-
kommen hat, am Ende einen höheren Lebensstandard hat

(Norbert Schmitt (SPD): Er kapiert es nicht!)

und nach Teneriffa fliegt, wohingegen Sie, wenn Sie mit-
fliegen wollen, die Reise kreditfinanzieren müssen, wer-
den Sie mir doch zustimmen, dass an diesem System etwas
nicht stimmt. Das ist der LFA, übertragen auf die private
Ebene.

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg. Norbert
Schmitt (SPD))

Sie haben darauf verzichtet, Vorschläge zu machen, an
welcher Stelle im Haushalt 2007 – oder konkret: im Nach-
trag 2007 – Sie Einsparungen vornehmen würden.

(Norbert Schmitt (SPD): Nachtrag oder wie?)

Sie haben hier mit allgemeinem Geschwafel das übliche
Programm abgespult.

(Zuruf des Abg. Norbert Schmitt (SPD))

– Herr Schmitt, regen Sie sich nicht auf, Sie sind nicht
mehr der Jüngste. Nicht, dass wir noch medizinische Hilfe
in Anspruch nehmen müssen.

(Heiterkeit bei der CDU)

Außerdem kommt es für Sie noch dicker. Lassen Sie uns
einmal schauen, wie denn ein rot-grüner Haushalt aus-
sähe. Sie hätten auf die „Operation sichere Zukunft“ ver-
zichtet.

(Norbert Schmitt (SPD): „Düstere Zukunft“!)

Das veranschlage ich einmal mit 600 Millionen c struktu-
reller Ausgabenreduzierung pro Jahr. Die Zinsen hätten
inzwischen kumuliert bei 2 Milliarden c auch schon
80 Millionen c pro Jahr ausgemacht, die wir zusätzlich zu
zahlen hätten.

Wir hatten im ersten Quartal eine Rücklage von 250 Milli-
onen c für den LFA, die Sie kritisiert haben. Jetzt rechne
ich Ihnen noch zugute, dass die Einsparungsvorschläge,
die Sie für den Haushalt 2007 gemacht haben, saldiert mit
dem, was Sie an Mehrbelastung für 2007 vorgeschlagen
haben, noch einmal 200 Millionen c Einsparungen ge-
bracht hätten. Dann würde ein rot-grüner Haushalt 2007
jetzt – nach dem ersten Nachtrag – so aussehen, dass wir
über 1,6 Milliarden c Nettoneuverschuldung hätten. Da-
mit lägen wir über jeder wie auch immer definierten Ver-
fassungsgrenze.

Herr Kahl, die Rechnung ist ganz eindeutig. Man braucht
nur die Zahlen zu nehmen und zu addieren, die Sie in den
Änderungsanträgen 2007 vorgelegt haben. Ich will gar
nicht ausrechnen, wie das für das Jahr 2008 aussieht. Das
wird Herr Kollege Milde morgen sehr ausführlich machen

und dabei, nehme ich einmal an, auch sehr plastisch dar-
stellen, dass die Situation für Sie dann noch viel dramati-
scher aussähe. Dann kommen Sie wahrscheinlich auf weit
über 2 Milliarden c Neuverschuldung, wenn man das
durchrechnet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich
zum Schluss feststellen: Wir hätten als CDU-Landtags-
fraktion im Jahr 2007 gern auf eine Nettoneuverschul-
dung verzichtet. Das ist gar keine Frage. Aber wir haben
im Gegensatz zur rot-grünen Opposition dieses Ziel nicht
aus dem Auge verloren, sondern uns ein klares Ziel ge-
steckt: Im Jahr 2011 wird es in Hessen keine Nettokredit-
aufnahme mehr geben. Dann werden wir sie auf null re-
duziert haben. Wir werden das in bewährter Art und
Weise mit Finanzminister Karlheinz Weimar und Minis-
terpräsident Roland Koch tun, weil uns die hessischen
Wählerinnen und Wähler angesichts der Drohung einer
rot-rot-grünen Koalition in Hessen sicherlich vor einem
Finanzminister Kahl und anderen Schattenministern ver-
schonen werden. – Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Williges. – Zu einer Kurzinter-
vention hat sich nun Kollege Kaufmann zu Wort gemel-
det.

Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich will den
Kollegen Williges nur nicht ohne Antwort lassen. Herr
Kollege Williges, Sie haben gefragt: Wie sähe denn ein
Haushalt mit Beteiligung der GRÜNEN oder auch ein
rot-grüner Haushalt aus? Darf ich Sie wieder einmal
daran erinnern, dass in den letzten Jahren, in denen Rot-
Grün den Haushalt zu verantworten hatte, die Ausgaben
jährlich um 0,5 % reduziert wurden? Wenn dieser Spar-
kurs von der Regierung Koch/Weimar nicht verlassen
worden wäre, hätten wir überhaupt kein Defizitproblem –
völlig unabhängig von der Frage, was der LFA für uns be-
deutet. Das können Sie ganz leicht nachrechnen.

Nur: Kaum war die Regierung Koch/Weimar im Amt,
wurde Geld ausgegeben – mit mehr oder minder vollen
Händen. Dann wurde ein Teil wieder eingesammelt, und
zwar nach der letzten Wahl. Jetzt steht die kommende
Wahl bevor, jetzt wird es wieder herausgepulvert.

Das Ergebnis sind rund 11 Milliarden c zusätzliche Schul-
den, die Koch-Weimar-Regierungen zu verantworten ha-
ben. Das ist die Bilanz. Jetzt fragen Sie noch einmal, wie es
bei uns aussähe. Sehr viel besser für die hessische Bevöl-
kerung und die hessische Finanzlage. – Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Herr Kollege Williges hat Gelegenheit zur Antwort.

Frank Williges (CDU):

Herr Kaufmann, Sie haben – wie so oft – bei der Was-
wäre-wenn-Frage die Realität ausgeklammert. Eine wie
auch immer konstruierte rot-grüne Landesregierung in
Hessen hätte doch unter dem Dach einer rot-grünen
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Bundesregierung Haushaltspolitik gemacht. Die Steuer-
mindereinnahmen, die durch die national initiierte Wirt-
schaftskrise entstanden sind, wären auch bei rot-grünen
Haushaltspolitikern entstanden.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Falsch! Wer hat denn in Berlin blo-
ckiert?)

– Herr Kaufmann, jetzt hören Sie mir bitte einmal zu. – Im
Übrigen hätten Sie Jahr für Jahr die Möglichkeit gehabt –
Sie haben davon auch Gebrauch gemacht –, durch Ände-
rungsanträge den Haushalt so umzugestalten, wie er aus
Ihrer Sicht richtig und beschlussfähig wäre. Das haben Sie
Jahr für Jahr getan.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wir haben jedes Jahr weniger Schul-
den gemacht, als Sie beschlossen haben! Jedes
Jahr!)

Wir haben nicht mehr gemacht, als die Wirkung dieser
Anträge in den Haushalt einzurechnen. Ich habe es Ihnen
eben vorgerechnet: Das hätte 2007  1,6 Milliarden cNeu-
verschuldung zum Ergebnis gehabt. So viel zur Beantwor-
tung der Was-wäre-wenn-Frage.

(Beifall bei der CDU – Frank-Peter Kaufmann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Das ist falsch!)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege Williges. – Nun hat Herr Kol-
lege von Hunnius für die FDP-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Roland von Hunnius (FDP):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich muss Sie leider gleich zu Beginn meiner Rede in
zwei Punkten enttäuschen. Erstens. Ich werde mich auf
den Nachtragshaushalt konzentrieren und alle blumigen
Zukunftsgemälde weglassen, die hier aufgezeigt worden
sind. Zweitens. Ich habe auch keine anderen Zahlen als
meine Vorredner. Das tut mir leid, ich kann nichts anderes
präsentieren. Das ist vielleicht enttäuschend an diesem
frühen Abend, aber es ist so.

Ich komme zum Nachtragshaushalt. Auf den Nachtrags-
haushalt hatten wir uns bei der FDP und hatte ich mich als
finanzpolitischer Sprecher der FDP-Fraktion schon sehr
gefreut. Wir dachten uns: Wir haben mehr Steuereinnah-
men. Mehr Steuereinnahmen bei den gleichen Ausgaben
führt nach Adam Riese dazu, dass wir weniger Schulden
aufnehmen müssen. Das wäre schön gewesen.

Vielleicht – so war unsere Vermutung; Herr Abg. Kauf-
mann hatte sie offenbar auch – hätten wir sogar ohne neue
Schulden auskommen können.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Irrtum!)

Aber jetzt liegen die Zahlen vor – aus der Traum. Die Re-
alität der Haushaltsführung der CDU-Landesregierung
und ihrer Parlamentsmehrheit hat uns wieder. Die Steu-
ereinnahmen nach Abführung in den Länderfinanzaus-
gleich – nur davon spreche ich; bitte komme mir keiner
mit dem Länderfinanzausgleich, wir sprechen von 755
Millionen c nach Abführung in den Länderfinanzaus-
gleich –

(Gottfried Milde (Griesheim) (CDU): 754,5!)

haben nicht dazu geführt, dass nur ein einziger Cent we-
niger Schulden aufgenommen wird.

(Nicola Beer (FDP): Hört, hört! – Reinhard Kahl
(SPD) und Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN): So ist es!)

Allein diese Feststellung ist ein einziger Skandal.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Das ist der finanzpolitische Worst Case, den man sich vor-
stellen kann: Eine Dreiviertelmilliarde Mehreinnahmen
netto im Lande Hessen, und wir schaffen es gerade einmal
mit Mühe und Not und mit dem Anzapfen von Rücklagen
in Höhe von 50 Millionen c, nicht auch noch mehr Schul-
den zu machen.

(Beifall bei der FDP)

Diese Feststellung provoziert mich in der Tat zu der Frage:
Wie viel mehr Steuern braucht Hessen eigentlich, damit
es in der Kasse klingelt, 1 Milliarde, 2 Milliarden, 3 Milli-
arden, 4 Milliarden? Wann fängt es denn an, sich zu loh-
nen?

(Beifall bei der FDP)

Der Herr Minister hat gesagt, er habe den Haushaltsaus-
gleich fest im Blick. Was er nicht erwähnt hat, ist, dass er
am Teleskop steht; denn sonst könnte er den Haushalts-
ausgleich nicht im Blick haben.

(Beifall bei der FDP)

Das offiziell von der Landesregierung verkündete Ziel, im
Jahr 2011 netto keine neuen Schulden mehr aufzuneh-
men, ist bei Fortsetzung dieser Finanzpolitik keinesfalls zu
erreichen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wer es mit einer Dreiviertelmilliarde netto Mehreinnah-
men nicht schafft, auch nur 50 Millionen cweniger Schul-
den aufzunehmen, der schafft es auch nicht bei 1 Milli-
arde.

(Beifall bei der FDP)

Was wäre eigentlich geschehen, wenn die Steuereinnah-
men nicht über das geplante Maß hinaus gestiegen wä-
ren? Die erste Antwort lautet, die Nettoneuverschuldung
läge ceteris paribus bei 1,6 Milliarden c.

(Jörg-Uwe Hahn (FDP): Wer ist das?)

Das ist fast das Doppelte des Planwertes. Erinnern Sie
sich noch an das stolze Wort „Trendwende“? Von Trend-
wende kann hier wirklich nicht die Rede sein.

(Norbert Schmitt (SPD): Die hat nur ein Jahr ge-
dauert!)

Dagegen laufen, das will ich sofort konzedieren, Ausga-
ben bzw. Mindereinnahmen, die nicht vorhersehbar wa-
ren oder die freiwillig geleistet wurden. Erwähnt worden
ist bereits die vorgezogene Spitzabrechnung im Kommu-
nalen Finanzausgleich von 238 Millionen c. Erwähnt wor-
den ist auch die Verschiebung der Immobilienverkäufe im
Rahmen von Leo III von 400 Millionen c.Auch wenn ich
die beiden Positionen herausrechne, komme ich immer
noch auf eine höhere Neuverschuldung, die hätte geplant
werden müssen, wenn der Haushalt 2007 ehrlich aufge-
stellt worden wäre. In der Tat ist es doch so, dass die hö-
heren Steuereinnahmen die Planungsfehler und die
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Schönfärberei im Haushaltsplan jetzt teilweise überde-
cken. Das ist das, was wir hier feststellen.

Meine Damen und Herren, gehen wir doch einmal von
dem Haushaltsansatz für die Neuverschuldung für das
Jahr 2007 aus und überlegen, was sich daran geändert hat.
Wesentliche Verschlechterungen des Haushalts waren
entweder schon im Jahr 2006 absehbar oder sind durch die
Landesregierung selbst veranlasst. Ich nehme zum einen
den Punkt Einkommensverbesserungen für Landesbe-
dienstete, 105 Millionen c. Der Kollege Hahn hat heute
darüber gesprochen. Nun kann keiner sagen, das kam un-
erwartet, weil es ein CDU-Gesetzentwurf war. Das ist si-
cherlich kein Argument dafür.

(Frank-Peter Kaufmann (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Unabweisbar geradezu!)

Ich nehme die Unterrichtsgarantie plus, 33,5 Millionen c,
oder Versorgungslasten für Lehrer, 20 Millionen c. Herr
Kollege Williges, es geht dabei um Ausgaben, nicht um die
Bildung von Rücklagen. Ausgaben sind ein Zahlungsvor-
gang und haben nichts mit der Bildung der Versorgungs-
rücklage zu tun – das nur zur Information.

(Beifall bei der FDP)

Wenn ich 20 Millionen c mehr brauche als geplant, habe
ich mich um 20 Millionen c verrechnet. Das ist die Wahr-
heit.

Es gibt einen Mehrbedarf im Justizbereich von 43,5 Milli-
onen c. Auch dieser kann ernsthaft niemanden über-
rascht haben. Polizeiliegenschaften: 7 Millionen c Mehr-
bedarf. Wo ist hier die Überraschung? Katastergebühren:
Mindereinnahmen.Alle diese Positionen waren entweder
bei vernünftiger Planung vorhersehbar oder aber sind auf
direkte Entscheidungen der Landesregierung zurückzu-
führen.

Wenn ich diese Belastungen zusammennehme und zu der
ausgewiesenen Verschuldung addiere, dann komme ich zu
einem theoretischen Betrag von 1,2 Milliarden c. Mit an-
deren Worten, der Haushaltsplan für 2007 hätte bei realis-
tischer Einschätzung der Ausgaben und unter Berücksich-
tigung dessen, was die Landesregierung selbst plant, mit
einer Neuverschuldung von 1,2 Milliarden c gefahren
werden müssen.

(Beifall bei der FDP – Norbert Schmitt (SPD): Das
wäre aber verfassungswidrig gewesen!)

Dass dies nicht der Fall war, verdanken wir allein dem er-
freulichen Umstand höherer Steuereinnahmen. Da sind
die Steuereinnahmen geblieben.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, bei dieser Rechnung lasse ich
unberücksichtigt, dass eine Reihe von Entlastungsfakto-
ren, die von der Landesregierung geltend gemacht wer-
den, keineswegs auf das Handeln der Landesregierung zu-
rückzuführen ist. Ich nenne als Beispiel den Minderbedarf
bei Wohngeld und Städtebauförderung.

(Unruhe)

– Es ist sehr schwer, gegen die Regierung anzusprechen.
Gegen das Parlament, das kann ich, aber bei der Regie-
rung ist es noch besonders laut.

Ich nenne rückläufigen Bedarf für Flüchtlinge und Spät-
aussiedler – kein Effekt der Landesregierung. Gewinnab-
führung von Fraport – da kann man vielleicht sagen, der
Aufsichtsratsvorsitzende war daran beteiligt.

(Zurufe von der CDU: Genau!)

Ich glaube, der Chef des Beteiligungsausschusses war
ebenso daran beteiligt. Ich glaube nicht, dass man sagen
kann, die Landesregierung hat durch ihr Handeln die Ge-
winnabführung vergrößert. Ausgleichszahlungen des
Bundes für Kfz-Steuerausfälle – all das lasse ich bei dieser
Angelegenheit einmal außen vor.

Die FDP-Fraktion war gut beraten, den Haushaltsplan
2007 abzulehnen. Er wurde entweder unter dem Aspekt
aufgestellt, ohne Rücksicht auf die tatsächlich zu erwar-
tende Ausgabenentwicklung eine Senkung der Nettoneu-
verschuldung auszuweisen – das wäre schon schlecht –,
oder aber, das vermute ich fast, der Minister ging heimlich
von überplanmäßig steigenden Steuereinnahmen aus, die
im Nachhinein die Ausgabenmisere übertünchen würden.
Genau das war letztlich der Fall. Die Ausgabenmisere
wäre eingetreten, ist aber übertüncht worden, weil erfreu-
licherweise stärkere Steuereinnahmen hereingekommen
sind.

(Beifall bei der FDP)

Beides ist gleich schlimm, weil es gegen das Transparenz-
gebot verstößt und das verfassungsmäßige Budgetrecht
des Parlaments untergräbt. Herr Kollege Milde, deshalb
vergleiche ich nicht Äpfel mit Birnen, wenn ich einen
Haushaltsplan mit dem Istergebnis vergleiche, sondern
ich messe die Pläne an der Realität.

(Beifall bei der CDU)

Herr Kollege Milde, das allein Maßgebliche ist, was zum
Jahresende realisiert worden ist, und das steht allein für
2006 fest. Bei 2007 haben wir gesehen, der Plan war nichts
wert. Das haben wir festgestellt.

Herr Kollege Milde, wenn irgendwo Äpfel und Birnen
verglichen werden, dann in dem Fall, wenn jemand die
Schulden mit dem Länderfinanzausgleich vergleicht. Das
sind Äpfel und Birnen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Allerdings hat der vorgelegte Nachtragshaushaltsentwurf
auch etwas Gutes, und zwar zweierlei. Erstens. Der Haus-
haltsentwurf entlarvt den ursprünglichen Haushalt scho-
nungslos als Luftschloss. Das merkt man hier.

(Beifall bei der FDP)

Der zweite positive Punkt. Der Haushalt wird – das müss-
te doch mit allen zusätzlichen Aktualisierungen zu schaf-
fen sein – bis Mitte Dezember nach Schluss der Landes-
kasse die voraussichtlich zu erwartenden Einnahmen des
Jahres 2007 einigermaßen genau enthalten. Das ist immer-
hin auch schon erfreulich. Mitte Dezember wissen wir es.
Das ist dann eine wichtige Information, wenngleich mit-
nichten eine echte Punktlandung. Das Wort hat heute
noch gefehlt.

(Beifall bei der FDP)

Die Landesregierung verkündet ihren Willen, ab 2011
keine neuen Schulden mehr aufzunehmen. Was sie tut, ist
aber das genaue Gegenteil davon. Sie plant zusätzliche
Ausgaben und hofft, von unerwarteten Mehreinnahmen
überrascht zu werden. Das hat im Jahr 2007 bei einem
Steuerfluss von einer Dreiviertelmilliarde Euro netto mit
Hängen und Würgen und mit einer kräftigen Entnahme
aus der Rücklage gerade noch einmal geklappt. Eine
mittelfristig ausgerichtete finanzpolitische Konzeption ist
aber weit und breit nicht erkennbar.
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Meine Damen und Herren, der Nachtragshaushalt ist ein
Haushalt des „Weiter so“. Er müsste aber endlich ein
Haushalt der Neubesinnung und der Nachhaltigkeit sein.
Da, muss ich sagen, ist das, was vorgelegt worden ist, ein
bisschen wenig – auf jeden Fall zu wenig, als dass die FDP-
Fraktion zustimmen könnte. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Vielen Dank, Herr Kollege von Hunnius. – Mir liegen
keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit hat die erste
Lesung des Gesetzesentwurfs der Landesregierung für
ein Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Feststel-
lung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das Haus-
haltsjahr 2007, Drucks. 16/7918, stattgefunden.

Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur Vorberei-
tung der zweiten Lesung an den Haushaltsausschuss zu
überweisen.

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 5:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung für
ein Gesetz zu dem Vertrag zwischen dem Land Hessen
und dem Landesverband der Jüdischen Gemeinden in
Hessen – Körperschaft des öffentlichen Rechts – zur Än-
derung des Vertrages zwischen dem Land Hessen und dem
Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen –
Körperschaft des öffentlichen Rechts – Drucks. 16/8018 –

Zur Einbringung hat Frau Kultusministerin Wolff das
Wort.

Karin Wolff, Kultusministerin:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Wie Sie alle wissen, beteiligt sich das
Land Hessen seit dem Staatsvertrag von 1986 und dem
Haushaltsplan von 1987 an den Ausgaben des Landesver-
bandes der Jüdischen Gemeinden und der Jüdischen Ge-
meinde Frankfurt für deren religiöse und kulturelle Be-
dürfnisse und auch die Verwaltung. Ursprünglich betrug
die Landesleistung jährlich 2 Millionen DM. Durch die
Koppelung an die Beamtenbesoldung hat sich dieser Be-
trag zuletzt auf 1,5 Millionen c erhöht. Die Jüdische Ge-
meinde Frankfurt ist zwar nicht Mitglied des Landesver-
bandes, partizipiert aber auf der Grundlage einer zwi-
schen dem Landesverband und der Jüdischen Gemeinde
Frankfurt geschlossenen Kooperationsvereinbarung im
Umfang von 70 % an den staatsvertraglichen Landesleis-
tungen.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen der Präsi-
dentin)

Neben der staatsvertraglich zugesagten Landesleistung
sind bisher über die Jahre zusätzliche Leistungen an die
jüdische Gemeinschaft in Hessen gewährt worden. Sie
waren in unterschiedlichen Haushaltsjahren auch unter-
schiedlich hoch. Diese Leistungen haben sogar gelegent-
lich die Landesleistungen, die vertraglich vereinbart wa-
ren, überstiegen. Diese zusätzlichen Leistungen sind auf-
grund verschiedener Faktoren notwendig geworden:

Erstens für investive Maßnahmen, sei es für den Bau von
Synagogen oder als Investition für das Philanthropin, die
jüdische Schule in Frankfurt.

Zweitens. Als sehr notwendig haben sich leider auch die
Sicherheitsmaßnahmen erwiesen.

Drittens. Durch die Zuwanderung hat sich der Betreu-
ungsaufwand erheblich erhöht, und dies wurde zum Teil
sowohl durch das Land als auch durch die Stadt Frankfurt
am Main abgefangen. Zudem gab es einen erhöhten Be-
darf aufgrund von Jüdischen Gemeinden, die erfreuli-
cherweise zusätzlich gegründet wurden. Das ist in Anbe-
tracht einer erneuten Beheimatung von Juden in Deutsch-
land immerhin ein erfreulicher Tatbestand.

Ferner werden Leistungen zur Entschuldung der Jüdi-
schen Gemeinde Frankfurt gezahlt, gemäß einer Verein-
barung, die zwischen der Stadt, der Jüdischen Gemeinde
sowie dem Land im Jahre 2000 getroffen wurde.Aufgrund
dieser Leistungen war es der Jüdischen Gemeinde Frank-
furt möglich, in den letzten fünf Jahren ausgeglichene
Haushalte vorzulegen sowie den Schuldenstand deutlich
zu reduzieren.

Der Landesverband und die Jüdische Gemeinde Frank-
furt sind im Jahre 2006 mit dem Ziel an die Landesregie-
rung herangetreten, die Landesleistung anzuheben. Mit
dem nun einzubringenden Änderungsvertrag zum Staats-
vertrag erhöht Hessen seine finanzielle Unterstützung
deutlich. Ich will allerdings auch deutlich machen, dass
diese neuen Beträge erstens bereits Bestandteil des ein-
gebrachten Haushalts sind und dass es zweitens eindeutig
im Interesse des Landes liegt, einen neu vereinbarten Ge-
samtbetrag zu zahlen, statt einer jährlich neu zu verhan-
delnden und zum Teil degressiven Summe.

Diese Erhöhung ist notwendig geworden, da in den ver-
gangenen eineinhalb Jahrzehnten die Mitgliederzahl der
Jüdischen Gemeinden aufgrund der Zuwanderungen aus
den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion er-
heblich angestiegen ist. Seit dem Abschluss des ursprüng-
lichen Vertrags hat sich diese von rund 6.000 auf nunmehr
rund 13.000 Personen nahezu verdoppelt.

Auch im Ländervergleich ist eine Anpassung der staats-
vertraglichen Leistungen des Landes Hessen an die jüdi-
sche Gemeinschaft angezeigt und mehr als geboten. Am
11. Oktober 2007 hat daher Herr Ministerpräsident Ro-
land Koch den vorliegenden Änderungsvertrag zum
Staatsvertrag aus dem Jahre 1986 unterzeichnet; gleich-
sam taten dies die beiden Vertreter des Landesverbandes
der Jüdischen Gemeinden und der Jüdischen Gemeinde
Frankfurt. Dieser Staatsvertrag sieht eine Anhebung der
vertraglichen Leistung auf rund 3,7 Millionen c ab dem
neuen Haushaltsjahr vor, und damit eine Integration bis-
heriger Zahlungen.

Mittels des vorliegenden Gesetzentwurfs soll dieser Än-
derungsvertrag zum 1. Januar 2008 in Kraft treten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit diesem
Änderungsvertrag wird dokumentiert, dass die Anstren-
gungen, die die Jüdischen Gemeinden unternehmen, um
die Zuwanderer in unsere Gesellschaft zu integrieren,
vom Land Hessen ausdrücklich anerkannt werden. Der
Änderungsvertrag soll ein deutliches Zeichen dafür sein,
dass das Land Hessen jüdisches Leben mit ganzer Kraft
unterstützt sowie auch die zusätzlichen Notwendigkeiten
die Sicherheit betreffend, die leider auf längere Dauer an-
gelegt sind, respektiert und mitträgt.

In den Gesprächen mit den Vertretern der Jüdischen Ge-
meinden in Hessen ist der derzeit unterzeichnete Ände-
rungsvertrag von Herrn Kollegen Weimar und mir einver-
nehmlich ausgehandelt worden. Neben der deutlichen
Anhebung der Landesleistungen wird in dem Vertrag be-
stimmt, dass diese Leistungen zunächst auf vier Jahre fest-
geschrieben werden und dass nach Ablauf von drei Jahren
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in Verhandlungen über die weitere Festsetzung einzutre-
ten ist. Im Übrigen ist der Vertrag von 1986 unverändert
geblieben.

Meine Damen und Herren, ich denke, dass wir uns alle
über die Entwicklung der Jüdischen Gemeinden in Hes-
sen freuen können.

(Allgemeiner Beifall)

Da niemand diese Entwicklung voraussehen konnte, hat
das Land Hessen bei der Bewältigung der in den vergan-
genen Jahren damit einhergehenden Herausforderungen
ohne Zögern geholfen sowie bereits in der Vergangenheit
über den staatsvertraglich zugestandenen Betrag hinaus
Geld zur Verfügung gestellt. Mit dem Vertrag, der nun
vorliegt, soll die Grundlage geschaffen werden, um für die
Jüdischen Gemeinden sowie sicherlich auch für das Land
in den kommenden Jahren ein ausreichendes Maß an Pla-
nungssicherheit sicherzustellen. Ich bitte deswegen um
Ihre Zustimmung zu dem vorliegenden Gesetzentwurf. –
Herzlichen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsidentin Sarah Sorge:

Frau Ministerin, herzlichen Dank für diese Einbringung. –
Für den jetzigen Zeitpunkt haben wir keine Aussprache
vorgesehen.

Es wird vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur Vorberei-
tung der zweiten Lesung an den Kulturpolitischen Aus-
schuss zu überweisen. – Es gibt keinen Widerspruch, da-
her verfahren wir so.

Ich frage die Geschäftsführer, ob angesichts der Tages-
ordnung des morgigen Tages noch gewünscht wird, die
Beschlussempfehlungen abzuräumen.

(Zurufe von der CDU: Nein!)

– Okay, dann machen wir das am Donnerstag. – Damit wä-
ren wir für heute am Ende der Tagesordnung angelangt,
und ich schließe hiermit die Sitzung. Ich freue mich, Sie
morgen um 9 Uhr wiederzusehen.

(Schluss: 18.18 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 1 – Fragestunde)

Frage 845 – Abg. Petra Fuhrmann (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie hoch ist derzeit der Versorgungsgrad an Krippenplät-
zen in Hessen?

Antwort der Sozialministerin Silke Lautenschläger:

Der Versorgungsgrad an Plätzen für Kinder unter drei Jah-
ren in Krippen, altersübergreifenden Gruppen und bei Ta-
gesmüttern lag zum 31.10.2007 bei 21.722 Plätzen, d. h. ei-
nem Versorgungsgrad von 13,7 %.

Frage 847 – Abg. Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN):

Ich frage die Landesregierung:

Was wird sie unternehmen, um das Inkrafttreten der Steu-
erpflicht für Tagesmütter und -väter zu verhindern?

Antwort des Ministers der Finanzen Karlheinz Weimar:

Das Bundesministerium der Finanzen hat mit Schreiben
vom 24.05.2007 die einkommensteuerrechtliche Behand-
lung der Geldleistungen für Kinder in Kindertagespflege
ab dem Veranlagungszeitraum 2008 neu geregelt. Ab 2008
werden demnach die aus öffentlichen Mitteln finanzierten
Tagesmütter und -väter steuerlich genauso behandelt wie
die von privater Seite finanzierten Tagesmütter und -väter.
Während die öffentlichen Zuschüsse in diesem Bereich bis-
lang als steuerfreie Beihilfen behandelt wurden, sind die
privat vereinnahmten Mittel seit jeher steuerpflichtige Ein-
nahmen. Parallel hierzu wird die Betriebsausgabenpau-
schale für alle Tagesmütter und -väter von 246 c auf 300 c
je Kind und Monat erhöht.

Diese Regelung hat zwei zentrale Auswirkungen:

Für die privat finanzierten Tagesmütter und -väter redu-
ziert sich durch die höhere Betriebsausgabenpauschale die
steuerliche Belastung. Diese Besserstellung betrifft die weit
überwiegende Mehrzahl der hessischen Tagesmütter und 
-väter.

Für die aus öffentlichen Zuschüssen bezahlten Tagesmütter
und -väter verschlechtert sich durch die Steuerpflicht hin-
gegen die Situation: Für bislang beitragsfreie, familienversi-
cherte Tagespflegepersonen werden bei Überschreiten der
sozialversicherungsrechtlichen Geringfügigkeitsgrenze ne-
ben der Steuerpflicht auch Beiträge für die Kranken- und
Pflegeversicherung sowie die gesetzliche Rentenversiche-
rung fällig. Auch wenn es hierzu keine genauen Statistiken
gibt, betrifft dies allerdings nur einen kleinen Teil der Ta-
gesmütter und -väter

Die Gleichbehandlung aller Tagesmütter und -väter ist
grundsätzlich sinnvoll, weil die Unterscheidung nach öf-
fentlichen Zuschüssen und privater Finanzierung in der
Praxis kaum einheitlich und überzeugend getroffen werden
kann.

Im Hinblick auf den erforderlichen und vom Land Hessen
finanziell stark unterstützten Ausbau der Kindertagesbe-
treuung ist die Schlechterstellung für die öffentlich bezu-
schussten Tagesmütter und -väter dennoch ein falsches Sig-
nal. Vor diesem Hintergrund habe ich als Finanzminister
des Landes Hessen die Thematik „Kindertagespflege“ be-
reits im Juni 2007 durch die Finanzministerkonferenz
(FMK) erörtern lassen. Es wurde auf Initiative und unter
Federführung von Hessen eine Arbeitsgruppe (der Länder
Hessen, Rheinland-Pfalz und Hamburg) zur Aufarbeitung
der Thematik eingerichtet. Mit deren Bericht haben sich die
Finanzministerinnen und Finanzminister der Länder in ih-
rer Sitzung am 06.09.2007 befasst.

Dabei wurde für alle Beteiligten deutlich, dass die finan-
ziellen Einbußen der Tagespflegepersonen nicht so sehr auf
den (vergleichsweise geringen) monatlichen Steuermehrbe-
lastungen, sondern vielmehr auf den damit einhergehenden
Sozialversicherungsbeiträgen beruhen. Das eigentliche
Problem liegt demnach – auch aus Sicht der Tagespflege-
personen – nicht in der Besteuerung der Einnahmen aus
der Kindertagespflege, sondern darin, dass die Neuregelun-
gen des BMF-Schreibens unmittelbare Auswirkungen auf
die sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Tages-
pflegepersonen haben.

Deshalb hat sich die FMK dafür ausgesprochen, dass eine
Verschlechterung der sozialversicherungsrechtlichen Rah-
menbedingungen für Tagespflegepersonen verhindert wer-
den muss. Letztlich ist die Bundesregierung aufgefordert,
eine Lösung für die aus dem Erlass resultierende einkom-
mensteuerrechtliche und sozialversicherungsrechtliche
Problematik für Tagespflegepersonen zu entwickeln. Der
Bundesrat hat in seinem Beschluss vom 21. September 2007
(BR-Drs. 544/07) die Bundesregierung gebeten, zu prüfen,
auf welche Weise diese Problematik gelöst werden kann.

Alternativ zu einer sozialversicherungsrechtlichen Lösung
könnte ich mir eine Anhebung der Betriebsausgabenpau-
schale von 300 c auf dann 400 c je Kind und Monat durch
das BMF vorstellen. Nach den Berechnungen meines Hau-
ses würden die steuerpflichtigen Einkünfte der Tagesmütter
und -väter dadurch weitestgehend unterhalb der sozialver-
sicherungsrechtlichen Geringfügigkeitsgrenze liegen. Es
wäre eine steuerliche Maßnahme, die einerseits die kaum
begründbare Trennung von öffentlichen Zuschüssen und
privater Finanzierung auflöst, gleichzeitig aber die Kinder-
tagespflege effektiv fördert. Vorab ist jedoch zu überlegen,
ob sich unmittelbar im Sozialversicherungsrecht eine trag-
fähige Lösung finden lässt.

Frage 849 – Abg. Sabine Waschke (SPD):

Ich frage die Landesregierung:

Wie ist der Sachstand zum von der Landesregierung ge-
planten Handgelderlass für in ihr Heimatland zurückzu-
führende Flüchtlinge?

Antwort des Ministers des Innern und für Sport Volker
Bouffier:

Die Landesregierung prüft weiterhin die Herausgabe eines
Handgelderlasses, der die Zahlung von Handgeld institu-
tionalisiert. Die Meinungsbildung zu diesem Thema ist
noch nicht abgeschlossen.




